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    VORWORT: 
DEUTSCHLAND IM SINKFLUG


    Spricht man Anfang 2026 mit Unternehmern und Managern, so sind die Rückmeldungen eindeutig: Gab es vor einem Jahr angesichts der vorgezogenen Bundestagswahlen noch Hoffnung auf den dringend nötigen fundamentalen Kurswechsel in der Wirtschaftspolitik, so dominiert heute die Enttäuschung. Die Stimmung ist noch deutlich schlechter als vor einem Jahr.


    Und es ist eben nicht nur die Stimmung, es ist die Lage. BDI-Präsident Peter Leibinger spricht von einem »freien Fall« des Wirtschaftsstandorts und warnt, Deutschland befinde sich »in der historisch tiefsten Krise seit Bestehen der Bundesrepublik«.1 Die Deutsche Industrie- und Handelskammer (DIHK) spricht von einer noch »nie dagewesenen Lage« und ifo-Präsident Clemens Fuest konstatiert, dass »Deutschland sich seit Jahren in einem wirtschaftlichen Niedergang befindet«. Die Lage sei mittlerweile dramatisch und es drohten »italienische Verhältnisse«, also eine 25 Jahre andauernde Stagnation. Da der durchschnittliche Lebensstandard bereits seit Längerem stagniere droht eine Spaltung der Gesellschaft. Seine Forderung: ein »umfassendes Reform-Gesamtkonzept«.2


    Die deutsche Wirtschaft verliert seit Jahren an Wettbewerbsfähigkeit. Begonnen hat der Prozess mit dem Atomausstieg, es liegt aber mindestens so sehr an einer immer höheren Steuer- und Abgabenlast, einer überbordenden Bürokratie und einem Staat, der, statt auf Rahmenbedingungen zu setzen, glaubt, mit dem Verteilen von Subventionen die Wirtschaft steuern zu können. Dies gepaart mit einer parteiübergreifenden Neigung, Probleme zu leugnen, zu verharmlosen oder mit Schulden und Steuergeld zu kaschieren.


    Das ging so lange gut, wie Produkte »Made in Germany« eine entsprechende Preisprämie realisieren konnten, weil sie besser waren als die Konkurrenz. Doch diese Strategie stößt immer öfter an ihre Grenzen, da vor allem China nicht nur deutlich billiger produziert, sondern technologisch in vielen Bereichen gleichgezogen oder gar überholt hat.


    Die deutsche Wirtschaft gleicht einem Flugzeug, das seit Jahren immer mehr an Höhe verliert. War der Sinkflug anfangs noch langsam, beschleunigt er sich nun spürbar. Die Arbeitslosenzahl beginnt trotz demografischem Wandel zu steigen, fast täglich gibt es Meldungen über Werksschließungen und Stellenabbau.


    Dem Flugzeug Deutschland droht der Strömungsabriss.


    Dies zu verhindern, erfordert ein entschlossenes und radikales Eingreifen: Die Energiepolitik muss als Hauptziel ein günstiges und im Überfluss vorhandenes Angebot haben, die Klimapolitik muss sich von jeglicher »Vorreiterrolle« verabschieden, der Sozialstaat muss demografiefest gemacht werden. Das Bildungssystem muss endlich wieder die Qualität hervorbringen, die ein Industrieland benötigt und die Infrastruktur muss saniert werden, statt die dafür vorgesehenen Schuldenmilliarden zum Stopfen von Löchern zu veruntreuen.


    Diese Erkenntnisse sind alles andere als neu. Schon 2018 habe ich in meinem Buch »Das Märchen vom reichen Land – Wie die Politik uns ruiniert« beschrieben, dass Deutschland keineswegs so reich war, wie damals durch Politik und Medien suggeriert, und dass systematische Fehlentscheidungen die Axt an den zukünftigen Wohlstand legten. Und ich warnte davor, das Märchen könnte sich in einen Albtraum verwandeln, wenn wir nicht endlich die nötigen Gegenmaßnahmen ergreifen.


    Die gute Nachricht: Für die wesentlichen Maßnahmen braucht es keine neuen Gesetze, man muss nur Gesetze der letzten zehn bis zwanzig Jahre abschaffen. Das geht deutlich schneller als mühsam neue Gesetze auszuformulieren und abzustimmen. Um im Bild zu bleiben: Es wäre so, als würden wir aus dem Flugzeug überflüssigen Ballast abwerfen, damit wir wieder an Flughöhe gewinnen.


    Die schlechte Nachricht: Wo ist die Bundesregierung, die dies erkennt und auch noch dazu bereit ist, so zu handeln? Anfang 2026 müssen wir nüchtern anerkennen, dass der Bundesregierung jegliches Bewusstsein für den Ernst der Lage fehlt. Sonst wäre das letzte Jahr anders verlaufen. Mit der SPD lässt sich nur weiterer Ballast addieren, aber auch die Union findet immer noch zu viel Gefallen daran (Mütterrente!).


    Wie kommen wir da zu einem positiven Szenario? Vielleicht hilft ja die Weltkonjunktur, vielleicht fallen ja die Preise für importierte Energie? Vielleicht gibt es eine Rückkehr zu offenen Märkten?


    Besser wäre es allemal, wir würden unser Schicksal selbst in die Hand nehmen. Denn noch haben wir es in der Hand und können den Absturz verhindern. So wie Preußen nach der Niederlage gegen Napoleon eine fundamentale Neuausrichtung vollzog und so wie Westdeutschland nach dem Zweiten Weltkrieg aus den Trümmern ein Wirtschaftswunder erschuf, so bräuchte Deutschland heute den Willen zu einem »Aufbruch 2030«. Es stellt sich jedoch die Frage, ob die deutsche Gesellschaft im Jahr 2026 noch zu einer solchen Kraftanstrengung bereit und fähig ist – oder ob die Komfortzone des noch vorhandenen, aber schwindenden Wohlstands die notwendige Reformbereitschaft lähmt.


    Immer mehr drehen sich die Gespräche bei Unternehmen und Leistungsträgern um die Frage: Wohin?


    Doch wir sollten kämpfen, statt zu gehen. Kämpfen für eine andere, bessere (Wirtschafts-)Politik – damit aus dem Märchen kein Albtraum wird.


    Darum geht es in diesem Buch.


    Daniel Stelter,
Berlin, Februar 2026

  


  
    1. DAS MÄRCHEN IST ZU ENDE


    Es herrschte regelrechte Euphorie. Die Bundesregierung korrigierte ihre Wachstumsprognose deutlich nach oben – von 1,9 Prozent auf 2,4 Prozent. In ihrer Jahresprojektion hieß es, die deutsche Wirtschaft befinde sich »in einem kräftigen Aufschwung«, der sich auf eine »breite binnen- und außenwirtschaftlich fundierte Basis« stütze.3 Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung sprach von einer »Hochkonjunkturphase«.4


    Der Arbeitsmarkt war in »hervorragender Verfassung«. Für das Jahr wurde eine Zunahme der Erwerbstätigen um 585000 Personen erwartet, die Arbeitslosenquote sollte auf 5,2 Prozent sinken.5


    Mehr als zwei Drittel der Wirtschaftszweige rechneten laut einer Umfrage des Instituts der deutschen Wirtschaft (IW) in dem Jahr mit einer Ausweitung der Produktion. Der ifo Geschäftsklimaindex bewegte sich im Frühjahr auf sehr hohem Niveau über 100 Punkten, was auf großen Optimismus in den Chefetagen hindeutete.6 Die Exporte boomten, die Bruttolöhne stiegen »recht spürbar« um rund 3 Prozent.7


    2018


    So war das im Jahr 2018. Alles, was politisch als wünschenswert angesehen wurde, galt als finanzierbar. »Ein reiches Land wie Deutschland könne doch … HIER WUNSCHPROJEKT EINSETZEN« war ein geflügelter Satz in vielen Reden und Interviews von Politikern aller Parteien. Ganz offensichtlich war Deutschland damals ein Land, das vor Kraft – genaugenommen vor Wirtschaftskraft – nur so strotzte.


    


    Eine Einschätzung, die ich keineswegs teilte.


    Regelrecht geärgert habe ich mich über dieses Märchen vom angeblich so reichen Land, denn nichts war weiter entfernt von der Realität als diese Erzählung. So wurde aus meinem Ärger das Buch: »Das Märchen vom reichen Land – Wie die Politik uns ruiniert«.


    Meine Analyse war simpel: Wir unterlagen einer Wohlstandsillusion. Obwohl Deutschland mit einem BIP pro Kopf von etwa 41800 Euro (2018) zur wirtschaftlichen Spitzengruppe gehörte, verfügten deutsche Privathaushalte über deutlich geringere Vermögen als ihre Nachbarn in der Eurozone. Das Medianvermögen deutscher Haushalte lag mit 60800 Euro weit hinter Spanien, Italien, Frankreich und sogar Griechenland. Uns gelang das »Wunder«, hart zu arbeiten, viel zu sparen und dennoch relativ arm zu sein.


    Die Ursachen lagen auf der Hand: Eine rekordhohe Abgabenquote ließ wenig Raum für private Vermögensbildung, und die Deutschen legten ihr Geld, statt in Immobilien und Aktien, lieber auf dem Sparbuch oder in Lebensversicherungen an.


    Die wirtschaftlichen Erfolge basierten auf Sonderfaktoren, die nicht dauerhaft sein konnten: Ein schwacher Euro, der im Vergleich zu einer hypothetischen D-Mark deutlich unterbewertet war, verschaffte deutschen Exporteuren künstliche Wettbewerbsvorteile. Die EZB-Geldpolitik infolge der Eurokrise drückte die Finanzierungskosten und förderte die Nachfrage im In- und Ausland, während viele unserer Kunden in aller Welt ihren Einkauf bei uns mit immer höheren Schulden finanzierten.


    Die Exporterfolge basierten zudem auf alten Industrien. Das sind Branchen, die es bereits im Kaiserreich gegeben hat, namentlich Automobil- und Maschinenbau oder Chemie, während Deutschland bei neuen Technologien wie dem Internet und der Digitalisierung den Anschluss verlor. Besonders kritisch war meine Sicht auf die Automobilindustrie, die sich in einem – wie sich heute zeigt – existenzgefährdenden Umbruch befand. Stichworte: Abgasskandal, Elektromobilität und autonomes Fahren.


    Während wir uns in unseren Exporterfolgen sonnten, wurde übersehen, dass ein Land, welches mehr ex- als importiert, nicht nur mehr Waren und Dienstleistungen ins Ausland liefert, als es von dort bezieht, sondern auch einen erheblichen Anteil seiner Ersparnisse im Ausland anlegt. Die Handelsbilanzüberschüsse (2017: 8 Prozent des BIP)8 bedeuten zwangsläufig einen Kapitalexport in gleicher Höhe. 


    Leider zeigten Studien, dass wir uns bei der Anlage dieser Gelder nicht besonders schlau angestellt hatten. Schätzungen beziffern die Verluste deutscher Banken und Versicherungen in der Finanzkrise auf 400 bis 600 Mrd. Euro. Bei der Griechenland-»Rettung« haben vor allem französische Banken profitiert, während Deutschland die Risiken trägt. Über ­Target-2-Forderungen lieh die Bundesbank über 1000 Mrd. Euro (ca. 12000 Euro pro Kopf der deutschen ­Bevölkerung) – zins- und tilgungsfrei und ohne Sicherheiten an andere Euroländer.9


    Ich betrachtete die Eurozone ohnehin kritisch. Nur dank der massiven Geldschöpfung und der Staatsanleihenkäufe der EZB war die Währungsunion noch nicht zerbrochen, und Deutschland wurde zunehmend – nicht nur über die Target-2-Forderungen – erpressbar. Vor allem Frankreich und Italien setzten auf Schulden-Vergemeinschaftung, Transferunion und Eurozonen-Budget – alles zu Lasten Deutschlands. Die finanziellen Risiken bezifferte ich auf 1000 bis 2000 Milliarden Euro.


    


    Besonders kritisch war ich mit Blick auf die »schwarze Null«. Die Politik feierte sich dafür, in Zeiten der Hochkonjunktur keine Schulden zu machen. In Wahrheit war die schwarze Null keine Leistung und bei genauerer Betrachtung sogar eine Lüge.


    Die Verbesserung der Staatsfinanzen basierte auf drei Faktoren: Die gute Konjunktur ließ die Steuereinnahmen sprudeln und reduzierte die Kosten für die Unterstützung von Arbeitslosen, der Staat nahm den Bürgern mit einer immer höheren Steuer- und Abgabenlast einen immer größeren Anteil des Einkommens weg und die Zinsausgaben des Staates sanken dank der Euro-Rettungspolitik um rund 136 Milliarden Euro zwischen 2009 und 2018. Sparen wäre in diesem Umfeld wahrlich keine Leistung gewesen – wenn der Staat denn wirklich gespart hätte.


    Gleichzeitig verfiel die Infrastruktur: Straßen, Brücken, Schulen, Digitalisierung – Deutschland investierte nicht, sondern lebte von der Substanz. Zugleich wurde der Sozialstaat mit immer großzügigeren Leistungsversprechen weiter ausgebaut. Die verdeckten Staatsschulden, beispielsweise Verpflichtungen für zukünftige Renten, Pensionen, Gesundheit stiegen immer schneller und lagen bei einem Vielfachen der offiziellen Schulden.


    Würde der Staat wie ein Unternehmen bilanzieren, hätte man sofort gesehen, dass die schwarze Null nichts als ein Politik-Märchen war.


    All dies geschah vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklung – einer tickenden Zeitbombe, die, schon damals absehbar, bald detonieren würde. Der Rückgang der Erwerbsbevölkerung, der in diesem Jahrzehnt (2020 – 2030) beginnt, war schon längst sicher prognostiziert, ebenso die rückläufigen Produktivitätszuwächse. Aus dieser Lage folgt die Erkenntnis, dass die Kosten für Renten und Pensionen aus dem Ruder laufen werden. Was die Politik nicht daran hinderte, durch die Rente mit 63, die Mütterrente und das Einfrieren des Rentenniveaus bei 48 Prozent die Finanzierungslücke noch deutlich zu erhöhen.


    Statt qualifizierte Zuwanderung zu fördern, fand seit Jahren eine »Migration in die Sozialkassen« statt. Die ungesteuerte Aufnahme von Flüchtlingen seit 2015 verschärfte die demografischen und fiskalischen Probleme, statt sie zu lösen. Meine Forderung damals: Wir müssen die Zuwanderungspolitik konsequent an unseren ökonomischen Erfordernissen ausrichten.


    So konnte ich der Politik nur ein vernichtendes ökonomisches Zeugnis ausstellen. Statt in die Zukunft zu investieren, setzten die Verantwortlichen in den guten Jahren die falschen Prioritäten:


    
      	Konsum statt Investition: Sozialausgaben, Renten­geschenke, Subventionen.


      	Euro-Rettung: Hunderte Milliarden Euro für faktisch 
verlorene Forderungen.


      	Energiewende: Überstürzt umgesetzt, extrem teuer, 
ohne Klimawirkung.


      	Falsche Industriepolitik: Während andere Länder 
ihre Schlüsselindustrien schützen, schwächte Deutschland die eigene Automobilindustrie vorsätzlich.

    


    Das Ganze mündete in der Warnung vor einem Albtraumszenario: Wenn die demografische Entwicklung voll durchschlägt, die Exportmärkte einbrechen, die Eurokrise zurückkehrt und gleichzeitig die verdeckten Staatsschulden fällig werden, drohen Deutschland massive Verteilungskämpfe und politische Verwerfungen.


    Mein Appell damals: Deutschland muss einen grundlegenden Neustart wagen – weg von der Illusion des reichen Landes, hin zu ehrlicher Analyse und zukunftsfähigen Reformen. Noch war Zeit zum Umsteuern, aber das Zeitfenster war nicht sehr groß.


    2026


    Man mag es nicht glauben, aber auch heute gibt es noch Politiker und Medienvertreter, die der Schimäre vom reichen Land das Wort reden, welches sich doch dieses oder jenes leisten könne. Diese Stimmen sind aber inzwischen eindeutig in der Minderheit.


    Liest man die Umfragen und spricht man mit den Menschen, wird sehr schnell klar: Die kollektive Illusion, der wir 2018 noch verfallen waren, ist Geschichte. Das »Märchen vom reichen Land« ist zu Ende erzählt, und es hat kein gutes Ende.


    Rückblickend ist mein Buch wohl zum Höhepunkt eines Aufschwungs erschienen, der durch billiges Geld, einen schwachen Euro und einen vor allem von China angefeuerten Nachfrageboom getrieben war. Seither hat sich die deutsche Wirtschaft sehr schlecht entwickelt.


    Während 2018 noch von einem »kräftigen Aufschwung« die Rede war, befindet sich die deutsche Wirtschaft heute in der längsten Stagnationsphase der Nachkriegsgeschichte. Das Bruttoinlandsprodukt lag Ende 2025 auf etwa dem gleichen Niveau wie im Jahr 2019 – sechs Jahre praktisch ohne Wachstum. Damit ist Deutschland das Schlusslicht in der EU und auch im Vergleich mit den Industrieländern der OECD.


    Eine genauere Analyse der Daten zeigt, dass es noch viel schlechter um die deutsche Ökonomie steht. Nach den im Januar 2026 veröffentlichten (noch vorläufigen) Zahlen des Statistischen Bundesamtes ist die Wirtschaft zwar 2025 um 0,2 Prozent gewachsen. Dies aber nur, weil die staatlichen und privaten Konsumausgaben zugelegt haben. Ein Treiber waren die stark steigenden Kosten des Gesundheitswesens. Die Exporte sanken angesichts intensiveren Wettbewerbs aus China und den zu hohen Kosten am Standort Deutschland erneut. Die Investitionen der Unternehmen gingen um 3,3 Prozent zurück, bereits der vierte Rückgang in Folge. Auch deshalb liegt das deutsche Produktionspotenzial um mehr als 5 Prozent unter dem Wert, der im Jahr 2019 für das Jahr 2025 erwartet wurde.10


    Bereits 2018 setzte ein Prozess ein, den wir mittlerweile als Deindustrialisierung bezeichnen. Führende Unternehmen begannen damit, ihre Produktion ins Ausland zu verlagern. Deutschland war als Standort aufgrund zunehmend schlechter Infrastruktur, immer höherer Abgabenlast und überbordender Bürokratie sowie stark steigender Energiekosten nicht mehr wettbewerbsfähig. Das passierte langsam, still und leise, ohne große Schlagzeilen. Die Coronakrise überlagerte die Entwicklung, dominierte die Medien und gab den Politikern die Chance, sich mit vielen Hundert Milliarden Euro neuer Schulden als Krisenmanager und Retter der heimischen Wirtschaft darzustellen.


    Mit Beginn des russischen Angriffskrieges gegen die Ukraine beschleunigte sich der Prozess der Deindustrialisierung. Der zusätzliche starke Anstieg der Energiekosten infolge der als Reaktion auf den Angriff erlassenen Sanktionen gegen Russland machte große Teile der Produktion in Deutschland unrentabel.


    Verschärft wurde die Situation durch eine anhaltende Politik, die glaubt, nur durch eine Reduktion des Energieverbrauchs ließen sich die Klimaziele erreichen, und die selbst am Höhepunkt der Energiekrise nicht vom Vorhaben abließ, die letzten verbliebenen Kernkraftwerke vom Netz zu nehmen und möglichst schnell zu sprengen.


    Die Exporte brummen nicht mehr. Unsere Kunden kaufen lieber bei anderen, günstigeren Lieferanten ein oder aber haben sich, wie China, zu ernstzunehmenden Wettbewerbern entwickelt. Chinas erfolgreiche Strategie setzt darauf, ehemalige deutsche Kernmärkte mit günstigeren und qualitativ besseren Produkten zu erobern.


    Der Inflationsschock in Folge der Coronapolitik – hohe Staatsschulden, die die Notenbanken der westlichen Welt großzügig finanziert haben, mussten zu Inflation führen – hat derweil die deutschen Sparer, die immer noch am liebsten auf dem Bankkonto sparen, um mehrere hundert Milliarden Euro enteignet. Die Immobilienpreise sind mit dem Zinsanstieg der letzten Jahre unter Druck geraten, was den zwischenzeitlichen Vermögenszuwachs der Deutschen wieder umgekehrt hat. Sie haben ihren hinteren Platz im Vermögensranking der Euroländer erfolgreich verteidigt – leider.11


    Die schwarze Null gehört ebenso wie die Schuldenbremse der Vergangenheit an. Erst kamen die diversen »Wummse« des Finanzministers Olaf Scholz (SPD) in der Coronazeit, dann die im besten George-Orwell-Sprech als »Sondervermögen« bezeichneten Schuldentöpfe der Politik. 500 Milliarden Euro sollen nach Darstellung der aktuell amtierenden Regierung und Bundeskanzler Friedrich Merz (CDU) in die deutsche Infra­struktur fließen, weitere mindestens 500 Milliarden in die Herstellung der Verteidigungsfähigkeit. In Wahrheit aber hat sich die Politik neue Freiräume geschaffen, um weiteren Konsum zu finanzieren.


    Doch damit nicht genug: Obwohl die Lasten der Alterung schon jetzt den Bundeshaushalt und die junge Generation übermäßig belasten, beschloss eben diese Regierung die weitere Fortschreibung des Rentenniveaus bei 48 Prozent und eine erneute Ausweitung der Mütterrente. Die Rente mit 63 wurde nicht etwa abgeschafft, sondern blieb unangetastet, während zugleich ein steuerfreies Einkommen von bis zu 2000 Euro für sozialversicherungspflichtig Beschäftigte Anreize zur Arbeit setzen soll. Weshalb dieser Anreiz für Selbstständige und Beamte nicht gilt, verschließt sich dem nüchternen Betrachter.


    Trotz dieser Manöver klafft in der Finanzplanung des Bundes eine riesige Lücke. Die Ausgaben wachsen nicht nur deutlich schneller als die Einnahmen, auch die Verschuldungsspielräume können nicht mehr mithalten. Das hat auch damit zu tun, dass die Migration in den letzten Jahren ungebrochen war und in ihrer Ausprägung – mangels Steuerung der Zuwanderung und fehlender Orientierung an den eigenen wirtschaftlichen Interessen – erhebliche Kosten mit sich brachte. Rund 50 Milliarden Euro gibt der Staat jedes Jahr dafür aus.12 Geld, das – entgegen der Behauptung des früheren Justizministers Heiko Maas (SPD) – an anderer Stelle, zum Beispiel für Investitionen oder Abgabensenkungen, fehlt.


    So sind die deutschen Staatsfinanzen mit hoher Geschwindigkeit dabei, dem schlechten Vorbild der Nachbarländer im Euro zu folgen. Vordergründig, weil man die Versäumnisse der guten Jahre bei Infrastruktur und Verteidigung korrigieren möchte, faktisch natürlich vor allem, weil die Politik sich weiterhin scheut, die erforderlichen Prioritäten zu setzen.


    Dass die Schuldenbremse aus Sicht der Politik fallen musste, hat einen simplen Grund: Die verdeckten Verbindlichkeiten, mittlerweile aufgrund von weiteren Sozialversprechen nach Schätzung des Freiburger Ökonomen Bernd Raffelhüschen auf 19,5 Billionen Euro oder 454 Prozent des Bruttoinlandsprodukts angestiegen13, werden in den kommenden Jahren zahlungswirksam und sprengen die öffentlichen Haushalte. Da ist es doch praktisch, wenn man die Löcher mit Schulden stopfen kann, ungeachtet der Tatsache, dass das natürlich nicht auf Dauer geht.


    Deshalb ist es nur eine Frage der Zeit, bis Deutschland, wie bereits vor acht Jahren befürchtet, ganz offen in eine EU-Schuldenunion einsteigen wird. Mit dem sogenannten »Corona-Wiederaufbaufonds«, auch »Next-Generation EU« genannt, kam es bereits zum Dammbruch. 750 Milliarden wurden als Transfers und Kredite innerhalb der EU umverteilt, um vermeintlich besonders von der Coronakrise betroffene Staaten zu unterstützen.


    Größter Empfänger war Italien, der größte Nettozahler Deutschland. Der Bundesrechnungshof hat eindringlich vor den erheblichen finanziellen Risiken für Deutschland gewarnt. Er zeigte sich auch skeptisch bezüglich der Wirksamkeit der Programme: »Die negativen Erfahrungen aus den bisherigen EU-Programmen wecken jedenfalls Zweifel an der Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit des Mitteleinsatzes und damit auch daran, dass die angestrebten langfristigen Ziele erreicht werden.«14 Trotz dieser Warnung wurde der Einstieg in die Schuldenunion im Bundestag beschlossen.


    Wie berechtigt die Sorgen des Bundesrechnungshofs waren, zeigte später ein Bericht des EU-Rechnungshofs. Dieser stellte fest, dass die EU-Kommission die Gelder ohne ausreichende Verwendungs- und Erfolgskontrolle vergab, und sprach von zu laxen Vergabekriterien.15 Italien beispielsweise legte ein Programm für vernachlässigte Dörfer auf, das zu Zahlungen von mehr als 140000 Euro pro Einwohner führte.16


    Trotz dieser Kritik arbeitet die EU-Kommission gemeinsam mit wichtigen Mitgliedsstaaten – allen voran dem hoch verschuldeten Frankreich – daran, weitere gemeinsame Schulden zu ermöglichen. Die Gefahr ist groß, dass Deutschland diesem Ansinnen nachgibt, unter Umständen in der Hoffnung, mit zusätzlichen Schulden auf EU-Ebene auch die eigenen Finanzprobleme zu »lösen«. In Wirklichkeit würden uns diese Schulden wirtschaftlich überfordern und gleichzeitig den Druck auf die Europäische Zentralbank (EZB) erhöhen, das Schuldenproblem mit der Schaffung von Geld und damit durch Inflation zu bereinigen.


    Schlimmer als befürchtet


    2018 habe ich versucht, die finanziellen Kosten der verschiedenen Politikfehler zu beziffern. Heute muss ich feststellen, dass wir uns in jeder Hinsicht verschlechtert haben:


    


    
      	Euro-Rettung: auf 1000 bis 2000 Milliarden Euro be­ziffert, haben wir bereits erste Zahlungen geleistet ­(Wiederaufbaufonds) und die Target-2-Forderungen unverändert belassen, während die Verschuldungsprobleme in den anderen Staaten, namentlich Frankreich, größer geworden sind. Es besteht die reale Gefahr, dass deutlich höhere Lasten auf Deutschland zukommen.


      	Migration: 2018 auf Kosten von 900 bis 1500 Milliarden über die nächsten Jahrzehnte geschätzt, dürften die Kosten nun deutlich höher liegen. Zum einen dauerte die Zuwanderung seitdem ungebrochen an, und zum anderen ist es uns nicht gelungen, das Bildungssystem so zu verbessern, dass die Kinder der Zugewanderten in der Schule das erforderliche Leistungsniveau erreichen. Dazu später mehr.


      	Infrastruktur: Die damalige Schätzung belief sich auf einen einmaligen Investitionsbedarf von 120 Milliarden Euro und dauerhaft höhere Investitionen im Gegenwert von 1000 Milliarden Euro. Nachdem die Infrastruktur weiter verfallen ist, dürften die Kosten heute weit darüber liegen, was auch das sogenannte Sondervermögen von 500 Milliarden Euro für Infrastrukturinvestitionen unterstreicht.


      	Bundeswehr: Der Sofortbedarf wurde 2018 auf 130 Milliarden Euro und der nachhaltige Bedarf (NATO-Zwei-Prozent-Ziel) auf 750 Milliarden Euro beziffert. Heute haben wir einen Krieg in Europa und die USA ziehen sich zunehmend aus ihrer Rolle als Schutzmacht zurück. 2000 Milliarden Euro an kommenden Lasten dürften deshalb nicht zu hoch gegriffen sein.


      	Energiewende: Damals lag die Schätzung der Kosten bei 500 bis 1000 Milliarden Euro. Heute muss – so es zu keiner grundlegenden Kursänderung kommt – von Kosten jenseits der 1900 Milliarden Euro nur bis 2030 ausgegangen werden, wie das Energiewirtschaftliche Institut der Universität Köln in einer Studie vorrechnet.17


      	Nachhaltigkeitslücke: Die Unwilligkeit der Politik zu ­Reformen und die immer weitergehende Ausweitung von Versprechen – Rentenniveau von 48 Prozent/Mütterrente – lässt die tatsächliche Verschuldung des Staates immer weiter anwachsen.

    


    Reiches Land? Eine Illusion. Leider kann man in der Analyse zu keiner anderen Schlussfolgerung kommen, wie auch die folgenden Kapitel zeigen werden.


    Doch was sind eigentlich die Voraussetzungen für Reichtum oder besser für die Schaffung von Wohlstand?

  


  
    2. WOHLSTAND IST KEIN ZUFALL


    Kurzzeit-Bundeskanzler Olaf Scholz verglich Deutschland mit einem »stolzen Segelschiff, das für alle Stürme gerüstet sei«, und verband diese Aussage mit dem Versprechen, die Politik der letztlich gescheiterten Ampel würde einen neuen Boom wie in der historischen Gründerzeit nach 1871 entfesseln – diesmal befeuert durch die Transformation des Landes auf »grüne« Technologien.18


    Mit dieser optimistischen Rhetorik war Scholz nicht allein. Die Grünen versprachen gar ein grünes Wirtschaftswunder, und bis weit in die Union hinein hält sich auch heute noch der Glaube, die politisch angetriebene Transformation des Landes würde dem Klimaschutz dienen und Wohlstand schaffen.


    Das Segelschiff ist marode


    Wie realitätsfern diese Ansichten angesichts der tatsächlichen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Lage sind, zeigt ein nüchterner Blick auf den Zustand Deutschlands. Die Verfassung des deutschen »Segelschiffs« ist marode. Die Produktivität stagniert, Bürokratie lähmt Innovation, die Bevölkerung schrumpft und altert, das Bildungssystem wird im internationalen Vergleich immer weiter nach unten durchgereicht und Rekord-Energiepreise lassen industrielle Schlüsselbranchen abwandern.


    Statt eines neuen Aufschwungs sind in vielen Bereichen Tendenzen relativen und absoluten Abstiegs zu beobachten – und die als Wachstumstreiber proklamierte »grüne Transformation« hat bisher vor allem zu einer Verschlechterung der Standortbedingungen geführt. Die Industrieproduktion liegt unter dem Niveau von 2015, Deutschland ist Schlusslicht beim Wachstum und Investitionen werden lieber im Ausland getätigt.


    Das Segelschiff Deutschland ist überladen, die Takelage brüchig, das Steuerrad festgerostet und die Crew überfordert. Das Land ist also ganz und gar nicht für kommende Stürme und Herausforderungen gerüstet, sondern strukturell überlastet und auf Abstiegskurs. Die Herausforderungen – Deglobalisierung, Protektionismus, China als großer Konkurrent – werden die tiefgreifenden Schwächen in den kommenden Jahren noch schonungsloser offenlegen.


    Ein reiches Land zu werden, ist nicht leicht. Ein reiches Land zu bleiben, ist deutlich schwerer. Ein reiches Land abzuwirtschaften, ist hingegen leichter als vielfach angenommen. Deutschland führt vor, wie man es macht.


    Die Grundlagen unseres Wohlstandes


    Doch bevor wir zur Politik der Wohlstandsvernichtung in Deutschland kommen, lohnt sich eine Betrachtung der fundamentalen Grundlagen, die zusammenwirken und sich gegenseitig verstärken, wenn es darum geht, Wohlstand zu schaffen und zu erhalten.


    Vereinfacht ausgedrückt lässt sich Wohlstand als Produkt aus verfügbaren Arbeitskräften und ihrer Produktivität verstehen. Diese beiden Faktoren wiederum werden von weiteren strukturellen Bedingungen maßgeblich beeinflusst. Fünf zentrale Säulen bilden das Fundament für nachhaltigen wirtschaftlichen Erfolg: Demografie, Produktivität, Bildung, Energie und Innovation.


    Die Demografie bestimmt, wie viele Menschen im erwerbsfähigen Alter zur Verfügung stehen und wie sich das Verhältnis zwischen Erwerbstätigen und abhängiger Bevölkerung (Kinder, Jugendliche, Senioren) entwickelt. Eine wachsende, gut ausgebildete Erwerbsbevölkerung schafft die personelle Basis für Wirtschaftswachstum. Schrumpft hingegen die Zahl der Arbeitskräfte oder steigt der Anteil der nicht mehr erwerbstätigen Bevölkerung dramatisch, gerät die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit unweigerlich unter Druck. Die demografische Entwicklung wirkt langfristig und ist nur schwer umkehrbar – umso wichtiger ist es, sich frühzeitig darauf vorzubereiten.


    Die Produktivität beschreibt, wie effizient Arbeitskräfte, Kapital und Ressourcen eingesetzt werden, um Güter und Dienstleistungen zu erzeugen. Sie ist der entscheidende Hebel für Wohlstandsgewinne: Nur wenn es gelingt, mit gleichen oder weniger Ressourcen mehr Ertrag zu erzeugen, steigt der Lebensstandard nachhaltig. Produktivitätssteigerungen entstehen durch bessere Technologien, effizientere Prozesse, kluge Organisation und den Einsatz von Kapital. Stagniert die Produktivität, stagniert auch der Wohlstand – selbst bei stabiler Erwerbsbevölkerung.


    Bildung ist die Grundlage für eine leistungsfähige Wirtschaft. Gut ausgebildete Arbeitskräfte sind produktiver, innovativer und anpassungsfähiger. Das Bildungssystem bestimmt die Qualität des Humankapitals und damit die Fähigkeit einer Gesellschaft, technologischen Fortschritt zu nutzen und selbst voranzutreiben. Investitionen in Bildung zahlen sich langfristig mehrfach aus: durch höhere individuelle Einkommen, größere Innovationskraft und bessere Anpassungsfähigkeit an wirtschaftliche Umbrüche. Wer bei der Bildung spart oder den Anschluss an internationale Standards verliert, gefährdet die Zukunftsfähigkeit der gesamten Volkswirtschaft.


    Energie ist die physische Grundlage jeder wirtschaftlichen Aktivität. Ohne verlässliche, bezahlbare und ausreichend verfügbare Energie kann keine moderne Industriegesellschaft bestehen. Wettbewerbsfähige Energiepreise entscheiden über die Standortattraktivität und die internationale Konkurrenzfähigkeit energieintensiver Industrien. Gleichzeitig steht die Energieversorgung vor der Herausforderung, ökologische Nachhaltigkeit mit ökonomischer Effizienz zu verbinden. Energiepolitische Fehlentscheidungen können binnen weniger Jahre ganze Industriezweige gefährden und den Wohlstand einer Nation nachhaltig beschädigen.


    Innovation schließlich ist der Motor für langfristiges Wachs­tum und Wohlstandssteigerung. Neue Technologien, Produkte und Geschäftsmodelle eröffnen Märkte, steigern die Produktivität und schaffen Wettbewerbsvorteile. Innovationskraft entsteht nicht zufällig, sondern erfordert Investitionen in Forschung und Entwicklung, unternehmerische Freiräume, Risikobereitschaft und eine Kultur, die Neues fördert statt hemmt. Länder, die bei der Innovation zurückfallen, verlieren mittelfristig ihre wirtschaftliche Stellung – während Innovationsführer neue Wohlstandsquellen erschließen.


    Diese fünf Säulen sind eng miteinander verwoben. Demografische Herausforderungen lassen sich durch höhere Produktivität teilweise kompensieren. Bildung ist Voraussetzung für Innovation. Energie ermöglicht produktive Prozesse. Innovation steigert die Produktivität. Wer eine dieser Säulen vernachlässigt, gefährdet das Gesamtsystem.


    Wer alle Säulen vernachlässigt, ruiniert ein Land.


    Die Demografie bremst


    Wohlstand lässt sich ökonomisch einfach erklären: Je mehr Menschen arbeiten und je produktiver sie sind, desto höher das Einkommen eines Landes und über Zeit – entsprechende Sparneigung und vernünftige Anlage des Ersparten vorausgesetzt – auch das Volksvermögen. Der beispiellose deutsche Aufschwung nach dem Zweiten Weltkrieg hatte genau hier seine Erklärung: Die Bevölkerung wuchs, der Anteil der Erwerbstätigen an der Bevölkerung nahm zu und zugleich wurden wir mit zunehmender Bildung, besserer Kapitalausstattung und technologischem Fortschritt immer produktiver.


    Die Erwerbsbevölkerung schrumpft


    Ende des Jahres 2024 lebten 83,6 Millionen Menschen in Deutschland – ein historischer Höchststand. Die Zahl der Erwerbstätigen erreichte 2024 mit 46,1 Millionen ebenfalls einen Rekordwert19. Nun jedoch dreht sich der Wind. Innerhalb der nächsten 15 Jahre werden 13,4 Millionen Erwerbspersonen das gesetzliche Rentenalter von 67 Jahren überschreiten – die geburtenstarken Jahrgänge verlassen den Arbeitsmarkt. Die Zahl der Menschen im Rentenalter steigt von derzeit 16,4 Millionen auf mindestens 20,0 Millionen bis Mitte der 2030er-Jahre.20


    Die Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (20 bis 66 Jahre) wird nach Berechnungen des statistischen Bundesamtes von heute 51,8 Millionen je nach Zuwanderungsszenario bis 2035 um 4 bis 6 Millionen schrumpfen. Bis 2060 sinkt sie auf nur noch 40 bis 46 Millionen – ein Rückgang von bis zu 11,8 Millionen Menschen.21


    Das österreichische Institut für Wirtschaftsforschung (WIFO) hat berechnet, dass Deutschland schon bis 2040 mit einem Verlust des Pro-Kopf-Einkommens von rund 3700 Euro rechnen muss. Das Bruttoinlandsprodukt wird um 274 Milliarden Euro niedriger ausfallen als bei konstanter Bevölkerung – eine Lücke, die in den nachfolgenden Jahrzehnten noch deutlich größer wird.22


    


    Auf 100 Personen im Alter von 20 bis unter 65 Jahren entfielen im Jahr 2024 etwa 39 Personen im Alter ab 65 Jahren. Dieser Seniorenquotient wird bis 2060 auf bis zu 64 Rentner pro 100 Erwerbsfähige steigen. Das Verhältnis von Erwerbstätigen zu Rentnern verschlechtert sich dramatisch.23


    Verschärft wird das demografische Problem durch eine hohe Zahl an Auswanderern. Jedes Jahr kehren mehr als 200000 Deutsche der Heimat den Rücken – darunter vor allem jüngere und überdurchschnittlich qualifizierte Menschen, die im Ausland deutlich höhere Einkommen erzielen können. Aktuell leben 5 Prozent aller Deutschen im Ausland – damit liegt Deutschland hinter Polen und Großbritannien auf dem dritten Platz der OECD-Staaten. Die Auswanderer sind nicht nur höher qualifiziert, sondern auch um 24 Prozent gesünder und um 8 Prozent glücklicher als jene, die hier bleiben. Beliebte Ziele deutscher Auswanderer sind die Schweiz (200000 in den letzten zehn Jahren), die USA (127000), Österreich (108000) und Großbritannien (82000).24


    Was die Politik tun könnte


    Die demografische Entwicklung ist kurz- und mittelfristig ­realistischerweise nicht zu ändern. Wir haben aber Hebel in der Hand, um die Folgen der demografischen Entwicklung, wenn schon nicht vollständig, so doch teilweise zu kompensieren:


    Jahresarbeitszeit 


    Deutschland hat die geringste Arbeitszeit in der OECD. Nach aktuellen Daten arbeitete ein deutscher Erwerbstätiger im Jahr 2023 durchschnittlich 1301 Stunden pro Jahr. Das hat auch etwas mit dem hohen Anteil an Teilzeitbeschäftigten zu tun, vor allem bei Frauen. In den USA (1786), Italien (1723), Spanien (1701) und Frankreich (1520) wird pro Jahr deutlich mehr gearbeitet. Wenn wir den Rückgang der Erwerbsbevölkerung auffangen wollten, müsste im Jahr 2030 jeder Erwerbstätige 1452 Stunden pro Jahr arbeiten und 1541 Stunden im Jahr 2040 – so viel wie noch 1993. Das wäre ein Anstieg um 7 Prozent bis 2030 und 13 Prozent bis 2040. Das erscheint machbar.


    Erwerbsbeteiligung


    Bessere Betreuungsangebote für Kinder, leichterer Übergang von Teilzeit in Vollzeit, Reduktion der Grenzbelastung mit Steuern und Abgaben. Zu viele Menschen im erwerbsfähigen Alter nehmen nicht am Arbeitsmarkt teil – hier geht es um Befähigung, aber auch um Anreize. Die Erwerbstätigenquote der 55- bis 64-Jährigen ist zwar von 66 Prozent (2014) auf 75 Prozent (2024) gestiegen – ein positiver Trend, der sich fortsetzen muss –, doch das reicht nicht aus.


    Renteneintrittsalter


    Die konsequente Anhebung des Renteneintrittsalters und die Einführung eines Lebenserwartungsfaktors, der das Renteneintrittsalter automatisch an die steigende Lebenserwartung koppelt, wäre naheliegend. Bei immer höherer Lebenserwartung ist der Anteil der Jahre in Erwerbstätigkeit in den vergangenen Jahren gesunken – das umzukehren ist nicht nur zumutbar, sondern auch eine Frage der Generationengerechtigkeit. Eine Anhebung des Rentenalters auf 70 Jahre würde die Lücke in der Erwerbsbevölkerung um 800000 bis 1,6 Millionen bis 2040 verkleinern.


    


    Qualifizierte Zuwanderung


    Eine (noch) höhere Zuwanderung ist angesichts der bestehenden Probleme mit der ungesteuerten Zuwanderung der letzten zehn Jahre unrealistisch. Damit die Zuwanderung einen Beitrag zur Lösung ökonomischer Herausforderungen leisten kann, muss es sich um die Zuwanderung gut qualifizierter Menschen handeln. Ein Einwanderungssystem nach kanadischem Vorbild mit Punktesystem, das gezielt hochqualifizierte Menschen anzieht, könnte einen Beitrag leisten.


    Reduktion der Abwanderung 


    Gleichzeitig müssen die Löhne in Deutschland steigen, das Steuer- und Abgabensystem umgebaut und der Staatsanteil auf ein angemessenes Maß zurückgeführt werden, damit mehr Netto in den Taschen der Arbeitnehmer bleibt und qualifizierte Menschen nicht abwandern.


    Ohnehin zeigt sich eine Korrelation zwischen der Abgabenbelastung auf Arbeit und der Jahresarbeitszeit. Länder wie Deutschland, Frankreich und Italien mit einer deutlich überdurchschnittlichen Abgabenbelastung weisen geringere Wochenarbeitszeiten auf als beispielsweise die USA und Großbritannien, wo die Belastung deutlich geringer ist.25


    Was die Politik stattdessen macht


    Die Politik handelt seit Jahren systematisch kontraproduktiv und verschärft die demografische Krise, statt sie abzumildern:


    Rente mit 63


    Anstatt das Renteneintrittsalter zu erhöhen, wurde ein Anreiz für einen früheren Ruhestand geschaffen. Rund eine Million Menschen haben davon Gebrauch gemacht. Damit fehlen nicht nur Beitragszahler, sondern vor allem dringend benötigte Fachkräfte. Dass die Regierung nun sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten, die noch im Rentenalter arbeiten, ein steuerfreies Einkommen von 2000 Euro gestattet, ist so, als würde man mit einem Fuß fest auf der Bremse stehen und mit dem anderen etwas Gas geben. Keine Maßnahme wäre so wirksam wie die sofortige Abschaffung der Rente mit 63.


    Rentenniveau bei 48 Prozent festgeschrieben


    Die derzeitige Bundesregierung verspricht ein unverändertes Renteneintrittsalter, unveränderte Rentenniveaus und stabile Beitragssätze. Gesetzlich wurde ein Rentenniveau von 48 Prozent bis 2031 verankert. Der Beitragssatz zur Rentenversicherung müsste von 18,6 Prozent (2025) auf über 25 Prozent bis 2039 steigen – oder der entsprechende Zuschuss aus dem Bundeshaushalt. Aber es geht noch weiter. Im Herbst 2025 sorgte eine Studie für Aufregung, die zeigte, dass das Gesetz implizit eine Festschreibung der 48-Prozent-Grenze über das Jahr 2031 hinaus beinhaltet. Zusätzliche Kosten: rund 15 Milliarden pro Jahr.26


    Bürgergeld sendet falsche Signale


    Das Bürgergeld sollte durch höhere Hinzuverdienstgrenzen mehr Anreize bieten, doch in der Praxis bleiben sie wenig wirksam (dazu später mehr). Der auch nach der Umbenennung in »Grundsicherung« weitgehende Verzicht auf Sank­tionen sendet ebenfalls das entgegengesetzte und deshalb ­falsche Signal. Noch immer finanziert der Staat das »Wegbleiben statt das Mitmachen«, wie es der Ökonom Hans-Werner Sinn auf den Punkt bringt.27


    Ungesteuerte Zuwanderung statt qualifizierter Migration 


    Die Zuwanderung erfolgt nicht nach wirtschaftlichen Kriterien. Die fiskalische Bilanz der Zugewanderten aus bestimmten Regionen ist deutlich negativ – geringe Erwerbsbeteiligung, niedrige Einkommen, hohe Transferabhängigkeit. Allen Beteuerungen zum Trotz hielt die Zuwanderung in den letzten Jahren an. Zwischen 2013 und 2023 sind rund 8 Millionen Menschen zugewandert, kein Land in der westlichen Welt hat so viele Menschen aufgenommen wie Deutschland.


    Staatssektor wächst 


    Im Umfeld einer schrumpfenden Erwerbsbevölkerung sollte der Staat überproportional schrumpfen, um so dem Privatsektor zu helfen, Arbeitskräfte zu finden. Leider ist genau das Gegenteil der Fall. Seit Jahren wächst die Beschäftigung im öffentlichen Sektor, während sie im Privatsektor zurückgeht. Das ist nicht nachhaltig, da es der Privatsektor ist, der den Wohlstand im Land erwirtschaftet. Der Staat müsste sich auf seine Kernaufgaben beschränken und diese effizient und effektiv erbringen. Die Politik handelt genau entgegengesetzt. Immer mehr wird geregelt und vorgegeben.


    Die demografische Entwicklung ist ein wesentlicher Grund dafür, dass das sogenannte Potenzialwachstum der Wirtschaft – also das Wachstum, welches wir nachhaltig erreichen können – auf nur noch 0,4 Prozent pro Jahr gesunken ist.28 Wie gezeigt, könnte man hier politisch entgegensteuern. Allerdings ist das Gegenteil der Fall. Die Folge: weniger Wachstum, weniger Wohlstand – und damit gibt es weniger zu verteilen. Das perfekte Rezept für zunehmende, immer heftiger ausgetragene Verteilungskonflikte.


    Die Produktivität enttäuscht


    Um den Rückgang der Erwerbsbevölkerung zu kompensieren und das Pro-Kopf-Einkommen wie in den vergangenen drei Dekaden um durchschnittlich 1,2 Prozent pro Jahr steigen zu lassen, ist ein Produktivitätswachstum von jahresdurchschnittlich 1,8 Prozent erforderlich, berechnet das Institut der Deutschen Wirtschaft in einer Studie. Das ist äußerst ambitioniert, denn von 2020 bis 2024 legte die Arbeitsproduktivität in Deutschland im Schnitt gerade einmal um 0,3 Prozent pro Jahr zu.29


    Noch dramatischer ist der langfristige Vergleich mit den USA. Während Deutschland beim BIP pro Kopf 2011 noch 75 Prozent des US-Niveaus erreichte, sind es heute nur noch 68 Prozent. Hätte sich unsere Wirtschaft wie die der USA ent­wickelt, läge das BIP pro Kopf inflationsbereinigt rund 4000 Euro höher – für jeden Einwohner.


    Die geringen Produktivitätszuwächse in Kombination mit dem einsetzenden Rückgang der Erwerbsbevölkerung führen dazu, dass der zu verteilende Kuchen – die Wirtschaftsleistung – kaum noch wächst, während die Ansprüche an diesen Kuchen kontinuierlich steigen.


    Doch was tun? Um diese Frage zu beantworten, muss man einen Blick auf die Ursache für die unbefriedigende Produktivitätsentwicklung werfen.


    Die Ursachen der Produktivitätsschwäche


    Ein wesentlicher Treiber des Produktivitätsrückgangs ist die Tertiarisierung – die Verschiebung der Wirtschaftsaktivität vom produktiven Industriesektor zum weniger produktiven Dienstleistungssektor. Der Anteil der Industrie an der Wirtschaftsleistung ist von 22,6 Prozent der Wirtschaftsleistung (2015) auf 19,9 Prozent (heute) gesunken. Das Problem: Im Industriesektor ist die Produktivität weiterhin hoch und wächst mit 2 bis 3 Prozent pro Jahr. Im Dienstleistungssektor hingegen ist das Produktivitätswachstum deutlich niedriger oder sogar negativ.


    Der wachsende Dienstleistungssektor – nicht zuletzt zur Betreuung und Pflege der alternden Gesellschaft – weist systematisch eine geringere Produktivität auf als der schrumpfende Industriesektor. Dieser sektorale Strukturwandel erklärt einen erheblichen Teil der gesamtwirtschaftlichen Produktivitätsschwäche.


    Der Staatssektor bindet immer mehr Arbeitskräfte in unproduktiven Tätigkeiten. Zurzeit sind mehr als fünf Millionen Menschen im öffentlichen Sektor beschäftigt, das entspricht rund elf Prozent der Erwerbstätigen. Produktivitätsfortschritte werden vor allem in der Privatwirtschaft und dort insbesondere im produzierenden Gewerbe erzielt.


    Ein weiterer wesentlicher Faktor ist das Horten von Arbeitskräften. Seit 2005 wurden deutlich mehr Arbeitskräfte eingestellt, als sich aus dem Wirtschaftswachstum ableiten ließe. Die Unternehmen haben mit Blick auf den absehbaren Fachkräftemangel Personal aufgebaut, ohne dass die Wertschöpfung in gleichem Maße gestiegen ist. Diese Maßnahme führte zwangsläufig zu einem Rückgang der Arbeitsproduktivität. Untersuchungen zeigen: Unternehmen, die ihr Personal schneller erhöhten als den Umsatz, trugen wesentlich zur geringeren Dynamik im Arbeitsproduktivitätswachstum bei.


    Der Ausbau des Niedriglohnsektors verstärkte diesen Effekt ebenfalls. Die jahrelange Lohnzurückhaltung führte da­zu, dass der Anreiz für Unternehmen, durch Investitionen die Produktivität zu heben, abnahm. Warum teure Maschinen anschaffen, wenn Arbeitskräfte billig zu haben sind?


    Die Investitionen in Deutschland sind seit Jahren rückläufig. Der Kapitalstock in Deutschland ist massiv gealtert. Deutsche Maschinen und Anlagen sowie die Infrastruktur sind mittlerweile älter als in Frankreich und Italien. Nur Großbritannien hat noch einen leicht älteren Kapitalstock.30


    Der Zusammenhang zwischen einem modernen Kapitalstock und der Produktivität ist naheliegend und empirisch belegt: Je moderner der Kapitalstock, desto höher die Wertschöpfung je Beschäftigten. Deutschland lebt seit Jahren von seiner Substanz, anstatt in die Zukunft zu investieren.


    Gleichzeitig hat der Wegfall des Aufwertungsdrucks durch die eigene Währung seit Einführung des Euro den Druck auf Produktivitätssteigerungen gemindert. Früher musste Deutschland seine Produktivität stetig steigern, um trotz steigender D-Mark-Kurse wettbewerbsfähig zu bleiben. Mit dem Euro fiel dieser automatische Anpassungsmechanismus weg.


    Die Bürokratiekosten in Deutschland sind gigantisch. Nach Schätzungen des ifo Instituts entgehen Deutschland durch überbordende Bürokratie bis zu 146 Milliarden Euro pro Jahr an Wirtschaftsleistung.31 Der Normenkontrollrat beziffert die direkten Bürokratiekosten auf etwa 64 bis 67 Milliarden Euro jährlich.32


    Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) hat bereits 2019 darauf hingewiesen, dass die Bürokratisierung der Arbeitswelt zunehmend ein Produktivitätshemmnis darstellt, weil ein immer größerer Teil der Arbeitszeit auf die Erfüllung staatlicher Auflagen entfällt.33


    Was konkret getan werden muss


    Um Deutschland aus der Produktivitätskrise zu führen, benötigen wir eine Verdopplung – besser noch eine Verdreifachung – des Produktivitätswachstums gegenüber dem Durchschnitt der letzten Jahre.


    Das ist eine enorme Herausforderung, die ein umfassendes Reformpaket erforderlich macht. Die folgenden Maßnahmen setzen direkt bei der Produktivität an, ohne sich primär auf Energie, Bildung, Demografie oder Innovation zu konzentrieren (diese Bereiche werden in separaten Kapiteln behandelt):


    Rückbau des Staates und Fokussierung auf ­Kernaufgaben


    Der Staat muss sich aus der Wirtschaft zurückziehen, sich auf seine Kernaufgaben konzentrieren und diese dann aber auf hohem Niveau erfüllen. Ein radikaler Rückbau des Staates würde dem Produktivitätswachstum gleich auf mehreren Wegen helfen.


    Freisetzung von Arbeitskräften


    Reduziert der Staat seinen Aktionismus, benötigt er weniger Arbeitskräfte, die dann der Privatwirtschaft zur Verfügung stehen und dort den Fachkräftemangel lindern. Da die Produktivität in der Privatwirtschaft über jener des öffentlichen Sektors liegt, steigt die gesamtwirtschaftliche Produktivität ebenfalls an.


    Restrukturierung des Sozialstaats


    Das deutsche Sozialsystem verteilt jährlich über 1,1 Billionen Euro um und bindet dafür enorme personelle Kapazitäten.


    Radikaler Bürokratieabbau


    Ein sofortiges Moratorium für neue Bürokratie ist erforder­lich. Alle Nachweis- und Dokumentationspflichten, Berichts­pflichten und Statistikmeldungen, alle ständigen Gesetzes­än­derungen, Datenschutzvorgaben und langwierigen Ver­waltungverfahren gehören auf den Prüfstand und müssen deutlich verschlankt oder komplett abgeschafft werden.


    Investitionsoffensive für Kapitalstockerneuerung


    Deutschland muss dringend seinen alternden Kapitalstock erneuern. Dabei können steuerliche Investitionsanreize helfen: klare steuerliche Begünstigung von Investitionen in Automatisierung, Digitalisierung und moderne Produktionsanlagen. Absage an jegliche Diskussion über zusätzliche Belastungen.


    Öffentliche Investitionen


    Große öffentliche Investitionen sind notwendig. Diese steigern die Produktivität des privaten Kapitals.


    Automatisierung und Robotisierung 


    Deutschland hat 2024 zwar 27000 neue Industrieroboter installiert und betreibt mit 278900 Einheiten den größten Roboterbestand Europas. Doch die Anwendung bleibt zu sehr auf die Industrie beschränkt. Automatisierung muss gerade in produktivitätsschwachen Bereichen wie Dienstleistungen, Pflege und öffentlichem Sektor forciert werden. Japan zeigt, wie Roboter breit in Gesellschaft, Pflege und Dienstleistungen eingesetzt werden können.


    Strukturwandel aktiv gestalten


    Das bedeutet auch, die selbstverschuldete Deindustrialisierung zu stoppen.


    Produktivität im Dienstleistungssektor steigern


    Der wachsende Dienstleistungssektor darf nicht als Entschuldigung für sinkende Produktivität dienen. Auch Dienstleistungen können produktiver werden – durch Digitalisierung, Standardisierung und bessere Prozesse.


    Wertschätzung produktiver Arbeit


    Die Gesellschaft muss produktive Arbeit wieder mehr wertschätzen. Der Fokus der Politik auf Umverteilung statt auf Erwirtschaftung von Wohlstand ist kontraproduktiv.


    Was die Politik stattdessen macht


    Die derzeitige Bundesregierung hat durchaus erkannt, dass Handlungsbedarf besteht. So hat sie sich zum Ziel gesetzt, die Bürokratiekosten für die Wirtschaft bis Ende der Legislaturperiode um 25 Prozent oder etwa 16 Milliarden Euro zu senken. 


    Mit dem neuen Bundesministerium für Digitalisierung und Staatsmodernisierung setzt die Regierung einen wichtigen Impuls. Die Schaffung standardisierter Schnittstellen und einheitlicher IT-Systeme über Behörden und Ebenen hinweg könnte die Produktivität des Staatsapparats deutlich erhöhen.


    Trotz dieser Initiativen bleibt die Umsetzung weit hinter dem Notwendigen zurück. Das erste »Entlastungspaket« wird zunächst nur 100 Millionen Euro an konkreter Entlastung bringen. Digitalminister Wildberger gibt selbst zu, dass er »zufrieden« wäre, wenn es am Ende »fünf Milliarden« würden34 – weit entfernt vom Ziel der 16 Milliarden Euro.


    Entgegen den politischen Versprechen fließt ein großer Teil der eigentlich für Investitionen gedachten neuen Schulden in den staatlichen Konsum. Und hinter vielen als »Investitionen« ausgewiesenen Positionen steht ebenfalls Konsum. Für das Jahr 2026 sind im Bundeshaushalt 56,1 Milliarden Euro unter der Kategorie »Investitionen« verbucht, nach 62,7 Milliarden Euro im Jahr 2025.


    In einer ifo-Pressemitteilung vom 13.11.2025 wird die ifo-Wissenschaftlerin Emilie Höslinger jedoch mit den Worten zitiert: »Viele der im Haushalt als Investitionen bezeichneten Ausgaben sind in Wahrheit keine produktiven Zukunftsausgaben, sondern verdeckte Zuschüsse«.35 Was das zum Beispiel bedeutet, wird in der Pressemitteilung so erläutert: »Unter den zehn größten Investitionsposten 2026 finden sich zahlreiche Positionen, die nicht dazu dienen, Infrastruktur aufzubauen oder zu erhalten. Dazu zählen unter anderem 7,6 Milliarden Euro an Darlehen an die Sozialversicherungen sowie 6,85 Milliarden Euro für internationale Hilfen, Gewährleistungen und Entschädigungen.«36


    Statt den Staatssektor zu verkleinern, wächst er ungebremst weiter: Die Staatsquote stieg 2025 auf 50,3 Prozent, die Sozialleistungsquote 2024 auf 31,2 Prozent. Der Staat gibt mehr aus, ohne produktiver zu werden. Über 50 Prozent der Wirtschaftsleistung fließen durch staatliche Hände – Helmut Kohls Warnung, »Bei 50 Prozent Staatsquote beginnt der Sozialismus«, ist Realität.


    Zusammenfassend bleibt die Feststellung: Die Politik macht bei Weitem nicht genug, um das Produktivitätswachstum in Deutschland zu fördern. Im Gegenteil, die produktivitätsdämpfende Politik der letzten Jahre wird fortgesetzt.


    Energie ist Wohlstand


    Der Einsatz von Energie ist direkt mit dem Wohlstandsniveau eines Landes korreliert. Einfach gesagt: je höher das BIP pro Kopf, desto höher der Energieverbrauch. Oder: je höher der Energieeinsatz, desto höher das BIP pro Kopf. Es gibt kein reiches Land der Welt, welches den Energieeinsatz reduziert. Es gibt Länder wie beispielsweise Frankreich, die wenig CO2 ausstoßen, obwohl sie viel Energie verbrauchen.


    Wenn man nun, wie Deutschland, anstrebt, den Ausstoß an Kohlendioxid (auch) dadurch zu reduzieren, dass man weniger Energie verbraucht, wie das beispielsweise im sogenannten »Energieeffizienzgesetz« angelegt ist, dann ist das nichts anderes als ein Programm zur Reduktion von Wohlstand. Es ist eine offizielle Politik der Deindustrialisierung. Und das funktioniert – mit fatalen Folgen.


    Energie wird immer teurer und Unternehmen müssen sich darauf einstellen, dass sie noch teurer wird, weil das politisch so gewollt ist.


    


    Unternehmen in Deutschland zahlen mit durchschnittlich 23,3 Cent/kWh rund 25 Prozent mehr als den Europäischen Mittelwert von 18,7 Cent/kWh. Selbst mit staatlichen Vergünstigungen liegen energieintensive Unternehmen bei 10,47 bis 11,69 Cent/kWh – deutlich über dem Niveau vor der Energiekrise.37 Wettbewerber in den USA und China zahlen weniger als die Hälfte für Strom.


    Die Konsequenzen sind messbar und alarmierend. Das DIHK-Energiewende-Barometer 2025 zeichnet ein düsteres Bild: 41 Prozent aller Unternehmen und 63 Prozent der Industrieunternehmen sehen ihre Wettbewerbsfähigkeit in Gefahr. Bei energieintensiven Industriebetrieben liegt dieser Wert sogar noch höher. 37 Prozent der Industriebetriebe planen oder realisieren bereits Kapazitätseinschränkungen oder eine Abwanderung ins Ausland – bei energieintensiven Unternehmen sind es 45 Prozent, bei Großunternehmen mit über 500 Beschäftigten sogar fast zwei Drittel. Diese Entwicklung hat sich kontinuierlich verschärft: 2022 lag der Wert noch bei 21 Prozent, 2023 bei 32 Prozent.38


    Energiewende ohne Plan und Budget


    Die deutsche Energiewende erfolgt ohne Rücksicht auf die ­Kosten. Auf Anfrage erklärte das zur damaligen Zeit von Robert Habeck (Bündnis 90/Die Grünen) geführte Wirtschafts­ministerium, es sei weder sinnvoll noch nötig, die bisherigen Kosten der Energiewende zu beziffern.39


    Allein bis 2023 sind rund 220 Milliarden Euro nur als EEG-Vergütung – also als Subventionen für Erneuerbare Energien – gezahlt worden. Hinzu kommen noch andere Formen der Subvention sowie die Kosten des Netzausbaus, weshalb Schätzungen von rund 500 Milliarden nicht zu hoch gegriffen sein dürften.


    


    Die Fertigstellung der Transformation soll nach Berechnungen im Auftrag der DIHK zwischen 4,8 und 5,4 Billionen Euro bis 2050 kosten. Davon entfallen 2,0 bis 2,3 Billionen Euro auf Energieimporte, 1,2 Billionen Euro auf Netzkosten, 1,1 bis 1,5 Billionen Euro auf Investitionen in die Energieerzeugung und rund 500 Milliarden Euro auf den Betrieb von Erzeugungsanlagen.40 Die jährlichen privaten Investitionen in den Sektoren Energie, Industrie, Gebäude und Verkehr müssten sich mehr als verdoppeln – von rund 82 Milliarden Euro im Mittel der Jahre 2020 bis 2024 auf mindestens 113 bis 316 Milliarden Euro im Jahr 2035. Das entspricht einem Anteil von 15 bis 41 Prozent an allen privaten Investitionen in Deutschland, die 2024 insgesamt bei rund 770 Milliarden Euro lagen.41


    Ich wage die feste Prognose, dass es zu diesem Umbau nie kommen wird – aus dem einfachen Grund, weil ihn die deutsche Volkswirtschaft nicht überlebt.


    Der Bundesrechnungshof kritisiert denn auch scharf, dass die Bundesregierung die realen Kosten der Energiewende verschweigt und in ihren Berechnungen die Investitionskosten in Netzausbau und Back-ups außen vor lässt. Diese Kosten fallen jedoch in der Praxis an und werden von den Versorgungsunternehmen auf die Verbraucher umgelegt.42


    Die technischen Herausforderungen sind gewaltig. Für 2030 prognostiziert Professor Friedrich Wagner vom Max-Planck-Institut für Plasmaphysik einen Back-up-Bedarf von 120 bis 200 TWh, der nicht aus dem Europäischen Netz zu decken ist.


    Die gesicherte Leistung sinkt durch den Atom- und Kohleausstieg drastisch: 2030 droht eine Versorgungslücke von bis zu 44 GW – der Spitzenbedarf von 100 bis 110 GW übersteigt deutlich die verbliebenen konventionellen Kapazitäten von rund 66 GW.


    Die Dunkelflaute – also eine Zeit ohne Sonne und Wind – vom 2. bis 8. November 2024 hat gezeigt, wie anfällig das System bereits ist: Die Windstromproduktion fiel zeitweise auf nur 0,6 GW – ein Promille des aktuellen Bedarfs. Fossile Kraftwerke mussten 57 TWh liefern, Importe 1,6 TWh. Deutschlands CO₂-Emissionen stiegen in dieser Woche auf rund 600 g/kWh, während Frankreich und die Schweiz etwa zehnmal niedrigere Werte aufwiesen. 43


    Energiepreise und Zweifel an der Versorgungssicherheit sind mit Blick auf die Revolution bei Künstlicher Intelligenz (KI) besonders problematisch. KI ist sehr energieintensiv und zwingend auf eine verlässliche Energieversorgung rund um die Uhr angewiesen. Deutschland droht als Standort für KI-Anwendungen bereits ins Hintertreffen zu geraten, noch bevor der eigentliche KI-Boom begonnen hat.44


    Schon jetzt zeigen sich die Probleme am Beispiel Frankfurt am Main, Europas führendem Standort für Datenzentren. Der Strombedarf der 71 bereits in Betrieb befindlichen Rechenzentren liegt bei 913 Megawatt, weitere Anlagen mit über 1000 Megawatt Strombedarf sind im Bau oder in Planung. Damit steuert die Metropolregion auf mehr als zwei Gigawatt IT-Leistung zu – eine Menge, für die man zwei Atomkraftwerke bräuchte. Der Netzbetreiber Mainova kann weitere Rechenzentren voraussichtlich erst Mitte der 2030er-Jahre anschließen.


    Was die Politik machen müsste


    Deutschland benötigt dringend eine umfassende, transparente Kosten-Nutzen-Analyse der Energiewende, die alle Systemkosten einbezieht. Der DIHK-Vorschlag eines »Plan B« zeigt, dass durch technologieoffene Ansätze 530 bis 910 Milliarden Euro bis 2050 eingespart werden könnten – eine Reduktion von etwa 11 bis 17 Prozent der geschätzten Gesamtkosten.


    Die Bundesnetzagentur fordert in ihrer Bewertung des Systemstabilitätsberichts 2025 dringend eine gesetzliche Grundlage für den Zubau von flexiblen Back-up-Kraftwerken. Ohne umfassende Maßnahmen ist ein stabiler Systembetrieb im untersuchten Zeitraum 2027–2037 nicht gewährleistet.45 Die Expertenkommission zum Energiewende-Monitoring warnte bereits im März 2025: »Im Zusammenspiel mit dem Rückgang der steuerbaren Kapazitäten entstehen damit signifikante Herausforderungen im Bereich der Versorgungssicherheit«.46


    Konkret sollten Kraftwerksabschaltungen nur zulässig sein, wenn ausreichend witterungsunabhängiger Ersatz vorhanden ist. Die noch zu rettenden Kernkraftwerke sollten ertüchtigt und wieder in Betrieb genommen werden. Die heimische Gasförderung darf nicht länger tabuisiert werden – mit moderner Technologie sind die Risiken für Grundwasser oder Erdbeben minimal.


    Die Strompreise müssen drastisch gesenkt werden, um die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie zu erhalten. Die Senkung der Stromsteuer, die Reduzierung der Netzentgelte und ein Industriestrompreis mögen kurzfristig helfen. Dauerhaft sind solche Subventionen nicht tragbar. Deshalb kann die Lösung nur in einer fundamentalen Kehrtwende liegen: Die Politik muss aufhören, Energie immer teurer zu machen, und wir sollten das Angebot an Strom massiv ausweiten – in dem wir alles nutzen, was möglich ist. Das oberste Ziel muss lauten: billige und sicher verfügbare Energie.


    Dazu gehört auch, offen für andere technologische Lösungen zu sein, von sogenannten Carbon-Capture-Technologien – also Verfahren, die CO2 abschneiden, speichern oder nutzen – bis hin zu kleinen Atomkraftwerken (Small Modular Reactors, SMR). Umgekehrt sollten wir uns von unrealistischen Träumereien wie der »Wasserstoffwirtschaft« verabschieden. Letztere ist ineffizient, teuer und wegen des geringen Erzeugungspotenzials aus Erneuerbaren in Deutschland, einem Land mit relativ wenig Sonne und Wind, nicht wettbewerbsfähig gestaltbar.


    Wir sind mit unserer Energiewende kein Vorbild für die Welt. Die Politik sollte endlich zugeben, dass sie uns in den letzten 25 Jahren auf einen Irrweg geführt hat, und sie muss einen grundlegenden Kurswechsel einleiten. Vorbilder gibt es durchaus. Länder mit guter CO2-Bilanz und tiefen Energiekosten, wie beispielsweise Schweden, setzen auf Erneuerbare Energien, kombinieren diese aber mit Kernkraft.


    Was die Politik stattdessen macht


    Die deutsche Energiepolitik ist geprägt von ideologischen Vorgaben, die die wirtschaftliche Vernunft überlagern. Der endgültige Atomausstieg 2023 erfolgte ohne Notwendigkeit – mitten in einer Energiekrise. Die Internationale Energieagentur bezeichnet dies als einen von drei »historischen Fehlern« der deutschen Energiepolitik, neben der extremen Abhängigkeit von russischem Gas und dem Verlust der Solarindustrie an China.47 Das Ergebnis: Deutschland ist heute unter den bevölkerungsreicheren Ländern Europas der drittstärkste CO₂-Emittent pro Kopf nach Polen und Tschechien. Im Jahr 2000 stand Deutschland noch an siebter Stelle.


    Das Energieeffizienzgesetz – welches wie ausgeführt in Wahrheit ein Energieverknappungsgesetz ist – und das Gebäudeenergiegesetz sind geprägt von planwirtschaft­lichen Ansätzen. Statt in die Wirtschaft zu vertrauen und auf marktliche Lösungen zu setzen, herrscht Regulierungswut. Die Folge: Die Kosten sind erheblich und unnötig hoch. Die Wettbewerbsfähigkeit der Industrie und die Kaufkraft der Bürger schwindet.


    Statt beim Ausbau Erneuerbarer Energien ohne ausreichende Systemintegration auf die Bremse zu steigen, wie das zuletzt kein geringerer als Leonhard Birnbaum, CEO des Energieversorgers Eon gefordert hat48, sollen bis 2030 215 Gigawatt Photovoltaik (PV) installiert werden – fast eine Verdoppelung der aktuellen Kapazität. Der Energieökonom Manuel Frondel warnt: »Dieses Ziel ist willkürlich gewählt, es entbehrt jeder ökonomischen Grundlage. Weder Nachfrage, noch Speicher, noch Netze rechtfertigen einen solchen Ausbau.«49 Schon 2024 wurden 9,4 TWh Strom aus PV abgeregelt und die Betreiber entschädigt – zu zahlen von den Steuerzahlern. Der Netzbetreiber 50Hertz mahnte, die Solarenergie laufe aus dem Ruder und gefährde die Netzstabilität.


    Obwohl der Chef der Internationalen Energieagentur warnt, dass »wir weit von einem funktionierenden internationalen Markt für ›grünen‹ Wasserstoff entfernt sind, weil die Kosten nach wie vor deutlich zu hoch sind«,50 hält die Politik an der »nationalen Wasserstoffstrategie« fest, die für 2045 einen Gesamtbedarf von 500 bis 600 TWh erwartet. Milliardeninvestitionen werden dafür verplant.


    Ohnehin ist ein Ende der Subventionspolitik nicht in Sicht. 2024 musste der Staat 18,5 Milliarden Euro für die Differenz zwischen Börsenstrompreisen und garantierten Einspeisevergütungen zuschießen – erwartet worden waren nur 10,5 Milliarden. Gleichzeitig werden die Subventionen für Batteriespeicher und Elektrolyse ausgeweitet.


    Die deutsche Energiepolitik befindet sich in einer existenziellen Krise. Ohne grundlegende Kurskorrektur verliert Deutschland seine industrielle Basis. Die Deindustrialisierung ist bereits im Gang. Eine ehrliche Debatte über Kosten, Nutzen und Alternativen ist überfällig. Die Energiewende muss endlich von ideologischen Vorgaben befreit und auf eine realistische, wirtschaftlich tragfähige Grundlage gestellt werden. Ansonsten wird aus dem Versprechen »klimagerechten Wohlstands« eine Verarmung bei gleichzeitig null globalem Klimanutzen.


    Bildung: Deutschlands wichtigste 
­Ressource in der Krise


    Für ein rohstoffarmes Land, das seinen Wohlstand auf Innovation, Wissen und Qualifikation aufbaut, ist ein leistungsfähiges Bildungssystem nicht nur wünschenswert, sondern überlebenswichtig. Je besser die Bevölkerung qualifiziert ist, desto höher ist die Wahrscheinlichkeit, das Ziel steigender Produktivität zu erreichen. Bildung ist aber nicht nur eine wirtschaftliche Notwendigkeit. Sie ist auch der Schlüssel zur sozialen Teilhabe, zur demokratischen Partizipation und zur persönlichen Entfaltung.


    Deutschland investiert beträchtliche Summen in ­Bildung: 2024 waren es etwa 191,6 Milliarden Euro, was einer Steigerung um rund 50 Prozent in zehn Jahren entspricht. Pro Einwohner flossen rund 2200 Euro, pro Grundschüler 10 622 Euro (zum Vergleich: Singapur 8730 Euro).51 Trotz dieser hohen Investitionen befindet sich das Bildungssystem seit Jahren in einem beschleunigten Niedergang.


    Formal gute Ergebnisse – faktischer Absturz


    Der Anteil der Abiturienten und Hochschulabsolventen ist in den letzten Jahrzehnten massiv gestiegen. 2024 hatten bereits 30,7 Prozent eines Jahrgangs Abitur, verglichen mit 20 Prozent im Jahr 2006.52 Zeitgleich sind die Leistungsstandards deutlich gesunken – was die internationalen Vergleichsstudien drastisch belegen:


    Die PISA-Studie 2022 dokumentiert einen gravierenden Leistungsabfall. In Mathematik erreichten deutsche 15-Jährige 475 Punkte, ein Minus von 25 Punkten seit 2018 (OECD-Durchschnitt: 472). Auch in der Lesekompetenz (480 Punkte, minus 18) und Naturwissenschaften (492, minus 11) sind die Werte so schlecht wie nie zuvor.53 Beim IQB-Bildungstrend 2024 verloren Neuntklässler durchschnittlich 24 Kompetenzpunkte in Mathematik – faktisch etwa ein Jahr Lernrückstand. 24 Prozent erreichten nicht die Mindeststandards für den Mittleren Schulabschluss, in Chemie scheitert jeder Vierte, in Physik jeder Sechste. Nur 42 Prozent schaffen den Regelstandard in Mathematik.54 Besonders alarmierend ist der Rückgang bei den Grundkompetenzen. Laut IGLU-Studie 2023 hat jeder vierte Viertklässler (25 Prozent) nur rudimentäre Lesekompetenzen, die einen künftigen Bildungserfolg fast ausschließen. Bei Mathematik sieht es nicht besser aus: Laut MINT-Nachwuchsbarometer 2023 gelten 22 Prozent der Schüler als »gefährdet« und verfügen kaum über das nötige Grundverständnis für Zahlen und Rechenarten.


    Die niederschmetternden Ergebnisse in Mathematik sind auch deshalb so alarmierend, weil wohl kein Fach so viel Bedeutung für die Innovationsfähigkeit hat wie Mathematik. Der verstorbene Soziologe Gunnar Heinsohn zeigte in seinen Forschungen, dass Länder mit hohen Anteilen von Schülern in der mathematischen Spitzengruppe später deutlich mehr Patente anmelden. In Japan erreichen 32 Prozent der Schüler das höchste mathematische Leistungsniveau, in Deutschland sind es nur fünf Prozent. Die Folgen zeigen sich später: 2023 reichten japanische Forscher mehr als dreimal so viele Patente ein wie ihre deutschen Kollegen.55


    Die Zahl der Schulabbrecher hat einen historischen Höchststand erreicht. Im Schuljahr 2023/2024 verließen rund 62000 Schülerinnen und Schüler die Schule ohne Abschluss – der höchste Stand der vergangenen zehn Jahre. Die Abbrecherquote stieg von 5,5 Prozent im Jahr 2013/2014 auf 7,8 Prozent. Deutschland liegt mit 12 Prozent deutlich über dem EU-Durchschnitt von 9,6 Prozent und hat nach Rumänien, Spanien und Ungarn die vierthöchste Schulabbrecherquote in der EU.56


    Noch dramatischer ist die Situation bei jungen Erwachsenen ohne Berufsabschluss. Laut Berufsbildungsbericht 2025 haben 2,86 Millionen Menschen im Alter von 20 bis 34 Jahren keinen Berufsabschluss – das entspricht 19,1 Prozent dieser Altersgruppe. Dies ist ein Rekordniveau: 2019 waren es noch 2,16 Millionen. Deutschland ist eines von nur vier OECD-Ländern, in denen der Anteil junger Erwachsener ohne Abschluss im Sekundarbereich II zwischen 2016 und 2023 gestiegen ist.57


    Der Anteil der Auszubildenden, die ihre Ausbildung vorzeitig abbrechen, hat sich fast verdoppelt: von unter zehn Prozent im Jahr 2005 auf über 20 Prozent im Jahr 2020. Auch an Universitäten ist die Situation besorgniserregend: Rund 32 Prozent der Studenten brechen ihr Studium ab, an Fachhochschulen sind es 23 Prozent. In MINT-Fächern bricht sogar rund ein Drittel ab. Immer mehr Studenten fehlen die Grundvoraussetzungen für ein erfolgreiches Studium.


    Deutschland ist eines der Länder in der OECD, in dem der Bildungserfolg am stärksten von der sozialen Herkunft abhängt. Der Chancenmonitor 2023 zeigt drastische Unterschiede: Wächst ein Kind mit einem alleinerziehenden Elternteil ohne Abitur, mit Migrationshintergrund und aus dem untersten Einkommensviertel auf, liegt die Wahrscheinlichkeit für einen Gymnasialbesuch bei nur 21,5 Prozent. Haben dagegen beide Eltern Abitur, gehören zum obersten Einkommensviertel und haben keinen Migrationshintergrund, steigt die Chance auf 80,3 Prozent – fast viermal höher.58


    Die eingeschränkten Chancen sozial benachteiligter Schüler sind über die gesamte Bildungsbiografie hinweg zu beobachten, die Ungleichheit verfestigt sich fortlaufend. Die Studie »Woher und Wohin 2024« der Universitäts-Allianz Ruhr zeigt, dass sich der Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und Bildungsbenachteiligung in den letzten zehn Jahren nicht verringert, sondern teilweise sogar noch verstärkt hat.59


    Was getan werden müsste


    Um den negativen Trend umzukehren, wird folgendes gefordert und von internationalen Spitzenreitern wie Finnland, Singapur oder Japan vorgelebt:


    


    
      	Frühkindliche Bildung stärken: Frühdiagnostik des Sprachstandes aller Vierjährigen und verpflichtende Förderung bei Defiziten; flächendeckende Sprach-Kitas, verbindlicher Kindergartenbesuch bei mangelnden Deutschkenntnissen.


      	Leistungsorientierung zurückholen: Klare Standards, Schwerpunkt auf Basiskompetenzen (Lesen, Schreiben, Rechnen), Disziplin und Benotung schon ab der Grundschule, verbindlichere Grundschulempfehlung.


      	MINT-Fächer ausbauen: Mehr Mathematikstunden, stärkere Förderung von Informatik und Technik, neue Medienbildung ab jeder Klassenstufe.


      	Duale Ausbildung aufwerten: Rückkehr zu praxisorientierter Ausbildung, Gleichwertigkeit mit akademischer Bildung umsetzen, Teilqualifikationen für junge Erwachsene ohne Abschluss.


      	Lehrkräfte gewinnen und qualifizieren: Attraktivität des Berufs steigern, bessere Ausbildung und Weiterbildung, kollegiale Hospitation, multiprofessionelle, also aus Fachkräften verschiedener Berufsgruppen bestehende Teams, Anreize speziell für Schulen in schwieriger Lage.


      	Digitalisierung gezielt vorantreiben: Endgeräte, IT-Support, Fortbildung und pädagogische Konzepte als Fokus.


      	Chancengerechtigkeit durch gezielte Förderung: Mentoring, Sprachförderung, elternunterstützende Programme; Startchancen-Programm für Schulen in herausfordernder Lage.


      	Lebenslanges Lernen: Ausbau der Weiterbildungsstrategie, flexible Zertifikate, BAföG-Nachjustierung, Aufstiegs-BAföG.

    


    Was die Politik macht


    Politisch werden zahlreiche Initiativen ins Leben gerufen – oft aber zu spät, zu kleinteilig oder mit zu geringer Wirkung:


    


    
      	Startchancen-Programm: Mit 20 Milliarden Euro über zehn Jahre richtet sich dieses größte Bildungsförderprogramm an rund 4000 Schulen (10 Prozent), um den Bildungserfolg von der sozialen Herkunft zu entkoppeln.


      	DigitalPakt 2.0: Bis 2030 sollen 5 Milliarden Euro für Infrastruktur, Wartung und Fortbildung bereitgestellt werden. Das Programm löst jedoch nicht alle Umsetzungsprobleme und kommt oft zu spät.


      	QuaMath und StarS: Programme zur Verbesserung von Mathematik und Grundkompetenzen, bislang aber nur mit begrenztem Wirkungsbereich.


      	Landesreformen: Baden-Württemberg setzt neue Akzente durch Sprachförderung vor der Grundschule, MINT-Expansion, Grundschulempfehlung und G9. ­Andere Länder probieren Notlösungen wie Selbstlern-Tage oder Praxiswochen.

    


    Ein Problem dieser Initiativen: der Bildungsföderalismus: Die Macht der 16 Länder verhindert eine nationale Gesamtstrategie, es gibt keine einheitlichen Standards oder koordinierte Reformmaßnahmen. Viele Initiativen leiden unter Finanzie­rungslücken, Bürokratie und Symbolpolitik. Vor allem fehlt ein grundlegender politischer Reformwille. Prinzipiell richti­ge Ideen, wie der verpflichtende Kindergartenbesuch und der Deutsch-Test vor der Einschulung, werden aus ideologischen Gründen nicht verfolgt. Stattdessen gibt es bereits Forderungen, Prüfungen in anderen Sprachen ablegen zu können. Derartiges beschleunigt den Niedergang der ehemaligen Bildungsnation Deutschland weiter.


    Das deutsche Bildungssystem steckt in der Krise: Die notwendigen Reforminhalte sind bekannt, bisher fehlt jedoch der politische Mut zur Umsetzung. Mehr noch als 2018 muss man zu der Schlussfolgerung kommen, dass die wichtigste Ressource Deutschlands, die Bildung der Bevölkerung, nicht mehr wie früher dabei hilft, den Wohlstand zu erhalten.


    Innovation als Motor


    Innovationsfähigkeit ist die zentrale Determinante langfristigen Wohlstands. Länder mit höherer Innovationskraft wachsen schneller, schaffen besser bezahlte Arbeitsplätze und können höhere Sozialstandards finanzieren. Die Innovationsfähigkeit steht zusammen mit Investitionen, Bildung und Energie hinter den Produktivitätszuwächsen, die entscheidend sind, wollen wir den Wohlstand hierzulande erhalten.


    Deutsche Erfinder schufen den Buchdruck, das Automobil, die Röntgentechnik, das MP3-Format und unzählige weitere Technologien, die die Welt veränderten. Diese Innovationskraft steht hinter den heutigen Schlüsselindustrien, auf denen unser Wohlstand beruht. Sie manifestiert sich in hohen Patentanmeldungen, exzellenter Grundlagenforschung und der Fähigkeit, wissenschaftliche Erkenntnisse in marktfähige Produkte umzusetzen. Die Max-Planck-Gesellschaft, die Fraunhofer-Institute und die Helmholtz-Gemeinschaft genießen Weltruf. Deutsche Universitäten behaupten sich in internationalen Rankings unter den Top-Adressen außerhalb des englischsprachigen Raums.


    Gefangen in Mid-Tech


    Mit 3,1 Prozent des BIP liegen Deutschlands Ausgaben für Forschung und Entwicklung deutlich über dem EU-Schnitt von 2,3 Prozent, aber hinter den USA (3,4 Prozent) und Japan (3,4 Prozent).60


    Trotzdem hat die Innovationskraft nachgelassen. So fiel Deutschland im von der Weltorganisation für geistiges Eigentum (WIPO) erstellten Global Innovation Index 2025 von Rang 9 auf Rang 11 und gehört damit erstmals seit Jahren nicht mehr zu den zehn innovativsten Volkswirtschaften der Welt. Verdrängt wurde Deutschland durch China, das erstmals in die Top 10 vorrückte. An der Spitze des Rankings steht wie seit 2011 die Schweiz, gefolgt von Schweden und den USA. Vor Deutschland liegen auch Südkorea, Singapur, Großbritannien, Finnland, die Niederlande und Dänemark.61


    Bei Patentanmeldungen bleibt Deutschland auf den vor­deren Rängen, fällt allerdings kontinuierlich zurück. Im Maschinenbau verzeichnete Deutschland seit 2014 einen Rückgang von 12 Prozent bei den Patentanmeldungen, während Südkorea um 26 Prozent zulegte. Besonders besorgniserregend ist der Fakt, dass der deutsche Anteil an Industrie-4.0-Patenten (also im Bereich der umfassenden Digitalisierung der industriellen Produktion) seit 2017 von 29 Prozent auf nur noch 15 Prozent gefallen ist.62 Länder wie China und Japan investieren gezielt in dieses strategische Feld und holen rasant auf.63


    Deutschland und Europa leiden unter dem sogenannten »Europäischen Paradox«: Wir stecken relativ viel Geld in die Forschung, generieren aber im Verhältnis dazu recht wenige Innovationen.64 Die Transformation von Wissen in Wachstum gelingt zu selten. Während die USA und China ihre Ausgaben für Forschung und Entwicklung massiv in Hightech-Sektoren wie Software und Künstliche Intelligenz lenken, fokussieren sich deutsche Unternehmen auf die Fortentwicklung von Bestehendem.


    Wir stecken in einer »Midtech-Falle«: 57 Prozent der Forschungsausgaben fließen in Midtech-Branchen, in denen keine grundlegenden Innovationen mehr stattfinden, nur 36 Prozent in Hightech-Bereiche.65 Besonders dominant ist dabei die Automobilindustrie, die mit Abstand am meisten für Forschung und Entwicklung ausgibt. Der Verband der Automobilindustrie spricht von etwa 280 Milliarden Euro im Zeitraum von 2024 bis 2028 – Erfolg ungewiss, da die deutschen Hersteller mit Milliarden-Aufwand den technologischen Rückstand gegenüber den chinesischen Anbietern bei elektrischem und autonomem Fahren aufzuholen versuchen.66


    Auch bei den Rahmenbedingungen für Unternehmensgründungen schneidet Deutschland schlecht ab: Beim Indikator »Entrepreneurship policies and culture« liegt das Land nur auf Platz 41.67 Bei den Indikatoren zum Risikokapital rangiert Deutschland lediglich auf Plätzen zwischen 30 und 40.68 Die Investitionen in Risikokapital gingen zudem um 10 Prozent zurück. Entsprechend gering ist die Zahl besonders hoch bewerteter Start-ups (»Unicorns«) in Deutschland.


    Während wir zurückfallen, hat China in den vergangenen zwei Jahrzehnten eine beispiellose technologische Transformation vollzogen. Erklärtes Ziel: das »bessere Deutschland« zu werden und die ehemaligen deutschen Schlüsselindustrien zu erobern. Der Critical Technology Tracker des Australian Strategic Policy Institute (ASPI) offenbart eine dramatische Verschiebung der globalen Technologieführerschaft: China führt derzeit in 66 von 74 kritischen Technologien (89 Prozent) – eine dramatische Steigerung gegenüber nur 3 von 64 Technologien (5 Prozent) in den Jahren 2003 bis 2007.69 Diese außergewöhnliche Entwicklung zeigt die Wirksamkeit von Chinas langfristiger strategischer Planung und massiven staatlichen Investitionen in Forschung und Entwicklung.


    Eine Studie der Universität Harvard kommt zu dem gleichen Ergebnis: Bei den Innovationen, die die Schlüsselindustrien der Zukunft begründen – Künstliche Intelligenz (KI), Biotechnologie, Halbleiter, Raumfahrt und Quantentechnologie – spielen Europa und Deutschland keine relevante Rolle.70 Das bedeutet: Wir werden die Rolle des Kunden einnehmen, mit den neuen Industrien aber kein Geld verdienen.


    Was die Politik machen müsste


    Ein Kernpunkt für Europas Innovationsschwäche liegt in den zu hohen Kosten des Scheiterns. Eine Studie von Olivier Coste und Yann Coatanlem zeigt71: Die Restrukturierungskosten in Europa sind etwa zehnmal höher als in den USA. Wenn ein Projekt scheitert, erhalten die Mitarbeiter in Deutschland deutlich höhere Abfindungen und es dauert länger, sie zu entlassen. So kostet das Scheitern eines Projekts in Deutschland etwa 31 Monate Gehalt, in der Schweiz nur 2 Monate.


    Je höher die Wahrscheinlichkeit des Scheiterns in einem Sektor ist, desto größer ist auch der relative Nachteil für Europa. Ein einfaches Beispiel verdeutlicht die Problematik: Zwei große Unternehmen erwägen eine risikoreiche Innovation mit einer Erfolgswahrscheinlichkeit von 20 Prozent. Bei einem Erfolg winken Gewinne von 100 Millionen Dollar, die Investitionskosten betragen 15 Millionen Dollar. Das Unternehmen in Kalifornien zahlt bei einem Scheitern eine Million Dollar für die Restrukturierung. Das deutsche Unternehmen muss mit zehn Millionen Dollar rechnen. Der Erwartungswert der Investition in Kalifornien ist ein Gewinn von 4,2 Millionen Dollar. In Deutschland ergibt sich ein erwarteter Verlust von drei Millionen Dollar.


    Diese Dynamik drängt Europäische Unternehmen dazu, bei Bewährtem zu bleiben – nicht aus Risikoaversion, sondern weil es angesichts der hohen Kosten bei Misserfolg die gewinnmaximierende Wahl ist. Große Wetten auf neue Technologien sind für Europäische Firmen weniger lohnend.


    Coste und Coatanlem schlagen vor, den Arbeitnehmerschutz nur bis zu einem bestimmten Einkommensniveau beizubehalten. Für die oberen fünf bis zehn Prozent der Einkommensbezieher sollte dieser deutlich eingeschränkt werden. Für diese sollte gelten, was beispielsweise in Dänemark allgemein Praxis ist: Nach dem dänischen »Flexicurity«-Modell können Arbeitgeber frei einstellen und entlassen, und die Mitarbeiter sind über die Arbeitslosenversicherung gut abgesichert. Es ist kein Zufall, dass Dänemark laut Europäischer Kommission der Top-Innovator der EU ist.72 Ebenso wichtig ist die bereits angesprochene Sanierung des Bildungssystems. Vor allem die Stärkung der Leistungen im Fach Mathematik muss im Fokus liegen, da dies besonders stark mit der Innovationsfähigkeit einer Gesellschaft korreliert ist.


    Statt bestimmte Forschungsbereiche auszuschließen, sollten viel mehr Mittel für ergebnisoffene Forschung zur Verfügung gestellt werden. Bei Verfahren zur Speicherung und Verarbeitung von CO₂, neuartigen Werkstoffen, künftigen Generationen von Kernkraftwerken, Bioengineering und neuartigen Batterietechnologien könnte Deutschland noch eine Chance haben.


    Zudem ist es wichtig, den Transfer von Forschung in Marktprodukte zu verbessern. Während deutsche Universitäten und Institute in der Grundlagenforschung global mithalten können, scheitert es beim Transfer von Forschungsergebnissen in marktfähige Produkte.


    Das Gründerzentrum »UnternehmerTUM« an der TU München zeigt, dass es auch anders funktionieren kann. Seit 2002 ist hier Europas führendes Cluster für Gründung und Innovation entstanden – mit über 100 wachstumsstarken Technologie-Start-ups pro Jahr.73 Was dort gelingt, muss Vorbild für das ganze Land sein.


    Deutschland braucht dringend mehr privates Kapital für Innovation. Bei den Indikatoren zum Risikokapital rangiert Deutschland im Global Innovation Index lediglich auf Plätzen zwischen 30 und 40.74 Hier muss die Politik entsprechend attraktive Rahmenbedingungen schaffen.


    Was die Politik tatsächlich macht


    Statt die strukturellen Probleme anzugehen, setzt die Politik auf Subventionen und Detailsteuerung. Die deutsche Politik schließt ganze Forschungsbereiche aus ideologischen Gründen aus: Nuklearforschung, CO₂-Abscheidung (CCS), genmodifizierte Pflanzen.


    


    Dies steht im krassen Gegensatz zu China und den USA, die technologieoffen alle Optionen verfolgen. Kernkraft, Kernfusion, Gentechnik – überall muss Deutschland versuchen, über Innovationen Neues zu schaffen. Stattdessen konzentriert sich die Politik darauf, mit Subventionen den Niedergang früherer Säulen der Wirtschaft zu kaschieren, anstatt die regulatorischen und finanziellen Rahmenbedingungen für Innovation zu schaffen.


    Deutschland steht an einem Scheideweg. Die Innovationskraft des Landes – einst Garant für Wohlstand und Wettbewerbsfähigkeit – erodiert zusehends. Das Fenster für eine Kurskorrektur schließt sich. Während Deutschland diskutiert, handeln China und die USA. Ohne grundlegende Reformen ist Deutschlands Abstieg in die technologische Bedeutungslosigkeit kaum aufzuhalten – mit gravierenden Folgen für Wohlstand, Arbeitsplätze und die Finanzierbarkeit des Sozialstaats. Innovation ist keine Option, sondern eine Überlebensfrage. 


    Warum die KI-Revolution unsere ­
Probleme nicht lösen wird


    Die Hoffnungen sind groß, dass Künstliche Intelligenz zu einem Produktivitätsboom führt. Leider dürfte die Hoffnung aus vier Gründen enttäuscht werden:


    1. Energiekosten


    Die KI-Revolution ist energiehungrig. Rechenzentren verursachen bereits heute 1,5 Prozent des weltweiten Stromverbrauchs – Tendenz rapide steigend.75 In nur fünf Jahren könnte sich dieser Anteil verdoppeln.


    In Deutschland ist Energie besonders teuer. Die Datenzentren für KI werden sich deshalb nicht hierzulande ansiedeln. Während Frankreich – dank günstiger Atomkraft – im Jahr 2025 mit 69 Milliarden Dollar ausländischer Investitionen in Datenzentren weltweit den ersten Platz belegt, taucht Deutschland in der Liste nicht einmal auf.76 Eine wettbewerbsfähige deutsche KI-Industrie ist damit eine Illusion.


    2. Regulierung


    Die EU hat mit dem AI-Act und der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) ein weltweit einzigartiges Regulierungsregime geschaffen. Das Problem dabei: Diese Regeln kosten nicht nur Geld – sie vernichten direkt Produktivitätsgewinne.


    Eine Studie der Deutschen AI-Association und General Catalyst zeigt, dass AI-Compliance-Kosten für Start-ups bei etwa 200000 Euro pro Jahr liegen und über 12 Monate Implementierung erfordern.77 Die Implementierung des AI-Act kostet mittelständische Unternehmen nach Schätzungen 193000 bis 330000 Euro initial, plus 71400 Euro jährlich zur Wartung.78


    Hinzu kommt fragmentierte Durchsetzung: Deutschland hat 16 Bundesländer mit eigenen Datenschutzbehörden, die DSGVO unterschiedlich interpretieren – was Compliance für KMU nochmals exponentiell teurer macht.


    Konsequenz: Die regulatorische Komplexität vertreibt Innovationen ins Ausland oder stoppt sie ganz. 52 Prozent der Unternehmen befürchten, dass der AI Act Innovationen begrenzt, nur 36 Prozent fühlen sich vorbereitet.


    3. Datenverfügbarkeit


    KI braucht Daten – große, qualitativ hochwertige Datenmengen. Deutschland hat hier bekanntlich ein Problem. Die Europäische Datenschutzgesetzgebung wurde entwickelt, um Privatsphäre zu schützen, nicht um KI zu ermöglichen. Das Resultat: begrenzte Datenverfügbarkeit für KI-Training in Deutschland.79


    


    Während US-Unternehmen mit weniger strikten Regeln trainieren, müssen deutsche und Europäische Entwickler kompliziertere Pfade gehen – zum Beispiel auf verschiedenen Geräten mit jeweils lokalem Datensatz arbeiten, wobei die Daten nicht mit den anderen Teilnehmern bzw. Geräten ausgetauscht werden (sogenanntes »föderales Lernen«). Das ist nicht nur teuer, es reduziert auch die Modellqualität.


    Der neue EU Data Act (in Kraft ab September 2025) zwingt Unternehmen, bestimmte Daten in Echtzeit zugänglich zu machen – was Geschäftsmodelle gefährdet und Anreize für Datenakkumulation reduziert.80 Unternehmen zahlen also für Daten, müssen sie aber auch teilen – mit konkurrierenden KI-Entwicklern.


    Die Folge: Deutsche KI-Modelle werden schlechter trainiert und andere, wie die USA und China, haben einen Daten-Vorsprung. Das ist kein temporärer Nachteil – es ist ein struktureller.


    4. KI bringt deutlich weniger als erhofft


    Die größte Ernüchterung kommt von Forschern des Inter­na­tionalen Währungsfonds. Diese erwarten für die EU einen Pro­duktivitätszuwachs von 1,1 Prozent kumulativ über 5 Jahre, also 0,22 Prozent pro Jahr. 81


    Der MIT-Professor und Nobelpreisträger Daron Acemoğlu ist generell skeptisch: 95 Prozent der GenAI-Projekte in Unternehmungen generieren keinen Gewinn und reduzieren keine Kosten. Der Grund: ein »Learning Gap« – die Unternehmen wissen nicht, wie sie KI sinnvoll integrieren.82


    Die KI-Revolution ist real, aber ihre ökonomischen Effekte könnten enttäuschen. Deutschland kann damit sein Wachstumsproblem nicht lösen. Was nicht bedeutet, dass wir nicht alles daran setzen sollten, die Hindernisse für die erfolgreiche Nutzung von KI in diesem Lande abzubauen! Denn im Kern steckt in Werkzeugen wie den neuen KI-Agenten – von Co-pilots in der Softwareentwicklung bis hin zu Assistenten wie Claude – die reale Chance auf erhebliche Effizienzgewinne in Verwaltung, Dienstleistungen und Industrie, die die heutigen Skeptiker unter den Ökonomen eines Tages widerlegen könnten. Ob dieses Potenzial in Deutschland gehoben wird, ist jedoch keine Frage der Technologie, sondern der Politik und der Kultur: Es braucht tiefgreifende Reformen (auf die ich im weiteren Verlauf dieses Buches eingehe), weniger regulatorische Selbstfesselung – und vor allem die Bereitschaft, solche Tools schnell, mutig und breit im Alltag und in Unternehmen einzusetzen


    Die Krise des Standorts 
Deutschland


    Was in den vorangegangenen Kapiteln zu Demografie, Pro­duktivität, Bildung, Energie und Innovation beschrieben wurde, kulminiert in einer fundamentalen Standortkrise. Deutschland hat massiv an Wettbewerbsfähigkeit verloren und steckt in einer tiefen Strukturkrise. Die Zahlen sprechen eine klare Sprache: Im Oktober 2025 rutschte die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Industrie auf einen neuen Tiefpunkt – 36 Prozent der Industrieunternehmen gaben in einer Umfrage des ifo Instituts an, gegenüber Ländern außerhalb der EU an Wettbewerbsfähigkeit eingebüßt zu haben. So viele waren es noch nie. Besonders dramatisch ist die Lage in der Chemieindustrie, wo über die Hälfte der Unternehmen den Verlust an Wettbewerbsfähigkeit beklagt, sowie in der Elektronikindustrie (47 Prozent) und im Maschinenbau (40 Prozent).83


    


    Die Industrieproduktion liegt heute auf dem Niveau von 2015, seit 2018 ist sie um satte 20 Prozent gesunken. Dies ist keine konjunkturelle Delle, sondern eine strukturelle Verwerfung. »Viele von Deutschlands wirtschaftlichen Kernstärken haben sich in Verwundbarkeiten verwandelt«, konstatiert die Financial Times. Was Deutschland einst stark machte – eine große Industriebasis, hohe Exportabhängigkeit, eine mächtige Automobilindustrie – wird heute zur Last.84


    Sogar die Schweiz ist günstiger geworden. Diese Erkenntnis wiegt besonders schwer. Bereinigt um die tatsächlichen Arbeitsstunden kostet eine Arbeitsstunde in der Schweiz 72,30 Dollar, in Deutschland dagegen 80,30 Dollar. Der Grund: Ein Schweizer arbeitet fast 200 Stunden mehr im Jahr als ein Deutscher – das entspricht knapp fünf Wochen. Hinzu kommen durchschnittlich 18 Krankheitstage in Deutschland im Vergleich zu nur 11 in der Schweiz. Dazu sind die Strompreise in der Schweiz mit 148 Euro pro Megawattstunde um 22 Prozent günstiger als in Deutschland mit 189 Euro. Die Unternehmenssteuern liegen in der Schweiz bei 19,6 Prozent, in Deutschland bei 30,1 Prozent – mehr als 50 Prozent höher.85


    Die internationale Konkurrenz, insbesondere aus China, hat Deutschland eingeholt und teilweise überholt. Seit Anfang 2025 hat Deutschland erstmals ein Handelsdefizit bei Investitionsgütern mit China – ein historischer Einschnitt. Chinesische Investitionsgüter sind im Schnitt 30 Prozent günstiger, und die Qualitätslücke ist geschlossen. Die deutschen Maschinenbauer fürchten, dass die Technologieführerschaft künftig im Ausland liegen könnte.


    Bereits im Jahr 2025 hat China im Bereich der Werkzeugmaschinen – einer der deutschen Schlüsselbranchen – einen Weltmarktanteil von 21,6 Prozent erreicht und Deutschland nur noch 16,7 Prozent. Während die Exporte hiesiger Hersteller um zehn Prozent eingebrochen sind, konnten die Chinesen um 18 Prozent zulegen.86


    Über 50 Prozent der von der deutschen Außenhandelskammer in China befragten Unternehmen gehen davon aus, dass ihre chinesischen Wettbewerber 2030 in ihrer Branche die Technologieführer sind.


    In der Chemieindustrie sank die Produktion im dritten Quartal 2025 um 4,3 Prozent, die Anlagenauslastung liegt nur noch bei 70 Prozent – »Alarmstufe Rot«, so der Verband der Chemischen Industrie. Wolfgang Große Entrup, Verbandschef des VCI, fürchtet einen »Knock-out« für die Branche: »Was wir jetzt verlieren, wird nicht mehr wiederkommen«.


    60 Prozent der Unternehmen sehen in den wirtschaftspolitischen Rahmenbedingungen ihr größtes Geschäftsrisiko – ein Negativ-Rekord. Die Politik hat den Standort über Jahre vernachlässigt. »Während andere Länder ihre Steuern gesenkt und ihre Energieversorgung auf eine sichere und preisgünstige Basis gestellt haben, schwadronierten die Politiker hierzulande lieber mit Weltenretter-Attitüde über grüne Transformation und testeten die Belastbarkeit der Wirtschaft«, schreibt die NZZ.


    Deutschland muss dringend zurück zu dem, was es einst wohlhabend gemacht hat. Das waren nicht staatliche Regulierung und ideologische Transformationspolitik, sondern eine leistungsorientierte Soziale Marktwirtschaft, technologische Exzellenz, Exportstärke und industrielle Innovationskraft. Das Gütesiegel »Made in Germany« stand für Qualität, Präzision, Verlässlichkeit und hochqualifizierte Arbeitskräfte. Diese Stärken haben Deutschland vor dem Ersten Weltkrieg zur führenden Industrienation gemacht und nach dem Zweiten Weltkrieg das »Wirtschaftswunder« ermöglicht. Die Exporterfolge, die auf die spezifischen Weltmarkt-Bedürfnisse zugeschnittene Industriestruktur, große Kapazitätsreserven sowie hochqualifizierte und hochmotivierte Arbeitskräfte waren die Grundlage des deutschen Wohlstands.


    Heute ist davon wenig geblieben. Deutschland braucht keine neuen Programme, sondern eine Rückbesinnung auf seine Erfolgsprinzipien: wettbewerbsfähige Kosten, verlässliche und bezahlbare Energie, weniger Bürokratie, niedrigere Steuern, Technologieoffenheit und unternehmerische Freiheit. Ohne radikale Kehrtwende droht Deutschland der Verlust dessen, was über Generationen aufgebaut wurde.

  


  
    3. DIE VERTEILUNG DES 
WOHLSTANDS


    Wir haben gesehen, dass das »Märchen vom reichen Land« schon lange ausgeträumt ist. Nur ein rasches und entschiedenes Gegensteuern kann Deutschlands weiteren Niedergang abschwächen. Zum Verhindern des Niederganges ist es angesichts der fundamentalen Probleme, die sich nicht in kurzer Zeit lösen lassen – man denke an Bildung und Energie – wohl schon zu spät. Retten, was zu retten ist, muss das Motto sein.


    Dazu gehört auch, dass man betrachtet, wie der in diesem Land erwirtschaftete Wohlstand von der Politik genutzt wird. Wohin fließt das Geld? Hilft es, die Grundlagen künftigen Wohlstands zu schaffen oder zu erhalten? Werden die Mittel effizient und effektiv eingesetzt? Erfolgt die Verteilung nach ökonomischen Prinzipien oder dominieren Wunschvorstellungen und Ideologie? Vor allem, wo und wie lässt sich die Verwendung von Wohlstand so ändern, dass wir eine höhere Chance haben, doch noch ein (relativ) reiches Land zu bleiben?


    Die gute Nachricht ist: Wir haben viel Potenzial zu heben. Der Fokus der Politik in den letzten 20 Jahren lag auf Konsum, während die Grundlagen des Wohlstands – wir haben es gesehen – konsequent geschwächt wurden. Nun ist es an der Zeit, die Verwendung der Mittel zu ändern.


    Der Umverteilungsstaat


    Welche Aufgaben hat eigentlich der Staat? Historisch beginnt der moderne Staat seit dem 17. Jahrhundert mit der Überwindung von Bürgerkrieg, Fehdewesen und äußerer Bedrohung zugunsten eines monopolisierten Gewaltträgers. Der Philosoph Thomas Hobbes begründet den Staat denn auch ausdrücklich als Mittel, um aus dem »Krieg aller gegen alle« herauszutreten; der Staat soll Frieden und Sicherheit der Bürger gewährleisten.87


    Daraus folgen als Kernaufgaben die Herstellung von innerer und äußerer Sicherheit. Nach innen mittels Polizei, Justiz und dem Schutz von Leben, körperlicher Unversehrtheit und Eigentum. Nach außen mit der Verteidigung des Territoriums und der politischen Ordnung gegen äußere Angriffe und den Schutz der Grenzen.


    Viele Autoren sehen die Sicherheitsfunktion als die Grundlegendste: Versagt sie vollständig, bricht der Staat als Ordnungseinheit zusammen. Daraus lässt sich auch ableiten, dass der Staat erst, nachdem er innere und äußere Sicherheit hergestellt hat, weitere Aufgaben annehmen kann – nicht unbedingt sollte.


    Mit Blick auf Deutschland muss man an dieser Stelle feststellen, dass unser Staat bei dieser Grundaufgabe bereits versagt. Die Bundeswehr befindet sich in einem so schlechten Zustand, dass von einer Verteidigungsbereitschaft keine Rede sein kann. Aktuell versucht die Regierung, mit Schulden die Versäumnisse zu korrigieren. Dabei versteht es sich von selbst, dass Verteidigung als Kernaufgabe aus Steuermitteln und nicht mit Schulden zu finanzieren wäre.


    Ein ähnliches Versagen sehen wir beim Schutz der territorialen Integrität. Seit mehr als einem Jahrzehnt sieht sich die Politik außer Stande, die Grenzen des Landes zu sichern und die Zuwanderung unter dem Deckmantel des Asylrechts zu unterbinden. Die sich daraus ergebenden Folgen für die Sicherheitslage im Land lassen sich aus der Kriminalitätsstatistik ablesen.


    Mit der Entwicklung moderner Gesellschaften hat sich die Bereitstellung öffentlicher Güter als weitere Kernfunktion des Staates herausgebildet. Die staatswissenschaftliche Literatur zählt dazu den Aufbau und Erhalt von Infrastruktur, die öffentliche Verwaltung und die Grundversorgung in Bereichen wie Katastrophenschutz, Teilen des Gesundheitswesens und Teilen des Bildungswesens.


    Auch hier müssen wir mit Blick auf den Zustand des Landes festhalten, hat die Politik dazu geführt, dass eine weitere Kernfunktion des Staates nicht funktioniert. Auch wenn der Zustand der öffentlichen Verwaltung nicht überall so schlecht ist wie in der Bundeshauptstadt, wo man als Bürger zehn Wochen auf einen Termin, beispielsweise zur Beantragung eines neuen Personalausweises, warten muss.


    Der Katastrophenschutz wurde ebenso vernachlässigt wie die Infrastruktur. Letztere soll jetzt mit einem Schuldenpaket saniert werden, von dem schon im ersten Jahr die Hälfte der Mittel von der Politik veruntreut wird, um weiteren Konsum zu finanzieren. Dazu später mehr.


    Soziale Sicherheit vor allem anderen


    Hier genügt es festzuhalten, dass die Politik die Kernaufgaben des Staates vernachlässigt hat, um stattdessen eine erst in den letzten Jahrzehnten als weitere Aufgabe des Staates begriffene Rolle übermäßig auszubauen: die soziale Sicherung. Der moderne Wohlfahrtsstaat soll nicht nur Schutz vor Gewalt bieten, sondern auch vor den existenziellen Risiken des Lebens: Arbeitslosigkeit, Krankheit, Alter, Armut. Immer mehr erwuchs daraus der politische Wunsch, durch Umverteilung eine Reduktion von Ungleichheit zu erzielen.


    Vor allem letzteres ist in der deutschen Politik hochpopulär und hat dazu geführt, dass in der Praxis die Reihenfolge der Staatsprioritäten umgekehrt wurde. Statt sich zuvorderst um die Kernaufgaben Sicherheit und Bereitstellung öffentlicher Güter zu kümmern, wurde das Ziel der Umverteilung priorisiert.


    Das Institut der Deutschen Wirtschaft (IW) rechnete im Herbst 2025 vor, wie weit die Verschiebung der Prioritäten gegangen ist:88 41 Prozent der gesamten deutschen Staatsausgaben fließen demnach in den Bereich »soziale Sicherung«, mehr als in allen anderen Europäischen Staaten, einschließlich der für ihren Sozialstaat bekannten nordischen Länder. Schlusslicht ist Deutschland dagegen im Bildungsbereich mit zuletzt 9,3 Prozent der Gesamtausgaben (hier geben die Schweiz und Österreich mehr als 50 Prozent mehr aus) und mit 6,2 Prozent der Ausgaben für öffentliche Investitionen. Blickt man auf die Ausgaben relativ zum BIP, ergibt sich ein leicht besseres Bild: Dann liegen die Sozialausgaben knapp hinter jenen Finnlands, Österreichs und Frankreichs, drei Staaten, die – sicherlich auch deshalb – mit erheblichen Haushaltsdefiziten und hoher Staatsverschuldung zu kämpfen haben.


    Der in den vorangegangenen Kapiteln beschriebene Niedergang ist folglich kein Zufall, sondern die unvermeidbare Konsequenz politischer Prioritätensetzung. Daher auch der Untertitel meines Buchs »Das Märchen vom reichen Land: Wie die Politik uns ruiniert«.


    Die Dimensionen sind gigantisch


    Werfen wir einen kurzen Blick auf die Dimensionen dieser Umverteilung:


    Die Sozialausgaben des Bundes pro Kopf haben sich inflationsbereinigt seit 1992 mehr als verdoppelt. 1992 lagen sie bei rund 1460 Euro pro Einwohner, 2024 bereits bei rund 2665 Euro. Der Anteil der Sozialausgaben am Bundeshaushalt stieg im selben Zeitraum von 35 Prozent auf 48 Prozent. Fast jeder zweite Bundes-Euro wird inzwischen für Renten, Sozialtransfers und andere soziale Leistungen ausgegeben. 89


    Jetzt könnte man mit Blick auf die Armutsbekämpfung sagen, es sei eben erforderlich, entsprechend viel umzuverteilen. Doch das ist nicht das, was passiert. Immer mehr Geld wird nicht zielgenau von hohen zu niedrigen Einkommen, sondern zunehmend innerhalb der Mittelschicht umverteilt. Große Transfers erreichen nicht immer die wirklich Bedürftigen, sondern gehen oft auch an breite Bevölkerungsschichten mit mittleren Einkommen oder sogar an Besserverdienende. Das ifo Institut spricht von einer Umverteilung »in alle Richtungen«90. Das System verliert damit die Fokussierung auf echte Bedürftigkeit und die Bekämpfung von Armut. Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW).91 Die Masse der Umverteilung findet innerhalb der Mittelschicht statt. Der Sozialstaat nimmt den Menschen über Steuern und Abgaben immer mehr weg, um es über Transfermechanismen vielfach wieder zurückzugeben, manchmal sogar nach dem Gießkannenprinzip.


    Hoffnung gibt es Stand heute keine. Die zum Zeitpunkt des Schreibens dieses Buches agierende schwarz-rote Bundesregierung verweigert sich allen Versprechungen zum Trotz echten Reformen. Die Kosten des Sozialstaates wachsen nach der Haushaltsplanung der Regierung kontinuierlich – sowohl absolut als auch als Anteil am Bundeshaushalt. Alles wird teurer: Rente, Gesundheit, Pflege und das in Grundsicherung umbenannte Bürgergeld. Die Wirtschaftsweise Veronika Grimm kritisiert, dass laut Finanzplan der Bundesregierung die Einnahmen bereits 2029 nur noch für Sozialausgaben, Verteidigungsausgaben und Zinskosten reichen würden.92


    Überzogene Gleichheit


    Gegen den Ruf nach »mehr sozialer Gerechtigkeit« kommt man in der Politik schwer an. Dabei gehört Deutschland nach der Umverteilung durch Steuern und Transfers seit Jahren zu den Ländern mit der geringsten Einkommensungleichheit im OECD-Vergleich. Der sogenannte Gini-Koeffizient, der die Einkommensverteilung misst, liegt nach Steuern und Transfers auf einem der niedrigsten Werte in Europa. Wie es um die Ungleichheit in Deutschland steht, schauen wir uns später genauer an.


    Dieser Erfolg wurde teuer erkauft. Nicht nur befindet sich die Belastung durch Steuern und Abgaben auf einem Rekordniveau, sondern der Staat hat zusätzlich seine Kernaufgaben vernachlässigt. Der Umverteilungsstaat hat auch indirekt negative Auswirkungen auf das Wirtschaftswachstum. So haben die weit über der Inflation liegenden Erhöhungen des Bürgergeldes den Anreiz zur Arbeitsaufnahme deutlich reduziert. Mit Blick auf die demografische Entwicklung wäre jedoch das Gegenteil nötig: möglichst hohe Anreize, am Erwerbsleben teilzunehmen. Nun könnte man denken, dass das nicht stimmt, weil doch in den Medien zu lesen war, dass jeder, der arbeitet, mehr hat als jemand, der von dem Bürgergeld – jetzt »Grundsicherung« – lebt. Doch das ist nicht richtig. Die Aussage basiert auf einer Studie des gewerkschaftsnahen Hans-Böckler-Instituts93 und wurde in der Tat in den Medien groß aufgegriffen. Demnach haben Menschen je nach Wohnort (die Miete wird ja im Bürgergeld auch übernommen) zwischen 379 bis 652 Euro pro Monat mehr, wenn sie arbeiten, statt keiner Arbeit nachzugehen (und sich im Zweifel etwas schwarz dazuverdienen).


    Das klingt zunächst überzeugend. Doch bei der in der Studie angenommenen Wochenarbeitszeit von 38,2 Stunden entspricht der Mehrbetrag Stundenlöhnen von 2,48 Euro bis 4,33 Euro. Und das soll dann Anreiz sein, arbeiten zu gehen? Ich denke, so dürfte man nur rechnen, wenn man Bürgergeldempfänger zu gemeinnütziger Arbeit verpflichten würde. Und zwar 38,2 Stunden pro Woche. Nur unter dieser Annahme ließe sich der geringe finanzielle Abstand zwischen Erwerbsarbeit und Transferbezug als akzeptabel rechtfertigen. So wird jeder rational rechnende Mensch entweder nicht arbeiten oder auf Schwarzarbeit setzen. Dass Schwarzarbeit ein Thema ist, zeigt sich unter anderem an der Tatsache, dass es viele Aufstocker gibt, die nur wenige Tage im Monat offiziell arbeiten.


    In der Zukunft lässt sich der Kurs angesichts der demografischen Entwicklung nicht weiter fortsetzen. Die Dynamik der Ausgaben ist spätestens seit der Coronakrise (mit darauffolgender Stagnation des Wirtschaftswachstums und anziehendem Zinsniveau) nicht mehr tragfähig. Die Verlockung für die Politik ist groß, die Löcher mit neuen Schulden zu stopfen, so wie es die schwarz-rote Regierung tut. Dabei beschleunigt man so nur den Niedergang. Die Gesellschaft droht strukturell zu verarmen.


    Gefangen in Komplexität


    »Hochkomplexe Sachverhalte erfordern komplexe Antworten«, erklärte Bundeskanzler Friedrich Merz (CDU) anlässlich der Haushaltsdebatte im November 2025 im Bundestag.94 Mehr als ihm wohl bewusst ist, hat er damit den Zustand des deutschen Sozialstaates beschrieben. Die Überlegung, man könnte es auch einfach machen und damit nicht in jedem einzelnen Fall volle »Gerechtigkeit« erzielen, kommt den Politikern nicht in den Sinn. Von Bürokratieabbau wird geredet, während man sich immer mehr Gesetze ausdenkt und in immer größerem Detail Dinge regeln will. Das gilt auch für den Umverteilungsstaat.


    Sie wissen nicht, was sie tun


    Forscher des ifo Instituts haben sich vorgenommen, die Wirkung des deutschen Umverteilungsstaats zu analysieren. Um das zu tun, muss man im ersten Schritt erfassen, was der Sozialstaat eigentlich macht. Auf welchem Wege er an welchen Empfängerkreis, aufgrund welcher Logik und Gesetzesgrundlage, Leistungen in welcher Höhe erbringt. Als Steuer- und Beitragszahler darf man davon ausgehen, dass dies auf Knopfdruck verfügbar ist. Fließen doch, wie schon beschrieben, immerhin 41 Prozent der staatlichen Ausgaben in diesen Bereich.


    Doch weit gefehlt. Selbst mit KI und erheblichem wissenschaftlichem Aufwand ist es dem ifo Institut 2025 nicht gelungen, eine vollständige Bestandsaufnahme aller Sozialleistungen und deren Effekte zu erstellen.95 Die Forscher dokumentierten über fünfhundert Sozialleistungen, mussten aber einräumen, dass etwa Zweck, Anspruchsgruppen und Kosten vieler Programme gar nicht mehr öffentlich quantifizierbar sind. Die Leistungen verteilen sich auf zwölf Sozialgesetzbücher mit mehr als 3200 Paragrafen und zahlreichen Sonderregeln. Der Bund allein hat über dreihundert verschiedene Programme aufgelegt, die sich nicht selten überschneiden und deren Zielgruppe unklar ist.96


    Doch wenn man nicht mal weiß, warum es ein Programm gibt und wer davon profitiert, sollte man es nicht einfach einstellen? Die Forscher des ifo Instituts gehen nicht so weit (wie ich gehen würde), sondern fordern eine bessere Datengrundlage. Die Bundesregierung müsse »dringend entsprechende Schritte für eine bessere Datensituation« unternehmen – etwa durch ein Forschungsdatengesetz.


    Auf ein solches können wir noch lange warten. Denn der Wildwuchs und die fehlende Transparenz machen es den Verteidigern des Umverteilungsstaats leichter, jede Einschränkung, jede Rückführung zu einem Tabu zu erklären. Es ist kein Unfall, es hat System.


    Die Umverteilungsbürokratie boomt


    Ohnehin muss man bei dem Gedanken an ein »Forschungsdatengesetz« die Hände über dem Kopf zusammenschlagen. Ein weiteres Gesetz mit am besten einer eigenen Behörde ist wohl das Letzte, was unser Staat braucht. Wir brauchen weniger Gesetze und damit weniger Bürokratie.


    Die wahren Gewinner des Umverteilungsstaates sitzen in der Umverteilungsbürokratie. Über 17 Prozent aller Beschäftigten im öffentlichen Dienst arbeiten in Deutschland mittlerweile im Bereich soziale Sicherung97 – mehr als in vielen anderen OECD-Ländern. Nun mag dies teilweise an anderer Zuordnung und Definition liegen, dennoch ist offensichtlich, dass wir in diesem Bereich die größte Notwendigkeit und auch das größte Potenzial zu Einsparungen haben.


    Diese Menschen arbeiten im Bund, in den Ländern, in Kommunen und in den Sozialversicherungen. Allein bei den Sozialversicherungen sind fast 364000 beschäftigt und verursachen Verwaltungskosten von immerhin 25 Milliarden Euro. Das sind nach einer Auswertung des Arbeitgeberverbandes 1,3 Prozentpunkte der gesamten Einnahmen und mehr, als für Wohngeld, Elterngeld und BAföG insgesamt ausgegeben wird.


    Je nach Zweig der Sozialversicherung fallen die Verwaltungskosten sehr unterschiedlich aus. Bei der Rentenversicherung wirken sie mit 1,2 Prozent der Gesamtausgaben auf den ersten Blick gering, summieren sich nach Berechnungen der Arbeitgeberverbände aber dennoch auf rund 4,8 Milliarden Euro pro Jahr. Auch hier steckt der Teufel im Detail. Die Vorschriften sind so kompliziert, dass beispielsweise für die sogenannte Grundrente der Zuschlag zur Monatsrente in jedem Einzelfall berechnet werden muss. Dies führt zu einem signifikant höheren Verwaltungsaufwand.98


    Die Kranken- und die Pflegeversicherung liegen mit 3,6 bzw. 3,8 Prozent deutlich höher und verursachen mit etwa 11 Milliarden Euro in der gesetzlichen Krankenversicherung und zusätzlich rund 2,2 Milliarden Euro in der Pflegeversicherung die absolut größten Verwaltungsaufwendungen im System. Noch teurer wird es relativ betrachtet bei den kleineren Zweigen: Die gesetzliche Unfallversicherung gibt rund 11,5 Prozent ihrer Mittel für Verwaltung aus, die Arbeitslosenversicherung sogar 14 Prozent.


    Jetzt könnte man meinen, bei der Arbeitslosenversicherung habe das mit dem Aufgabenprofil zu tun: Die Betreuung von Arbeitslosen ist komplex, erfordert individuelle Beratung sowie intensive Begleitung und schlägt sich deshalb überproportional in den Verwaltungskosten nieder. Auf der anderen Seite sieht man jedoch gerade am Beispiel der Bundesanstalt für Arbeit eine besorgniserregende Tendenz: Sie bringt immer weniger.


    Die Produktivität der Arbeitsvermittlung durch die Bundesagentur für Arbeit (BA) und die Jobcenter hat sich in den letzten 20 Jahren dramatisch verschlechtert. Im Jahr 2024 waren rund 14000 Arbeitsvermittler im SGB-II-Bereich (Grundsicherung/Bürgergeld) tätig. Die Zahl der erfolgreichen unmittelbaren Vermittlungen pro Arbeitsvermittler verringerte sich gegenüber 2015 von rund 15 auf rund sechs pro Jahr. Im Jahr 2024 wurden nur noch 4,9 Prozent der Abgänge in den regulären Arbeitsmarkt durch direkte Vermittlungsvorschläge der BA ausgelöst. Im Jahr 2015 hatte der Anteil noch bei 13,2 Prozent gelegen.99


    Angesichts der erheblichen Kosten für diese Vermittlung – Schätzungen gehen in die Größenordnung von über zwei Milliarden Euro – muss die Frage gestellt werden, ob dies der richtige Ansatz ist. Vielleicht wäre es am vernünftigsten, die Behörde aufzulösen?


    So weit gehen die Arbeitgeber in ihren Forderungen (noch) nicht. Sie sehen aber durchaus Potenziale, die bestehenden Strukturen und organisatorischen Abläufe zu straffen. Beispielsweise in einer besseren Koordination der verschiedenen Rentenversicherungsträger – immerhin 16 (!) verschiedene Organisationen – und Berufsgenossenschaften.


    


    Radikale Vereinfachung


    Offensichtlich hat die Politik ein System geschaffen, in dem sie selbst nicht mehr durchblickt und das sich in den Händen der Bürokratie immer mehr verselbstständigt. Ihre Änderungsbereitschaft ist gering, droht doch mit jeder Verschlankung ein Wegfall an Arbeit und damit Stellen.


    Je komplizierter die Regelungen, desto sicherer der Arbeitsplatz – das dürfte die dort vorherrschende Denkweise gut charakterisieren. Gleichzeitig explodieren die Kosten. So sind die Verwaltungsaufwendungen der Jobcenter seit 2010 um 77 Prozent gestiegen – auf 2175 Euro pro Bedarfsgemeinschaft.100


    Das ruft nach radikalen Vereinfachungen. Neben der bereits erwähnten Auflösung der Bundesanstalt für Arbeit muss es um die Bündelung der einzelnen Sozialleistungen gehen. Die Liste der 500 plus X Einzelleistungen gehört drastisch verkürzt. Die verbliebenen Leistungen sollten so weit wie möglich gebündelt werden. Das erhöht nicht nur die Zielgenauigkeit der Maßnahmen, sondern erlaubt auch einen deutlichen personellen Rückbau des öffentlichen Sektors.


    Eine erprobte Idee wäre die Einführung einer negativen Einkommenssteuer.


    So ein Modell wurde schon 1962 von dem Nobelpreisträger Milton Friedman vorgeschlagen. Das Prinzip ist denkbar einfach: Wer mehr als einen bestimmten Betrag verdient, zahlt Steuern an den Staat. Wer weniger verdient, bekommt Geld vom Staat – die »negative Steuer«. Der entscheidende Unterschied zu heutigen Sozialsystemen in Deutschland ist: Wenn man arbeitet, verliert man nicht so viel staatliche Unterstützung. Je mehr man selbst verdient, desto mehr hat man – Arbeit lohnt sich immer!


    


    Die USA haben ein ähnliches System bereits 1975 implementiert. Den Earned Income Tax Credit (EITC). Das System belohnt Arbeit auf clevere Weise:101


    1. Phase-In: Für jeden verdienten Dollar gibt es 40 Cent vom Staat dazu (bei Familien mit Kindern).


    2. Plateau: Ab circa 15000 Dollar bleibt die Gutschrift ­konstant auf dem Maximum.


    3. Phase-Out: Ab circa 20000 Dollar sinkt die Gut­schrift langsam – aber nur auf 21 Cent pro zusätzlich ­verdienten Dollar.


    4. Ende: Bei circa 50000 Dollar läuft die Gutschrift aus, der Haushalt wird normaler Steuerzahler.


    Zu jedem Zeitpunkt hat der Haushalt mehr Geld, wenn er mehr arbeitet. Die Erfolge sprechen für sich. So zeigen Studien102, dass das System wirksam Armut bekämpft und Beschäftigung fördert. Langfristig sinkt sogar die Abhängigkeit von Sozialleistungen.


    Leider denken wir in Deutschland (noch) nicht so radikal. Das ifo Institut hat einen konkreten Reformvorschlag erarbeitet, der zumindest etwas in Richtung Vereinfachung geht.103 Konkret fordern die Forscher die Zusammenlegung von Bürgergeld, Wohngeld und Kinderzuschlag zu einer einzigen Leistung – und bessere Hinzuverdienstregeln: Ab 380 Euro Einkommen sollen Alleinstehenden 35 Cent von jedem zusätzlich verdienten Euro bleiben. Allein durch diese recht einfachen Veränderungen erhoffen sich die Forscher Einsparungen von 4,5 Milliarden Euro, 150000 zusätzliche Vollzeitstellen und 230 Millionen zusätzliche Arbeitsstunden pro Jahr.


    Ob es dazu kommt? Skepsis ist angebracht. Der ifo-Forscher Andreas Peichl diagnostiziert der Politik eine »deutsche Einzelfallgerechtigkeitssuche«: »Für jeden Fall hat man versucht, eine Leistung zu finden. Wenn wir so weitermachen, haben wir am Ende bei 83 Millionen Bürgern 83 Millionen Leistungen.«104


    Die gute Nachricht ist, dass es so weit nicht kommen wird, weil das System vorher kollabiert. Was leider wahrscheinlicher ist als kraftvolle Reformen durch die Politik.


    Das kranke Gesundheitssystem


    Deutschland leistet sich eines der teuersten Gesundheitssysteme der Welt – und bekommt dafür bestenfalls Mittelmaß. Mit 12,8 Prozent des Bruttoinlandsprodukts geben wir mehr aus als jedes andere Europäische Land. Deutschland gibt mit 8441 US-Dollar pro Kopf zwar deutlich weniger aus als die USA (13 432 USD) und etwas weniger als die Schweiz (9688 USD), aber deutlich mehr als Frankreich (7136 USD), Großbritannien (6023 USD) und Italien (4832 USD).105


    Diese höheren Kosten schlagen sich aber nicht in einer höheren Lebenserwartung nieder. Deutsche Männer (79,2 Jahre) und Frauen (83,9 Jahre) leben genauso lange wie Briten (Männer 79,5 Jahre, Frauen 83,3 Jahre) und kürzer als Franzosen (Männer 80,6 Jahre, Frauen 86,2 Jahre) und Italiener (Männer 81,8 Jahre, Frauen 85,9 Jahre). Noch dramatischer: Die Zahl gesunder Lebensjahre in Deutschland beträgt lediglich 61 Jahre und liegt damit unter dem EU-Durchschnitt. Dass die US-Amerikaner trotz deutlich höherer Ausgaben eine noch geringere Lebenserwartung haben, unterstreicht nur: Es geht nicht darum, wie viel Geld ausgegeben wird, sondern wie effizient das System organisiert ist.106


    Teuer, ineffizient, ineffektiv


    Die Zahlen sprechen eine klare Sprache: Wir verschwenden Ressourcen in gigantischem Ausmaß.


    Mit 9,6 Arztbesuchen pro Kopf sind die Deutschen führend in Europa. Franzosen und Italiener gehen im Schnitt 5,4-mal pro Jahr zum Arzt, die Schweden nur 2,3-mal.107 Es liegt auf der Hand, dass es einer Steuerung der Patientenströme bedarf, gehen doch die häufigeren Arztbesuche nicht mit einer besseren Versorgung einher.


    Das deutsche System leidet unter einem niedrigschwelligen Zugang ohne jede Steuerung. Jeder kann direkt zum Facharzt gehen, jeder kann in die Notaufnahme – ohne dass geprüft wird, ob das medizinisch notwendig ist. Die Folge: Überlastete Notaufnahmen und Wartezeiten für die wirklich Kranken.108 Eine mögliche Lösung wäre ein Primärarztsystem, in dem der Hausarzt als »Gatekeeper« agiert in Kombination mit digitalen Leitstellen. Patienten würden durch KI-gestützte Systeme vorselektiert und gezielt an die richtige Versorgungsstufe vermittelt. In anderen Ländern wie Großbritannien, Finnland oder Israel ist das längst Standard.


    Um die Übernutzung des Systems zu reduzieren, schlagen die Gesundheitsökonomen Boris Augurzky und Christian Karagiannidis in ihrem Buch »Die Gesundheit der Zukunft« eine moderate, sozial gestaffelte Selbstbeteiligung vor: maximal ein Prozent des beitragspflichtigen Einkommens pro Jahr. Wer 25000 Euro verdient, würde also maximal 250 Euro selbst bezahlen. Das würde Anreize für einen bewussteren Umgang mit medizinischen Leistungen schaffen und ist ebenfalls in anderen Ländern wie der Schweiz schon seit Jahrzehnten Usus.


    Auch im Krankenhausbereich gibt es erhebliche Potenziale: Mit acht Krankenhausbetten pro 1000 Einwohner haben wir mehr als doppelt so viele wie Italien (3,1) und deutlich mehr als Frankreich (5,9) oder die Schweiz (4,6).109 Die Belegungsquote der Krankenhäuser liegt wenig verwunderlich bei nur knapp 70 Prozent, weshalb viele Kliniken rote Zahlen schreiben. Das ist kein Widerspruch – es ist das Symptom eines fundamental ineffizienten Systems, welches dazu führt, dass die Auslastung zu gering ist.110


    Das hat neben wirtschaftlichen auch gesundheitliche Folgen: Die Überkapazitäten schaffen sich ihre eigene Nachfrage. Jens Baas, Vorstandsvorsitzender der Techniker Krankenkasse, erklärt das so: »Wenn ich zu viele Krankenhausbetten habe und ich bin Direktor eines Krankenhauses, dann sorge ich natürlich dafür, dass diese Betten belegt werden. Ich werde meine Indikationen entsprechend anpassen.« Das Ergebnis sind unnötige Behandlungen, längere Aufenthalte als medizinisch erforderlich und ein System, das Masse statt Klasse belohnt.111


    Die Tatsache, dass wir bei Hüftimplantationen pro hunderttausend Einwohner eine der höchsten Raten weltweit haben,112 legt die Vermutung nahe, dass nicht alle wirklich zu diesem Zeitpunkt erforderlich waren und es ein kaufmännisches Interesse gab, das zur Operation geführt hat. Dies unterstreicht nochmals die Einsicht, dass Kürzungen im Gesundheitssystem keineswegs zu einer schlechteren Versorgung der Patienten führen müssen.


    Die Reduktion des Überangebots an Krankenhausbetten ist ein offensichtlicher Hebel, um die Kosten im Gesundheitssystem zu senken und die Versorgung der Patienten zu verbessern. Würden wir das französische Niveau erreichen, hätten wir nicht nur geringere Kosten, sondern auch:


    


    
      	bessere Behandlungsergebnisse durch Spezialisierung und höhere Fallzahlen pro Klinik,


      	eine Entlastung der Pflegekräfte, weil nicht mehr jedes überflüssige Bett besetzt werden muss und


      	weniger unnötige Eingriffe an Patienten.113

    


    Die Gesundheitsökonomen Boris Augurzky und Christian Karagiannidis schlagen klare Qualitätskriterien vor: So sollte, wer Krebspatienten behandeln will, eine Mindestanzahl an Patienten behandelt haben und über die notwendige personelle und technische Ausstattung verfügen. In Deutschland werden derzeit die Hälfte der Patienten mit schweren Tumorerkrankungen nicht in Tumorzentren behandelt – mit entsprechend schlechteren Ergebnissen.114


    Die beiden Experten fordern außerdem die Einführung des QALY-Systems (Quality-Adjusted Life Year). Dabei werden die Verlängerung der Lebenszeit und die Lebensqualität ins Verhältnis zu den Therapiekosten gestellt. In Großbritannien wird das bereits seit Jahrzehnten so praktiziert. In Deutschland wird es als »unmenschlich« abgelehnt – während gleichzeitig Milliardenbeträge für Therapien ausgegeben werden, deren Nutzen marginal, wenn nicht sogar leidensverlängernd ist. Allerdings steht dieser Einsparschritt erst am Ende eines langen Weges, nachdem man die erheblichen anderen Potenziale gehoben hat.


    Dazu gehören als Ansatzpunkt auch die Arzneimittelkosten. 50 Milliarden Euro gaben allein die gesetzlichen Krankenkassen 2023 für Medikamente aus. Das Problem: Nur 1,7 Prozent der Versicherten verursachten 2021 rund die Hälfte der Arzneimittelausgaben. Beispielsweise kostet eine Genthera­pie bei Blutkrankheiten mittlerweile eine Million Euro.115 Während andere Länder wie Japan Kostenstellenrechnungen von Pharmaherstellern verlangen und danach die Preise festsetzen, lässt Deutschland die Industrie beliebige Preise verlangen. Das Ergebnis: Deutschland ist der profitabelste Markt in Europa.116


    Aber auch sonst gibt es erhebliche Einsparpotenziale. Allein durch Digitalisierung könnten laut der Unternehmensberatung McKinsey 42 Milliarden Euro oder 12 Prozent der gesamten Gesundheitsausgaben eingespart werden. Konkret:


    
      	25,8 Milliarden Euro durch Produktivitätssteigerungen bei Leistungserbringern und


      	16,4 Milliarden Euro durch Vermeidung unnötiger ­Doppeluntersuchungen.

    


    Das sind 47 Euro monatlich je gesetzlich Versichertem – allein durch bessere IT-Systeme.117


    Besonders traurig ist der fehlende Neuigkeitswert dieser Umstände. Wie auch in anderen Bereichen sind diese Probleme und Potenziale seit Jahren bekannt. Der Politik fehlen jedoch Kraft und Wille, sich mit den Lobbygruppen anzulegen, die sofort medienwirksam eine Verschlechterung der Versorgung an die Wand malen, obwohl das Gegenteil zu erwarten wäre!


    Was die Politik stattdessen tut


    Ohne diese grundlegenden Reformen anzugehen, versucht die Politik, das System mit immer mehr Geld am Laufen zu halten. Der Koalitionsvertrag 2025 zwischen CDU/CSU und SPD widmet dem Gesundheitswesen zwar ein ganzes Kapitel – doch die Antwort ist vor allem: mehr Geld.


    Die Krankenhausreform von Gesundheitsminister Lauterbach sollte eigentlich die richtige Richtung einschlagen: Qualitätskriterien, Mindestmengen, Vorhaltefinanzierung für kleine Krankenhäuser auf dem Land. Doch die Umsetzung ist halbherzig und hochgradig bürokratisch.


    


    Betroffene Kommunen wehren sich gegen Schließungen, weil diese bei den Bürgern nicht populär sind. Die Deutsche Krankenhausgesellschaft unterstreicht die Widerstände gegen Reformen. Statt anzuerkennen, dass wir eine erhebliche Überversorgung haben, wird behauptet, dass das Gesetz »für eine fortgesetzte kalte Marktbereinigung mit wegbrechenden Krankenhausstandorten, den Einstieg in die Rationierung und Wartelistenmedizin, einen gigantischen Bürokratieaufwuchs und planwirtschaftliche Strukturen« stehe.118 Zutreffend ist sicher, dass es sich um einen bürokratischen und planwirtschaftlichen Ansatz handelt, die Zielsetzung bleibt aber richtig.


    Auch die Finanzierung wirft Fragen auf: Die Reform soll 50 Milliarden Euro kosten, je zur Hälfte von den Ländern und den gesetzlichen Krankenkassen zu bezahlen. Weshalb nur die GKV-Versicherten dafür aufkommen sollen, ist nicht nachvollziehbar, profitieren doch alle Bürger von einer effizienteren Krankenhausinfrastruktur.


    Während immer wieder neu eingesetzte Kommissionen immer wieder die gleichen Reformvorschläge erarbeiten, setzt die Politik darauf, mehr Geld in das System zu pumpen, statt das System zu reformieren. Seit Jahren steigen die Zusatzbeiträge für die Krankenversicherung – 2025 im Schnitt um 0,8 Prozentpunkte auf 2,5 Prozent.119 Als der Grünen-Politiker Robert Habeck im Wahlkampf 2025 vorschlug, auch Kapitaleinkommen zur Finanzierung heranzuziehen, war das nur ein weiteres Beispiel für das Denken der Politik. Nach heftiger Kritik wurde die Idee offiziell zurückgezogen. Kaum war die Wahl vorbei, wurde das Thema auch von anderen Parteien aufgegriffen.


    Außerdem ist die Vergabe von Krediten an die Krankenversicherungen beliebt. Der Bund leiht sich das Geld für diese Kredite und kann das unter Umgehung der Schuldenbremse auch tun, weil er ja im Gegenzug Forderungen gegen die Krankenkassen erhält. Da die Kredite aber durch künftige Beitragszahlungen getilgt werden müssen, bedeutet es nichts anderes als immer weiter steigende Beiträge – oder aber der Bund verzichtet auf die Forderungen und die Politik hat, wie in vielen anderen Bereichen auch, mal wieder Löcher mit Schulden gestopft. Nachhaltig ist das selbstverständlich nicht.


    Ebenso wenig wie die konstante Überlastung der gesetzlichen Krankenversicherung mit Aufgaben, die eigentlich gesamtstaatlich sind. Die sogenannten »versicherungsfremden Leistungen« gehören von allen Steuerzahlern bezahlt. So liegen die tatsächlichen Kosten der Bürgergeld-Empfänger in der Krankenversicherung bei rund 300 Euro/Monat pro Person, der Bund erstattet davon aber nur 100 Euro. Die Differenz von 200 Euro zahlen die GKV-Versicherten – in Summe zehn Milliarden Euro jährlich.120 Ein Umstand, gegen den die gesetzlichen Krankenversicherungen nun auf dem Klageweg vorgehen. 


    In dieselbe Kategorie gehört die beitragsfreie Familienversicherung. Dabei handelt es sich um eine staatliche Familienförderung, die zu zwei Dritteln von den GKV-Versicherten bezahlt wird. Der Chef der Techniker Krankenkasse, Jens Baas, bringt es auf den Punkt: »Diese staatliche Aufgabe zahlen zu zwei Dritteln die Versicherten der gesetzlichen Krankenversicherung. Nicht der Steuerzahler und Privatversicherte auch nicht.«121


    Nicht besser sieht es mit der Pflegeversicherung aus. Auch hier ist absehbar, dass sie nicht weiter auf diesem Niveau zu ­finanzieren ist. Aufgrund der Alterung der Gesellschaft ­werden hier, wie auch in der Gesundheits- und Rentenversicherung, die Kosten in den kommenden Jahren explodieren. Bis 2027 fehlen sechs Milliarden Euro, bis 2029 sollen es sogar zwölf Milliarden Euro sein.


    Antwort der aktuellen Regierung: Wir setzen eine Kommission ein.


    Die Politik sollte endlich den Mut zur echten Reform aufbringen. Stattdessen sehen wir: Kommissionen, Überbrückungsfinanzierungen, höhere Beiträge. Das System wird mit immer mehr Geld am Laufen gehalten, während die grund­legenden Probleme ungelöst bleiben. Ohne grundlegende Reformen steigen die Sozialabgaben bis 2035 auf über 50 Prozent. Was droht, ist ein Teufelskreis aus immer weiter steigenden Arbeitskosten und sinkenden Wachstumsraten.


    Der Staat kann es nicht besser


    Vor über 80 Jahren, im März 1944, veröffentlichte der ­spätere Wirtschaftsnobelpreisträger Friedrich August von Hayek sein epochales Werk »Der Weg in die Knechtschaft« (Originaltitel: »The Road to Serfdom«). Darin zeigt er auf, dass staatliche Eingriffe in die Wirtschaft die Tendenz haben, immer weiterzugehen und unausweichlich mit einer zunehmenden Beschränkung der individuellen Freiheit einhergehen. Dabei ist es völlig unerheblich, mit welcher Begründung der Staat eingreift – ob mit dem Ziel einer vermeintlich »gerechteren« Gesellschaft, zum Schutz der Umwelt oder zur Rettung des Weltklimas.


    Wenn der Staat versucht, durch Eingriffe in Marktprozesse Probleme zu lösen, bekämpft er häufig nur Symptome statt der eigentlichen Ursachen. Daraus folgen zwangsläufig unerwünschte Nebenwirkungen, die ihrerseits neue staatliche Interventionen erforderlich machen, die wiederum neue Probleme schaffen. So entsteht ein sich selbstverstärkender Kreislauf: Ein Eingriff folgt dem anderen, die Eingriffe greifen immer tiefer in die Wirtschaftsordnung ein, der Staat expandiert kontinuierlich.


    Heute, 80 Jahre nach Hayeks Warnung, befindet sich Deutschland in einer massiven Interventionsspirale. Der Staat versucht, mit immer mehr Eingriffen die Probleme zu lösen, die er selbst durch frühere Eingriffe geschaffen hat. Der Wohnungsmarkt erstickt unter Regulierungen, die Energiepolitik wird als Planwirtschaft durchgesetzt, die Bürokratie wächst exponentiell. Und bei jedem Schritt behauptet die Politik, sie könne das Problem durch noch mehr Staat lösen.


    Steuerung mit Geld


    Am perfidesten ist, dass die Politik sich sogar als »Retter« inszenieren kann, der mit Milliarden (die er vorher Bürgern und Unternehmen über Steuern und Abgaben entzogen oder aber über Schulden beschafft hat) den Opfern der eigenen Politik zur Seite springt.


    Stahl lässt sich wegen der hohen Energiekosten nicht mehr profitabel in Deutschland herstellen? Kein Problem: Wir sub­ventionieren und plädieren für Zölle gegen »unfairen« Wettbewerb. Die energieintensive Industrie ist nicht mehr wettbewerbsfähig? Kein Problem, wir subventionieren den Industriestrompreis, den wir zuvor mit unserer Politik in die Höhe getrieben haben. Der Markt nimmt die von der Politik als überlegen angesehenen Elektroautos nicht an? Ein paar Milliarden für Kaufprämien sollten das ändern! Die Liste ließe sich beliebig fortsetzen.


    Kein Wunder, dass die Ausgaben des Staates für Subventionen in den letzten Jahren förmlich explodiert sind. Der Kieler Subventionsbericht listet seit 1998 auf, wo der Staat die Wirtschaft mit Subventionen beeinflussen will. Dabei sind die Wissenschaftler gründlicher als der amtliche Subventionsbericht der Bundesregierung. Die jüngste Ausgabe für 2024 dokumentiert den Weg in den Subventionsstaat.122 Die Finanzhilfen des Bundes stiegen zwischen 2014 und 2023 um das 3,55-Fache, während die Verbraucherpreise im selben Zeitraum »nur« um das 1,24-Fache zugenommen haben. 2024 gab der Bund 127,3 Milliarden Euro für Subventionen aus, was 3,0 Prozent des BIP entspricht. Doppelt so viel wie noch 2015.


    Eine besonders üble Entwicklung ist die zunehmende Verlagerung der Subventionen in Nebenhaushalte und Sondervermögen – ein klassischer Trick, um die Schuldenbremse zu umgehen. 2023 lag der Anteil der Subventionen aus Sondervermögen bei 49,6 Prozent, bevor das Bundesverfassungsgericht die Mittelverschiebungen der Ampel-Regierung für verfassungswidrig erklärte.


    Der größte Treiber des Subventionsanstiegs ist der Klima- und Transformationsfonds (KTF). Lagen die Ausgaben 2022 noch bei 13,1 Milliarden Euro, stiegen sie bis 2024 auf rund 42 Milliarden.123 Für die Jahre 2024 bis 2027 stehen insgesamt 211,8 Milliarden Euro im KTF zur Verfügung. Mit dem neuen Sondervermögen für Infrastruktur und Klimaschutz (SVIK) sollen weitere 100 Milliarden Euro bis 2035 in den KTF fließen.124


    Immer mehr werden die Mittel nicht nur dazu genutzt, die Folgen anderer politischer Entscheidungen zu kaschieren oder Bürger und Unternehmen zu bestimmten Verhalten zu bringen – Stichwort: Heizungsgesetz –, sondern auch für die Förderung einzelner Branchen oder Unternehmen aus dem Blickwinkel einer Industriepolitik. Die gescheiterten Projekte wie die Ansiedlung von Intel in Magdeburg (Milliarden-Subvention angekündigt, Projekt im September 2024 wegen wirtschaftlicher Schwierigkeiten von Intel verschoben) oder Northvolt (Batteriezellfabrik in Schleswig-Holstein, massive Förderung zugesagt, Unternehmen meldete 2024 Insolvenz an) stehen beispielhaft für diesen Kurs.


    Der Staat glaubt offenbar zunehmend, über das Überleben einzelner Unternehmen entscheiden zu können. Doch der Staat ist kein guter Unternehmer und kann schwerlich abschätzen, welche Industrien langfristig erfolgreich sein werden. Studien zeigen: Schrumpfende Betriebe erhalten häufiger Subventionen als innovative, wachsende Unternehmen. Große Unternehmen bekommen mehr Hilfe als kleine. Die Subventionspolitik wirkt also faktisch wachstumshemmend statt wachstumsfördernd.125


    Die volkswirtschaftlichen Kosten dieser Subventionspolitik gehen weit über die reinen Ausgaben hinaus: Jeder Euro, der für Subventionen ausgegeben wird, fehlt für produktivere Verwendungen. Unternehmen orientieren ihre Investitionen mehr an politischen Entwicklungen und Fördertöpfen als an echten Marktchancen. Private Akteure nutzen ihren Wissensvorsprung, um staatliche Zwangsinstrumente zu ihren Gunsten zu beeinflussen – eine klassische Form der Aneignung von Monopolrenten. Staatliche Subventionen verdrängen private Investitionen, die effizienter wären. Und letztlich lenkt der Fokus auf Fördermaßnahmen von den notwendigen Strukturreformen ab. Der Kern des Problems ist simpel: Die Politik maßt sich ein Wissen an, was sie gar nicht haben kann. Nämlich zu wissen, wie die Zukunft sich technologisch und gesellschaftlich entwickelt.


    Der Markt als Summe der individuellen Entscheidungen von Menschen ist mit seiner Entdeckungsfähigkeit diesem Dünkel weit überlegen, und vieles, was als vermeintliches »Marktversagen« von Politik und Medien kritisiert wird, ist in Wahrheit die Folge staatlicher, politischer Eingriffe in den Markt. Beispielsweise hat die jahrzehntelange Manipulation des Zinses, dem wichtigsten Preis einer Marktwirtschaft, maßgeblich zu Finanz- und Schuldenkrisen beigetragen.


    Der Ökonom Stefan Kooths formuliert es prägnant: »Wir haben ein tiefsitzendes Misstrauen gegenüber marktwirtschaftlichen Prozessen. Deshalb greifen wir immer wieder zu staatlichen Interventionen, die zwar gute Absichten verfolgen, die Probleme aber nicht lösen, sondern nur überdecken und dann Nebenwirkungen haben, weswegen man dann zu neuen Interventionen greift.«126


    Wohnungsmarkt: Beispiel für ­
gescheiterte ­Politikinterventionen


    Nirgendwo zeigt sich die Interventionsspirale deutlicher als auf dem deutschen Wohnungsmarkt. Die 2015 eingeführte Mietpreisbremse sollte dafür sorgen, dass die Mieten für einige Jahre langsamer steigen, bis der Markt sich durch die Erweiterung des Angebots aufgrund von Neubauten wieder beruhigt. Bekanntlich wurde dann aber längst nicht so viel gebaut, wie benötigt wird – unter anderem genau wegen der Beschränkung der Mieten –, und die Zuwanderung aus dem In- und Ausland in die betroffenen Ballungsräume hielt ungebrochen an, was die Situation zusätzlich verschärft hat.


    Die als temporäres Instrument geschaffene Mietpreisbremse wurde so zu einem dauerhaften Werkzeug, mit den erwartbaren Nebenwirkungen: Mieter, die bereits eine Wohnung haben, ziehen nicht aus, weil ihre Miete deutlich unter dem Marktniveau liegt. In der Folge bleiben Menschen in viel zu großen Wohnungen, nachdem die Kinder ausgezogen oder der Partner verstorben ist. Vermieter haben das Angebot an Wohnungen reduziert, zum Beispiel indem sie sie als Eigentumswohnungen verkaufen, oder sie umgehen die Regelung, indem sie die Wohnungen möbliert vermieten. Auch manche Mieter verdienen Geld. Statt ihre Wohnung zu kündigen, vermieten sie nicht selten zu einem höheren Preis unter. Im Kern haben wir ein System, das jene begünstigt, die bereits eine Wohnung haben, und die benachteiligt, die auf der Suche sind.


    Wie reagiert die Politik? Sie denkt über die nächsten Eingriffe nach. Als da wären: noch stärkere Begrenzung von Mietsteigerungen, Vorgabe von Sozialquoten für Vermieter bis hin zur Enteignung. Im Berliner Landtagswahlkampf 2026 findet ein wahrer Überbietungswettbewerb mit solchen Vorschlägen statt.


    Bleibt es bei diesem Kurs, wird der Wohnungsbestand in Deutschland sukzessive verfallen, einfach weil sich Investitionen nicht lohnen bzw. niemand mit Blick auf die sich abzeichnenden politischen Eingriffe investieren will.


    Richtig wäre es, sämtliche Regulierungen im Markt fallen zu lassen und die sozial wirklich Betroffenen, die ihre Mieten nicht bezahlen können, zu unterstützen.127


    Der Staat kann es nicht besser


    Die Eingriffe des Staates lösen keine Probleme, sondern schaffen neue. Marktwirtschaftliche Systeme wachsen von allein, wenn man sie lässt. Ihre Stärke liegt darin, dezentral verfügbares Wissen zu nutzen, das keiner zentralen Instanz jemals zur Verfügung stehen kann. Staatliche Eingriffe unterdrücken dieses Wissen und führen zwangsläufig zu suboptimalen Ergebnissen.


    Deutschland braucht keine neue Industriepolitik, keinen Industriestrompreis und keine weiteren Regulierungen. Deutschland braucht eine Rückbesinnung auf die Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaft, wie sie Ludwig Erhard und Walter Eucken formuliert haben. Nur so kann aus der Stagnation wieder Wachstum, aus der Krise wieder Zuversicht werden.


    Bürokratie erdrückt


    Wir haben gesehen, wie der Staat sich immer mehr in die Wirtschaft einmischt. Mit Vorgaben, Regeln, Kontrollen und Subventionen. Getragen vom (Irr-)Glauben, die Politik wisse besser als die Bürger und Unternehmen, wie bestimmte Dinge zu funktionieren haben.


    Die zwangsläufige Folge: immer mehr Bürokratie.


    Es ist also nicht nur so, dass die staatlichen Interventionen die Freiheit der Bürger einschränken. Sie erdrücken die Wirtschaft noch mehr über die Begleiterscheinungen: Berichts- und Dokumentationspflichten, aufwendige Genehmigungsprozesse und die Bindung von immer mehr Arbeitskräften, die nicht mehr für produktive Tätigkeiten zur Verfügung stehen.


    Enorme Kosten


    »2010 umfasste die Bundesgesetzgebung insgesamt 1082 Einzelgesetze mit rund 24 775 Normseiten Text. Bis Ende 2024 stieg diese Zahl auf 1306 Gesetze mit zusammen 39 536 Normseiten an. Damit hat sich der Umfang des Bundesrechts in 15 Jahren um etwa 60 Prozent vergrößert. Im Durchschnitt kamen pro Jahr etwa 1000 Normseiten netto hinzu – ein kontinuierlicher Zuwachs von gut vier Prozent jährlich. Zum Vergleich: Die Anzahl der Gesetze wuchs im selben Zeitraum ›nur‹ um rund 21 Prozent. Dies bedeutet, dass nicht lediglich mehr Gesetze geschaffen wurden, sondern vor allem jedes einzelne Gesetz im Mittel umfangreicher wurde.« So die Zusammenfassung von Prof. Dr. Stefan Wagner, der basierend auf diesen Daten einen Bürokratiekostenindex entwickelt hat.128


    


    Rund fünf Seiten neue Bundesgesetze pro Arbeitstag. Und in welchen Bereichen wird besonders viel geregelt? Im Wirtschaftsrecht hat sich der Umfang der Gesetze seit 2009 mehr als verdoppelt, das Finanz- und Steuerrecht legte um 83 Prozent zu.


    Die Klage der Wirtschaft über die wachsende Bürokratie ist also nicht unbegründet. Der sogenannte Erfüllungsaufwand – also der Zeit- und Kostenaufwand, der durch die Umsetzung gesetzlicher Vorgaben entsteht – verzeichnete 2023 einen der höchsten Anstiege seit Beginn der Aufzeichnung. Seit 2011 ist der Erfüllungsaufwand um 13,2 Milliarden Euro pro Jahr gestiegen. Der Nationale Normenkontrollrat beziffert die jährlichen Bürokratiekosten allein für die Wirtschaft auf 64 Milliarden Euro.129


    Doch das sind nur die direkten Kosten der Bürokratie. Das Münchner ifo Institut schätzt, dass in Deutschland jährlich 146 Milliarden Euro an Wirtschaftsleistung durch überbordende Bürokratie verloren gehen – das entspricht etwa 4 Prozent des Bruttoinlandsprodukts.130


    Zur Einordnung: Die häufig geforderte Abschaffung eines Feiertages zur Förderung der Wirtschaft würde nach Berechnung des Instituts der Deutschen Wirtschaft (IW) nur fünf bis 8,6 Milliarden zusätzliches BIP bringen.131 Wir sehen also, im Bürokratieabbau liegt ein enormer Hebel, um die Wirtschaft in Deutschland zu stärken.


    Stattdessen ist die Bürokratie ein Arbeitsbeschaffungsprogramm der besonders negativen Art. Nicht nur benötigt der Staat immer mehr Arbeitskräfte, auch die Wirtschaft muss zusätzliche Stellen schaffen, um den bürokratischen Anforderungen gerecht zu werden. Eine Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) der Bundesagentur für Arbeit, für die über 9000 Betriebe befragt wurden, dokumentiert diese Entwicklung.132 Demnach haben 11 Prozent aller Betriebe in Deutschland seit Anfang 2022 zusätzliches Personal eingestellt, um neue gesetzliche Anforderungen zu erfüllen. Bei Unternehmen ab 250 Beschäftigten waren es sogar 30 Prozent. Insgesamt – so die Befragung – mussten 325000 Arbeitskräfte nur für Bürokratie eingestellt werden.


    Dieses Personal trägt also nichts zur Wertschöpfung der Unternehmen bei, sondern verursacht nur Kosten und senkt die Produktivität. Über 50 Prozent der Unternehmen vermelden einen Rückgang der Produktivität, und das dürfte ein Grund für den Verlust an internationaler Wettbewerbsfähigkeit in den letzten Jahren gewesen sein, so die Forscher des IAB. Auch Investitionen und Innovationsfähigkeit werden negativ beeinflusst. Ganz offensichtlich braucht es eine Abkehr von immer mehr Bürokratie.


    Das hohle Versprechen vom Bürokratieabbau


    »Wir wollen den Staat auf seine ursprünglichen und wirk­lichen Aufgaben zurückführen, zugleich aber dafür sorgen, dass er diese zuverlässig erfüllen kann«, so der frisch ge­wähl­te Bundeskanzler Helmut Kohl in seiner ersten Regie­rungs­erklärung.133 Das war 1982. Schon damals klagte man über zu viel Bürokratie und staatliche Einmischung.


    Seither gab es viele Versprechen, Ankündigungen und Kommissionen. Niedergeschlagen haben sich all diese Schwüre in den Fakten nicht. Der Bürokratiekostenindex des Statis­tischen Bundesamts ist von 100 im Jahr 2012 bis heute auf 98,5 gesunken. Die Bürokratiebelastung wurde also um gerade einmal 1,5 Prozent reduziert.134


    Die Politik reagiert mit dem, was sie in solchen Fällen gerne macht: Sie erlässt Entbürokratisierungsgesetze. Die Ampel-Regierung hat zwischen 2021 und 2024 vier »Bürokratieentlastungsgesetze« verabschiedet. Das Ergebnis: Der Erfüllungsaufwand ist zwischen 2021 und 2023 um rund 7 Milliarden Euro gestiegen.135


    Die seit 2025 regierende Koalition hat sich erneut das ­Thema Bürokratieabbau auf die Fahnen geschrieben und dafür extra ein Ministerium für »Digitales und Staatsmodernisierung« geschaffen. Dort soll bewerkstelligt werden, woran Generationen von Politikern in den letzten Jahrzehnten gescheitert sind.


    Der Nationale Normenkontrollrat ist optimistisch. »Noch nie waren die Ambitionen so hoch«, lobt er die aktuelle Regierung.


    Die Hoffnung dürfte trügen. Blickt man auf die Gesetzesvorhaben der Regierung, so ist von weniger Bürokratie nicht viel zu sehen. Im Gegenteil mischt der Staat sich immer weiter und immer detaillierter in die Wirtschaft ein. Im Frühjahr 2026 waren beispielsweise folgende Gesetze in Vorbereitung: Medizinregistergesetz, erweiterte Regelungen im Produkthaftungsrecht, der nationale Aktionsplan zur »Förderung von Tarifverhandlungen«, Zielvorgaben für Frauen in Führungspositionen, Änderung des Behindertengleichstellungsgesetzes (ohne dabei »Unternehmen unverhältnismäßig zu belasten«), Schaffung einer geeigneten Behördenstruktur zur Überwachung der EU-KI-Verordnung und ein neues Gesetz zur Daten-Governance zur Überwachung von Datenvermittlungsdiensten.136


    Nun kann man sicherlich für jedes dieser Themen mehr oder weniger gute Gründe finden. Eines ist aber unstrittig: Die Zahl der Gesetzesseiten wächst ungebremst weiter.


    Ohnehin zeigt ein Blick in die Geschichte, dass das mit den »hohen Ambitionen« so eine Sache ist. Die derzeitige Regierung hat 80 Maßnahmen identifiziert, um die Entbürokratisierung voranzutreiben. 1998 hatte sich das Bundesinnenministerium in der Rubrik »Schlanker Staat« sogar zehnmal so viele, nämlich 800 »Modernisierungsprojekte der Bundesverwaltung«, vorgenommen.


    Bürokratieabbau ist Gesetzabbau


    Ähnlich wie Gulliver nicht von einem einzigen Faden, sondern von einem Geflecht vieler Fäden am Boden gehalten wurde, lähmen erst die Gesamthöhe der Abgabenlast und die Summe der Einzelvorschriften spürbar die ökonomische Dynamik, stellt Stefan Kooths zutreffend fest.137 Die Lösung liegt folglich nicht in noch mehr Entbürokratisierungsgesetzen, sondern im Wegfall von Gesetzen und in der Rückbesinnung des Staates auf seine Kernaufgaben. Wer weniger Bürokratie möchte, muss den Staatsanteil an der Wirtschaftsleistung deutlich senken.


    Das ist offensichtlich nicht mit kleinen Korrekturen zu erreichen. Die Politik muss ganze Bereiche definieren, aus denen sie sich zurückzieht, und diese Gesetze komplett abschaffen. Jedes Ministerium sollte verpflichtet werden, die Zahl der Gesetzseiten innerhalb von vier Jahren um 25 Prozent zu reduzieren.


    Stattdessen hat sich die Länge des Einkommensteuergesetzes seit 1980 auf rund 200000 Wörter verdoppelt, wie die Ökonomin Luisa Wallossek vorrechnet.138 Statt der versprochenen Entlastung von Bürokratie steigt der Arbeitsaufwand für Bürger, Unternehmen und Staat weiter an. Statt der angestrebten Gerechtigkeit durch viele Einzelfallregelungen wächst die Ungerechtigkeit durch immer mehr Einzelfallregelungen – sodass nur jene, die sich einen Steuerberater leisten können, ihre Steuerlast optimieren können. Immerhin verzichten rund 20 Millionen Bürger auf die Abgabe einer Steuererklärung und schenken so dem Staat geschätzt eine Milliarde Euro.


    Ein guter Vorschlag für ein gerechtes und unkompliziertes Steuerrecht liegt seit Jahren auf dem Tisch. Bereits 2011 präsentierte der ehemalige Richter am Bundesverfassungsgericht, Paul Kirchhof, einen Entwurf für ein »Bundessteuergesetzbuch«.139 Mit einer 22-köpfigen Expertengruppe hatte der renommierte Steuerjurist neun Jahre daran gearbeitet, ein Steuergesetz zu entwerfen, das nur noch 38 Seiten umfasst – wohlgemerkt für alle Steuern, also Einkommensteuer, Erbschaft- und Schenkungsteuer, Umsatzsteuer und Verbrauchsteuer. Das geht naturgemäß nur mit einer deutlichen Vereinfachung. 534 einzelne steuerliche Begünstigungen würden gestrichen, sämtliche Einkommen würden einheitlich mit einem Satz von 25 Prozent besteuert.


    Die Reaktion der Politik war 2011 so erwartbar wie falsch. Der damalige Finanzminister Wolfgang Schäuble von der CDU warnte vor Steuerausfällen. Ein vorgeschobenes Argument, ließen sich solcherlei Ausfälle doch leicht durch etwas höhere Steuersätze vermeiden. In Wahrheit dürfte der Grund für den Widerstand der Politik gegen eine solche Vereinfachung ganz anders begründet sein, nämlich durch den damit einhergehenden Verlust der Möglichkeit zur Feinsteuerung.


    Die schlechte wirtschaftliche Lage Deutschlands macht jedoch einen Bürokratieabbau dringender denn je. Deshalb sollte ein weiterer Anlauf erfolgen, das Steuerrecht radikal zu vereinfachen. Spätestens wenn der Fachkräftemangel auch die Finanzämter erreicht, wird der Regierung ohnehin keine andere Wahl bleiben, als die Komplexität der Steuergesetz­gebung zu reduzieren.


    Und wenn es erstmal mit dem Steuerrecht funktioniert hat, dann klappt das auch in anderen Bereichen. Bürokratieabbau geht nur, wenn die Politik sich zurücknimmt. Alles andere muss scheitern.


    Die Last der Migration


    Wieso »Last?«, mag der eine oder andere Leser bei dieser Überschrift denken. Ist Migration nicht dringend erforderlich, wenn wir unseren Wohlstand erhalten und den Sozialstaat finanzierbar halten wollen? Ist Migration nicht der einzige Hebel, der uns bleibt, um den Rückgang der Erwerbsbevölkerung wenigstens teilweise zu kompensieren?


    Die Lösung der Probleme des demografischen Wandels durch Zuwanderung setzt voraus,


    
      	dass die Qualifikation der Zuwanderer – gemessen an Erwerbsbeteiligung und Einkommen – dem Durchschnitt der bereits hier lebenden Bevölkerung entspricht oder darüber liegt;


      	dass die Integration problemlos funktioniert;


      	dass die hier geborenen oder ausgebildeten Menschen auch hier bleiben und nicht von anderen Regionen ­angeworben werden.

    


    Erfüllt die Migration nach Deutschland diese Anforderungen? Leider sieht es nicht danach aus.


    Die Migration sprengt alle Dimensionen


    Es lohnt, sich die Dimension der Zuwanderung nach Deutschland in den letzten Jahren nochmals vor Augen zu führen: Im Jahr 2023 sind rund 663000 Personen mehr nach Deutschland zugezogen als fortgezogen – nach dem Rekordwert von 1,46 Millionen im Jahr 2022. Für 2024 meldet das Statistische Bundesamt eine Nettozuwanderung von rund 430000 Personen. In jedem Jahr seit 2011 sind mehr als eine Million Menschen aus dem Ausland zugezogen. Netto stieg die Bevölkerung von 2011 bis Ende 2023 um 7,1 Millionen Menschen.140 Dies und die zusätzlich stattfindende Binnenmigration in die Ballungszentren erklärt den Mangel an Wohnraum und die steigenden Mieten, ein Umstand, den man mit frühzeitigem Bau von Wohnungen hätte besser begegnen können als mit Mietpreisbremsen und ähnlichen Markteingriffen.


    Besonders bemerkenswert: 2025 ist bereits das 13. Jahr in Folge, in dem mehr als 100000 Menschen erstmals Asyl in Deutschland beantragen.141 Obwohl die meisten Anträge abgelehnt werden, bleiben die Menschen im Land, zum Beispiel weil sie wegen Kriegen in ihrer Heimat subsidiären Schutz erhalten. Damit sind sie ausreisepflichtig, vor allem dann, wenn sich die Lage in ihrem Heimatland bessert. Auch das wird jedoch nicht umgesetzt. Aus Sicht der deutschen Politik – beispielsweise in Person des Außenministers Johann Wadephul (CDU) – ist es Syrern angesichts der Zerstörungen in ihrem Land nicht zuzumuten, in ihre Heimat zurückzukehren. Man stellt sich die Frage, wer Syrien wieder aufbauen soll, wenn nicht die dort kulturell verwurzelten Menschen?


    Noch problematischer ist die Tatsache, dass immer mehr dieser eigentlich nur mit einem Duldungsstatus versehenen Menschen bereits nach fünf Jahren Aufenthalt im Land die deutsche Staatsbürgerschaft erhalten. Man kann also illegal einreisen, erhält deshalb kein Asyl, wird aber fünf Jahre später für sein Verhalten mit der Staatsbürgerschaft belohnt. Über 96000 Einbürgerungen allein von Syrern und Irakern gab es im Jahr 2024. Nebenwirkung: Sobald sie deutsche Staatsangehörige sind, gibt es keine Begrenzung für Familienmigration.


    Wie bereits im 2018er-Buch angemerkt, übersehen wir angesichts der Diskussion über Zuwanderung, dass wir seit Jahren auch eine erhebliche Abwanderung aus Deutschland erleben. Dabei sind die Auswanderer aus Deutschland laut einer Analyse des Bundesinstituts für Bevölkerungsforschung jünger und besser ausgebildet als der Durchschnitt der Bevölkerung. Wir sollten also zunächst daran arbeiten, für die bereits hier Lebenden attraktiver zu werden, bevor wir uns auf die Zuwanderung konzentrieren.


    Die wirtschaftlichen Folgen der Migration


    Leider liegt die Erwerbsbeteiligung der Migranten unter jener der bereits hier lebenden Bevölkerung. Die Beschäftigungsquote der 2015 Zugezogenen belief sich im Jahr 2024 auf 64 Prozent und lag damit unter dem durchschnittlichen Niveau der Gesamtbevölkerung von 70 Prozent. Dabei liegt die Beschäftigungsquote der geflüchteten Männer leicht über dem Schnitt der Gesamtbevölkerung, was angesichts der Tatsache, dass die Migranten deutlich jünger sind, zu erwarten ist. Die Beschäftigungsquote der Frauen liegt mit 35 Prozent nur halb so hoch wie im Schnitt der Bevölkerung.142


    Leider liegen auch die Einkommen der Migranten deutlich unter dem Schnitt der Gesamtbevölkerung. Laut Daten des Instituts für Arbeitsmarkt und Berufsforschung der Bundesagentur für Arbeit lag der mittlere Bruttomonatsverdienst aller vollzeitbeschäftigten Geflüchteten 2023 bei 2675 Euro, was rund 70 Prozent des Medianverdienstes aller Vollzeitbeschäftigten entspricht und nur knapp über der Niedriglohnschwelle (66 Prozent) liegt. Immerhin noch 34 Prozent der 2015 Zugezogenen erhielten staatliche Leistungen. Weit mehr als im Schnitt der Bevölkerung.143


    Damit wird die Grundvoraussetzung für einen positiven Beitrag der Migration für den Wohlstand in Deutschland verfehlt. Schon 2014 erschien eine von der Bertelsmann-Stiftung in Auftrag gegebene Studie, die zeigte, dass die bisherige Art der Zuwanderung nach Deutschland diesen Ansprüchen nicht genügt: »Stellt man alle allgemeinen Staatsausgaben, etwa für Verteidigung oder Straßenbau, mit in Rechnung, schlägt für jeden hier lebenden Ausländer ein langfristiges Staatsdefizit von 79100 Euro, für jeden hier lebenden Deutschen von 3100 Euro zu Buche. Wegen dieses Defizits weist das Staatsbudget, wenn nicht gehandelt wird, langfristig eine Tragfähigkeitslücke von fast 150 Prozent des Bruttoinlandsprodukts auf.«144 Der »fiskalische Beitrag«, d. h. die Differenz zwischen gezahlten Steuern/Abgaben und erhaltenen staatlichen Leistungen, war also negativ.


    Konsequent fordern die Autoren der Studie einen besonderen Fokus auf qualifizierte Zuwanderung: »Eine Wiederholung der Gastarbeitereinwanderung ist weder hinsichtlich der erwähnten Tragfähigkeitslücke noch mit Blick auf den Arbeitsmarkt im 21. Jahrhundert ökonomisch sinnvoll. Wissend um die schon erwähnten demografischen Entwicklungen, ist es mit Blick auf die Wohlstandssicherung in Deutschland hingegen sinnvoll, ja geradezu geboten, qualifizierte Einwanderer ins Land zu holen.«


    Doch leider erfüllen die Zuwanderer der letzten zehn Jahre diesen Anspruch noch weniger als die Gastarbeiter früherer Zeiten. In »Das Märchen vom reichen Land« ging die Schätzung der Kosten der Migration in die Größenordnung von 900 bis 1500 Milliarden Euro. Da die Zuwanderung weiter angehalten hat, kommen wir heute zu anderen Beträgen. So beziffert der Freiburger Ökonom Bernd Raffelhüschen die Kosten der Zuwanderung, wie sie bisher geschah, auf gesamtwirtschaftlich 5,8 Billionen Euro.145 Wenig verwunderlich wurde diese Zahl heftig kritisiert. Es ist aber egal, ob es sich nun um eine, drei oder fünf Billionen Euro handelt. Es bleibt festzuhalten, dass unsere Migrationspolitik nicht dazu beiträgt, die Lasten der Alterung zu mindern.


    Die Integration hinkt


    Bereits 2018 habe ich darauf hingewiesen, dass bei einer humanitär ausgerichteten Migrationspolitik nicht der wirtschaftliche Nutzen im Vordergrund steht. Ich habe es deshalb für eine Irreführung gehalten, wenn Ökonomen den wirtschaftlichen Nutzen der Migration betonten.


    Mit einem dieser Ökonomen, dem Präsidenten des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW), Marcel Fratz­scher, habe ich im Herbst 2015 ein Streitgespräch im Magazin Der Spiegel geführt. 146 Anlass war eine Studie, mit der Fratzscher den ökonomischen Nutzen der Migration beweisen wollte. Dabei waren seine Annahmen überoptimistisch, was damals Gegenstand unserer Kontroverse war und heute eine offensichtliche Tatsache ist. Leider.


    Denn es trat ein, was ich im Streitgespräch befürchtet habe. Nämlich, dass wir nicht genügend investiert haben, um mit den Folgen der Zuwanderung umzugehen. Wir haben nicht genug gebaut, wir haben aber – und das ist viel schlimmer – auch nichts getan, um das deutsche Schulsystem auf die Zuwanderer vorzubereiten.


    Traditionell tut sich das deutsche Bildungssystem schwer damit, Kinder aus sogenannten »bildungsfernen Schichten« adäquat zu fördern. Da die Zuwanderer ganz überwiegend aus solchen Schichten stammen, hätte man in einem Kraftakt die Schulen befähigen müssen, mit dem Ansturm von Kindern aus bildungsfernen Schichten und ohne Sprachkenntnisse umzugehen. Doch genau das unterblieb, sicherlich auch, weil namhafte Stimmen, wie Marcel Fratzscher, die Politik in dem Irrglauben ließen, wir würden das »schon schaffen« und müssten dafür nicht viel Geld in die Hand nehmen.


    


    Wir haben bereits gesehen, dass das deutsche Bildungssystem in einer schweren Krise steckt. Der Niedergang des Gesamtleistungsniveaus ist dabei die direkte Folge der Mi­­gration. Die Bildungskatastrophe beginnt bereits vor der ersten Klasse. Viele Kinder werden mit unzureichenden Sprachkenntnissen eingeschult, was dazu führt, dass mittlerweile in einigen Schulen ein Drittel der Erstklässler nicht in die zweite Klasse versetzt werden kann. Ohne verpflichtenden Kindergartenbesuch bei fehlender Sprachkenntnis, ohne Sprachstandserhebungen anderthalb Jahre vor der Einschulung (wie in Hamburg) und ohne ausreichende Deutschkenntnisse als Einschulungsvoraussetzung ist das Problem nicht zu lösen.147


    Der IQB-Bildungstrend 2022 zeigt, wie sich der dramatische Absturz in den älteren Jahrgängen fortsetzt: Erreichte 2015 bereits mehr als ein Fünftel (21,8 Prozent) der Neuntklässler im Bereich Lesen nicht den MSA-Mindeststandard, ist diese Gruppe bis 2022 auf fast ein Drittel angewachsen (31,4 Prozent). Besonders dramatisch ist die Entwicklung in Bundesländern mit hohem Migrantenanteil: In Bremen, das den höchsten Anteil von Schülern mit Migrationshintergrund aufweist, fielen schon 2015 knapp 35,5 Prozent der Neuntklässler in die Gruppe der schwachen Leser – im Jahr 2022 waren es 46 Prozent.148


    Die PISA-Ergebnisse bestätigen diesen negativen Trend. Die Forscher bezeichnen die Lage von Kindern mit Migrationshintergrund aus der ersten Generation als regelrecht alarmierend. Allein zwischen 2012 und 2022 verlieren sie in Mathematik ganze 63 Leistungspunkte. Das entspricht dem Lernfortschritt von zwei Schuljahren. Ihr Leistungsabstand zu Schülern ohne Migrationshintergrund beträgt sogar 102 Leistungspunkte, also mehr als drei Schuljahre.149 Auch bei Schul- und Ausbildungsabbrechern zeigen die Zahlen mi­grationsbedingt steil nach oben.


    Die Folgen dieser Entwicklung sind dramatisch. Wie schon bei früheren Einwanderungswellen, beispielsweise der türkischen, kommt es zu einer Verfestigung der sozialen Strukturen mit geringen Qualifikationsniveaus. In der Folge sind die Einkommen im Schnitt deutlich tiefer, und die Transferempfängerquote ist entsprechend hoch. Von einem »fiskalischen Beitrag« wollen wir an der Stelle schon gar nicht mehr sprechen. Den erhofften Beitrag zum Erhalt des Wohlstands im Land leistet die Migration so ganz sicher nicht. Wenn wir es schaffen wollen, die Kinder so zu integrieren, damit sie einmal in der Lage sind, ein selbstbestimmtes Leben zu führen und ihren Beitrag zur Finanzierung unseres Gemeinwesens zu leisten, dann können wir es uns nicht länger leisten, die Augen vor dem signifikanten Ergebnisproblem unseres Bildungssystems zu verschließen und die Standards immer weiter senken.


    Die Folgen für unser Bildungssystem sind nur ein Aspekt von vielen, die für die Herausforderung mit der Integration stehen. Da ist die anhaltend hohe Abhängigkeit von Transferleistungen, die Bildung von Parallelgesellschaften, die nicht zu leugnende höhere Kriminalitätsrate und nicht zuletzt die zunehmende gesellschaftliche Polarisierung, die das Thema der Migration mit sich bringt. Die Integration bleibt so, trotz unstrittiger Erfolge, eine Herausforderung.


    Migration ist keine Lösung


    Die Analyse der Entwicklung seit 2018 führt zu einem eindeutigen Schluss: Migration, wie sie in Deutschland praktiziert wird, ist keine Lösung für die demografischen Herausforderungen und die Finanzierung der alternden Gesellschaft.


    Die quantitative Dimension der Migration reicht nicht aus, um die demografische Lücke zu schließen. Die qualitative Zusammensetzung der Zuwanderung entspricht nicht den Erfordernissen eines hoch entwickelten Industrielandes. Die überwiegend gering qualifizierten Zuwanderer haben deutlich niedrigere Erwerbstätigenquoten und ebensolche Einkommen als die ansässige Bevölkerung.


    Die fiskalischen Kosten der Migration sind erheblich und belasten die öffentlichen Haushalte massiv. Mit jährlich rund 50 Milliarden Euro bewegten sich die Ausgaben in der Größenordnung des Verteidigungshaushalts vor dessen Erhöhung.150


    Deutschland hat aus humanitären Gründen Millionen von Menschen aufgenommen, die vor Krieg, Verfolgung und Not geflohen sind. Allerdings muss klar benannt werden: Diese humanitäre Hilfe ist mit erheblichen Kosten verbunden und stellt keine wirtschaftliche Investition in die Zukunft dar.


    Die Hoffnung, durch unkontrollierte Migration die Proble­me des demografischen Wandels zu lösen, entbehrt jeglicher Grundlage.


    Ideologie statt Physik


    Wir haben den Status der deutschen Energiewende bereits bei den Grundlagen des Wohlstands diskutiert. Die hohen Energiekosten sind ein wesentlicher Grund dafür, dass die deutsche Wirtschaft seit nunmehr sieben Jahren stagniert und die deutsche Industrieproduktion rückläufig ist. Sie sind die Wurzel der Deindustrialisierung und damit der Vernichtung unseres Wohlstands.


    Nun könnte man meinen, dass dies allein für einen Kurswechsel sorgt, doch das ist nicht so. In weiten Teilen von Medien, Politik und auch der Gesellschaft herrscht der Glaube vor, wir müssten die hohen Kosten und die ­wirtschaftlichen Verwerfungen hinnehmen, um ein Vorbild für die Welt zu sein. Man glaubt, es wäre ein notwendiges Opfer und es wäre unvermeidlich, dass wir als »reiches Land« dieses Opfer erbringen.


    Die Bilanz


    Fassen wir doch mal zusammen, was die Energiewende bisher gebracht hat. Wie bereits dargelegt, sind die Kosten nicht transparent. An anderer Stelle habe ich mal den Nutzen für die Umwelt zusammengefasst:151


    Der CO2-Ausstoß der deutschen Energiewirtschaft liegt deutlich über dem Niveau anderer Staaten. Gemäß der Europäischen Umweltagentur lagen die spezifischen Treibhausgas-Emissionen der Stromerzeugung in Deutschland, berechnet in CO₂-Äquivalenten (CO₂e), 2022 bei 366 Gramm pro kWh. Nur Polen wies von den größeren EU-Staaten einen höheren Wert aus. Am anderen Ende des Spektrums lagen neben Frankreich (68 Gramm), Finnland (66) und Schweden (7).152 Allen drei Ländern ist gemein, dass sie neben Erneuerbaren Energien vor allem auf Atomkraft setzen. Nicht nur das absolute Niveau der CO2-Emissionen in Deutschland ist angesichts der Milliardeninvestitionen in die Energiewende enttäuschend, vor allem ist es die Veränderung seit 1990. Damals lag der CO2-Ausstoß in Deutschland noch bei 652 Gramm pro kWh. Der Rückgang um 286 Gramm bzw. 44 Prozent ist zwar deutlich, hinkt aber selbst hinter dem vermeintlichen Klimaschädling Polen zurück. Dort sank der CO2-Ausstoß ohne eine groß angekündigte Energiewende seit 1990 um 49 Prozent.


    Die Ursache für diese Entwicklung ist bekannt: Der Atomausstieg hat den durch den Ausbau der Erneuerbaren Energien erreichten Klimaeffekt kompensiert. Ende der 1990er-Jahre hatte die Kernkraft einen Anteil von rund 30 Prozent an der Stromerzeugung. Hätten wir statt dem Atomausstieg einen Ausstieg aus der Kohlekraft vollzogen, wäre unsere Stromversorgung heute nicht eine der treibhausgasintensivsten, sondern eine der klimafreundlichsten in Europa.


    Vor allem hätten wir sehr viel Geld gespart. Der Norweger Jan Emblemsvåg, Professor an der Norwegian University of Science and Technology in Ålesund, hat es gewagt, die Frage aufzuwerfen, was wäre, wenn Deutschland vor 20 Jahren nicht beschlossen hätte, aus der Kernenergie auszusteigen, um stattdessen auf die Dekarbonisierung mit zusätzlichen AKW zu setzen. Das ernüchternde Ergebnis seiner Untersuchung: Wir hätten nicht nur längst eine CO2-freie Stromerzeugung, wir hätten auch noch Hunderte Milliarden Euro gespart.153


    Müßig darauf hinzuweisen, dass der Aufschrei der Energiewendebefürworter entsprechend laut war. Allerdings stürzten sich die Kritiker auf die ihrer Meinung nach zu hoch geschätzten Kosten der Energiewende, nicht auf die Alternativrechnung. Was nicht überzeugen kann. Denn selbst wenn die Kosten der Energiewende unter der tiefsten Schätzung von rund 300 Milliarden Euro lägen, wäre die Alternative des Ausbaus der Kernenergie immer noch günstiger gewesen.


    Bleibt das Argument des Risikos für Mensch und Leben. Doch auch hier müssen wir feststellen, dass der Atomausstieg fatale Konsequenzen hat. Über 20000 Menschen kostete der Ausstieg bisher das Leben. Grund ist die Luftverschmutzung durch die zusätzliche Auslastung von Kohle- und teilweise Gaskraftwerken, die die fehlende Stromproduktion aus Kernkraftwerken ersetzen. »Das sind etwa fünfmal mehr Tote als die höchste Schätzung der WHO für Todesfälle infolge der Tschernobyl-Reaktorkatastrophe«, schreibt WePlanet, ein weltweiter Zusammenschluss von Umweltorganisationen.154


    Der Atomausstieg war also in der Tat ein »historischer Irrtum«, wie es der Chef der Internationalen Energie-Agentur (IEA), Fatih Birol, auf den Punkt bringt.155 Er war klima- und gesundheitsschädlich, kostete mehr als die berühmte Kugel Eis des ehemaligen Bundesumweltministers Jürgen Trittin (Bündnis 90/Die Grünen) und legte die Grundlage für die Vertreibung der energieintensiven Industrie aus Deutschland.


    Eine globale Umfrage des Weltenergierats vom Juni 2025 zeigt: Über 100 Experten aus 50 Ländern stufen Deutschlands Energie-Experiment als gescheitert ein. Nur 32 Prozent sehen positive ökonomische Effekte, während 34 Prozent die Energiewende als Wohlstandsrisiko einstufen. 59 Prozent der Befragten erkennen ein erhebliches Koordinationsdefizit mit den Europäischen Partnern.


    Frankreich wirft Deutschland vor, der EU eigene Energiepläne aufzuzwingen. Slowenien kritisiert den mangelnden Blick für die gesamte Union. Schweden bezeichnete die Energiewende als »unrealistisches und erfolgloses Live-Experiment mit enormen Folgen«. In der EU hält kein Land den Atomausstieg für nachahmenswert.156


    Jetzt könnte man aus dieser Tatsache die Schlussfolgerung ziehen, dass es vernünftig wäre, den Atomausstieg rückgängig zu machen. Einen Schluss, den die deutsche Politik bisher nicht zieht.


    Leugnen bis zum Schluss


    »Der erste Schritt ist zuzugeben, dass man ein Problem hat.« Diese Weisheit aus der Suchttherapie beschreibt präzise, was Deutschland bei der Energiepolitik dringend beherzigen sollte. Wir sollten uns eingestehen, dass das große Experiment, das wir vor 25 Jahren begonnen haben, auf diese Weise nicht erfolgreich beendet werden kann. Da eine Industrie­nation rund um die Uhr verlässlich Strom benötigt, braucht es erhebliche Überkapazitäten bei Erneuerbaren Energien, ein neues Leitungsnetz, Doppelstrukturen – gerne als Back-ups verkleinernd umschrieben –, Importe zu hohen Preisen und Speicher aller Art, um Spitzen zu glätten. Kurz gesagt: Es ist sehr teuer. Es ist schlicht zu teuer.


    Damit ist nicht gesagt, dass Erneuerbare Energien keine Rolle spielen sollten. Im Gegenteil, sie können ein wesentlicher Baustein für eine kostengünstige und umweltverträgliche Energieversorgung sein. Allerdings in Kombination mit anderen Energieerzeugungsformen, die die Nachteile der Erneuerbaren ausgleichen, vor allem die Unzuverlässigkeit der Erzeugung, und zugleich die Systemkosten senken.


    Nicht wenige Länder, bereits benannt ist Schweden, setzen dabei auf eine Kombination von Erneuerbaren Energien und Kernenergie, um eine günstige und sichere Energieversorgung zu erzielen. Das wäre auch in Deutschland möglich. So rechnen Forscher vor, dass ein Erzeugungsmix aus Kernkraft (43 Prozent), Windrädern an Land (34 Prozent), Solaranlagen (11 Prozent) und Sonstigen (vor allem Bioenergie, 12 Prozent) die Strompreise um 22 Prozent und die Netzausbaukosten um 92 Prozent (!) senken würde, verglichen mit dem Szenario, das auf 100 Prozent Erneuerbare setzt.157


    Es gäbe also einen Weg, die Ziele des Klimaschutzes und der Versorgung mit günstiger Energie zu erzielen. Die viel zitierten Berechnungen, die zeigen sollen, dass Kernenergie viel zu teuer sei, diskutieren wir später noch im Kapitel »Alternative Fakten«.


    Hier ist festzuhalten, dass es zunächst darum gehen muss, die noch vorhandenen, also noch nicht gesprengten Kernkraftwerke in Deutschland wieder ans Netz zu bringen. Mit jedem Tag, der vergeht, wird das natürlich unwahrscheinlicher, weshalb es so tragisch ist, dass die CDU, obwohl das Thema im Grundsatzprogramm steht, nicht mal ein Rückbaumoratorium in der schwarz-roten Koalition des Jahres 2025 durchsetzen konnte oder wollte.


    Möglich wäre die Wiederinbetriebnahme im Sommer 2025 sicherlich noch gewesen. So erklärten die führenden Europäischen Kerntechnik-Unternehmen, dass der »Neustart von Kernkraftwerken … bereits vor 2030 möglich« sei – »ohne Abstriche bei der nuklearen Sicherheit«. Die sechs noch reaktivierbaren Kernkraftwerke könnten bis circa 2050 betrieben werden und würden als Ersatz für Kohlekraftwerke jährlich rund 65 Millionen Tonnen und als Ersatz für Gaskraftwerke 30 Millionen Tonnen CO2 einsparen helfen.158 


    Dass dieser Weg nicht beschritten wird, ist angesichts von Energiekosten und Klimaeffekt nicht rational zu erklären. Ideologie sticht Physik und Ökonomie.


    Die Welt setzt währenddessen wieder mehr auf die Kernenergie:159


    


    
      	China plant 44 Atomreaktoren, die innerhalb der ­nächsten 15 Jahre in Betrieb genommen werden sollen.


      	Russland plant 23 neue Reaktoren.


      	Indien hat 14 Reaktoren geplant bei 20 laufenden ­Anlagen.


      	Frankreich plant zusätzlich zu zwei Europäischen-Druckwasserreaktoren (EPR) im Bau die Umsetzung von acht weiteren EPR-2.


      	Großbritannien baut zwei neue EPR-Reaktoren ­(Hinkley Point C), zwei weitere sind für Sizewell C ­geplant.


      	Niederlande wollen zusätzlich zu dem in Borssele ­betriebenen Reaktor zwei neue Blöcke bauen; die ­Regierung stellt dazu 5 Milliarden Euro bereit.


      	Polen plant sechs Advanced-Passive-Druckwasser-­Reaktoren (AP-1000) bis 2043.


      	In der Slowakei ging mit Mochovce-3 im Jahr 2023 der fünfte Reaktor in Betrieb, ein sechster folgt.


      	Bulgarien, Tschechien, Ungarn – alle bauen ihre Kernkraftkapazitäten aus.

    


    Die Geisterfahrt geht weiter


    Kein Land der Welt will Deutschland auf dem Weg der Energiewende folgen. Statt daraus und aus den negativen Folgen für unseren Wohlstand zu lernen, setzen wir den Kurs ungebremst fort. So mag zwar die schwedische Energieministerin zu der Feststellung kommen, dass »kein politischer Wille stark genug ist, um die Gesetze der Physik außer Kraft zu setzen – nicht einmal der von Herrn Habeck«.160 Die deutsche Politik kümmert das nicht. Sie glaubt einfach weiter daran.


    Und bastelt an den nächsten, Milliarden-teuren Traumschlössern. Man glaubt, mit Batterien das Problem der Unzuverlässigkeit der Erneuerbaren Energien lösen zu können. Dabei kostet ein in Bayern geplanter Batteriespeicher, der 250000 Haushalte für eine Stunde versorgen soll, 200 Millionen Euro. Für alle deutschen Haushalte würde das mehr als 30 Milliarden Euro bedeuten – nur für eine einzige Stunde Versorgung. Für einen Tag läge man also bei 720 Milliarden Euro. Die Hoffnung liegt nun auf neuen Batterietechnologien und damit fallenden Preisen.


    Phasen der sogenannten Dunkelflaute – also Zeiten ohne Sonne und Wind – können zu Versorgungslücken von bis zu neun Wochen (!) führen161 und lassen sich mit Batterien ohnehin nicht überbrücken. Hierfür werden entsprechend Back-up-Kapazitäten gebraucht. Weil das ordentlich kostet, arbeitet die Politik gerne mit zu geringen Annahmen bezüglich der erforderlichen Kapazitäten. Das Problem wird also »klein-definiert« (von klein-»rechnen« mag man in diesem Zusammenhang nicht sprechen). So bezifferte das Bundeswirtschaftsministerium unter Robert Habeck den Bedarf an neuen Gaskraftwerken als Back-up für die Dunkelflaute auf 24 Gigawatt bis 2030. Das entspricht 50 Kraftwerken, von denen noch kein einziges einen Investor gefunden hat, geschweige denn im Bau ist. In Wirklichkeit ist der Bedarf an Back-up-Gaskraftwerken aber deutlich höher. Bis 2040 werden nach den Berechnungen von e.venture 68 Gigawatt zusätzliche Kapazitäten benötigt162, wenn man wirklich auf Phasen der Dunkelflaute vorbereitet sein will.


    Was die Politik ebenfalls nicht zugeben möchte, ist die Tatsache, dass man eben doch nicht ohne fossile Brennstoffe auskommt (wenn man denn Kernenergie ausschließt). Deshalb wird die sogenannte »Wasserstoffwirtschaft« propagiert. Statt Gas soll dann grüner Wasserstoff die Kraftwerke befeuern. Doch auch beim »Champagner der Energiewende« gilt: Es wird Jahrzehnte dauern und Billionen kosten.163


    Dass die deutsche Politik trotz der enormen Kosten, der erheblichen technischen Schwierigkeiten und der Tatsache, dass sich die Wirtschaft bereits im Niedergang befindet, an diesen Illusionen festhält und jährlich Milliarden darauf verwendet, unterstreicht den unbedingten Willen, ungeachtet der fraglichen Sinnhaftigkeit am einmal eingeschlagenen Weg festzuhalten. Man setzt darauf, die katastrophalen Folgen – namentlich die fortschreitende Deindustrialisierung – durch Subventionen zu kaschieren. Doch kein Land – nicht mal das »reiche« Deutschland – kann Subventionen dauerhaft durchhalten. Vor allem aber wird kein Unternehmen am Standort bleiben, weil absehbar ist, dass die Energiekosten nur eine Richtung kennen, nämlich nach oben.


    In der Energiepolitik ist massiv Gefahr im Verzug, und ohne Notbremsung bei gleichzeitigem Richtungswechsel wird der Absturz Deutschlands nicht zu verhindern sein.


    Nur der Staat wächst noch


    Deutschland steckt in der größten Wirtschaftskrise seit Gründung der Bundesrepublik. Die Politik verweigert sich dieser Erkenntnis jedoch und handelt im Zweifel nach dem Motto: Wir werfen einfach mehr Geld auf das Problem. Gerne auch geliehenes Geld.


    Ein wichtiger Unterschied zur Zeit der Agenda-2010-Reformen unter SPD-Kanzler Gerhard Schröder liegt im geringen Druck des Arbeitsmarktes. Waren damals mehr als fünf Millionen Menschen arbeitslos gemeldet, bewegen wir uns trotz sechs Jahren Stagnation auf einem deutlich tieferen Niveau. Im Sommer 2025 stieg die Zahl der Erwerbslosen zum ersten Mal seit zehn Jahren kurz über die Schwelle von 3 Millionen. Arbeitslosigkeit ist damit kein Thema für die Politik. Noch nicht.


    Die Entlassungen nehmen zu


    In den vergangenen Jahren hat die Industrie mit Blick auf den demografischen Wandel und den Fachkräftemangel Mitarbeiter gebunkert. Die Unternehmen hielten Arbeitskräfte über den eigentlichen Bedarf.


    Insofern ist es ein Alarmsignal, dass die Beschäftigung nun zu sinken beginnt. Nach Angaben der Bundesagentur für Arbeit ging die Zahl der Beschäftigten im Verarbeitenden Gewerbe in den zwölf Monaten von Januar 2024 bis Januar 2025 um 120000 zurück. Während im Januar 2024 noch 6,79 Millionen Menschen im Verarbeitenden Gewerbe beschäftigt waren, waren es im Januar 2025 nur noch 6,67 Millionen.164 Seit dem Vor-Pandemie-Jahr 2019 schrumpfte die Zahl der Beschäftigten in der deutschen Industrie um 271700 – ein Rückgang um 4,8 Prozent. Fast jeder zwanzigste Industriejob wurde also gestrichen. Dabei beschleunigt sich der Stellenabbau165


    Am härtesten trifft es die deutsche Schlüsselindustrie – den Automobilbau. Hier die erschreckenden Zahlen:166


    
      	Im Jahresvergleich schrumpfte die Beschäftigung um 6,3 Prozent.


      	48800 Jobs fielen binnen eines Jahres weg (Q3 2024 zu Q3 2025).


      	Fast jeder zweite in Deutschland verloren gegangene Industriejob entfiel auf die Autoindustrie.


      	Seit 2019 sank die Zahl der Stellen um 112000 beziehungsweise 13 Prozent.


      	Fast jeder siebte Job in der deutschen Autoindustrie ist in den vergangenen sechs Jahren weggefallen.


      	Mit 721400 Beschäftigten erreicht die Branche den niedrigsten Stand seit dem zweiten Quartal 2011.

    


    Keine andere Industriebranche hat einen derart starken Beschäftigungsabbau zu verzeichnen. Aber auch andere industrielle Teilsektoren verzeichnen rückläufige Beschäftigungsentwicklungen:167


    
      	Metallerzeugung und -bearbeitung: minus 5,4 Prozent – nur noch 215400 Beschäftigte


      	Hersteller von Datenverarbeitungsgeräten, elektronischen und optischen Erzeugnissen: minus 3,0 Prozent – nur noch 310300 Beschäftigte


      	Kunststoffindustrie: minus 2,6 Prozent – nur noch 321400 Beschäftigte


      	Maschinenbau, chemische Industrie und Elektro­branche: Beschäftigungsrückgänge zwischen 1,5 und 2,5 Prozent

    


    Die Prognose ist noch schlimmer. Umfragen zeigen, dass immer mehr Unternehmen über Personalabbau nachdenken, weil sie entweder mehr Produktion ins Ausland verlagern oder aber das Geschäft im Inland ganz einstellen. In Anbetracht der Rahmenbedingungen kann das nicht wundern. Die Politik setzt den Kurs der ökonomischen Selbstzerstörung, wie 2018 bereits beschrieben, ungebremst fort.


    Ein Sektor wächst


    Dass sich die Entlassungen nicht mehr in der Arbeitslosen­statistik niederschlagen, hat zwei einfache Gründe. Zum einen dürften viele Menschen, die ihren Arbeitsplatz verlieren, direkt in die Rente wechseln, nicht selten mit entsprechenden Abfindungen versehen.


    Zum anderen gibt es einen Sektor der Wirtschaft, der seit Jahren verlässlich immer mehr einstellt: der öffentliche Sektor.


    Im Jahr 2024 arbeiteten 5,38 Millionen Menschen im öffentlichen Dienst – das entspricht etwa zwölf Prozent aller Erwerbstätigen in Deutschland. Seit 2012 ist die Zahl der Staatsbediensteten um 584000 oder 14 Prozent gestiegen. Rechnet man die Beschäftigten der Sozialversicherungen sowie in öffentlich bestimmten Einrichtungen und Unternehmen in privater Rechtsform (wie die Deutsche Bahn) hinzu, ergibt sich ein noch dramatischeres Bild: im gleichen Zeitraum ein Anstieg um 943000 Beschäftigte oder 16 Prozent auf 6,68 Millionen.


    Wo genau sind die Stellen entstanden? Die Statistik zeigt das sehr aufschlussreich:168


    


    Starker Stellenaufbau


    
      	Politische Führung und zentrale Verwaltung: Bund plus 11000 (32 Prozent), Länder plus 28000 (21 Prozent), Kommunen plus 79000 (27 Prozent)


      	Öffentliche Sicherheit und Ordnung: Bund plus 19000 (39 Prozent), Länder plus 28000 (10 Prozent), Kommunen plus 30000 (25 Prozent)


      	Kindertagesbetreuung Kommunen: plus 92000 (54 Prozent)


      	Hochschulbereich Länder: plus 129000 (26 Prozent)

    


    Personalabbau


    
      	Verteidigung Bund: minus 19000 (minus 7 Prozent)


      	Verkehrs- und Nachrichtenwesen Bund: minus 24000 (minus 38 Prozent)


      	Wohnungswesen, Städtebau, Raumordnung Kom­munen: minus 11000 (minus 9 Prozent)

    


    Besonders bemerkenswert: Während in Bereichen wie dem Wohnungswesen, wo die Not am größten ist, Personal abgebaut wurde, explodierten die Stellen in der politischen Führung und zentralen Verwaltung. Das kann wohl nur bedeuten, dass die Behörden immer mehr Mitarbeiter brauchen, um sich selbst zu verwalten.


    Das größte Wachstum verzeichnet der Bund: Die Anzahl der Bundesbeamten ist seit 2010 um 59 Prozent gestiegen. Allein die Ampel-Regierung hat 1710 zusätzliche Beamtenstellen geschaffen, 249 davon im Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz – ausgerechnet in dem Ministerium, das ständig von Bürokratieabbau redet. Die aktuelle Regierung hat an dem Personalzuwachs, entgegen den Ankündigungen im Wahlkampf, faktisch nichts geändert.


    Bestimmt werden wir heute auch um 59 Prozent besser regiert als 2010 – oder nicht? Zweifel sind mehr als angebracht, weil die Politik bei der Besetzung von Positionen mehr auf Parteinähe statt auf Fachqualifikation achtet oder Beamte mit anderem Parteibuch gleich in den Ruhestand versetzt, wo sie weiterhin vom Steuerzahler alimentiert werden.


    Und man darf sich nicht wundern, dass angeblich noch viel mehr Mitarbeiter beim Staat gebraucht werden! Das ist zumindest die Einschätzung des Deutschen Beamtenbundes. Angeblich fehlen demnach im öffentlichen Dienst 570000 Beschäftigte.


    Trotz des massiven Personalaufbaus wächst also der Mangel. Ein Paradoxon? Nein, das logische Ergebnis eines ­Systems, das sich immer weiter ausdehnt und immer mehr Aufgaben an sich zieht.


    Es liegt aber nicht nur an der Politik, die sich immer mehr in Wirtschaft und Gesellschaft einmischt, statt der Intelligenz und dem Eigeninteresse der Bürger zu vertrauen. Es liegt auch an der Bürokratie selbst, die ein inhärentes Interesse am Wachstum hat. Bereits vor 70 Jahren diagnostizierte der britische Historiker Cyril Northcote Parkinson, dass Bürokratie einen systemimmanenten Drang zum Wachstum hat. Arbeit dehnt sich in genau dem Maß aus, wie Zeit für ihre Erledigung zur Verfügung steht. Beamte schaffen sich selbst Arbeit und fordern mehr Personal – nicht, weil mehr zu tun ist, sondern weil sie beschäftigt sein wollen. Heute spricht man denn auch vom Parkinson’schen Gesetz.


    Deutschland bestätigt dieses Gesetz eindrucksvoll. Das Ergebnis ist eine Spirale der Bürokratisierung und des Wachstums der Verwaltung, die kaum zu durchbrechen ist. Ein schlecht formuliertes Gesetz erfordert Nachbesserungen, die wiederum neue Unklarheiten schaffen, die wiederum neue Rege­lungen erfordern. Jede neue Regelung schafft neuen Kontrollbedarf, der neue Stellen erfordert.


    Gut möglich, dass es der Verwaltung relativ egal ist, wer als Minister oder Regierung gerade versucht, etwas zu ändern. Das Wachstum geht einfach weiter. Hinzu kommt, dass es naturgemäß schwer ist, gegen die Verwaltung zu agieren. »Wer einen Sumpf trockenlegen will, darf nicht die Frösche fragen«, wusste man schon im Frankreich des 19. Jahrhunderts. Der öffentliche Dienst wird sich massiv gegen jede Bemühung wehren, das Wachstum zu bremsen oder gar die dringend erforderliche Schrumpfkur durchzuführen. Dem stattzugeben, können wir uns aber nicht mehr leisten.


    Das geht nicht gut


    Deutschland erlebt eine fatale Umverteilung von Arbeitskräften: weg aus der produktiven, wertschöpfenden Industrie, hin zu einer immer weiter wachsenden, unproduktiven Verwaltung. Dieser Trend ist nicht wohlstandsfördernd. Je mehr die Zahl der Wertschöpfenden sinkt und die Zahl derer, die von der verbliebenen Wertschöpfung leben, steigt, desto schneller sinkt der Wohlstand.


    Die Politik muss diesen Trend dringend umkehren. Statt den Staatsapparat weiter aufzublähen, muss der Staat seine eige­ne Mitarbeiterzahl schneller senken, als die Erwerbsbevölkerung schrumpft. Das wäre ein wichtiger Beitrag, um den Mangel an Erwerbstätigen aufgrund der demografischen Entwicklung zu mindern und dadurch das BIP pro Kopf zu steigern.


    Weniger Staat, weniger Gesetze, weniger Bürokratie und damit weniger Personalbedarf im öffentlichen Dienst. Das sind die Prioritäten.


    Die Mitschuld der EU


    Die Verantwortung für den wirtschaftlichen Niedergang Deutschlands trägt die hiesige Politik. Doch auch die EU hat eine gehörige Mitverantwortung an dem, was passiert. Die Lissabon-Agenda, die Europa bis 2010 zum wettbewerbsfähigsten Wirtschaftsraum der Welt machen sollte, wurde nicht umgesetzt, die Klimapolitik ist überzogen, die Regulierung wirtschaftsfeindlich. Die EU ist Ursprung von viel Bürokratie, und der Euro erweist sich als Wachstumshemmnis – und als potenziell sehr teuer für Deutschland.


    Es kam schlimmer als 2018 befürchtet


    Bereits in »Das Märchen vom reichen Land« waren der Euro und die EU wesentliche Themen. Schauen wir uns kurz an, wo wir heute stehen.


    Zum Euro stellte ich damals fest, dass


    


    
      	dieser statt zu einer Konvergenz der Wirtschaften der Mitgliedsländer zu einer Divergenz geführt hat,


      	dieser eine Ursache für die unzureichenden Produktivitätszuwächse in Deutschland ist, aufgrund fehlendem Aufwertungsdruck wie in den Jahrzehnten davor und heute noch in der Schweiz,


      	dieser faktisch ein Subventionsprogramm für unsere ­Exportindustrie ist, welches wir selbst bezahlen,


      	wir immer mehr Forderungen gegenüber den anderen Euro-Ländern aufbauen, die angesichts von deren ­ohnehin hoher Verschuldung von zweifelhafter Güte sind,


      	es keine gute Idee ist, Gläubiger in einer überschuldeten Welt zu sein,


      	es das Ziel der anderen Staaten ist, eine Schulden- und Transferunion zu etablieren,


      	eine Transferunion zu deutschen Lasten ginge, was angesichts der Tatsache, dass die Privathaushalte in den anderen Euro-Ländern deutlich vermögender sind, ungerecht sei. 

    


    Heute müssen wir leider feststellen, dass sich keine Verbesserung eingestellt hat, sondern die Probleme des Euro und damit die finanziellen Risiken für Deutschland weiter zugenommen haben.


    Das Auseinanderdriften der Euroländer hält weiter an. Der Internationale Währungsfonds (IWF) hatte bereits 2010 gezeigt, dass die Mitgliedstaaten sich ökonomisch immer mehr auseinander entwickeln, statt – wie eigentlich erhofft – einander annähern. Ein Trend, der sich seither beschleunigt fortsetzt, wie Gunther Schnabl und Moritz Pfeifer vom Flossbach von Storch Research Institute in einer aktuellen Studie aufzeigen.169


    Auf in die Schuldenunion


    Wie groß die Probleme mittlerweile sind, zeigt der Bericht der vom ehemaligen Präsidenten der EZB geleiteten Draghi-Kommission. Sie sieht Europa vor einer »existenziellen Herausforderung« und fordert 700–800 Milliarden Euro jährliche Investitionen, um die Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten.170 Bei der Lektüre der Studien kann man nur zu dem Schluss kommen, dass die Fragmentierung auch deshalb zunimmt, weil die EZB mit ihrer Politik den Reformdruck von den hoch verschuldeten Staaten nimmt.


    Dieser fehlende Druck zeigt sich auch daran, dass die Verschuldungsprobleme zugenommen haben. Wie bereits 2018 erwartet, hat sich Frankreich neben Italien zu einem weiteren Problemfall entwickelt.


    Noch 2008 waren Frankreich und Deutschland bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt (BIP) mit 69 und 66 Prozent171 ähnlich hoch verschuldet. Seither läuft die Entwicklung auseinander. Während die Verschuldung Deutschlands relativ zur Wirtschaftsleistung unverändert blieb, stieg sie in Frankreich deutlich auf 112 Prozent, wie der IWF vorrechnet.


    Aussicht auf Besserung gibt es kaum. Das Defizit belief sich im vergangenen Jahr auf 5,5 Prozent des BIP, und es fehlt der politische Wille, die Defizite unter Kontrolle zu bekommen. Die EZB steht als Retter bereit und achtet schon jetzt darauf, dass der Risikozuschlag beim Zins – der »Spread« – im Vergleich zu Deutschland nicht zu groß wird.


    Hätte Frankreich noch den Franc, wäre es schon lange mit der Unabhängigkeit der Notenbank vorbei. Ökonomen sprechen hier von »fiskalischer Dominanz«172. Gemäß der Theorie kann sich die Notenbank nur so lange voll auf die Stabilität des Geldwerts konzentrieren, wie die Solvenz des Staates nicht gefährdet ist, weil die Verschuldung nicht zu hoch oder aber das Besteuerungspotenzial noch nicht ausgeschöpft ist.


    Nun gibt es den Franc nicht mehr, was es nicht leichter macht. Formal ist die EZB ausschließlich dem Geldwert verpflichtet, andererseits wissen wir spätestens seit Mario Draghis berühmten Worten »Whatever it takes«, dass die EZB auch den Erhalt der Währungsunion und die Wahrung der Solvenz der Mitgliedstaaten als Ziele verfolgt.


    Letztlich stellen hochverschuldete Staaten wie Italien und Frankreich die sparsamen Staaten wie die Niederlande und Deutschland vor eine Wahl: Entweder sie akzeptieren eine höhere Inflation, oder aber sie stimmen zusätzlichen gemeinsamen Schulden auf EU-Ebene und größeren Finanztransfers zu.


    


    Dem Ziel einer Schulden- und Transferunion kamen Frankreich und seine Mitstreiter im Zuge der Coronakrise deutlich näher. Der sogenannte »Wiederaufbaufonds« – Next Generation EU – verteilt Milliarden um, vor allem von Deutschland nach Italien. Der Bundesrechnungshof warnte: »Der Wiederaufbaufonds etabliert ein Haftungsregime, bei dem Mitgliedstaaten gegenseitig für ausstehende Verbindlichkeiten eintreten müssen. Faktisch handelt es sich um eine Vergemeinschaftung von Schulden.«173 Anders als von mir 2018 vorgeschlagen, handelt es sich aber nicht um ein Instrument, um die Altschulden in einem geordneten Prozess abzubauen, sondern um einen Blankoscheck. Die Politiker betonen zwar, dass es sich um eine »einmalige Maßnahme« handeln würde, doch es ist naiv anzunehmen, dass die EU dieses Instrumentarium nicht erneut anwenden wird.


    Mittlerweile hat EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen verschiedentlich weitere Europäische Schulden ins Spiel gebracht. Im Dezember 2025 dann der nächste Sündenfall: gemeinsame Schulden für die Ukraine.


    An der Tatsache, dass dies keineswegs gerecht ist, ändern die jeweiligen Begründungen nichts. Wie schon 2018 haben die deutschen Privathaushalte relativ zur Wirtschaftsleistung deutlich weniger Vermögen als die Bürger der meisten anderen Euro-Länder. Dazu später mehr.


    Der Euro sollte Europa zusammenführen und allen Wohlstand bringen. Stattdessen hat er Deutschland in eine gigantische Haftungsfalle geführt. Im Europäischen Zahlungsverkehrssystem Target2 haben sich während der Schuldenkrise enorme Ungleichgewichte aufgebaut. Deutschland ist in eine Gläubigerposition geraten, während Krisenländer hohe Defizite aufweisen. Zurzeit weist die Bilanz der Bundesbank eine Target2-Forderung von 1040 Mrd. Euro aus, immerhin 25 Prozent des deutschen BIP. Das bedeutet konkret, dass »der deutsche Bargeldumlauf heute weitgehend durch mit hohen Ausfallrisiken behaftete Schuldtitel öffentlicher und privater Emittenten der Peripherieländer abgesichert« ist. Neben einer Wert-Erosion über eine quantitative Ausdehnung der Geldmenge hat also auch eine qualitative Wert-Erosion der Geldmenge stattgefunden.174


    Im Falle eines Ausfalls oder Austritts eines Schuldnerlandes müssten die deutschen Steuerzahler für diese Forderungen aufkommen. Was uns – so muss man es wohl sehen – erpressbar macht.


    Mit Blick auf den Euro kann das Fazit also nur lauten: Die Probleme und vor allem die finanziellen Risiken für Deutschland – Umverteilung und/oder Inflation – sind deutlich größer geworden.


    Und die Europäische Union?


    Die EU stagniert


    Auch bezüglich der EU war die Skepsis leider berechtigt. Schon 2018 war offensichtlich, dass sie das in Lissabon selbst gesetzte Ziel verfehlen würde, »zum wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum der Welt« zu werden. Wie weit das Ziel tatsächlich verfehlt worden ist, ist allerdings dramatisch:175


    
      	Das BIP pro Kopf der EU liegt bei nur noch 66 Prozent des US-Wertes (2024).


      	In den 2000er-Jahren lag es noch bei 70 Prozent.


      	In absoluten Zahlen: Das EU-BIP pro Kopf beträgt 2024 rund 40000 Euro, in den USA 54500 Euro.

    


    Das Wachstumsdebakel im Langzeitvergleich (2000 bis 2023):176


    


    
      	EU-BIP-Wachstum: 1,1 Prozent pro Jahr


      	USA-BIP-Wachstum: 2,1 Prozent pro Jahr


      	EU-Produktivitätswachstum: 0,4 Prozent pro Jahr


      	USA-Produktivitätswachstum: 1,4 Prozent pro Jahr


      	EU-Investitionswachstum: 0,8 Prozent pro Jahr


      	USA-Investitionswachstum: 2,2 Prozent pro Jahr

    


    Es ist klar, dass Deutschland sich einer solchen negativen Entwicklung nicht entziehen kann und zugleich aufgrund der schlechten Entwicklung in den letzten Jahren zunehmend selbst zu diesem relativen Niedergang beiträgt.


    Der Euro hat unstrittig einen wesentlichen Beitrag zu dieser negativen Entwicklung geleistet. Staaten wie Italien und Frankreich konnten nicht mehr über Abwertung und Inflation Probleme mit Wettbewerbsfähigkeit und Verschuldung lösen. Sparprogramme im Nachgang zur ebenfalls durch den Euro ausgelösten Eurokrise – eine Verschuldungskrise aufgrund zu tiefer Zinsen, wie im »Märchen« ausführlich erklärt – haben ebenfalls zur schlechten Entwicklung beigetragen.


    Zugleich versagt die EU, die sich sonst um alle möglichen Dinge kümmert, bei der eigentlichen Kernaufgabe, der Vollendung des Binnenmarktes. So sorgte im Sommer 2025 eine Studie des IWF für Aufsehen, wonach die Handelshemmnisse innerhalb der EU einem Zollsatz von 44 Prozent entsprechen würden – weit höher als die Zölle, die die US-Regierung von Donald Trump verhängte.177 Laut Europäischer Zentralbank ist es noch schlimmer: Nach deren Berechnungen entsprechen die Handelshemmnisse innerhalb der EU einem 100-prozentigen Zoll auf Dienstleistungen und einem 65-prozentigen Zoll auf Waren. Kein Wunder, dass der Handel zwischen EU-Staaten weit unter dem Handel zwischen den US-Bundesstaaten liegt. Auch die Kosten für Arbeitnehmer, zwischen EU-Ländern zu migrieren, sind etwa achtmal höher als für Migration zwischen den US-Bundesstaaten.178


    


    Mario Draghi diagnostizierte in seinem vernichtenden Bericht 2024: Die Fragmentierung in Europa habe eine »kaskadierende Wirkung auf unsere Wettbewerbsfähigkeit«. Schnell wachsende Unternehmen würden ins Ausland getrieben, Investitionsmöglichkeiten reduziert und die Entwicklung des Europäischen Kapitalmarktes gehemmt.


    Keine gute Voraussetzung, um zur dynamischsten Wirtschaftsregion der Welt zu werden. Auswirkungen hat das auf alle Politikbereiche, vor allem aber auch auf die Gründerszene. Es ist in Europa viel schwerer für Start-ups, die Vorteile, die ein großer Markt bieten würde, zu realisieren. Neben der geringeren Tiefe des Kapitalmarkts und den hohen Kosten des Scheiterns ist das ein wesentlicher Grund für die geringere Innovationskraft im Vergleich zu den USA.


    Die EU schwächt den Standort


    Nicht nur hat die EU ihre Kernaufgabe nicht erfüllt, sie schwächt durch ihre Politik den Standort Europa und Deutschland massiv.


    Da ist zum einen der sogenannte »Green Deal«. Die EU hat sich die weltweit ambitioniertesten Klimaschutzziele gesetzt. Offiziell versteht sich der Green Deal als Modernisierungs- und Wachstumsstrategie: Die EU soll »modern, ressourceneffizient und wettbewerbsfähig« werden. In der Realität hat sich aber zunächst das Gegenteil eingestellt. Die Kombination aus besonders ambitionierten Klimazielen, Emissionshandel, CO₂-Preisen, Steuern, Abgaben und einem forcierten, aber teuren Umbau des Energiesystems hat Europas Unternehmen mit im internationalen Vergleich dauerhaft hohen Energiepreisen belastet.


    Aktuelle Analysen zeigen, wie gravierend der Rückstand geworden ist: 2024 lagen die Großhandelspreise für Gas in der EU im Schnitt bei bis zum Fünffachen des US-Niveaus. Industrielle Strompreise in der EU waren im Schnitt rund 2- bis 2,5-mal so hoch wie in den USA.


    Natürlich hat das auch mit dem russischen Krieg gegen die Ukraine zu tun, ist aber eben auch Folge der Politik der EU. Für energieintensive Industrien bedeutet das: Produktion in Europa ist strukturell deutlich teurer, weil nicht nur der CO₂-Preis, sondern auch Netzentgelte, Umlagen und Steuern die Stromkosten verzerren. Der Draghi-Bericht zur Europäischen Wettbewerbsfähigkeit identifiziert die hohen Energiepreise explizit als Kernproblem der Europäischen Industriepolitik und fordert eine Senkung der Energiekosten sowie den Abbau der Bürokratie, um Investitionen wieder attraktiv zu machen


    Ein besonders dramatisches Beispiel für die Folgen ist der Niedergang der Europäischen Automobilindustrie. Brüssel hat mit Flottengrenzwerten, CO₂-Regulierung, der De-facto-Festlegung auf batterieelektrische Antriebe und dem geplanten Aus für Neuwagen mit Verbrennungsmotor ab 2035 einen sehr engen regulatorischen Korridor gesetzt. Die Industrie muss in kurzer Zeit Milliarden in neue Plattformen, Batteriefertigung, Software und Ladeinfrastruktur investieren – und das ausgerechnet an einem Standort, an dem Energie besonders teuer ist.


    Europa versucht, durch Regulierung »Vorreiter« zu sein, schafft damit aber vor allem schlechte Rahmenbedingungen für die eigenen Schlüsselindustrien. Die Automobilbranche, über Jahrzehnte Kern Europäischer Industrie-­Wertschöpfung, gerät so zu einem Lehrbeispiel, wie Klimapolitik, die Tempo und Technologie vorgibt, aber Standortrealitäten ignoriert, nicht zu »grünem Wachstum«, sondern zu schleichender Deindustrialisierung führt.


    Das Ganze geht zudem einher mit einem atemberaubenden Aufbau an Bürokratie.


    Von 2007 bis 2015 war der frühere bayerische Ministerpräsident Edmund Stoiber in Brüssel als Anti-Bürokratie-Ratgeber tätig. 2015 zog er ein positives Fazit: Seine zentralen Vorschläge seien umgesetzt, es gebe »ein grundsätzlich neues Denken«.179


    Diese Aussagen haben mit der Realität leider nicht besonders viel zu tun. Seit dem Green Deal von Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen (2019) sind Hunderte neue Richtlinien, Verordnungen, Gesetze und Durchführungsbestimmungen erlassen worden. Allein für die vollständige Regelung der diversen Berichtspflichten zu Lasten der Unternehmen mussten Zehntausende Seiten Papier bedruckt werden. Ein wirklicher Abbau von Bürokratie findet in der Europäischen Union nicht statt. Im Gegenteil. 2025 brachte die EU-Kommission 1456 Rechtsakte auf den Weg, so viele wie seit 2010 nicht mehr. Dabei hatte Ursula von der Leyen einen »beispiellosen« Abbau von Regelungen versprochen.180


    Es ist schwer, unter Regelungen wie Lieferkettengesetz, Entwaldungsschutz, Entgelttransparenz, Geldwäscheb­kämp­fung, Industrieemissionen, Bodenschutz, Verpackungsverord­nung, Ökodesign und vielem mehr die schwerwiegendste Be­lastung der Wirtschaft zu identifizieren.


    Vermutlich dürfte sich die Taxonomie-Verordnung als größte Last erweisen. Im Kern handelt es sich um ein Instru­mentarium der Kreditlenkung. Die Politik entscheidet, was »gute« und was »schlechte« Kredite sind und setzt damit den wichtigsten Mechanismus der Marktwirtschaft, die Allokation von Kapital, außer Kraft.


    Dieses Vorgehen führt zu merkwürdigen Ergebnissen: Beispielsweise tun sich Unternehmen, die mit Verteidigung zu tun haben, aufgrund der Vorgaben zu Umweltschutz, Sozialstandards und guter Unternehmensführung (ESG) schwer bei der Kapitalbeschaffung, während gleichzeitig die EU ihre militärischen Fähigkeiten stärken will.


    Der Charme der Taxonomie liegt aus Sicht der Politik darin, dass sie nicht sichtbar eingreift. Indirekt und mit dem Deckmantel des guten Zwecks wird so gefördert, was politisch opportun ist, gern auch mit dem Begriff der »demokratischen Legitimität«. Nicht die Steigerung des Produktionspotenzials der Volkswirtschaft steht im Fokus, sondern die Realisierung politischer Ziele. Die traurige Folge: geringeres Wachstum, höhere Inflation und weniger Wohlstand.


    Deutschland braucht eine neue EU-Strategie


    Die deutsche Politik nutzt gern das Narrativ, »Brüssel« sei der eigentliche Bürokratiemotor. Das ist nicht ganz falsch, wie wir gesehen haben. Doch die Schuld allein nach Brüssel zu schieben, übersieht die eigene Verantwortung. Denn deutsche Regierungen sind nicht nur im Rat und bei der Verhandlung von EU-Gesetzen dabei, sondern treiben die bürokratische Belastung oft selbst noch durch Gold-Plating voran.


    Gold-Plating ist die Überimplementierung von EU-Recht: Wo eine Richtlinie nur ein Mindestziel vorgibt, fügen deutsche Gesetzgeber strengere Fristen, erweiterte Anwendungsbereiche oder zusätzliche Melde- und Dokumentationspflichten hinzu. Im Gutachten des Sachverständigenrates wird das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) als Beispiel für eine Übererfüllung Europäischer Regeln genannt. Auch bei der CSRD-Umsetzung (Corporate Sustainability Reporting) gab es Bestrebungen, die Meldepflichten noch zu verschärfen, obwohl die EU-Richtlinie bereits umfassend ist. Die Folge davon sind mehr Verwaltungsaufwand beim Staat, höhere Bürokratiebelastungen und Kosten für Unternehmen, die eigentlich vermieden werden sollten.


    Die EU muss reformiert werden, wenn es darum geht, den relativen Niedergang zu stoppen. Das bedeutet eine realistische Klima- und Energiepolitik, eine echte Vollendung des Binnenmarktes und – so wie es auch in Deutschland nötig ist – eine Rücknahme des Staates. Wir brauchen eine EU, die sich auf ihre Kernaufgaben fokussiert und diese exzellent erfüllt.


    Hinsichtlich des Euro gilt noch mehr als 2018: Deutschland braucht eine Strategie, um nicht noch mehr in eine Schulden- und Transferunion hineingezogen zu werden. Voraussetzung wäre allerdings, dass unsere Regierungen erkennen, wie groß die Gefahren für unseren Wohlstand sind, und natürlich die Bereitschaft, dagegen etwas zu unternehmen.


    Leider gibt es dafür keine Anzeichen.


    Scheckbuch auf Reisen


    Inzwischen dürfte klar sein: Deutschland ist kein reiches Land mehr. Unsere Infrastruktur bröckelt, die Rentenkassen sind leer, die Wettbewerbsfähigkeit schwindet und das Wachstum stagniert. Der Staatshaushalt steht unter permanentem Stress, die Schuldenbremse wird nur noch mit Buchhaltungstricks eingehalten. Eigentlich wäre jetzt die Zeit für strikte Ausgabendisziplin, für eine Konzentration auf das Wesentliche: Investitionen in die eigene Zukunftsfähigkeit.


    Doch wer den Bundeshaushalt betrachtet, sieht eine andere Realität. Die Politik agiert, als lebten wir noch in den fetten Jahren der tiefen Zinsen und der sprudelnden Steuereinnahmen. Sie verteilt Geld mit einer Nonchalance, die angesichts der wirtschaftlichen Lage fast fahrlässig wirkt. Dabei folgt sie einem Muster: Statt Probleme durch Reformen zu lösen, werden sie mit Geld zugeschüttet – im Inland wie im Ausland.


    


    In diesem Kapitel folgen wir der Spur des Geldes. Es zeigt, wie die Politik sich im Inland eine gefügige Vorfeldorganisation aus NGOs heranzüchtet und im Ausland eine Scheckbuch-Diplomatie betreibt, die oft mehr dem eigenen moralischen Wohlgefühl dient als den Empfängern (von uns ganz zu schweigen!).


    Die Privatisierung der Politik: NGOs am Staatstropf


    Beginnen wir im Inland. In einer lebendigen Demokratie kontrolliert die Zivilgesellschaft den Staat. Bürger schließen sich in Nichtregierungsorganisationen (NGOs) zusammen, um Missstände anzuprangern oder Interessen zu vertreten – finanziert durch Spenden ihrer Mitglieder. Das ist die Theorie.


    In Deutschland hat sich jedoch eine Praxis etabliert, die dieses Prinzip auf den Kopf stellt. Der Staat finanziert seine eigene »Zivilgesellschaft«. Eine Anfrage der Unionsfraktion im Bundestag brachte 2024 ans Licht, dass die damalige Ampel-Regierung Hunderte NGOs und Vorfeldorganisationen mit Steuergeld fördert. Die Liste ist lang, die Summen sind beträchtlich.


    Das Problem ist struktureller Natur. Wenn eine Umweltorganisation, ein Sozialverband oder eine Initiative für Demokratieförderung ihren Etat zu 50, 80 oder gar 100 Prozent aus Ministerien bezieht, ändert sich ihr Charakter. Aus einer Non-Governmental Organization wird faktisch eine Governmentally Organized Non-Governmental Organization (GONGO).


    Die Folgen sind fatal:


    


    
      	Verlust der Unabhängigkeit: Wer beißt schon die Hand, die ihn füttert? Kritik an der Regierung wird leiser, Unterstützung für Regierungsprojekte lauter. Die NGOs liefern die passende Begleitmusik zur Regierungspolitik.


      	Scheinlegitimation: Die Politik verweist bei kontro­versen Vorhaben gerne auf die »breite Unterstützung aus der Zivilgesellschaft«. Dass diese Unterstützung oft eingekauft ist, bleibt unerwähnt.


      	Selbsterhaltungstrieb: Es entstehen bürokratische Strukturen, deren Hauptzweck irgendwann darin besteht, neue Förderanträge zu schreiben, um das eigene Überleben zu sichern.

    


    Besonders absurd wird es, wenn diese Organisationen dann – wie im Haushaltsstreit 2024/25 geschehen – lautstark gegen Kürzungen protestieren und dies als »Gefährdung der Demokratie« oder »soziale Kälte« brandmarken. In Wahrheit verteidigen sie oft nur ihr Geschäftsmodell. Ein Staat, der sparen muss, kann sich keine alimentierte Claqueur-Truppe leisten. Zivilgesellschaftliches Engagement muss aus der Gesellschaft wachsen, nicht aus dem Bundeshaushalt.


    Der globale Ablasshandel: 
Entwicklungshilfe als Industrie


    Der Blick über die Landesgrenzen hinaus offenbart ein noch größeres Ausmaß an finanziellem Laissez-faire. Deutschland ist nach den USA der zweitgrößte Geber von Entwicklungshilfe weltweit. Rund 30 bis 35 Milliarden Euro fließen jährlich in die Official Development Assistance (ODA). Wir leisten uns den Luxus, das UN-Ziel von 0,7 Prozent des Bruttonationaleinkommens fast zu erreichen oder gar zu übertreffen – als eines von wenigen der großen Industrieländer. Doch Quantität ist keine Qualität. Das BMZ (Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) ist längst zu einer globalen Umverteilungsbehörde geworden, deren Erfolg am »Mittelabfluss« gemessen wird, nicht an der Wirkung vor Ort. Beispiele:


    


    
      	China: Die zweitgrößte Volkswirtschaft der Welt, unser här­tester systemischer Rivale, erhält zwar keine klassische Hil­fe mehr, profitiert aber weiterhin von deutscher Zusam­men­arbeit. Wir finanzieren dort Projekte zur »Stärkung der Zivilgesellschaft« oder »ökologischen Landwirtschaft«. Während China unsere Märkte mit hochsubventionierten E-Autos flutet, erklären wir chinesischen Bauern, wie man nachhaltig wirtschaftet. Das ist keine Diplomatie, das ist Naivität.


      	Indien: Eine Atommacht mit eigenem Raumfahrtprogramm, die Sonden zum Mond schickt, steht weiterhin auf der Empfängerliste.


      	Südafrika: 500 Millionen, um den Einstieg in die Solarenergie zu starten. Eine Technologie, die bekanntlich aus China geliefert wird.


      	Uganda: Das Land erhält seit seiner Unabhängigkeit 1962 deutsche Hilfe. Nach über 60 Jahren Dauertropf sind die Institutionen schwach, die Korruption hoch. Die Hilfe hat sich verstetigt, ein Ende ist nicht in Sicht.


      	Kolumbien: Millionen für ein Projekt zur Förderung ­effizienterer Kühlschränke.

    


    Ein neuer, gewaltiger Treiber der Ausgaben ist die internationale Klimafinanzierung. Deutschland hat zugesagt, jährlich mindestens sechs Milliarden Euro aus Haushaltsmitteln bereitzustellen, um den globalen Süden beim Klimaschutz zu unterstützen. 2024 waren es 11,8 Milliarden Euro.181


    Das Ziel ist ehrenwert, die Umsetzung oft fragwürdig. Milliarden fließen in globale Fonds, deren Mittelverwendung kaum kontrollierbar ist. Wir finanzieren »Klimapartnerschaften« mit Ländern, die gleichzeitig den Ausbau von Kohlekraftwerken vorantreiben. Wir kaufen uns ein grünes Gewissen, während die globalen Emissionen weiter steigen. Es ist ein klassischer Ablasshandel: Wir zahlen, also sind wir gut. Ob es dem Klima hilft, ist zweitrangig. Nirgendwo wird die Diskrepanz zwischen gut gemeint und schlecht gemacht mit so fataler Wirkung deutlich wie in den palästinensischen Gebieten. Deutschland gehört zu den größten Gebern. Betrachtet man die Hilfszahlungen pro Kopf der Bevölkerung, ergibt sich ein schockierendes Bild: Ein Palästinenser erhält rechnerisch an deutscher Hilfe (rund 120 Euro) ein Vielfaches dessen, was ein Ägypter (9 Euro) oder gar ein Ukrainer (4,30 Euro) bekommt. Die palästinensischen Gebiete sind der mit Abstand am stärksten subventionierte Ort im deutschen Hilfsatlas.


    Was haben wir mit diesem Geld erreicht?


    Wir haben Strukturen finanziert, die es der Hamas und anderen radikalen Gruppen ermöglichten, den Gazastreifen in eine Festung des Terrors zu verwandeln. Internationale Gelder setzten Mittel im Haushalt der Autonomiebehörde frei, die dann als »Märtyrer-Renten« an die Familien von Terroristen flossen. Wir haben Schulbücher mitfinanziert, in denen Hass auf Israel gelehrt wird. Wir haben eine demografische Explosion in einem Gebiet ohne wirtschaftliche Basis alimentiert. Statt Frieden und Entwicklung zu fördern, hat das Europäische und deutsche Geld den Konflikt konserviert und den Terror indirekt subventioniert.


    Nach dem 7. Oktober 2023 hätte eine radikale Zäsur erfolgen müssen. Doch die Reflexe der deutschen Politik blieben gleich: erst »prüfen«, dann weiterzahlen.


    Wenn 30 Milliarden Euro jährlich in oft instabile Regionen fließen, bleibt Schwund nicht aus. Transparency International schätzt, dass in der weltweiten Entwicklungszusammenarbeit zwischen 10 und 30 Prozent der Mittel durch Korruption versickern. Auf das deutsche Budget übertragen bedeutet das: Jedes Jahr verschwinden Milliarden in dunklen Kanälen. Geld, das eigentlich für Schulen, Brunnen oder Krankenhäuser gedacht war, landet auf den Auslandskonten korrupter Eliten.


    Das BMZ weiß das. In internen Berichten wird oft klausuliert von »schwer messbarer Wirksamkeit« gesprochen. Doch Konsequenzen hat das selten. Die Angst, den »politischen Dialog« abreißen zu lassen, ist größer als die Angst vor Verschwendung. So finanziert der deutsche Steuerzahler die Stabilisierung kleptokratischer Regime.


    Wir müssen uns entscheiden


    Deutschland steht am Scheideweg. Die fetten Jahre sind vorbei. Wir können es uns schlicht nicht mehr leisten, die Weltrettungsagentur zu spielen, während zu Hause die Brücken bröckeln und die Wirtschaft stagniert.


    Es braucht eine radikale Kehrtwende in der Ausgaben­politik:


    1. Schluss mit der NGO-Finanzierung: Der Staat muss sich aus der Finanzierung der Zivilgesellschaft zurückziehen. Politische Vorfeldorganisationen müssen sich durch Spenden tragen, nicht durch Steuern. Das spart Geld und stärkt die demokratische Unabhängigkeit.


    2. Entwicklungshilfe auf den Prüfstand: Das 0,7-Prozent-Ziel darf kein Dogma sein. Entscheidend ist die Wirkung, nicht die gezahlte Summe.


    3. Kein Geld für Rivalen und Kleptokraten: Zahlungen an Wirtschaftsgiganten wie China oder Indien müssen sofort eingestellt werden. Länder, die nicht kooperieren (z. B. bei der Rücknahme von Migranten) oder in Korruption versinken, dürfen kein Geld mehr erhalten.


    


    4. Klartext im Nahen Osten: Keine Unterstützung mehr für UN-Organisationen oder NGOs, die auch nur in den Verdacht der Terrornähe geraten. Strikte Kontrolle aller Mittelflüsse nach Gaza und ins Westjordanland.


    Wir müssen aufhören, unser Scheckbuch auf Reisen zu schicken, um uns moralisch überlegen zu fühlen. Wir müssen das Geld dort investieren, wo es unsere Zukunft sichert: in Bildung, Infrastruktur und Verteidigung – hier in Deutschland und Europa. Alles andere ist eine Großzügigkeit auf Pump, die unsere Kinder bezahlen werden.


    Das Land verfällt – Preis des ­
politischen ­Versagens


    In »Das Märchen vom reichen Land« warnte ich: Deutschland ist nicht reich. Der Staat hat Versprechen für Renten, Pensionen und Gesundheitsversorgung einer alternden Gesellschaft abgegeben, für die er nicht vorgesorgt hat. Der Staat hat es ­versäumt, in Infrastruktur zu investieren. Die Brücken sind alt, die Bahn langsam, das Internet eine Peinlichkeit. Dabei hat der Staat mehr als genug Geld – es fließt nur in die falschen Kanäle: Rentenerhöhungen, Sozialausgaben, ideologische Projekte. Das Vermögen der deutschen Privathaushalte lag damals – und liegt heute – im Europäischen Vergleich am unteren Ende. Meine Diagnose war klar: Deutschland lebt von der Substanz.


    Was wir damals aber noch hatten, war ein gut laufender Wirtschaftsmotor. Doch statt ihn zu pflegen, haben wir ihn mit Abgaben, Regulierung und Energiewende systematisch abgewürgt.


    Die Hauptschuld tragen die verschiedenen Regierungen unter Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU), die für (endgültigen) Atomausstieg, ungesteuerte Migration, Verschleppung der Eurokrise, steigende Abgabenlast, unzureichende Investitionen und Sozialstaatswildwuchs stehen. Die Ampel-Regierung hat danach Deutschland noch tiefer in die Krise geführt, als ich es mir 2021 hätte vorstellen können. Die seit 2025 regierende schwarz-rote Koalition redet viel von Reformen, verschärft die Probleme aber weiter.


    Dieses Kapitel ist die bittere Bestandsaufnahme eines Landes, das dabei ist, sich selbst aufzugeben.


    2026: Bild der Zerstörung


    Es wird von der Politik regelmäßig geklagt: »Es mangelt an Geld.« Deshalb kann man nicht oft genug darauf hinweisen, dass der Staat nicht nur absolut immer mehr Geld einnimmt, sondern auch relativ. Bereits 2018 habe ich auf den Anstieg der Abgabenquote verwiesen, seit dem Antritt von Angela Merkel um immerhin drei Prozentpunkte. Dieser Trend setzt sich ungebremst fort. Lag die Abgabenquote 2010 noch bei 38,2 Prozent und erreichte 2021 in der Coronakrise den (bisherigen) Rekord von 41,9 Prozent, liegt sie aktuell bei 41,5 Prozent.182 In Euro entspricht das einem Zuwachs von rund 140 Milliarden Euro. 140 Milliarden, die wir real mehr an den Staat überweisen, verglichen mit 2010! Und was bekommen wir dafür?


    Die Infrastruktur: System im freien Fall


    Der kommunale Investitionsrückstand ist explodiert. 2019 lag er bei 147 Milliarden Euro. Ende 2024 betrug er 216 Milliarden Euro – ein Anstieg um fast 47 Prozent in nur fünf Jahren. Über die Hälfte davon entfällt auf Schulen (68 Milliarden Euro) und Straßen (53 Milliarden Euro).183


    Bundesweit gelten rund 4000 Autobahnbrücken als sanierungsbedürftig. Die Gesamtkosten für die Brückensanierung werden auf bis zu 100 Milliarden Euro geschätzt. Das Ziel der Regierung: Ab 2026 sollen jährlich 400 Brücken modernisiert werden.184


    Die Realität ist ernüchternd. 2024 waren 280 Teilbauwerke zur Sanierung geplant. Umgesetzt wurden 69 – gerade einmal ein Viertel. Bis Ende 2024 wurden insgesamt nur 40 Prozent der vorgesehenen Modernisierungen fertiggestellt. Um das Ziel bis 2032 zu erreichen, müssten ab sofort 590 Teilbauwerke jährlich modernisiert werden – mehr als achtmal so viel wie 2024. Das ist nicht realistisch. Die Infrastruktur verfällt schneller, als sie saniert werden kann. Der Bundesrechnungshof zieht eine vernichtende Bilanz: »Bleibt es beim bisherigen Tempo, wird dies zu einem weiteren Verfall der Brückeninfrastruktur führen, was die Verkehrssicherheit und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit Deutschlands beeinträchtigen könnte.«185


    Die Ursachen sind Personalmangel in der Bauverwaltung, komplexe Genehmigungsverfahren, Rohstoffknappheit, explodierende Baukosten und eine Politik, die lieber über Prestigeprojekte redet als über Substanzerhalt.


    Der Kapitalstock: Abgehängt im Wettbewerb


    Wie bereits ausgeführt, ist Deutschlands Kapitalstock in den letzten 20 Jahren im Vergleich zu anderen Volkswirtschaften erheblich gealtert.186 Ursache ist neben der geringen Investitionstätigkeit des Staates der Mangel an privaten Investitionen. Das bedeutet: Deutschland verliert an Wettbewerbsfähigkeit. Moderne Maschinen und Infrastruktur sind Voraussetzung für Produktivität.


    Das Institut der Deutschen Wirtschaft (IW) rechnet vor: Der staatliche Kapitalstock hätte in den 2000er-Jahren um jährlich rund 25 Milliarden Euro stärker wachsen müssen, um die gleichen Produktivitätseffekte wie in den 1990er-Jahren zu erzielen. Für die 2010er-Jahre wäre sogar ein zusätzliches Wachstum von 45 Milliarden Euro pro Jahr erforderlich gewesen.187 Das Geld war da – die Abgabenquote stieg, die Zinsen sanken. Es wurde nur falsch verwendet: für Konsum statt für Investitionen.


    Die Bundeswehr: ein Papiertiger


    Trotz des 100-Milliarden-Euro-Sondervermögens und der »Zeitenwende«-Rhetorik des damaligen Kanzlers Olaf Scholz (SPD) hat sich die materielle Einsatzbereitschaft der Bundeswehr kaum verbessert. Die durchschnittliche Einsatzbereitschaft der 71 Hauptwaffensysteme stagniert seit Jahren bei rund 75 bis 77 Prozent.188


    Der Jahresbericht der Wehrbeauftragten 2024 offenbart massive Defizite:


    
      	Materialmangel: Es fehlen einsatzfähige Panzer, Flugzeuge und Munition. Die Beschaffung verzögert sich erheblich.


      	Personalmangel: Die Bundeswehr hat zu wenig Soldaten und Reservisten, um im Ernstfall durchhaltefähig zu sein.


      	Infrastrukturzustand: Kasernen und Übungsplätze sind marode und verfallen.

    


    Die Abgabe von Material an die Ukraine hat die Lücken zusätzlich verschärft. Heeresinspekteur Alfons Mais räumt ein, dass Deutschland »in den nächsten drei bis fünf Jahren das nötige Personal und Material aus den Strukturen des Heeres quasi ausschwitzen muss«, um eine Brigade nach Litauen zu entsenden. Die Nachbeschaffung wird Jahre dauern.


    Die Bundeswehr ist weit von einer voll einsatzfähigen Armee entfernt. In einem Europa, in dem Russland Krieg führt, ist das fahrlässig.


    Die Sicherung der Verteidigungsfähigkeit des Landes gehört zu den Kernaufgaben eines Staates und ist demzufolge prioritär und aus Steuermitteln zu bezahlen. Dass nun ein faktisch unbegrenztes Schuldenpaket die Versäumnisse der letzten Jahrzehnte korrigieren soll, ist nichts anderes als Finanzierung des Sozialstaats auf Kredit.


    Das Versagen hat System


    Was alle diese Bereiche verbindet, ist ein Muster: Die Politik hat die Prioritäten falsch gesetzt.


    Die Ratingagenturen haben es noch nicht erkannt – aber Deutschland verdient sein AAA-Rating längst nicht mehr. Wir leben von der Substanz. Und die ist fast aufgebraucht.


    Wir stehen vor einer historischen Aufgabe.


    Entweder wir investieren in unsere Substanz und kämpfen uns zurück an die Spitze. Oder wir verwalten den Abstieg. Im Deutschland des Jahres 2026 fehlt jedoch der politische Wille, so zu handeln. Woran liegt das?

  


  
    4. REALITÄTSLEUGNUNG


    Im Bundestagswahlkampf 2021 plakatierten die Grünen selbstbewusst: »Erlebe Dein grünes Wirtschaftswunder«. Die Botschaft war klar: Klimaschutz ist kein Verzicht, sondern der ultimative Konjunkturmotor. Ein Land, das sich neu erfindet, würde nicht ärmer, sondern reicher, moderner und glücklicher werden. Robert Habeck verkörperte diesen Geist der »lustvollen Transformation«, der den Umbau einer der stärksten Industrienationen der Welt nicht als Risiko, sondern als spannendes Gestaltungsprojekt begriff – frei nach dem Motto, dass es Freude mache, ein reiches Land umzubauen.


    Fünf Jahre später wirkt dieses Versprechen wie aus einer anderen Zeit. Statt eines Wirtschaftswunders erlebt Deutschland eine historische Anomalie: Während die Weltwirtschaft wächst, stagniert die deutsche Volkswirtschaft. Die Industrieproduktion bricht ein, Traditionsunternehmen wandern ab, und die Deindustrialisierung ist Realität.


    Alles Absicht?


    Angesichts dieser Diskrepanz zwischen Versprechen und Realität drängt sich die Frage auf: Ist das Scheitern des »grünen Wirtschaftswunders« nur handwerkliches Unvermögen? Oder erleben wir hier gar kein Scheitern, sondern die erfolgreiche Umsetzung einer ganz anderen, in der Öffentlichkeit kaum diskutierten Agenda? Geht es am Ende gar nicht um Wachstum, sondern um dessen Gegenteil – um Degrowth?


    Wenn Bestsellerautorinnen wie taz-Wirtschaftskorrespondentin Ulrike Herrmann in Talkshows offen das Ende des Kapitalismus fordern und eine Kriegswirtschaft als Vorbild preisen, muss man fragen: Ist die Rezession vielleicht gar kein Unfall, sondern der Preis für eine ideologische Vision, die den Wohlstandsverlust nicht als Schaden, sondern als Notwendigkeit betrachtet?


    Degrowth ist medial populär


    In ihrem 2022 erschienenen Buch »Das Ende des Kapitalismus« fordert Ulrike Herrmann die Abschaffung des Kapitalismus und eine planwirtschaftliche »Kriegswirtschaft« nach britischem Vorbild des Zweiten Weltkriegs, um über Konsum- und Produktionsreduktion das Weltklima zu retten. Das Buch ist durchaus interessant. Im ersten Teil lobt Herrmann den Kapitalismus zu Recht: als Innovations- und Wohlstandsmaschine. Als sie in meinem Podcast zu Gast war, habe ich sie damit »gequält«, ihre positiven Aussagen zum Kapitalismus zu wiederholen. In der Tat stellt sich die Frage, wieso sie trotz der auch von ihr anerkannten Tatsache, dass der Kapitalismus so erfolgreich ist, diesen abschaffen will.


    Ihre Forderung basiert auf der zutreffenden Analyse der Energiewende: Im Unterschied zu deren Vertretern erkennt sie, dass die Versorgung einer Industrienation wie Deutschland mit Erneuerbaren Energien eine Illusion ist. Was zutreffend ist.


    Doch statt daraus die Schlussfolgerung zu ziehen, dass die Energiepolitik zu verändern ist, kommt Herrmann zu dem anderen Schluss: der Anpassung unseres Lebensstils an das mit Erneuerbaren Energien Darstellbare. Ein BIP pro Kopf auf dem Niveau der 1970er-Jahre mit entsprechender planwirtschaftlicher Mangelwirtschaft wie in Kriegszeiten. Wir dürften »nur noch so wenig konsumieren wie vor 50 Jahren«, keine privaten Autos mehr besitzen und keine Flüge mehr unternehmen. Der Staat müsse den Unternehmen vorschreiben, was zu produzieren ist, die Ressourcen zuteilen und Millionen Menschen, die ihre Jobs in der Automobil-, Chemie- und Luftfahrtindustrie verlieren, neue Beschäftigung im Klimaschutz verschaffen.


    Was klingt wie Sozialismus, wäre auch genau das. Die Wiederauflage eines gescheiterten Systems, diesmal nicht um den »besseren Menschen« zu schaffen, sondern eben um das Weltklima »zu retten«. Die Bundeszentrale für politische Bildung findet das Ganze so überzeugend, dass Ulrike Herrmann auch dort ihre Thesen dem breiten Publikum vorstellen kann.189


    Verbreitung findet die These des Degrowth bis in die höchsten politischen Ebenen. Im Sommer 2023 fand im Europäischen Parlament eine »Beyond Growth«-Konferenz statt, an der neben zahlreichen EU-Parlamentariern auch EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen, mehrere EU-Kom­missare, die Präsidentin des Europäischen Parlaments Roberta Metsola und Frank Elderson vom Direktorium der Europäischen Zentralbank teilnahmen. Von der Leyen sagte dort sinngemäß, Wachstum sei nicht das Ziel, es gebe andere Ziele. Eine bemerkenswerte Aussage für die Präsidentin einer Kommission, die eigentlich die Wettbewerbsfähigkeit Europas stärken sollte.190


    Degrowth hat keine wissenschaftliche Basis


    Während also die These vom Degrowth als umsetzbare Notwendigkeit zur Klimarettung präsentiert wird, zeigt ein genauerer Blick auf die wissenschaftlichen Studien zum Thema, dass diese keineswegs geeignet sind, eine derart eingreifende Politik zu rechtfertigen. Die Ökonomen Ivan Savin und Jeroen van den Bergh haben 561 Degrowth-Studien systematisch analysiert – mit vernichtendem Ergebnis: Fast 90 Prozent der Studien basieren auf Meinungen, nicht auf belastbaren ­Analysen. Quantitative Modelle? Fehlanzeige. Repräsentative Daten? Mangelware. Stattdessen dominieren kleine Fallstudien, bevorzugt auf Inseln mit wenigen Tausend Einwohnern. Die Übertragbarkeit auf komplexe Volkswirtschaften ist praktisch null.191


    Nur etwa 10 Prozent der Degrowth-Studien versuchen überhaupt, ihre Aussagen durch quantitative Analysen oder Modelle zu untermauern. Viele Autoren gehen von vornherein davon aus, dass Degrowth notwendig sei, statt diese Frage ergebnisoffen zu untersuchen. Politische Empfehlungen werden ohne empirische Fundierung abgegeben, die Frage nach der Machbarkeit radikaler Schrumpfungsstrategien bleibt ebenso unbeantwortet wie die nach ihren gesellschaftlichen Folgen.


    Van den Bergh bringt es auf den Punkt: »Viele Degrowth-Forscher suggerieren, Umwelt- und Klimaprobleme zu lösen, sind aber stark von Gerechtigkeitserwägungen motiviert. Sie könnten zwar ihre sozioökonomischen Ziele erreichen, aber es ist keineswegs klar, dass sie die Umweltprobleme lösen werden«. Denn wenn man Einkommen umverteilt, verteilt man mehr Geld an relativ arme Haushalte, die eine höhere Konsumneigung haben – ein Rebound-Effekt, den keine Degrowth-Studie berechnet hat.192


    Jonathan Moyer von der University of Denver hat in einer Studie versucht, die Folgen verschiedener Degrowth-Strate­gien zu quantifizieren.193 Bereits der Verzicht auf weiteres Wachstum in den Industrieländern bedeutet 35 Millionen mehr Menschen in extremer Armut bis 2050 und reißt massive Löcher in die Staatshaushalte, ohne die globalen Emissionen nennenswert zu reduzieren.


    Will man dem Weg von Ulrike Herrmann folgen und das BIP der reichen Länder auf das Niveau der 1970er-Jahre senken, bedeutet das einen Rückgang des BIP um über 50 Prozent, verbunden mit einem drastischen Anstieg der globalen Armut. Bis 2100 ließen sich so die globalen CO₂-Emissionen um 10,5 Prozent senken. Klimaeffekt also Null.


    Das letzte Szenario setzt eine weltweite Schrumpfung vo­raus. So ließen sich die CO₂-Emissionen bis 2100 um 45 Prozent senken – zum Preis einer weltweiten Verarmung und sinkender Bildungsniveaus und Lebenserwartung. Die Schlussfolgerung von Moyer: »Degrowth ist nicht die Lösung für die Bekämpfung des Klimawandels. Degrowth steht eindeutig im Widerspruch zu den UN-Nachhaltigkeitszielen«. Von 17 UN-Nachhaltigkeitszielen würde Degrowth 16 torpedieren, um das 17. (Klimaschutz) nur minimal zu verbessern.


    


    Wenig verwunderlich unterstützen nach Umfragen nur 8 bis 10 Prozent der Bevölkerung Degrowth-Konzepte. Psycho­lo­gische Studien belegen zudem, dass Diskussionen über Wachstumsverzicht bei vielen Menschen Angst auslösen. Sie sehen eine Zukunft, in der sie viel opfern müssen. Van den Bergh kommentiert: »Als Strategie, politische Unterstützung zu gewinnen, ist Degrowth wahrscheinlich nicht sehr effektiv«.


    Die Ironie: Degrowth-Befürworter kritisieren moderate Klimamaßnahmen für mangelnde politische Unterstützung, schlagen aber noch radikalere Lösungen vor. Wenn bereits für moderate Maßnahmen keine Mehrheit zu gewinnen ist, wie soll das dann erst für radikale Schrumpfungsstrategien funktionieren?


    Indem man es einfach macht.


    Wachstum behindern


    In deutschen Leitmedien wird Degrowth überwiegend in konservativen Zeitungen kritisiert und vor allem in Wirtschaftsressorts. In linken bzw. linksliberalen Medien wie taz oder DIE ZEIT sowie großen Teilen des öffentlich-rechtlichen Rundfunks werden Degrowth-Befürworter hingegen oft unkritisch als Experten präsentiert, ihre Thesen als »mutig«, »notwendig« oder »wissenschaftlich fundiert« dargestellt. Die wissenschaftlichen Schwächen ihrer Argumente werden selten thematisiert.


    Der Grund für den medialen Erfolg von Degrowth in Deutschland liegt in seiner ideologischen Kompatibilität mit linken Politikzielen. Die Metastudie von Savin und van den Bergh zeigt, dass die Befürworter von Degrowth typischerweise Menschen mit linker politischer Orientierung sind. Savin stellt fest: »Wenn ich Themen wie Umverteilung, Einkommensobergrenze, bedingungsloses Grundeinkommen usw. lese, wirkt das für mich ein bisschen wie eine persönliche Wunschliste für die Funktionsweise der Gesellschaft«. Degrowth dient als Vehikel, um sozialistische Politikziele zu legitimieren, indem man sie als alternativlos für den Klimaschutz darstellt.


    Degrowth-Befürworter bevorzugen direkte Regulierung, Verbote und Standards, während Befürworter von grünem Wachstum auf Subventionen und Marktmechanismen setzen. Genau das, was seit Jahren die deutsche Wirtschaftspolitik bestimmt. Nicht erst seit Robert Habeck. Wie groß das Misstrauen in den Markt ist, unterstrich der damalige CDU-Wirtschaftsminister Peter Altmaier, der in bester planwirtschaftlicher Tradition »Garantien« für Klima und Wirtschaft abgab. Diese verband er mit jährlichen Vorgaben zur CO2-Einsparung für jeden Sektor bis zum Jahr 2050.194


    So gesehen war die Entwicklung der deutschen Wirtschaft seit 2018 ein »echter Erfolg«. Kein Wachstum und die einsetzende Deindustrialisierung folgen der Degrowth-Logik. Allerdings auch Einkommen, Staatsfinanzen und unser Wohlstand.


    Deutschland hat die Wahl: den ideologiegetriebenen Pfad der Degrowth-Bewegung weiterzugehen und die Deindustrialisierung zu beschleunigen – oder auf Innovation, Marktwirtschaft und technologischen Fortschritt zu setzen.


    Der Rest der Welt hat sich längst entschieden: Er geht den kapitalistischen Weg des Wachstums durch Innovation.


    Klimarettung im Alleingang


    Den vorläufigen Höhepunkt erreichte die Degrowth-Bewegung mit dem Hamburger Volksentscheid im Oktober 2025. Mit 53,2 Prozent der abgegebenen Stimmen (aber nur 23,2 Prozent aller Stimmberechtigten) wurde beschlossen, dass Hamburg bereits 2040 statt 2045 klimaneutral werden soll. Die Folgen: mindestens 40 Milliarden Euro allein für die Dekarbonisierung des Wohngebäudebestands, drastische Einschränkungen für die Wirtschaft, ein stadtweites Tempolimit von 30 km/h, das Verbot von Verbrennern in der Stadt. Der Jubel bei den Initiatoren war groß, obwohl dieses Vorhaben keinerlei messbare Auswirkungen auf das Weltklima haben wird, da Hamburgs CO₂-Emissionen global völlig vernachlässigbar sind.


    Wie WELT-Journalist Axel Bojanowski treffend kommen­tierte: »Das Resultat kann zugespitzt als Triumph eines wirtschaftsfernen und unproduktiven Milieus interpretiert werden. Jene Gruppen, die am wenigsten in die reale Wertschöpfung eingebunden sind oder deren Lebensstandard nicht direkt von der Wettbewerbsfähigkeit der Hamburger Wirtschaft abhängt, konnten ihrer Vorstellung von Klimapolitik zum Durchbruch verhelfen«.195


    Deutschland soll – so die Vorstellung – Vorbild für alle Länder der Welt sein.


    Selbstmord ohne Nutzen


    Hamburg war keineswegs die erste Stadt in Deutschland, die sich ambitionierte Klimaziele gesetzt hat, sie ist aber die größte, die das gemacht hat und war bisher dank ihrer Wirtschaftskraft ein Nettozahler im Länderfinanzausgleich. Dass es damit schon bald vorbei sein dürfte, illustrierte die Aussage von Hamburgs Zweiter Bürgermeisterin, Umweltsenatorin Katharina Fegebank (Bündnis 90/Die Grünen), am Tag nach dem Entscheid: »Alleine werden wir das nicht packen«196 – man setzt also auf finanzielle Hilfe aus dem Bund.


    Kein Wunder, ist doch Klimaschutz in der Praxis extrem teuer. Die Stadt Erlangen, die bereits 2020 beschlossen hat, bis 2030 »klimaneutral« zu sein, bezifferte die Kosten für die priorisierten 83 der 120 öffentlichen Gebäude der Stadt auf 282 Millionen Euro. Gebäude, die für deutlich weniger als 0,9 Prozent (!) der Gesamt-CO2-Emissionen der Stadt stehen.197 Heute im Frühjahr 2026 steht Erlangen wegen der aus den Fugen geratenen Finanzen unter Aufsicht der Regierung von Mittelfranken und kämpft mit einer Haushaltsnotlage.


    Doch nicht nur einzelne Städte haben sich ambitionierte Klimaschutzziele gegeben. Das gilt auch für Deutschland und die Europäische Union. Während die EU bis 2050 »klimaneu­tral« sein möchte, beabsichtigt Deutschland, dieses Ziel schon 2045 zu erreichen. Die Grünen schafften es im Zuge der großen Verschuldungssause nach der Wahl im Frühjahr 2025 – zu der kommen wir später noch –, für ihre Zustimmung nicht nur 100 Milliarden für den Klima- und Transformationsfonds heraus zu verhandeln, sondern konnten außerdem erstmals das Ziel der »Klimaneutralität bis 2045« im Grundgesetz verankern.


    Ein Staatsziel wäre das damit zwar nicht, wurde sofort von anderer Seite betont, und führende Juristen bezweifeln, dass sich daraus eine entsprechende, die Wirtschaft weiter einschränkende Rechtsprechung198 entwickelt. Ob sie mit dieser Einschätzung recht haben, werden wir schon in wenigen Jahren wissen. Gemessen an der bisherigen Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts – auch dazu später mehr – ist das Risiko jedoch erheblich.


    Unabhängig davon haben wir bereits ein Klimaschutzgesetz, das vorgibt, die Treibhausgasemissionen bis zum Jahr 2045 so weit zu mindern, dass Netto-Treibhausgasneutralität erreicht wird. Nach dem Jahr 2050 sollen negative Treibhausgasemissionen erreicht werden. Dabei dürfen, so das Gesetz, Klimaschutzziele nur weiter verschärft, jedoch nicht gelockert werden.


    


    Das Klimaschutzgesetz steht beispielhaft für eine realitätsverkennende Gesetzgebung, denn es wird ein Ziel postuliert, das nicht realisierbar ist, und selbst wenn es realisiert werden könnte, keinen Beitrag zum anvisierten Ziel des Klimaschutzes leistet. Es ist sinnlos, als Ziel das Jahr 2045 zu postulieren, wenn die EU als Ganzes das Jahr 2050 anstrebt. Aufgrund des bis dahin alle Sektoren umfassenden Emissionshandels werden die hierzulande in den Jahren 2046 bis 2050 vermiedenen Treibhausgasemissionen dann in anderen Ländern der EU ausgestoßen. Die Gesamtmenge der von der EU ausgestoßenen Treibhausgase bis zum Jahr 2050 ändert sich durch das deutsche Vorpreschen nicht, wie Professor Manuel Frondel vom RWI – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung, in einer Studie199 zum Thema vorrechnet.


    Was sich aber ändert, sind die ohnehin schon erheblichen Kosten des Projekts. Bekanntlich besagt eine Daumenregel, dass man 80 Prozent des Erfolges mit 20 Prozent des Aufwands erzielt, während die letzten 20 Prozent des Erfolges mit 80 Prozent des Aufwands erreicht werden.


    Hinsichtlich der Klimapolitik stellt sich das so dar: In den 35 Jahren seit 1990 ist es uns gelungen, vor allem durch den Zusammenbruch der DDR-Industrie und die seit 2018 einsetzende Deindustrialisierung auch im Westen, den CO2-Ausstoß um nicht ganz 50 Prozent zu reduzieren.


    Nun sollen wir die restlichen 50 Prozent ohne den Sondereffekt des Niedergangs der DDR-Industrie in nur 20 Jahren schaffen und dabei auch noch auf den Einsatz von Kernkraft verzichten. Allein die Mehrkosten, dieses Ziel bis 2045, statt wie die übrige EU bis 2050, erreichen zu wollen, beziffert Frondel auf 750 Milliarden Euro.


    Gerne wird behauptet, dass es nun mal alternativlos sei, diesen Weg zu beschreiten, gehe es doch um die Verlangsamung und letztlich Verhinderung des Klimawandels. Doch nicht einmal dieses Ziel dürfte erreicht werden. China, die USA und Indien – die wichtigsten Emittenten von Treibhausgasen – sind bei Weitem nicht so ambitioniert wie die EU oder gar Deutschland.


    Würden wir bis 2040 das im Klimaschutzgesetz dargestellte Ziel einer Reduktion der Kohlendioxid-Emissionen um 88 Prozent gegenüber dem Jahr 1990 erreichen, entspräche unser jährlicher Anteil am CO2-Ausstoß nicht wie heute einem Zwanzigstel der Emissionen Chinas und Indiens, sondern wohl eher einem Fünfzigstel. Übersetzt heißt das: Unseren kumulierten Ausstoß in den zehn Jahren von 2040 bis 2050 würden China und Indien in zehn Wochen ausstoßen.


    Milliarden-Strafzahlungen drohen


    Deutschlands Vorreiterrolle hat schon jetzt groteske Konsequenzen: Weil sich die Bundesregierung in der EU zu den strengsten Klimazielen verpflichtet hat (minus 50 Prozent bis 2030 gegenüber 2005), drohen nun horrende Strafzahlungen.200


    Das Umweltbundesamt rechnet für 2021 bis 2030 mit einer Emissionslücke von 224 Millionen Tonnen CO₂-Äquivalent. Deutschland muss diese durch den Ankauf von Emissionsrechten aus anderen EU-Ländern ausgleichen – zu Kosten von geschätzten 13 bis 34 Milliarden Euro, manche Rechnungen kommen sogar auf 90 Milliarden Euro (160 bis 1000 Euro pro Bürger).


    Die Ironie: Länder wie Polen, Griechenland und Spanien, die sich niedrigere Auflagen ausgehandelt haben, können ihre überschüssigen Emissionsrechte teuer an Deutschland verkaufen. Deutschland zahlt also Milliarden an andere EU-Staaten – ohne dass sich global irgendetwas am Klima ändert. Ein Transfer von deutschem Steuergeld nach Süd- und Osteuropa, finanziert durch eine selbstauferlegte Vorreiterrolle.


    Wir lieben teure Maßnahmen – 
mit geringem Nutzen


    Deutschland gehört schon heute zu den effizientesten Volkswirtschaften bei CO₂-Emissionen pro Wirtschaftsleistung. Mit rund 169 kg CO₂ pro 1000 Dollar BIP (2019) liegt Deutschland unter dem EU-Durchschnitt von 174 kg. Nur die Schweiz (51 kg) und Liechtenstein (23 kg) – beide mit völlig anderen Wirtschaftsstrukturen – sind deutlich effizienter. Eine Leistung, wenn man bedenkt, dass wir auf die Kernenergie verzichten.201


    Diese relative Effizienz hat Konsequenzen: Die »niedrig hängenden Früchte« sind längst geerntet. Weitere Einsparungen sind überproportional teuer. Deutschland muss heute für jede eingesparte Tonne CO₂ deutlich mehr bezahlen als Länder mit veralteter Technik und geringer Effizienz – also vor allem Schwellen- und Entwicklungsländer.


    Goldman Sachs rechnet vor, dass ein Großteil des weltweiten CO₂-Ausstoßes für weniger als 200 Dollar pro Tonne pro Jahr eingespart werden kann. In Deutschland liegen die Vermeidungskosten weit darüber – je nach Sektor und Maßnahme zwischen 300 und über 1000 Dollar pro Tonne pro Jahr.202


    Mit Blick auf das Klima wäre es am besten, die Mittel dort einzusetzen, wo sie den größten Effekt haben. Angesichts des bereits erzielten Fortschritts hierzulande also nicht in Deutschland. Dennoch halten wir aufgrund des selbst gewählten Anspruchs, »Vorbild« zu sein, am Ziel der Klimaneutra­lität fest.


    Damit aber nicht genug. Bei der Auswahl der Mittel bevorzugen wir zusätzlich die besonders aufwendigen Instrumente. Statt die bestehenden und abgeschriebenen Atomkraftwerke am Netz zu lassen – und so CO2 und Geld zu sparen –, sollen die Heizungen in Deutschland modernisiert und Elektroautos gefördert werden.


    Laut Berechnungen von Prof. Manuel Frondel (RWI Essen) und Prof. Joachim Weimann (Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg) liegen die sogenannten CO₂-Vermeidungskosten durch den im Heizungsgesetz erzwungenen Heizungstausch im Altbau extrem hoch: So kostet der Ersatz einer Ölheizung durch eine Wärmepumpe ca. 600 Euro pro eingesparte Tonne CO₂ und der Ersatz einer Gasheizung durch eine Wärmepumpe bis zu 1300 Euro pro eingesparte Tonne CO₂.203 Die Förderung der Elektromobilität kostet rund 339 und 420 Euro je Tonne CO2.204 Die Kosten des 9-Euro-Tickets entsprachen rund 1800 Euro pro Tonne CO₂ und Berlin ließ sich die Förderung von Lastenfahrrädern 50000 Euro pro Tonne CO₂ kosten, wie der englische Economist errechnete. Zum Vergleich: Der aktuelle Marktpreis für eine Tonne CO₂ (im Europäischen Emissionshandel) liegt bei etwa 55 bis 65 Euro.


    Nicht zu vergessen: der teure Traum von einer »Wasserstoffwirtschaft«. Selbst im günstigsten Szenario wird dieser ein Vielfaches von Gas kosten.


    Kein Wunder also, dass die Kosten der deutschen Klimapolitik explodieren. Nach Berechnungen des BDI und verschiedener Wirtschaftsinstitute sind bis 2050 Mehrinvestitionen zwischen 1,5 und 2,3 Billionen Euro erforderlich – im Durchschnitt 45 bis 70 Milliarden Euro pro Jahr. Die DIHK-Studie »Neue Wege für die Energiewende – Plan B« beziffert die Energiesystemkosten der nächsten 25 Jahre auf 4,8 bis 5,4 Billionen Euro – das entspricht 526 bis 592 Millionen Euro täglich.205 Diese Summen sind aus einer schrumpfenden Wirtschaft heraus nicht zu finanzieren. Das Resultat: Deindustrialisierung statt Dekarbonisierung.


    Aber Vorbild – das sind wir doch! ... ???


    Dass wir mit unserer Politik ein Vorbild sind, wird nur noch von Medien und Politikern propagiert. In Wahrheit gilt unsere Klima- und Energiepolitik als abschreckendes Beispiel, wie man es eben nicht macht. Selbst Deutschlands eigene Klimaberater haben erkannt, dass der Sonderweg gescheitert ist. Der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung für Globale Umweltveränderungen (WBGU), einst Architekt der »Großen Transformation« (2011), musste im Oktober 2024 ein düsteres Fazit ziehen:206


    Die »nationale und internationale Nachhaltigkeitspolitik« stehe »zunehmend unter Druck«. Ein »transformativer Wandel in Richtung Nachhaltigkeit ist in die Ferne gerückt«. Die Agenda 2030 der UN sei »nicht mehr verwirklichbar«. Selbst auf nationaler Ebene würden Nachhaltigkeit und Umweltschutz »marginalisiert« – und das unter einer Ampel-Regierung mit grüner Beteiligung.


    Die internen WBGU-Protokolle sprechen von einer »neuen Weltordnung«, vom Verlust der Europäischen »Vorbildfunktion« und von »Manipulation der Öffentlichkeit« durch »Desinformation und Wissenschaftsfeindlichkeit«. Zwischen den Zeilen: Die Welt folgt Deutschland nicht. Die Vorreiterrolle ist gescheitert.


    Aus ökonomischer Sicht ist Deutschlands Klimapolitik ein Lehrbuchbeispiel für »altruistisches Verhalten« mit »kon­traproduktiven Rückwirkungen«. Drei Mechanismen führen dazu, dass deutsche Klimaschutz-Milliarden verpuffen oder sogar Schaden anrichten:


    


    1. Wasserbetteffekt (innerhalb der EU): Emissionszer­tifikate, die Deutschland durch frühe Klimaneutralität einspart, werden von anderen EU-Unternehmen aufgekauft. Die Emissionen werden nur verlagert, nicht reduziert.


    2. Carbon Leakage (außerhalb der EU): Deutsche Klimapolitik verteuert Produktion und Energie, was zu Standortverlagerungen, Importen umweltintensiver Güter und sinkenden Weltmarktpreisen für fossile Energie führt. Andere Länder profitieren – und erhöhen ihre Emissionen.


    3. »Free-Rider«-Effekt: Je mehr Deutschland leistet, desto weniger Anreiz haben andere Länder, selbst zu ­handeln. Ihr Grenznutzen aus eigenen Klimaschutzmaßnahmen sinkt, weil Deutschland bereits viel tut. Deutschland subventioniert damit faktisch die Emissionen anderer.


    Effektive Klimapolitik gibt es nur in internationaler Kooperation, nicht im nationalen Alleingang. Deutschland ignoriert diese Grundregel – mit verheerenden Folgen.


    Was intelligent wäre


    Statt Milliarden in teure, ineffiziente Maßnahmen zu stecken, sollte Deutschland auf Forschung und technologische Innovation setzen. Experten sind sich einig: Die Klimaziele sind nur mit technologischen Durchbrüchen zu erreichen.


    Fast 95 Prozent der Mittel, die wir für die Bekämpfung des Klimawandels aufwenden, fließen in die Subventionierung bestehender Technologien (Wind, Solar) statt in Grundlagenforschung. Dabei wäre es besser, weltweit einsetzbare, kostengünstige Klimatechnologien zu entwickeln. Ein globaler CO₂-Preis von 50 bis 100 Dollar pro Tonne würde mehr bewirken als alle deutschen Alleingänge zusammen. Aber dafür braucht es internationale Kooperation – nicht nationale Hybris.


    Der Ökonom Hans-Werner Sinn bringt es so auf den Punkt: »Die Europäische Klimapolitik funktioniert nicht, weil sie die Energie verteuert, ohne das Klima zu schützen«.207 Die zwangsläufige Folge: Deindustrialisierung.


    Es ist höchste Zeit für einen Neustart: realistische CO₂-Einsparziele im Einklang mit dem Rest der Welt, Technolo­gie­offenheit, internationale Kooperation statt nationalen Allein­gangs – und ehrliche Kommunikation über Kosten und Nutzen.


    Ein »weiter so« auf dem teuren und ineffektiven Weg können wir uns nicht leisten


    Die Wirtschaft war immer mit dabei


    Nun könnte man meinen, dass es allein Politik und Medien waren, die diese Fehlentwicklung bewusst oder unter Verkennung der tatsächlichen Folgen vorangetrieben haben. Doch das ist nicht so. Gewerkschaften wie Unternehmen und deren Verbände haben ebenfalls mitgemacht.


    Die Gewerkschaften und der Atomausstieg


    Das markanteste Beispiel ist die Haltung der Gewerkschaften zum Atomausstieg. Diese hätten erkennen können, dass ein schneller Ausstieg ohne tragfähige Alternative energieintensive Industrien gefährden würde – das lehren grundlegende ökonomische Gesetze. Dennoch stellten sie sich 2011, nach Fukushima, massiv hinter die Anti-Atom-Bewegung.208 Das war populär. Das war moralisch erhaben.


    Zwölf Jahre später – im Dezember 2023 – warnte IG-Metall-Chef Detlef Wetzel vor einer »Entindustrialisierung« Deutschlands durch die Energiewende. Die Analyse war zutreffend: Stahlwerke, Aluminiumfabriken und Chemiebetriebe haben am Standort keine Zukunft. Hunderttausende Arbeitsplätze stehen auf dem Spiel. Doch die logische Schlussfolgerung, für günstige Energie einzutreten, wurde nicht gezogen. Es gab keinen Protest gegen das Abschalten der letzten Atomkraftwerke mitten in der Energiekrise.


    Der BDI und die Szenarien


    Noch deutlicher ist der Fall des Bundesverbands der Deutschen Industrie (BDI). Zwischen 2018 und 2024 gab der BDI mindestens drei umfangreiche Studien in Auftrag – »Klimapfade für Deutschland« (2018), »Klimapfade 2.0« (2022) und »Transformationspfade« (2024) –, die von der Boston Consulting Group und anderen Instituten erstellt wurden.209


    Diese Studien zeigten auf, was technisch und ökonomisch erforderlich ist, um Klimaschutz mit Wettbewerbsfähigkeit zu verbinden. Sie identifizierten die Rohstoffengpässe, die hohen Stromkosten als »fundamentales Problem« und die Notwendigkeit von 860 Milliarden Euro Zusatzinvestitionen bis 2030. Vor allem machten die Studien klar, dass es sich bei den Kostenschätzungen um die bestmögliche Annahme handelte, wonach alle Entscheidungen zum richtigen Zeitpunkt und unter Effizienz- und Effektivitätsgesichtspunkten getroffen werden. Schon zum Erstellungszeitpunkt eine offensichtliche Illusion.


    Trotz der in den Studien aufgezeigten enormen Kosten und Risiken stellte sich der Spitzenverband der Industrie nicht gegen die »grüne Transformation«. In seiner Selbst­darstellung ist der Verband »ein entscheidender Partner in der Umsetzung der Energiewende«, der »mit seinem Fachwissen und seiner Innovationskraft entscheidend dazu beitragen« will, dass die Energiewende »gelingt«.


    


    Der BDI gab sich grün, statt die Alarmglocken mit Blick auf den Standort zu läuten.


    Erst als der Schaden unübersehbar war, setzte ein – zaghafter – Kurswechsel ein.


    Das persönliche Anbiedern


    Auch auf der Ebene der Personen setzt sich die Mitschuld der Unternehmen fort. Nicht wenige Manager lobten den Grünen Robert Habeck als Wirtschaftsminister.


    Der ehemalige Vorstandschef von Siemens, Joe Kaeser, würdigte ihn in einem Beitrag im Handelsblatt als »würdigen Politiker des Jahres 2022«, frisch gekürt von einer Jury, der auch Kaeser angehörte. »Offenheit, Integrität, Empathie, ergebnisoffenes Zuhören, harte Arbeit und Verlässlichkeit in Handschlagqualität – das sind die Merkmale, mit denen Robert Habeck sich einen Ruf als ehrlicher Makler aller Interessen und als pragmatischer Krisenmanager erworben und Beachtliches geleistet hat«, kann man dann lesen. Keine zwei Jahre später war die Wirtschaft froh, dass die Amtszeit von Robert Habeck vorbei war.


    Doch auch sonst steht Joe Kaeser symptomatisch für das Verhalten der deutschen Unternehmensführer.


    Im Januar 2020 bot er der Fridays-for-Future-Aktivistin Luisa Neubauer einen Sitz im Kontrollgremium von Siemens Energy an. Neubauer und Fridays for Future bestritten später, dass es ein echtes Angebot war, und sprachen von einem »Manipulationsversuch«.210


    Institutionelle Mitschuld


    Gewerkschaften, Verbände und Konzerne hätten die Bremse ziehen können. Stattdessen war es anders: Diese Institutionen waren mit dabei. Sie gaben der Energiewende Legitimitäts-Fassade und Fachkompetenz-Zertifikat, obwohl sie wissen mussten, dass das so nicht funktionieren kann. Bereits seit 2018 handelt die Wirtschaft entsprechend, durch Verlagerung aus dem Standort.


    Diese Institutionen wussten, dass es schiefgehen würde – und ließen es lieber geschehen, als in der Öffentlichkeit für einen Kurswechsel einzutreten.


    Alternative Fakten


    In der medialen und öffentlichen Diskussion werden regelmäßig Behauptungen als »Fakten« präsentiert, die bei genauerer Betrachtung nicht den Tatsachen entsprechen oder zumindest erheblich differenzierter zu betrachten wären. Ziel ist es, Zweifel oder gar Kritik am eingeschlagenen Weg des Landes zu unterbinden. Vor nicht allzu langer Zeit hätte ich so etwas nicht geschrieben. Doch leider bleibt keine andere Schlussfolgerung. Einige Beispiele sollen die Vorgehensweise illustrieren.


    Die angebliche Zunahme der Klimaschäden


    Angesichts der enormen Kosten der Klimaschutzmaßnahmen setzen nicht wenige Politiker, Journalisten und Wissenschaftler darauf, den potenziellen Klimaschaden möglichst groß darzustellen, während die Kosten des Klimaschutzes kleingerechnet werden. Diese Strategie hat System: Angesichts der vermeintlich drohenden großen Schäden soll die Frage nach den Kosten des Klimaschutzes in den Hintergrund treten.


    In Wahrheit ist die Zahl der Klimatoten stark gesunken, und die wirtschaftlichen Schäden sinken relativ zur Wirtschaftsleistung. Die Wahrscheinlichkeit, in Wetterextremen ums Leben zu kommen, hat sich für den globalen Durchschnittsbürger seit Beginn des 20. Jahrhunderts um mehr als 90 Prozent verringert – dies trotz globaler Erwärmung und obwohl sich die Weltbevölkerung in derselben Zeit mehr als vervierfacht hat.211


    Auch Versicherungsdaten zeigen ein differenzierteres Bild: Die absoluten Schäden durch Naturkatastrophen steigen zwar an – die weltweiten versicherten Naturkatastrophenschäden erhöhen sich seit 1994 jährlich um 5 bis 7 Prozent.


    Doch wie die Schweizer Rück betont, ist das hauptsächlich auf Werteakkumulation in katastrophengefährdeten Gebieten zurückzuführen. Einfacher ausgedrückt: Es kann mehr kaputt gehen, weil mehr Werte vorhanden sind.212


    Auch dass allein der Klimawandel für eine Zunahme der Schäden durch Naturkatastrophen verantwortlich ist, lässt sich nicht ableiten.


    Es gibt viele Treiber, und dazu zählten das Wirtschaftswachstum, die Urbanisierung, die Besiedlung exponierter Regionen und eben auch der Klimawandel. Dass Unternehmen wie die Münchner Rück auf die steigenden Schäden durch den Klimawandel verweisen, hat denn auch mehr mit den eigenen Geschäftsinteressen als mit dem tatsächlichen Schadenverlauf zu tun.213


    Das eigentliche Problem der medialen Darstellung liegt in der selektiven Wahrnehmung: Positive Entwicklungen wie der drastische Rückgang der Todesopfer oder erfolgreiche Anpassungsmaßnahmen in Ländern wie Bangladesch werden kaum thematisiert, während jedes Extremwetterereignis als Beleg für die »Klimakatastrophe« präsentiert wird.


    


    Wenn »Wissenschaft« zur Politik wird


    Ein besonders gravierender Fall von »Alternativen Fakten« in der Klimadebatte ereignete sich im Jahr 2024 und zeigt exemplarisch, wie problematisch die Vermischung von Wissenschaft, Medien und Politik geworden ist.


    Im April 2024 sorgte eine Studie des Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung (PIK) für Schlagzeilen. »Der Klimawandel bedroht die Weltwirtschaft«, titelte die Tagesschau, »Klimakrise kostet 38 Billionen Dollar pro Jahr«, meldete der Spiegel. Die Studie, veröffentlicht im renommierten Wissenschaftsjournal Nature, prognostizierte der Welt einen Einkommensverlust von 19 Prozent bis 2050 durch den Klimawandel – selbst bei drastischen CO₂-Einsparungen. 214


    Was so dramatisch klingt, relativiert sich beim genaueren Hinsehen. Die gesamte Wirtschaftsleistung der Welt lag 2024 bei 111 Billionen US-Dollar (USD) und wuchs mit rund drei Prozent pro Jahr. In 25 Jahren wird das Welt-BIP auf 232 Billionen USD wachsen. Wenn wir davon 19 Prozent verlieren, entspricht das 44 Billionen im Jahr 2040. Das ist viel. Es bedeutet aber auch, dass die Weltwirtschaft immer noch auf ein Volumen von 188 Billionen wächst. Was dann einer jährlichen Wachstumsrate von 2,1 Prozent entspricht. Die Welt wäre also immer noch erheblich reicher und damit deutlich besser in der Lage, mit den Folgen des Klimawandels umzugehen.


    Mittlerweile steht fest, dass die Studie fundamental fehlerhaft ist. So wurden beispielsweise anomaliebehaftete BIP-Daten aus Usbekistan verwendet. Durch eine fehlerhafte Umrechnung – Marktwechselkurs statt Kaufkraftparität – erhielten diese Daten einen unverhältnismäßig großen Einfluss auf die Gesamtergebnisse und verzerrten das Ergebnis massiv. Das führte zu den eingangs erwähnten extrem hohen Schätzungen für wirtschaftliche Verluste (19 Prozent bis 2050, gar 62 Prozent bis 2100) durch den Klimawandel. Nachdem die Werte aus Usbekistan korrigiert wurden, sanken diese Werte deutlich auf 6 Prozent und auf 23 Prozent.


    Der tatsächliche wirtschaftliche Schaden dürfte also bei Weitem nicht so groß sein, wie die Studie behauptet. Diese eigentlich gute Nachricht führte allerdings zu keinen Schlagzeilen, was nicht nur daran liegt, dass auch Nature lange versucht hat, die Kritik an der Studie zu unterdrücken. Inzwischen ist bekannt, dass Nature die Warnungen von mehreren begutachtenden Wissenschaftlern ignoriert hatte und die Studie trotz teilweise gravierender Bedenken der Gutachter veröffentlichte.


    Auch nach Veröffentlichung der Studie hielten die Proteste aus dem Wissenschaftsbetrieb an. Eine fundamentale Kritik der Technischen Universität München wurde erst 15 Monate später durch Nature veröffentlicht. Ähnlich ging es anderen Wissenschaftlern der Princeton University oder Ökonomen vom Bank Policy Institute und vom Tellus Institute. Ihre Einwände wurden ebenfalls erst mit monatelanger Verzögerung veröffentlicht oder sie erhielten gar keine Antworten.


    Zunächst versuchten die Autoren und Nature noch, die Studie »zu retten«, indem sie beim neuen Modell die Parameter so anpassten, dass ähnliche Ergebnisse herauskamen. Im Dezember 2025 war dann endgültig Schluss: Die Studie wurde offiziell zurückgezogen.215


    Die Medien berichteten über den Rückzug der Studie weit weniger prominent, wenn überhaupt. Gerne wurde die Meldung mit der tatsachenverkehrenden Behauptung verbunden, der »Kern der Aussage« bliebe gleich, was auch das PIK in seiner Pressemitteilung behauptet.


    So ärgerlich dies ist, der größere Schaden entsteht dadurch, dass die Studie des PIK in die politische Entscheidungsfindung einfließt. Die OECD, die Weltbank und das Network for Greening the Financial System (NGFS) – ein Zusammenschluss von Zentralbanken – übernahmen die Ergebnisse des PIK als Leitlinie. Auch die Europäische Zentralbank nutzt NGFS-Szenarien für Stresstests des Finanzsystems.


    Die Folge ist eine zunehmend wachstums- und wirtschaftsfeindliche Politik, die zweifellos einen erheblichen Anteil daran hat, dass Deutschland und die EU im internationalen Vergleich immer mehr zurückfallen. Was allein schon deshalb widersinnig ist, weil die Folgen des Klimawandels, selbst wenn man die falschen Zahlen des PIK zugrunde legte, mit steigendem Wohlstand leichter zu verkraften wären. Richtig wäre, den Klimawandel als das zu betrachten, was er ist: ein ernstes Problem, welches man nur mit einer starken, nicht mit einer schwachen Wirtschaft bewältigen kann.


    Billiger Strom durch Erneuerbare


    Seit Jürgen Trittins berühmter »Kugel Eis« aus dem Jahr 2004, die die Förderung der Erneuerbaren Energien den Durchschnittsbürger monatlich nur kosten sollte, gab es eine Flut von Studien und Aussagen, die behaupten, dass die technischen Antworten bereits vorlägen und deren Kosten vertretbar seien.


    Auch hier ist die Realität leider eine andere: Deutschland hat mit 38,4 Cent pro Kilowattstunde (1. Halbjahr 2025) die höchsten Strompreise in ganz Europa und liegt damit rund 34 Prozent über dem EU-Durchschnittspreis von 28,72 Cent. Zum Vergleich: In Frankreich kostet Strom nur 26,64 Cent – rund 31 Prozent weniger. In den Niederlanden liegt der Preis bei 23,42 Cent (39 Prozent weniger), in Österreich bei 29,05 Cent (24 Prozent weniger). Selbst in Dänemark, ebenfalls ein Vorreiter bei Erneuerbaren Energien und langjähriger Spitzenreiter bei den Strompreisen, kostet die Kilowattstunde mit 34,85 Cent rund 9 Prozent weniger als in Deutschland.216


    Zwar ist unstrittig, dass die Kosten einer zusätzlich erzeugten Kilowattstunde Wind- und Solarenergie sehr niedrig sind. Allerdings werden dabei gern die notwendigen erheblichen Überkapazitäten und Doppelstrukturen ignoriert, die die Gesamtkosten in die Höhe treiben.


    Erneuerbare Energien brauchen Back-up-Strukturen: Für Zeiten der schon erwähnten Dunkelflaute benötigt man zusätzliche Kraftwerkskapazitäten, Speicher oder teuren Strom aus dem Ausland. Diese Systemkosten werden in vielen Berechnungen ausgeblendet.


    Statt auf die sogenannten Levelized Cost of Electricity (LCOE) zu schauen, muss man die Systemkosten betrachten, die Levelized Full System Cost of Electricity (LFSCOE). Tut man dies, kommt man nicht umhin anzuerkennen, dass die Kosten von Solarenergie beim vier- bis zehnfachen und von Windenergie beim zwei- bis vierfachen der Kernenergie liegen.217


    Trotzdem wird die Behauptung der »billigen Erneuerbaren« unwidersprochen faktisch tagtäglich in den Medien transportiert. Was umso mehr verwundern muss, wenn laut DIHK-Energiewendebarometer 2025 doch 37 Prozent der Industrieunternehmen wegen der Energiewende erklären, die Produktion am Standort zu reduzieren oder Kapazitäten ins Ausland zu verlagern.218


    Atomkraft ist viel zu teuer


    Sobald es um die Atomkraft geht, wird regelmäßig eine Studie des Fraunhofer-Instituts zitiert, die zeigt, dass Atomkraft viel teurer sei als Erneuerbare Energien und sich wirtschaftlich nicht rechne.219


    


    Bei genauerer Betrachtung zeigt sich, dass die Kosten von Atomkraftwerken systematisch schlechtgerechnet werden. Bei ihrem Vergleich verschiedener Energieträger arbeiteten die Forscher bei Atomkraftwerken mit Kapitalkosten von 9000 Euro/kW – weit mehr als die tatsächlichen Kosten in echten Projekten.


    Hinzu kommt, dass sie bei AKW mit einem Abzinsungsfaktor von 9,6 Prozent rechnen, verglichen mit nur 5,8 Prozent bei Windkraft. Arbeitet man dann noch, wie Fraunhofer, mit einer unrealistisch tiefen Auslastung statt der in Deutschland früher üblichen 90 Prozent und einer ebenfalls unrealistisch kurzen Nutzungsdauer von nur 40 Jahren, ist es nicht verwunderlich, wenn sich Atomkraft nicht rechnet. Sie soll sich offensichtlich nicht rechnen.


    Andere Staaten wie Korea und China machen vor, wie es geht: standardisierte Kraftwerke mit deutlich kürzeren Bauzeiten und Kosten bei adäquaten Finanzierungskosten. So liegen die Kosten für Atomstrom in China bei etwa 70 Dollar pro Megawattstunde und damit deutlich unter denen in den USA (105 Dollar) und der Europäischen Union (160 Dollar).220


    Die Internationale Energieagentur (IEA) veranschlagt die Kosten von Strom aus Kernkraftwerken, deren Nutzungsdauer durch Modernisierung verlängert wurde, auf 30 bis 50 US-Dollar pro MWh – niedriger als die Erzeugungskosten der Erneuerbaren Energien.221


    Deutsche Kernkraftwerke haben zuverlässig Strom geliefert und hätten perfekt zur Stabilisierung der Stromversorgung in einem von Erneuerbaren Energien dominierten System beitragen können. So kann man dem Chef der Internationalen Energie-Agentur (IEA), Fatih Birol, nur zustimmen, der gegenüber dem Handelsblatt erklärte: »Der Ausstieg aus der Kernenergie war ein historischer Fehler. Deutschland hätte wenigstens die noch verbliebenen Atomkraftwerke am Netz lassen können.«222


    PS: Andere Staaten lösen auch das Endlagerproblem. Hierzulande wurden die Anforderungen für die Endlagersuche unter grüner Führung auf ein unerfüllbar hohes Niveau getrieben, um so ein Argument gegen die Kernenergie zu haben.


    Der Euro: Deutschlands Gewinn


    Um nicht nur Beispiele aus dem Bereich der Klima- und Energiepolitik zu bringen, gibt es zwei weitere für die Verbreitung alternativer Fakten. Beginnen wir mit der immer wieder aufgestellten Behauptung, Deutschland sei der große Gewinner des Euro. Schließlich würden wir entsprechend mehr in die Eurozone exportieren und hätten damit einen erheblichen wirtschaftlichen Gewinn.


    In Wahrheit ist der Euro ein Subventionsprogramm für die exportorientierte Industrie in Deutschland, das wir selbst bezahlen und das, wie immer bei Subventionen, zur Erosion unserer Wettbewerbsfähigkeit beigetragen hat. Profitiert haben vor allem die Aktionäre und die Mitarbeiter dieser Branchen. Demgegenüber gibt es erhebliche Wohlstandsverluste für andere, wie beispielsweise die deutschen Touristen, die nicht mehr so günstig im Ausland Urlaub machen können.223


    Bis zur Einführung des Euro stand die deutsche Wirtschaft unter konstantem Aufwertungsdruck. Die Währungen der Haupthandelspartner werteten in schöner Regelmäßigkeit gegenüber der D-Mark ab. In der Folge war die deutsche Wirtschaft zu anhaltenden Produktivitätszuwächsen gezwungen. So wuchs die Produktivität in den Jahren vor der Euro-Einführung deutlich schneller als in der Zeit danach. Seither sind die Produktivitätszuwächse deutlich zurückgegangen. Der schwache Euro und das wegen der EZB-Rettungspolitik tiefe Zinsniveau haben den Wettbewerbsdruck für die deutsche Wirtschaft signifikant gesenkt.


    In der Folge wurde weniger investiert, die Qualität der Arbeitskräfte hat sich verschlechtert, es gab weniger technischen Fortschritt und zusätzlich sind wir besonders in weniger produktiven Bereichen gewachsen. Schleichend erodiert so unsere Wettbewerbsfähigkeit. Der Vergleich mit der Schweiz zeigt den Unterschied überdeutlich: Trotz der ständigen Aufwertung des Frankens behauptete die Schweizer Industrie ihre Position.224 Erst jetzt, mit dem Aufkommen Chinas als direktem Wettbewerber, kommen auch die dortigen Industrieunternehmen unter Druck.


    Vor der Euro-Einführung profitierten deutsche Konsumenten von den Abwertungen der anderen Länder – importierte Waren und Urlaube wurden billiger. Seit dem Jahr 2000 hat sich das geändert: Die Importe wurden teurer, und gleiches gilt für den Urlaub. Um weiterhin günstig Urlaub machen zu können, musste man außerhalb des Euroraumes reisen. Damit sank die Kaufkraft der Durchschnittsdeutschen.


    Hinzu kommt, dass wir über unsere Exportüberschüsse immer mehr Forderungen gegenüber unseren Partnerländern aufbauen, die – wie die bereits angesprochenen Target-2-Forderungen – schwach verzinslich sind, im Zuge der zunehmend problematischen Verschuldungssituation im Euroraum vermutlich durch Inflation entwertet werden und im nicht unwahrscheinlichen Falle des Endes der Währungsunion verloren sein werden.


    Und auch sonst wird Deutschland mit Blick auf die Rolle des angeblichen Euro-Profiteurs auf EU-Ebene gerne zur Kasse gebeten. Mit den höchsten Beitragszahlungen an die EU und als großzügiger Finanzier des als »Wiederaufbaufonds« beschriebenen Einstiegs in die Transfer- und Schuldenunion.


    


    Die Behauptung, Deutschland sei der »große Profiteur« des Euro, lässt sich angesichts dieser Entwicklungen nicht aufrechterhalten.


    Migration ist gut für Wirtschaft 
und Sozialsysteme


    Gerne wird behauptet, der Sozialstaat sei der große Gewinner der Zuwanderung. Tatsächlich zeigt die aktuelle Generationenbilanz: In der Summe ist die fiskalische Bilanz der Migration negativ, sie verschlechtert die ohnehin nicht nachhaltigen Sozialstaatsfinanzen.225


    Seriöse Analysen kommen zu einem klaren Ergebnis: Qualifizierte Erwerbsmigration kann fiskalisch helfen, die Tragfähigkeitslücke zu verkleinern. Die reale Migrationsstruktur in Deutschland – mit hohen Anteilen gering Qualifizierter und Geflüchteter – erzeugt dagegen per Saldo eher zusätzliche Belastungen und kann den Sozialstaat keinesfalls retten. Eine Studie im Auftrag der Konrad-Adenauer-Stiftung spricht offen davon, Migration sei haushaltspolitisch ein ›stumpfes Schwert‹: Selbst optimistisch gerechnete Zuwanderung ersetzt die dringend notwendigen Reformen des Sozialstaats nicht. 226


    Der oft bemühte Satz, Zuwanderer retteten unsere Rente, hält somit einer nüchternen Betrachtung nicht stand: Zuwanderung kann die demografische Lücke etwas verkleinern, sie ist aber weit davon entfernt, den Sozialstaat zu sanieren.


    Damit lässt sich das Narrativ »Migration, wie bisher, stärkt automatisch Sozialstaat und Wirtschaft« als weiterer alternativer Fakt identifizieren – klar abgegrenzt von dem Punkt, dass gezielte, qualifizierte Zuwanderung natürlich zu begrüßen ist. Bei letzterer müssen wir jedoch feststellen, dass Deutschland relativ gesehen weniger attraktiv ist. Neben der Sprachbarriere ist es vor allem die hohe Steuer- und Abgabenlast, die qualifizierte Zuwanderer abschreckt. Denn eines dürfen wir getrost annehmen: Qualifizierte Zuwanderer können rechnen.


    Mit Absicht


    Diese Liste ließe sich fortsetzen. Von der viel gepriesenen Wasserstoffwirtschaft über das grüne Wirtschaftswunder bis zur angeblich ungerechten Einkommens- und Vermögensverteilung (dazu mehr im nächsten Kapitel). Dahinter steht eine Phalanx von Medien, die über einseitige Beschreibungen die Präferenzen und Einsichten der Journalisten zur einzig richtigen Sichtweise erklären. Und das zum Teil auch ganz öffentlich, wie das Beispiel der Klimaberichterstattung zeigt. Im Handbuch für »wirksame Klimakommunikation« wird Journalisten erklärt, wie man »richtig« argumentiert.227


    Der Autor Christopher Schrader begründete dies in einem Essay so: »Ich bin überzeugt, dass auch Klimajournalisten etwas von den Erkenntnissen einer Klimakommunikation auf bestem wissenschaftlichem Stand lernen können, ja dringend lernen müssen, wenn sie ihre gesellschaftliche Aufgabe erfüllen wollen.« Es ist eine Aufgabe, die zum Beispiel die kürzlich veröffentlichte ‚Klimacharta‘ des Netzwerks Klimajournalismus so skizziert: »Klimajournalismus trägt durch Aufklärung zu einem klaren ethischen und ökologischen Ziel bei: dem Erhalt der Lebensgrundlagen für alle Lebewesen auf diesem Planeten.«


    Das bedeutet übersetzt, dass es nicht nur um Information geht, sondern darum, ein als sehr wichtig identifiziertes Ziel zu befördern: den Kampf gegen den Klimawandel. In der Folge werden Katastrophen wie im Ahrtal, die auf eklatantes staatliches Versagen zurückzuführen sind, zu »Klimafolgen-Ereignissen« umdefiniert, um so wiederum Klimaschutzmaßnahmen, so ineffizient und ineffektiv sie auch sein mögen, zu rechtfertigen.


    Was für das Klima gilt, gilt auch für andere Themen. Das Problem: Diese mediale Positionierung verhindert eine nüchterne und sachliche Diskussion darüber, welchen Kurs Deutschland einschlagen sollte, und trägt damit erheblich zum Niedergang bei.


    Deutschland ist kein 
ungerechtes Land


    Während die Wirtschaft sich in einer immer schwereren Krise befindet, werden Verteilungsfragen immer prominenter diskutiert. Das ist verständlich, weil es bei einer seit Jahren stagnierenden Wirtschaft weniger zum Verteilen gibt. Hinzukommt, dass der Staat den Bürgern immer weniger in der Tasche lässt. Die Debatte wird jedoch zunehmend von Medien und Politikern mit einer falschen Darstellung der Situation und der Ursachen instrumentalisiert – sie gehört damit auch zu den alternativen Fakten. Ein nüchterner Blick auf die Daten zeigt ein differenzierteres Bild.


    Einkommensverteilung im inter-
nationalen Vergleich


    Zunächst ist zwischen Einkommens- und Vermögensverteilung zu unterschieden. Beginnen wir mit den Einkommen: Die Armutsquote in Deutschland lag 2024 bei 15,5 Prozent. Als »arm« gilt dabei jeder, der weniger als 60 Prozent des Medianeinkommens verdient. Viele Akteure von Politikern bis zu Interessenvertretern wie dem Paritätischen Gesamtverband beklagen eine immer größere Armut im Land. Medien greifen diese Meldungen auf und fordern, »endlich mehr gegen Armut zu tun«, schließlich gäbe es »genügend Reichtum im Land«.


    Dabei ist Deutschland nicht ungerecht und auch nicht ungerechter geworden, was ein Beispiel zeigt:


    Sieben Freunde treffen sich regelmäßig zum Essen. Einige der Freunde verdienen mehr, andere weniger. Einer verdient als Kurierfahrer weniger als 60 Prozent des mittleren Einkommens der Runde und gilt damit nach der Definition des Paritätischen Gesamtverbandes als »arm.« Die so gemessene Armutsquote der Tafelrunde liegt bei 14 Prozent. Eines Tages bringt der Kurierfahrer einen Kollegen mit. Nun sind zwei Arme am Tisch: Die Armutsquote steigt auf unerhörte 25 Prozent, obwohl die Runde großzügig bleibt und einen weiteren »Armen« zum Essen einlädt. Von zunehmender »Ungerechtigkeit« würde dabei wohl niemand sprechen.


    Was im kleinen Beispiel gilt, gilt erst recht für Deutschland: Wir helfen Millionen Menschen, die vor Krieg und Verfolgung flüchten oder in der Hoffnung auf ein besseres Leben zu uns gekommen sind. Deutschland ist folglich ein großzügiges Land und kein ungerechtes. Ohne Zuwanderung hätte es in den vergangenen Jahren keinen Anstieg der relativen Armut gegeben. Der höhere Wert begründet sich allein durch den höheren Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund, die ein deutlich höheres Armutsrisiko als jene ohne Migra­tionshintergrund haben. Die Armutsquote von Personen ohne deutsche Staatsangehörigkeit liegt mit 29,8 Prozent mehr als doppelt so hoch wie bei Deutschen mit 12,9 Prozent.


    Seit 2006 sind nach Daten des Statistischen Bundesamts 7,3 Millionen mehr Nichtdeutsche aus dem Ausland zugezogen als abgewandert.228 Als Bürgergeldempfänger erhalten diese Menschen ein Einkommen, das deutlich über dem BIP pro Kopf in ihren Herkunftsländern liegt und sie profitieren zudem von unentgeltlicher Gesundheitsversorgung und einer, trotz aller Kritik, im Vergleich zu ihren Herkunftsländern funktionierenden Infrastruktur. Verglichen mit ihren zu Hause gebliebenen Landsleuten geht es ihnen deutlich besser, was sich auch an der Tatsache zeigt, dass viele von ihnen einen Teil des Bürgergeldes in die Heimat schicken.229


    Wie groß unsere Integrationsleistung ist, zeigt das Ergebnis einer Studie der Bertelsmann Stiftung.230 Diese stellt fest, dass die Mittelschicht seit 2005 stabil geblieben ist – und das trotz der Tatsache, dass die Wahrscheinlichkeit, das Zugewanderte der Mittelschicht angehören, geringer ist, weil Im­migran­ten aus Syrien, dem Irak und Afghanistan länger brauchen, um sich in den deutschen Arbeitsmarkt zu integrieren. Der Anstieg der gemessenen Anzahl der Armen von 2,7 Millionen zwischen 2006 und 2022 ist also in Wahrheit ein großer Erfolg, denn der größte Teil der Zuwanderer ist nicht in der Gruppe der Armen gelandet.


    Und auch sonst: Nach der Umverteilung durch Steuern und Transfers gehört Deutschland zu den Ländern mit der geringsten Einkommensungleichheit. Mit einem Gini-Koeffizienten von 0,29 liegt Deutschland 2023 leicht unter dem EU-Durchschnitt von 0,296.


    Der Sozialstaat funktioniert: Während sich die Markteinkommen in den letzten Jahrzehnten auseinander entwickelt haben, blieb die Verteilung der verfügbaren Einkommen nach Abgaben und Transfers ausgesprochen stabil. Deutschland reduziert die Ungleichheit durch Umverteilung um durchschnittlich 0,108 Gini-Punkte – eine der stärksten Umverteilungswirkungen im internationalen Vergleich.231


    Vermögensverteilung: ungleich, aber …


    Ganz anders sieht es bei den Vermögen aus. Hier liegt Deutschland mit einem Gini-Koeffizienten von 0,76 (2023) in einer Gruppe mit Ländern wie den USA und Russland. Dies hat jedoch komplexe Ursachen, die in der öffentlichen Debatte systematisch ausgeblendet werden.


    Erstens: Der Sozialstaat erklärt die Ungleichheit. Staaten mit ähnlich gut ausgebautem Sozialsystem wie die Niederlande, Schweden und Dänemark weisen eine noch höhere Vermögenskonzentration auf. Dies ist nachvollziehbar, reduziert der Sozialstaat doch die Notwendigkeit (und Möglichkeit!) der privaten Vorsorge. Bezieht man in Deutschland die Renten- und Pensionsansprüche der Bürger bei der Bemessung der Vermögen mit ein, sinkt der Gini-Koeffizient nach Berechnungen des ifo Instituts von 0,82 auf einen Wert von 0,53. Damit ist Deutschland auch bei den Vermögen eines der Länder der Welt mit der geringsten Ungleichheit.232


    60 Prozent des im sogenannten Sozioökonomischen Panel (SOEP) gemessenen erweiterten Gesamtvermögens gehen auf Rentenansprüche und insbesondere auf Ansprüche aus den staatlichen Vorsorgeinstitutionen zurück. Diese Ansprüche werden in den üblichen Statistiken jedoch nicht berücksichtigt, was zu einem völlig verzerrten Bild führt.


    Zweitens: Das Kernproblem ist nicht der Reichtum der Reichen, sondern das fehlende Vermögen der Mitte. Relativ zur Wirtschaftsleistung haben die deutschen Privathaushalte deutlich weniger Vermögen als die Bürger der meisten anderen Euro-Länder. Überschlägig fehlen uns zwischen dem 1,2- bis 2,0-Fachen des BIP an Vermögen, um zu Frankreich und Italien aufzuschließen – das wären rund 4000 bis 6900 Milliarden Euro an zusätzlichem Privatvermögen. Pro Kopf beeindruckende 48000 bis 83000 Euro. Selbst, wenn wir alle Vermögen in Deutschland umverteilen würden und jeder Bundesbürger gleich viel Vermögen besäße, bestünde diese Lücke weiterhin.


    Dabei sind unsere Reichen nicht besonders reich. Nach Erhebungen der EZB liegen die Top-10-Prozent der Vermögenden mit 726000 Euro nur geringfügig vor den Reichen in Frankreich und Italien. Ganz anders die Gruppe der 20 Prozent Ärmsten: Diese haben in Deutschland ein Vermögen von nur 7000 Euro. In Spanien sind es 18100 Euro, in Italien 37500 Euro und in Frankreich 10600 Euro.233


    Will man also an der Vermögensungleichheit etwas ändern, muss man zunächst dafür sorgen, dass wir insgesamt mehr Vermögen haben. Der Rückstand liegt an zu geringen Vermögen – Folge von Krieg, Teilung, hoher Abgabenlast, ausgebautem Sozialstaat und falscher Geldanlage – und erst danach an der falschen Verteilung. Wir brauchen sehr offensichtlich ein Programm zur Vermögensbildung.


    Drittens: Die Vermögensungleichheit hat in den letzten Jahren abgenommen. Laut Bundesbank nahm die Vermögensungleichheit zwischen 2021 und 2023 leicht ab. Der Anteil der reichsten zehn Prozent am Gesamtvermögen ging von rund 56 Prozent auf 54 Prozent zurück. Haushalte, die weniger Geld hatten als der Durchschnitt, sparten mehr. Damit verringerte sich der Abstand zwischen ärmeren und reicheren Haushalten in Deutschland. Allerdings ist diese Entwicklung fragil und seit Ende 2022 öffnet sich die Schere wieder leicht.234


    Die Milliardäre: nicht das Problem


    Im Jahr 2025 lebten in Deutschland nach Daten der Schweizer Großbank UBS 156 Milliardäre – mehr als je zuvor und mehr als in jedem anderen Europäischen Land. Ihr Gesamtvermögen stieg auf 692,1 Milliarden Dollar.235 Letzteres ist nicht überraschend, schließlich ist auch die deutsche Wirtschaft (noch) die größte in Europa.


    Was aber überrascht und zu heftiger Kritik führt, ist die Tatsache, dass nur 25 Prozent der deutschen Milliardäre ihr Vermögen selbst erwirtschaftet haben – weltweit liegt der Durch­schnitt bei 67 Prozent. 75 Prozent sind Erben, was Deutschland zum Land mit der niedrigsten Selfmade-Quote unter allen Ländern mit mindestens zehn Milliardären macht.


    Anhänger linker Parteien in Deutschland schließen aus dieser Tatsache, dass es sich um »leistungslose« Vermögen handeln müsse, und einige gehen sogar so weit, dass Deutschland keine Milliardäre haben sollte. Da es sich bei den Milliardären um die Eigentümer von Unternehmen handelt, kann man ob dieser Beschreibung nur den Kopf schütteln. Studien zeigen, dass Unternehmen mit maßgeblichem Familienbesitz nachhaltiger wirtschaften, mehr investieren und dem Standort treuer verbunden sind als Unternehmen, denen ein solcher familiärer Einfluss fehlt.


    Milliardäre generell via Vermögensabgaben abzuschaffen, ist eine noch merkwürdigere Idee, verdankt doch beispielsweise das Pharmaunternehmen BioNTech seine Existenz nicht zuletzt dem Risikokapital der Gebrüder Strüngmann. Der Lidl-Gründer Dieter Schwarz investiert Milliarden in Deutschland und in seiner Heimatstadt Heilbronn. Ob es da wirklich besser wäre, die Politiker hätten die Milliarden vorher nach ihren Präferenzen verteilt? Wohl eher nicht.


    Das wahre Problem ist ein anderes: Wir haben in Deutschland zu wenige Milliardäre! Uns fehlen 198 Self-Made-Milliardäre, um zum oben beschriebenen globalen Schnitt von 67 Prozent zu kommen. Dies ist die eigentlich erschreckende Zahl, sie spiegelt nämlich die unzureichende Gründungs- und Innovationsdynamik im Lande wider!


    


    Mehr Vermögen für alle!


    Deutschland braucht ein Programm für mehr Vermögensbildung in der breiten Bevölkerung. Studien zeigen, dass höhere Vermögen mit einer größeren Zufriedenheit der Bürger einhergehen. Auch Menschen mit geringem Einkommen sind zufriedener, sobald sie über Vermögen verfügen. Politik, die sich zum Ziel setzt, dass es allen besser geht, sollte hier ansetzen: mehr Vermögen für alle!


    Das beginnt mit der Qualifikation in Finanzfragen. Solange sich die Bildungslücke darin manifestiert, dass die Mehrzahl der Bürger Sparbuch und Lebensversicherung für die beste Kapitalanlageform hält, werden wir die Vermögenslücke nicht schließen können. Ebenso wichtig ist der Zugang zu kostengünstigen Anlageformen. Hier könnten wir uns ein Beispiel an der schwedischen Aktienrente nehmen, wo 2,5 Prozent des Einkommens verpflichtend in Fonds investiert werden.


    Immobilieneigentum ist der statistisch entscheidende Faktor, um den Unterschied im Vermögen zu den Nachbarländern zu erklären. Deutschland ist traditionell ein Land der Mieter – nur ein kleiner Teil der Bevölkerung wohnt in einer eigenen Immobilie. Der Staat sollte den Erwerb von Eigentum erleichtern, zum Beispiel durch die Abschaffung der Grunderwerbsteuer für selbstgenutzte Immobilien und finanzielle Förderung für Mieter, die die eigene Wohnung kaufen. Während Haushalte mit selbst genutztem Wohneigentum in Deutschland über rund 400000 Euro Nettovermögen verfügen, liegt der Wert bei Mietern nur bei rund 50000 Euro.


    Leider verfolgt die Politik – getrieben von den Parteien, die die Ungleichheit am lautesten beklagen – genau die gegenteilige Strategie. Immer höhere Abgaben, Überlegungen, auch Selbstständige zur Finanzierung der Renten heranzuziehen, Begrenzen und Verteuern des Neubaus von Wohnungen durch immer mehr Auflagen, das Verbot, Wohnungen in Eigentumswohnungen umzuwandeln – all dies wird dazu führen, dass wir in einigen Jahren eine noch größere Ungleichheit beklagen.


    Die öffentliche Kampagne gegen die »Reichen« und das Beklagen einer – nur teilweise gegebenen Ungleichheit – lenkt vom eigentlichen Problem ab: dass wir Wachstum brauchen als Antwort auf Verteilungskonflikte. Die Antwort liegt nicht in noch mehr Umverteilung, sondern in der Schaffung von Rahmenbedingungen, die es jedem ermöglichen, Vermögen aufzubauen. Dazu gehören geringere Abgabenbelastung, bessere Bildungsangebote in Finanzfragen, Förderung von Immobilieneigentum und die Schaffung eines unternehmerfreundlichen Klimas, das mehr Gründer hervorbringt.


    Die Antwort auf die Verteilungsdebatte muss lauten: nicht weniger für die einen, sondern mehr für alle. Und das gelingt nur durch Wachstum, nicht durch Umverteilung.


    Versprechen ohne Fundament


    Dass die deutsche Gesellschaft altert, ist seit Jahrzehnten dokumentiert. Die sogenannten Babyboomer – die geburtenstarken Jahrgänge von 1954 bis 1969 – erreichen derzeit das Renteneintrittsalter.


    Nach Berechnungen des Instituts der deutschen Wirtschaft (IW) werden bis 2036 insgesamt 19,5 Millionen Arbeitnehmer dieser Generation dem Arbeitsmarkt altersbedingt verloren gehen, während nur 12,5 Millionen jüngere Beschäftigte nachkommen. Ende 2022 hatten bereits etwa drei Millionen Babyboomer das Rentenalter erreicht; bis 2036 sollen 16,5 Millionen weitere folgen.236


    Die Auswirkungen auf die Sozialsysteme sind dramatisch. Kamen im Jahr 2022 auf 100 Menschen im erwerbsfähigen Alter knapp 30 über 67-Jährige, werden es nach IW-Berechnungen im Jahr 2040 etwa 41 sein. Die Bevölkerung im Alter von 20 bis 66 Jahren wird laut Statistischem Bundesamt von heute 51,8 Millionen je nach Zuwanderungsszenario bis 2050 auf 43,2 bis 47,4 Millionen schrumpfen. Schon bis 2030 verlieren wir 2,6 bis 3,5 Millionen potenziell Erwerbstätige.


    Systematischer Ausbau statt 
nachhaltiger Reformen


    Trotz dieser seit Langem bekannten Entwicklung hat die Politik nicht nur versäumt vorzusorgen, sondern die finanzielle Belastung durch eine Reihe populistischer Maßnahmen sogar massiv erhöht. Die Liste rentenpolitischer Fehler in den letzten Jahren ist erschreckend lang.


    Im Jahr 2016 wurde die »doppelte Haltelinie« eingeführt. Demnach darf das Rentenniveau – also die Rente in Bezug zum Lohn nach 45 Beitragsjahren – nicht unter 48 Prozent sinken, und der Beitrag von derzeit 18,6 Prozent darf maximal auf 20 Prozent steigen. Dies hatte zur Folge, dass der sogenannte Nachhaltigkeitsfaktor außer Kraft gesetzt wurde. Dieser war 2005 unter der rot-grünen Regierung eingeführt worden, um den Rentenanstieg zu dämpfen, wenn sich das Verhältnis zwischen Leistungsbeziehern und Beitragszahlern verschlechtert. Der Nachhaltigkeitsfaktor sollte die demografischen Lasten zu gleichen Teilen auf Rentner und Beitragszahler verteilen. Durch dessen Aussetzung tragen nun nur noch die Jüngeren die Last der Alterung.


    Als 2020 Corona die Löhne sinken ließ, griff zudem eine »Rentengarantie«. Diese in der Finanzkrise eingeführte Sonderregel sorgt dafür, dass auch bei einem Lohnrückgang die Rente nicht gekürzt wird, sondern nur eine Nullrunde erfolgt. Ein »Nachholfaktor« sollte ursprünglich sicherstellen, dass die entgangenen Einsparungen in den Folgejahren nachgeholt werden. Doch die Große Koalition hat diese Ausgleichsmaßnahme kurzerhand abgeschafft. Das bedeutet: Die Renten sind nur noch in guten Jahren an die Lohnentwicklung gekoppelt, in schlechten Zeiten aber nicht mehr.


    Hinzu kommen zahlreiche weitere teure Programme: die neue Grundrente, die Angleichung der Ostrenten an das Westniveau, die Einführung und Erhöhung der Mütterrente sowie die abschlagsfreie Rente mit 63. Teure Sozialprojekte, mit denen SPD und Union die Kosten der Alterssicherung dauerhaft in die Höhe getrieben haben.


    Das jüngste Beispiel dieser Politik ist das im Dezember 2025 vom Bundestag beschlossene Rentenpaket II. Die Haltelinie für das Rentenniveau wird bis 2031 festgeschrieben, die sogenannte Mütterrente II bringt für vor 1992 geborene Kinder zusätzlich etwa 20 Euro mehr Rente im Monat. Die Kosten des Rentenpakets werden vollständig aus dem Bundeshaushalt getragen und steigen von 10 Milliarden Euro im Jahr 2028 auf 12,6 Milliarden Euro jährlich bis 2030 und auf rund 18,4 Milliarden Euro bis 2039. Bis 2039 wird die Haltelinie den Bundeshaushalt laut dem Bericht der Rentenversicherung mit 122 Milliarden Euro belasten.237 Bis 2050 schätzt ein Gutachten der Prognos AG die Kosten auf atemberaubende 479,1 Milliarden Euro.238


    Dabei hatte Deutschland nach den Reformen der rot-grünen Regierung unter Bundeskanzler Gerhard Schröder Anfang der 2000er-Jahre durchaus ein nachhaltigeres Rentensystem. Die sogenannte Riester-Reform von 2001, benannt nach dem damaligen Arbeitsminister Walter Riester (SPD), zielte darauf ab, den Beitragssatz bis 2020 unter 20 Prozent und bis 2030 unter 22 Prozent zu halten. Der Nachhaltigkeitsfaktor, 2005 eingeführt, sollte die demografischen Lasten gerecht verteilen. Seither hat die Politik das Rentensystem systematisch kaputt gemacht, weil die sinnvollen Maßnahmen zurückgenommen wurden.


    Nachhaltigkeitslücke und implizite 
Staatsschulden


    Die offiziell ausgewiesene Staatsverschuldung ­Deutschlands lag 2024 bei etwa 63,6 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP). Diese Zahl erscheint im internationalen Vergleich moderat und verleitet manche Kommentatoren zu der Annahme, der deutsche Schuldenstand sei »völlig unter Kontrolle«, wie der Chefvolkswirt des Internationalen Währungsfonds im Handelsblatt behauptete.239


    Doch diese Betrachtung greift dramatisch zu kurz. Die expliziten Schulden sind nur die sprichwörtliche Spitze des Eisbergs. Viel entscheidender ist die tatsächliche Verschuldung des Staates, die auch die impliziten Schulden umfasst – also den Barwert der Versprechen für künftige Leistungen bei Pensionen, Renten, Krankenversicherung und Pflege.


    Professor Bernd Raffelhüschen von der Universität Freiburg erstellt im Auftrag der Stiftung Marktwirtschaft regelmäßig die sogenannte Generationenbilanz, die diese verdeckten Verbindlichkeiten einrechnet. Im Update 2025 beläuft sich die Nachhaltigkeitslücke – die Summe aus expliziten und impliziten Schulden – auf 454 Prozent des BIP oder rund 19,5 Billionen Euro.240


    Von diesen 19,5 Billionen Euro entfallen lediglich 2,7 Billionen Euro auf explizit ausgewiesene Schulden, während der Großteil von 16,8 Billionen Euro auf implizite Schulden zurückgeht. Diese impliziten Schulden spiegeln im Wesentlichen die bereits erworbenen und bei Fortführung des Status quo noch entstehenden, aber durch das aktuelle Steuer- und Abgabenniveau nicht gedeckten Ansprüche heutiger und zukünftiger Generationen gegenüber dem Staat wider.


    Um das langfristige Missverhältnis zwischen öffentlichen Ausgaben und Einnahmen zu beseitigen, müssten entweder alle Ausgaben um 14,2 Prozent gesenkt oder alle Staatseinnahmen um 16,8 Prozent erhöht werden. Und zwar sofort und dauerhaft.


    Auch das Bundesfinanzministerium kommt in seinem 6. Tragfähigkeitsbericht von 2024 zu alarmierenden Ergebnissen. Bei einer langfristigen Betrachtung liegt der fiskalische Handlungsbedarf zur Wahrung der Tragfähigkeit – definiert als sofortige und dauerhafte Verbesserung des Primärsaldos, also der Differenz zwischen den Einnahmen und Ausgaben eines Staates ohne Zinszahlungen für Schulden – zwischen 2,67 Prozent des BIP (circa 120 Milliarden Euro) unter eher günstigen und 6,93 Prozent des BIP (circa 280 Milliarden Euro) unter eher ungünstigen Annahmen. Die Schuldenstandsquote würde ohne Gegensteuern im ungünstigen Szenario bis zum Jahr 2070 auf rund 365 Prozent des BIP steigen, im günstigen Szenario immerhin noch auf rund 140 Prozent.241


    Auch internationale Organisationen mahnen dringend Reformen an. Die OECD sieht in ihrem Bericht »Pensions at a Glance 2025« erhebliche Belastungen auf das deutsche Rentensystem zukommen. Die Steuer- und Abgabenquote in Deutschland sei bereits die zweithöchste in der OECD. »Daher wird die Verlängerung der Lebensarbeitszeit entscheidend sein, um die Renten in Zukunft zu finanzieren«, heißt es in dem Bericht. Konkret empfiehlt die OECD, das gesetzliche Rentenalter an die Lebenserwartung zu koppeln. Zugleich sollten Vorruhestandsregelungen weniger attraktiv gemacht werden.242 Es ist nur gerecht, ein konstantes Verhältnis zwischen der Anzahl der Jahre, die man in die Rentenversicherung eingezahlt hat, und der Bezugsdauer von Rente herzustellen.


    


    Realitätsleugnung der Extraklasse


    Die Zahlen liegen auf dem Tisch. Und die Politik? Sie vergrößert – wie beschrieben – das Problem durch Leistungsausweitung, hofft auf eine Rettung durch Migration – die nicht kommen wird – und täuscht Handlung durch immer neue Kommissionen vor, die immer wieder zu den gleichen Ergebnissen kommen.


    »Die meisten Politikerinnen und Politiker wollen das Ausmaß der fehlenden Nachhaltigkeit der Rentenversicherung immer noch nicht verstehen. Stattdessen tendieren sie immer wieder dazu, das Problem sogar noch weiter zu verschärfen«, kritisiert Professor Raffelhüschen. »Nur weil die impliziten fiskalischen Lasten erst in der Zukunft direkt sichtbar werden, darf man sie nicht weniger ernst nehmen als heutige Haushaltsdefizite.«


    Die Demografie lässt sich genauso wenig außer Kraft setzen wie die Physik. Mit jedem weiteren Tag, der mit Realitätsleugnung verschwendet wird, wächst das Problem weiter an.


    Die Parallelen zwischen dem deutschen Rentensystem und einem klassischen Schneeballsystem sind frappierend. Charles Ponzi, ein italienischer Auswanderer in die USA, entwickelte 1920 das nach ihm benannte »Ponzi Scheme«: Er versprach Anlegern traumhafte Renditen von 50 Prozent innerhalb von 45 Tagen. Statt jedoch das Geld produktiv anzulegen, finanzierte er mit den Mitteln, die ihm von Seiten der neuen Anleger zuflossen, Ausschüttungen an die Altanleger.


    Die deutsche Rentenversicherung, ursprünglich von Otto von Bismarck 1889 als kapitalgedeckte Versicherung eingeführt, ist seit der Zeit Konrad Adenauers nichts anderes als ein groß angelegtes Ponzi-Schema. Adenauer schob das Demografierisiko mit dem Kommentar »Kinder bekommen die Leute immer« beiseite. Solange mehr Leute auf der einen Seite mehr Geld einzahlen als auf der anderen Seite Geld beziehen, funktioniert das System.


    Am schönsten ist es für alle Beteiligten, solange die Ponzi-Illusion funktioniert: Die Empfänger der Ausschüttungen freuen sich über das Geld. Die Einzahler freuen sich über die Ansprüche, die sie erwerben, und sehen an den Empfängern, wie gut es ihnen eines Tages ergehen wird. Die Organisatoren des Ponzi-Schemas können sich allseitiger Beliebtheit erfreuen.


    Kein Wunder also, dass das Sozialministerium, von seltenen Zeiten abgesehen, in denen man »sparen« soll, äußerst beliebt ist. Man kann die Wähler mit immer neuen Leistungen beglücken. Die Sozialministerinnen und -minister sind die Charles Ponzis der Politik. Als solcher muss sie oder er sicherstellen, dass das System möglichst lange am Laufen bleibt. Deshalb die Vertuschung der wahren Kosten durch Verlagerung in den Bundeshaushalt und das Leugnen der Verpflichtungen, beispielsweise bei Pensionen.


    Das Problem ist nur, dass jedes Ponzi-Schema enden muss, sobald es mehr Aus- als Einzahlungen gibt. Auf unser Sozialsystem bezogen bedeutet dies, dass spätestens in fünf bis zehn Jahren der Offenbarungseid bevorsteht. Denn dann wechselt der geburtenstärkste Jahrgang – die 1964 Geborenen – aus der Rolle des Finanziers in die des Empfängers. Der unweigerliche Zusammenbruch des Systems lässt sich anschließend nur durch immer drastischere Eingriffe und massive Umverteilung aufschieben, jedoch nicht verhindern.


    Den Kollaps des Ponzi-Schemas beschleunigt man, indem man die Ausgaben erhöht und die Beiträge mindert, indem man die Wirtschaft schwächt. Genau das, was die Bundesregierungen seit Jahren machen. Noch funktioniert die Illusion perfekt, weil es immer wieder gelingt, die Finanzierung der noch höheren Auszahlung unseres Ponzi-Schemas im Ungewissen zu lassen.


    Der Ausweg: Kapitaldeckung und Staatsfonds


    Es gibt Alternativen zum dysfunktionalen Umlagesystem. Andere Länder haben seit Jahrzehnten erfolgreiche Modelle der Kapitaldeckung etabliert. Man denke an die schwedische Aktienrente. Noch besser wäre es, wie von mir schon mehrfach vorgeschlagen, einen Alterssicherungsfonds zu schaffen. Für jeden Bürger unter 65 Jahre könnten 25000 Euro vom Staat auf ein Alterssicherungskonto eingezahlt werden – zunächst in Form neu ausgegebener Staatsanleihen. Das Fondsmanagement würde diese über Zeit verkaufen und im Gegenzug ein globales Portfolio von Aktien, Immobilien und Infrastrukturinvestments erwerben. Bei überschlägig 55 Millionen Deutschen in diesem Alterssegment entspricht dies 1375 Milliarden Euro oder rund 33 Prozent des Bruttoinlandsprodukts.


    Die Vorteile liegen auf der Hand: Auf einen Schlag besäßen jene 50 Prozent der Bevölkerung, die bisher vermögenslos waren, Vermögen und würden dieses renditeoptimal und professionell anlegen. Als Land mit schrumpfender Bevölkerung würden wir uns in der Alterssicherung unabhängig machen von der Demografie und am Aufschwung in anderen Regionen partizipieren.


    Unser Staat wäre selbst nach der Gründung eines solchen Fonds nur so hoch verschuldet wie der Durchschnitt der Eurozone und geringer als Italien, Spanien und Frankreich. Das wäre endlich ein Sondervermögen, welches diesen Namen auch verdient: ein Vermögen für alle Deutschen.


    Da angesichts der Schuldenprobleme im Euroraum ohnehin davon auszugehen ist, dass es zur Schuldenvergemeinschaftung und Inflation kommt, würden wir wenigstens davon profitieren und zugleich die Vermögen der Deutschen weniger anfällig für Inflation machen. Dies ist allemal besser, als bei uns die Steuern und Abgaben weiter zu erhöhen, um Löcher zu stopfen und weitere Transfers in die EU zu leisten.


    Stattdessen wird die Politik als nächstes die Schuldenbremse endgültig schleifen, um die Löcher zu stopfen. Damit verschiebt man den Zeitpunkt des Haushaltsnotstands, vergrößert aber das Schuldenproblem weiter.


    Eine echte Reform der Schuldenbremse sollte deshalb eine Verbindung zwischen höherer Verschuldung im laufenden Haushalt für echte Investitionen in höheres Wirtschaftswachstum und gleichzeitiger Senkung der verdeckten Verbindlichkeiten herstellen. Beispielsweise könnte die Regel lauten, dass für 10 Prozentpunkte mehr offizielle Verschuldung die verdeckte Verschuldung um 30 Prozentpunkte zu senken ist – durch Reformen im Renten- und Pensionssystem, durch einen Umbau der Krankenversicherung und eine Beschränkung des Beamtentums auf wenige hoheitliche Aufgaben, um nur einige Hebel zu nennen.


    Leider gibt es wenig Hoffnung auf Besserung. Freiwillig wird die Politik nicht handeln.


    Kein normaler Strukturwandel


    Die deutsche Industrie verliert massiv an Substanz. Die Zahlen der Jahre 2024 und 2025 sprechen eine eindeutige Sprache: Im dritten Quartal 2025 arbeiteten in der Automobilindustrie 48700 Menschen weniger als ein Jahr zuvor – ein Rückgang von 6,3 Prozent. Dies ist der stärkste Beschäftigungsrückgang unter allen großen Industriebranchen mit mehr als 200000 Beschäftigten. In der Metall- und Elektro­industrie sank die Beschäftigtenzahl innerhalb eines Jahres um 108000 Arbeitsplätze, ein Minus von 2,8 Prozent. Seit dem Höchststand im Jahr 2019 sind in der M+E-Industrie mehr als 250٠00 Arbeitsplätze verloren gegangen.243


    Die gesamte Industrie baute 2024 rund 68000 Stellen ab, ein Rückgang von 1,2 Prozent. Seit dem Jahr 2019 – also vor Ausbruch der Coronapandemie – sind in der deutschen Industrie insgesamt 271700 Arbeitsplätze verloren gegangen, was bedeutet, dass fast jeder zwanzigste Industriejob (4,8 Prozent) gestrichen wurde. Besonders dramatisch ist die Situation in der Metallerzeugung und -bearbeitung mit einem Rückgang von 5,4 Prozent binnen Jahresfrist.244


    Die Ankündigungen für die kommenden Jahre verheißen nichts Gutes. Volkswagen plant bis 2030 den Abbau von 35000 Stellen an deutschen Standorten – fast ein Viertel der 130000 Arbeitsplätze. Bei Bosch sollen bis Ende 2030 insgesamt 22000 Arbeitsplätze in Deutschland wegfallen, davon allein 13000 zusätzlich zu den bereits 2024 angekündigten 9000 Stellen. ThyssenKrupp Steel plant, die Zahl der Arbeitsplätze von knapp 27000 auf 16000 zu reduzieren – ein Abbau von 11000 Stellen. Seit Juli 2024 haben Unternehmen in Deutschland den Abbau von knapp 160000 Arbeitsplätzen angekündigt.245


    Angesichts dieser dramatischen Zahlen sprechen einige Ökonomen erstaunlich gelassen von »normalem Strukturwandel«. Monika Schnitzer, die Vorsitzende des Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, betont: »Eine Wirtschaftspolitik, die darauf setzt, den Strukturwandel mit Subventionen aufzuhalten, kann auf Dauer nicht erfolgreich sein. Ziel muss es vielmehr sein, die Anpassung an die neuen Gegebenheiten zu erleichtern und aktiv neue Geschäftsmodelle zu ermöglichen«. Der Strukturwandel beschleunige sich und erreiche in Zukunft auch Regionen, die bisher erfolgreich und strukturbeständig waren.246


    Strukturwandel wäre positiv


    Strukturwandel an sich ist nichts Schlechtes. Er ist die Folge wirtschaftlichen Fortschritts. Neue Industrien, steigende Produktivität und damit ein allgemein steigendes Lohn­niveau führen dazu, dass bestimmte Tätigkeiten sich in einem Land nicht mehr lohnen. Die betroffenen Industrien verlieren an internationaler Wettbewerbsfähigkeit und wandern ab. Die Textilindustrie ist dafür ein klassisches Beispiel. Auch technologische Umbrüche eröffnen neue Möglichkeiten und machen alte Produktionsverfahren obsolet. In beiden Fällen ist Strukturwandel grundsätzlich zu begrüßen, weil er zwar für die betroffenen Branchen und Arbeitnehmer schmerzlich ist, gesamtwirtschaftlich aber der Wohlstand wächst.


    Doch was Deutschland derzeit erlebt, ist etwas fundamental anderes. Es ist kein normaler Strukturwandel, sondern das Ergebnis politischer Fehlentscheidungen, die die Wettbewerbsfähigkeit der Industrie systematisch untergraben haben.


    Der entscheidende Unterschied liegt in der Natur des Schocks, der die deutsche Industrie trifft. Anders als bei einem normalen Strukturwandel, der durch steigende Produktivität oder technologische Innovation getrieben wird, hat Deutschland seine Energie künstlich verteuert. Wenn Unternehmen in Deutschland für Energie das Mehrfache dessen bezahlen, was die ausländischen Wettbewerber bezahlen müssen, ist das nicht die Folge von Produktivitätszuwächsen und technologischem Wandel, sondern es wirkt wie ein externer Schock, der nur Deutschland trifft – und hausgemacht ist. Deshalb ist es auch kein normaler Strukturwandel, sondern eine Politik der Selbstzerstörung, auf die man anders reagieren sollte. Nicht mit der Hinnahme einer angeblich nicht-änderbaren Entwicklung, sondern als Warnruf, die Rahmenbedingungen zu verändern, was durchaus möglich wäre!


    Der Mannheimer Ökonom Tom Krebs beziffert in seinem Buch »Fehldiagnose« den jährlichen Verlust an Wirtschaftsleistung allein durch den Energiepreisschock in Folge des Ukraine-Krieges auf über vier Prozent des Bruttoinlandsprodukts. Krebs kritisiert, dass viele seiner Ökonomen-Kollegen die Bedeutung der Energiekosten für die wirtschaftliche Entwicklung unterschätzen und die gängigen ökonomischen Modelle die Anpassungsfähigkeit von Unternehmen und privaten Haushalten an Energiepreisschocks überschätzen.247 Eine Kritik, der man uneingeschränkt zustimmen muss.


    Der positive Zusammenhang zwischen dem Energieeinsatz und der Wirtschaftsleistung ist eindeutig. Wollen wir Wohlstand hierzulande erhalten, müssen wir anerkennen, dass sicherer Zugang zu günstiger Energie eine, wenn nicht sogar die entscheidende Voraussetzung dafür ist. Krebs plädiert aus diesem Grund für eine umfassende und mindestens bis 2035 dauernde Strompreisbremse, um unmittelbar die Energiekosten zu senken und den Unternehmen Planungssicherheit zu geben. Zugleich soll der Staat umfangreich in die Energieinfrastruktur investieren.


    So richtig diese Forderung ist, das wird nicht genügen, die Gefahr der Deindustrialisierung abzuwenden, wenn Deutschland am eingeschlagenen Kurs in der Energiepolitik festhält. Wir brauchen einen grundlegenden Kurswechsel. Das klare Ziel muss lauten: günstige Energie im Überfluss.


    Zerstörung der Automobilindustrie


    Die deutsche Automobilindustrie steht seit Jahren unter massivem Druck. Immer höhere Umweltauflagen, der Dieselskandal und der politisch forcierte Umbruch zur Elektromobilität haben zu einer existenziellen Bedrohung nicht einzelner Unternehmen, sondern des gesamten Standortes geführt. Der entscheidende Punkt: Der Umbruch zur Elektromobilität hätte vermutlich auch ohne politischen Druck stattgefunden – aber langsamer und marktgetriebener, was deutschen Unternehmen Zeit für die Anpassung gegeben hätte.


    Stattdessen hat die Politik den Wandel mit regulatorischen Vorgaben erzwungen – auf EU-Ebene, aber durchaus mit Billigung der deutschen Regierungen. Die Regierungen setzten auf das Elektroauto, ohne sich um die Sicherung der erforderlichen Wertschöpfungskette zu kümmern. Konkret: Sie kümmerten sich weder um die Verfügbarkeit von Rohstoffen noch um den Aufbau von Verarbeitungskapazitäten für diese Rohstoffe noch um die Entwicklung von Kompetenzen zur Batteriefertigung. Die Industrie wurde mit diesen Herausforderungen allein gelassen – während China die Chance sah, nutzte und sich in einem Markt etablierte, den das Land angesichts der technologischen Überlegenheit der deutschen Unternehmen niemals hätte erobern können.


    Für neue Marktteilnehmer ist es normalerweise extrem schwer, sich in etablierten Märkten durchzusetzen. Die bereits etablierten Anbieter verfügen über größen- und erfahrungsbedingte Kostenvorteile, einen effizienten Vertrieb und profitieren von bestehenden Kundenbeziehungen – Faktoren, die ihre Marktposition scheinbar unangreifbar machen.


    Doch die Situation ändert sich fundamental, wenn es zu einem technologischen Umbruch kommt. Neue Technologien können die Vorteile bestehender Anbieter unterminieren oder sogar vollständig eliminieren. Sie bieten Neueinsteigern die seltene Gelegenheit, den etablierten Markt aufzumischen. Die historischen Daten zeigen ein klares Muster: Nach wenigen Jahren dominieren in solchen Szenarien die neuen Firmen den Markt. Nur selten gelingt es etablierten Unternehmen, die notwendige Umstellung erfolgreich zu bewältigen.


    Der verstorbene Harvard-Forscher Clayton Christensen prägte für dieses Phänomen ein präzises Konzept: Etablierte Unternehmen scheitern häufig nicht, weil sie ihre Dinge falsch machen. Im Gegenteil – sie machen ihre Dinge gemäß ihrem etablierten Geschäftsmodell richtig. Das Problem ist, dass dieses bewährte Geschäftsmodell durch neue Technologien auf den Kopf gestellt wird, sodass ihre frühere Schlagkraft zur Schwäche wird.248


    Genau das ist die Situation der deutschen Automobilin­dustrie. Beim Übergang vom Verbrennungsmotor zum Elek­trofahrzeug handelt es sich um einen solchen »kompetenz­zerstörenden« technologischen Umbruch – und China hat die Chance genutzt.


    Die chinesische Regierung handelte mit strategischer Klarheit. Sie investierte zwischen 2009 und 2022 über 200 Milliarden RMB (etwa 29 Milliarden Dollar) gezielt in Subventionen und Steuererleichterungen für Elektrofahrzeughersteller.249 Das Land baute sich eine dominante – teilweise monopolartige – Position bei der Batterieproduktion auf. Das war eine strategische Priorität, denn Batterien stellen etwa 40 Prozent der Gesamtkosten eines Elektrofahrzeugs dar. Wer die Batterien beherrscht, kontrolliert die Kosten und damit die Wettbewerbsfähigkeit der gesamten Branche.


    Zusätzlich wurde China zum mit großem Abstand größten Markt für Elektroautos weltweit. Diese Kombination – lokale Batteriefertigung plus riesigem lokalen Markt – führte dazu, dass chinesische Elektrofahrzeughersteller schnelle Volumenzuwächse verzeichnen konnten. Je höher die Produktionsvolumen, desto schneller sinken die Kosten durch Lerneffekte und Skalierung. Die chinesischen Hersteller konnten immer günstiger produzieren und damit in den globalen Wettbewerb einsteigen – als technologische Angreifer mit einem echten, durch Kostenvorteile fundierten Wettbewerbsvorteil.


    Zum Glück ist es zu früh, die deutschen Hersteller abzuschreiben. Mit großen Investitionen versuchen sie, den technologischen Rückstand wieder aufzuholen. Ob das dem Standort Deutschland dient, bleibt abzuwarten, denn die Hersteller bauen die neuen Kapazitäten lieber im günstigeren Ungarn als hierzulande.


    Europa, allen voran Deutschland, hat versäumt, die Rahmenbedingungen so zu setzen, dass die heimischen Anbieter von dem Umbruch profitieren. China hat diesen strategischen Fehler konsequent ausgenutzt. Dabei kam diese Situation nicht unerwartet. Bereits im Juni 2017 erklärte die damalige Bundeskanzlerin Angela Merkel, dass »jeder wisse, dass die Autoindustrie in ihrer heutigen Form nicht überleben werde«250. Gehandelt, um das zu verhindern, hat sie nicht.


    Die Premiumstrategie stößt an ihre Grenzen


    Die deutsche Industrie hat jahrzehntelang erfolgreich auf eine Premiumstrategie gesetzt: mehr Klasse statt Masse. Die Konzentration auf hochwertige Produkte erlaubte es, eine Preisprämie im Markt zu realisieren und damit die hohen Standortkosten zu kompensieren. Diese Strategie funktionierte – solange der technische Vorsprung gewahrt blieb.


    Noch Anfang 2024 zeigten Berechnungen des ifo Instituts ein differenziertes Bild: Während die Produktion im Inland seit 2015 preisbereinigt um rund sechs Prozent gesunken war, stieg die preisbereinigte Bruttowertschöpfung des verarbeitenden Gewerbes im selben Zeitraum um sieben Prozent. Die Unternehmen hatten also die Produktion im Inland reduziert und gleichzeitig andere Aktivitäten ausgebaut, zum Beispiel in Forschung und Entwicklung.251


    Doch nun stößt diese Strategie an ihre Grenzen. Wie der Sachverständigenrat der Bundesregierung im ­aktuellen Gut­achten aufzeigt, hat sich die Wettbewerbsfähigkeit der deut­schen Industrie in den vergangenen Jahren dramatisch verschlechtert. Die Vermutung liegt nahe, dass die Premiumstrategie von immer weniger Unternehmen erfolgreich um­ge­setzt werden kann. Steigen die Kostennachteile am Stand­ort zu stark an, genügt die Preisprämie nicht mehr zur Kompensation. Das ganze System kommt unter Druck.


    Das ist keine normale Anpassung an veränderte Marktbedingungen oder technologischen Fortschritt. Es ist mutwillige Zerstörung von Industriesubstanz durch eine Politik, die hohe Energiekosten nicht nur in Kauf nimmt, sondern anstrebt, technologische Umbrüche ohne industriepolitische Flankierung vorantreibt und dann von »normalem Strukturwandel« spricht, wenn die Industrie zusammenbricht.


    Diese Umstände wiegen besonders schwer, weil Deutschland beim Thema neuer Industrien und neuer Branchen nicht besonders erfolgreich ist. Während alte Industriestrukturen wegbrechen, entstehen nicht in ausreichendem Maße neue, zukunftsfähige Wirtschaftszweige. Deutschland ist damit nicht nur durch eine Deindustrialisierung bedroht, sondern durch einen dauerhaften Verlust an Wohlstand und wirtschaftlicher Substanz.


    Rüstung statt Auto?


    Die dramatischen Rückgänge in der deutschen Industrie – von der Automobilindustrie über die Chemie bis zum Maschinenbau – werfen die Frage auf, ob die nun angekündigte massive Aufrüstung zumindest einen Teil des wirtschaftlichen Niedergangs kompensieren könnte. Die Zahlen sind in der Tat beeindruckend: Deutschlands Verteidigungsausgaben sollen von 86,5 Milliarden Euro im Jahr 2025 auf 152,8 Milliarden Euro bis 2029 steigen. Die NATO-Quote wird von 2,4 Prozent auf 3,5 Prozent des BIP anwachsen.252


    Doch die Hoffnung, dass diese Mittel den industriellen Niedergang aufhalten oder gar umkehren können, ist mit erheblichen Unsicherheiten behaftet. Drei zentrale Herausforderungen stehen einer erfolgreichen Transformation im Weg.


    Panzer bauen bedeutet nicht, 
Kriege zu gewinnen


    Die erste und vielleicht grundlegendste Herausforderung liegt in der Art der Rüstung selbst. Nur Panzer zu bauen, würde bedeuten, die Kriege der Vergangenheit zu führen, nicht die der Zukunft. Der Ukraine-Krieg hat eindrücklich gezeigt, dass moderne Kriegsführung zunehmend durch Drohnen, autonome Systeme, künstliche Intelligenz und Cyber-Fähigkeiten geprägt wird.


    Die Zahlen aus der Ukraine sind beeindruckend: Gab es 2022 nur vier bis sieben Drohnenhersteller im Land, sind es 2025 zwischen 500 und 1200 Start-ups, die rund 4000 verschiedene Produkte entwickeln. Die Ukraine produzierte 2024 bereits 1,5 Millionen FPV-Drohnen (First Person View) und plant für 2025 eine Produktion von 4,5 Millionen Stück. Das Budget für diesen Bereich beläuft sich auf 6 Milliarden US-Dollar.253


    Was diese Zahlen besonders bemerkenswert macht: Während eine russische Drohne iranischer Produktion nur etwa 20000 US-Dollar kostet, kann ihr Abschuss mit westlicher Technologie zwischen 140000 und 500000 US-Dollar kosten.


    Die gute Nachricht: Deutschland verfügt mit Helsing über ein vielversprechendes Start-up in diesem Bereich. Das 2021 in München gegründete Unternehmen gehört zu den höchstbewerteten Start-ups in Europa. Helsing entwickelt KI-gestützte Systeme für die Verteidigung und hat bereits über 6000 HX-2 Kamikaze-Drohnen an die Ukraine geliefert.254


    Die Frage ist jedoch: Reicht ein Helsing aus? Das Kiel Institut für Weltwirtschaft kommt in seiner Studie »Fit for war by 2030?« zu einem ernüchternden Ergebnis: Europa muss seine Produktion bei vielen Waffensystemen um den Faktor drei bis sechs steigern, um mit Russland gleichzuziehen. Besonders kritisch: Europa ist stark abhängig von US-Hightech-Systemen. Bei modernen Fähigkeiten wie Langstreckenraketen, Hyperschall-Technologie, satellitengestützter Aufklärung und strategischen Enabler-Systemen fehlen Europäische Alternativen weitgehend. Die Europäische Union investiert nur 11 bis 13 Milliarden Euro jährlich in militärische Forschung und Entwicklung – die USA geben 145 bis 148 Milliarden aus.255


    Es ist also durchaus denkbar, dass in diesem Bereich viele Arbeitsplätze entstehen. Es ist aber nicht sicher, weil wir es auch hier mit einem technologischen Rückstand zu tun haben.


    Ohne Größe keine Wettbewerbsfähigkeit


    Die zweite große Herausforderung liegt in der Exportpolitik. Um erfolgreich zu sein, muss die neue Rüstungsindustrie exportieren können – denn ohne Skaleneffekte sind die Kosten zu hoch und die Wettbewerbsfähigkeit nicht gegeben. Das Problem: Deutschland tut sich traditionell schwer mit Genehmigungen für Rüstungsexporte.


    Die Folgen dieser restriktiven Politik sind vielfältig. Frankreich, Deutschlands wichtigster Partner bei Rüstungsprojekten, verfolgt eine sehr liberale Exportpolitik. Die Franzosen sind entsprechend zurückhaltend bei Kooperationen mit der deutschen Rüstungsindustrie, weil sie befürchten, dass deutsche Exportrestriktionen ihre eigenen Geschäfte blockieren könnten.


    Zwar schlossen Deutschland und Frankreich 2019 ein Re­gie­rungsabkommen über »Ausfuhrkontrollen im Rüstungs­bereich«, das eine gemeinsame Exportpolitik bei Kooperationsprojekten vorsieht. Doch französische Diplomaten kri­ti­sieren, dass deutsche Genehmigungen für »Dichtungen, Kugellager und Getriebe« mitunter mehr als ein Jahr auf sich warten lassen und damit die betroffenen Firmen gefährden.256


    Das Dilemma ist offensichtlich: Wenn Deutschland eine wettbewerbsfähige Rüstungsindustrie aufbauen will, muss es seine Exportpolitik ändern. Die Alternative wäre, sich auf den Europäischen Markt zu beschränken – aber dieser ist für viele Waffensysteme zu klein, um die notwendige Skalierung zu erzielen.


    Professor Guntram Wolff vom Kiel Institut für Weltwirtschaft macht in seinen Analysen deutlich: »Frankreich exportiert viel mehr als Deutschland, und das liegt auch an der viel liberaleren Exportpolitik. Wenn wir wirklich einen engeren Markt schaffen wollen, in dem die Unternehmen sehr verflochten sind, dann muss man im Prinzip auch hingehen und eine gemeinsame Exportpolitik haben«. Ohne diese Änderung besteht die Gefahr, dass Europäische Rüstungskooperationen scheitern oder dass deutsche Unternehmen bewusst aus Lieferketten ausgeschlossen werden, um Exportbeschränkungen zu umgehen.


    Ob dies den Befürwortern einer größeren deutschen Rüstungsindustrie zur Kompensation des Verlustes in anderen Sektoren bewusst ist, ist zumindest unsicher.


    Innovation kaufen statt nur finanzieren


    Die dritte Herausforderung betrifft die Ukraine als Innovationszentrum. Die Technologie wird heute vor allem im Krieg entwickelt – konkret von den Ukrainern. Das ukrainische Modell ist bemerkenswert: Einheiten an der Front können direkt mit Herstellern verhandeln, wodurch Innovation und Lieferung drastisch beschleunigt werden. Die Regierung hat Genehmigungsverfahren für Waffen beschleunigt und wirtschaftliche sowie steuerliche Anreize für Investoren geschaffen. Start-ups, Risikokapital, Universitäten, die Regierung und Rüstungsunternehmen sind im Drohnensektor eng verzahnt.


    Die zentrale Frage lautet: Sollte Deutschland aktiv ukrainische Rüstungsunternehmen kaufen, bevor es andere tun? Professor Wolff sieht hier ein erhebliches Risiko: »Wir sehen das bei den innovativen Unternehmen in Westeuropa, dass sie eben sehr oft ihr Kapital dann von einem Peter Thiel oder anderen bekommen und eben nicht von Europäischen Kapitalgebern.«


    Am dümmsten wäre es, wenn Deutschland die Einkäufe bei ukrainischen Unternehmen finanziert, während die USA oder andere Länder die Firmen kaufen. Die ukrainische Verteidigungsindustrie muss ein zentraler Bestandteil der Europäischen Verteidigungsindustrie werden. Sie ist innovativ, modern und verfügt über echte Kampferfahrung.


    Statt nur Aufträge zu vergeben, sollte Europa – und insbesondere Deutschland – strategisch in diese Unternehmen investieren und sie in das Europäische Verteidigungsökosystem integrieren.


    Rüstung kann den Niedergang nur mindern


    Die massiven Verteidigungsausgaben können kurzfristig konjunkturelle Impulse setzen. Für langfristige positive Wachstumseffekte ist entscheidend, dass Deutschland und Europa in moderne Technologien und Forschung und Entwicklung investieren und nicht nur in Panzer und Artillerie.


    Ohne diese Weichenstellungen werden Deutschland und Europa viel Geld ausgeben, aber nur wenige militärische Fähigkeiten gewinnen – und noch weniger wirtschaftliche Kompensation für den industriellen Niedergang in anderen Bereichen erhalten.


    Eines können wir so oder so festhalten. Die Verteidigungsindustrie kann den Niedergang zwar mindern, aber nicht verhindern. Besser wäre es, wir würden die Deindustrialisierung in den anderen Bereichen stoppen.


    Kritik verbieten?


    Die vorangegangenen Kapitel haben gezeigt, wie vieles in diesem Land in die falsche Richtung läuft. Probleme in Wirtschaft und Gesellschaft werden ignoriert oder geleugnet, alternative Fakten dominieren den politischen Diskurs.


    Diese Entwicklungen bleiben den Bürgern nicht verborgen – und führen zu einem massiven Verlust an Vertrauen in die staatlichen Institutionen und in die Politik sowieso.


    Nach einer Allensbach-Umfrage im Auftrag der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vertrauen im Herbst 2025 nur noch 28 Prozent der Deutschen der Bundesregierung – ein Rückgang um 20 Prozentpunkte seit 2021.


    Den Parteien vertrauen lediglich 17 Prozent der Befragten. Selbst das Bundesverfassungsgericht, traditionell die Institution mit den höchsten Vertrauenswerten, musste Verluste hinnehmen: von 81 Prozent im Jahr 2021 auf aktuell 63 Prozent.257


    Diese Unzufriedenheit schlägt sich naturgemäß im Wahlverhalten nieder – die AfD führt zum Zeitpunkt des Schreibens dieser Zeilen die Umfragen auf Bundesebene an – und führt zu entsprechenden Kommentierungen in sogenannten sozialen Medien.


    Bürger kritisieren dort die Politik, hinterfragen die als Tatsachen präsentierten alternativen Fakten und beklagen den wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Niedergang.


    Freie Meinungsäußerung?


    Diese Kritik stört natürlich. Sie schwächt die Wirkkraft von alternativen Fakten und Politikerversprechen. Sie nährt Zweifel an der Richtigkeit des eingeschlagenen politischen Weges von Energiewende bis Migrationspolitik. Deshalb wird auf subtile, aber hochwirksame Weise versucht, sie zu unterbinden. Ebenfalls ein Satz, von dem ich mir noch vor wenigen Jahren nicht hätte vorstellen können, ihn zu schreiben.


    Die Einschränkung legitimer Kritik vollzieht sich auf drei Ebenen, die ineinander greifen und gemeinsam einen immer engeren Korridor des Sagbaren schaffen.


    Immer mehr gilt als »rechts« und damit als Nazi


    Im November 2025 veröffentlichte die Wochenzeitung DIE ZEIT einen Selbsttest mit dem Titel »Gehören Sie zur politischen Mitte?« Wer sich gegen ein Tempolimit ausspricht, die Schuldenbremse befürwortet, weniger staatliche Eingriffe in die Wirtschaft wünscht oder gendergerechte Sprache ablehnt, landete laut dem Test weit rechts im politischen Spektrum – teilweise sogar rechts von der AfD.258


    Der FDP-Vorsitzende Christian Dürr postete auf X (früher Twitter) eine Grafik seines Test-Ergebnisses: Der Freidemokrat steht demnach so weit rechts außen, dass rechts von ihm gerundete »0%« der übrigen Gesellschaft stehen. Focus-Chefkorrespondent Ulrich Reitz sah sich nach dem Test »plötzlich rechter als die AfD« positioniert. Der »Cicero«-Autor Alexander Grau empörte sich: »So schnell ist man Nazi«.259


    Der Test offenbart ein grundsätzliches Problem: Positionen, die noch vor 20 Jahren als bürgerlich-liberal galten, werden heute als »rechtsextrem« geframt. Die Befürwortung von Eigenverantwortung, wirtschaftlicher Freiheit und einem schlanken Staat – alles Kernelemente einer funktionierenden Marktwirtschaft – gelten plötzlich als verdächtig.


    Ich selbst habe das erlebt. Nachdem ich mich in einem Kommentar im Handelsblatt für die Rückkehr zur Atomkraft ausgesprochen habe, schrieben Leser, »Atomkraft sei faschistisch« und der Kommentar sei »rechtsaußen«.


    Ohnehin sind Kritiker der Energie- und Klimapolitik so­fort »Klimaleugner« und jene, die sich gegen die Politik der ungesteuerten Migration aussprechen, pauschal »Ausländerfeinde«.


    Die Strategie ist klar: Wenn man immer mehr Meinungen als »rechts« positioniert, muss man sich inhaltlich nicht mehr mit ihnen und deren Vertretern auseinandersetzen. Man braucht kein besseres Argument mehr, man braucht gar kein Argument. Da der Begriff »rechts« in der deutschsprachigen Öffentlichkeit »oft mit dem Phänomen des Rechtsextremismus gleichgesetzt oder zumindest assoziiert wird und dadurch negativ besetzt ist«, wie Wikipedia erklärt, wirkt diese Strategie bis weit in das konservative Lager hinein, da jeder befürchtet, in die rechte Ecke und damit als außerhalb »unserer Demokratie« stehend verbannt zu werden.


    Anderes wird zu »Hass und Hetze«


    Hilfestellung bei der Umsetzung dieser Politik der Diskurseinschränkung bildet der schwammige Begriff von »Hass und Hetze«. Der wissenschaftliche Dienst des Bundestages stellt fest: »Ausdrücklich finden die Begriffe ›Hass‹ und ›Hetze‹ im Straftatbestand der Volksverhetzung Verwendung (§ 130 StGB)«. Hass wird dabei definiert als »eine gesteigerte, über die bloße Ablehnung oder Verachtung hinausgehende feindselige Haltung gegen den betreffenden Bevölkerungsteil«.260


    Das Problem: Für den Begriff »Hassrede« existiert bisher keine eindeutige juristische Definition. Die Grenzen zwischen strafloser Meinungsäußerung und strafbarer Hetze sind teilweise unklar – zumindest für Nichtjuristen. Die Bundeszentrale für politische Bildung beschreibt: »Inhalte, die offensichtlich zu Hass und Gewalt aufrufen, können anonym auf speziellen Internetportalen gemeldet werden«. Doch wer entscheidet, was »offensichtlich« ist?


    Meldestellen spielen dabei eine zentrale Rolle. Die »Initiative Toleranz im Netz« listet verschiedene Institutionen auf, bei denen Hasskommentare gemeldet werden können. Die Meldestelle »Hessen gegen Hetze«, 2020 nach dem Mord an Walter Lübcke eingerichtet, nahm seit ihrer Gründung rund 85000 Meldungen entgegen.


    Hinzu kommen neue Instrumente wie der Digital Services Act (DSA) der EU, der sogenannte »Trusted Flagger« etabliert. Deren Meldungen werden von Plattformen bevorzugt behandelt. Die Bundesnetzagentur hat als Digital Services Coordinator bereits mehrere Organisationen als Trusted Flagger zertifiziert. Aus Sicht von Kritikern liegt es nahe, dass dabei auch rechtmäßige Meinungsäußerungen gemeldet und entfernt werden. Um Sanktionen oder Löschungen zu vermeiden, dürften sich viele Nutzer vorsorglich zurückhalten. Selbstzensur als Normalzustand.


    Die Praxis zeigt: Was als »Hass« gemeldet wird, liegt oft im Ermessen der Meldenden. Unter dem Label »Hass und Hetze« werden viele Meinungsäußerungen unter Druck gesetzt, die juristisch eindeutig von der Meinungsfreiheit gedeckt sind. Die perfide Mischung aus begrifflicher Unschärfe und subtiler Drohung schüchtert ein und macht unfrei.


    Schnell ist man bei »Beleidigung«


    Ein zentrales Instrument ist die Verschärfung des Paragrafen 188 Strafgesetzbuch (StGB), der 2021 unter der damaligen Bundesjustizministerin Christine Lambrecht (SPD) erweitert wurde. Die Norm schützt Politiker vor Beleidigungen – und zwar in einem Ausmaß, das weit über den Schutz gewöhnlicher Bürger hinausgeht.261 »Delegitimation des Staates« ist eine Straftat.


    Die Kölner Strafrechtsprofessorin Frauke Rostalski, Mitglied des Deutschen Ethikrates, stellt in einem Beitrag für das Fachmagazin »Legal Tribune Online« fest, dass, »die Spielräume real enger geworden sind und Meinungsäußerungen zunehmend strafrechtlich verfolgt werden«. Sie verweist dabei auf neue Tatbestände wie die verhetzende Beleidigung (§ 192a StGB) sowie auf die 2021 verschärfte Politikerbeleidigung. Die Zahlen geben ihr recht: Von 2022 bis 2024 sind Anzeigen wegen Beleidigung von Politikern nach § 188 StGB um 216 Prozent gestiegen. Im Jahr 2022 wurden 1404 Verstöße erfasst, 2023 bereits 2598 und 2024 stiegen die Zahlen auf 4439 Fälle. 262


    Rostalskis Fazit: »Der Staat geht heute wesentlich weniger tolerant mit verbalen Angriffen um als früher, insbesondere wenn Politiker betroffen sind«. Sie hält den Tatbestand der Politikerbeleidigung für »verfehlt, der Schaden ist größer als sein Nutzen«. Es entstehe ein Machtungleichgewicht gegenüber dem Bürger, der nur seine Stimme habe.


    Zur Verfolgung von Online-Beleidigungen setzen Politiker zunehmend auf kommerzielle Dienstleister. Die Agentur »So Done«, gegründet von der früheren Bundesvorsitzenden der FDP-nahen Jungen Liberalen Franziska Brandmann und dem FDP-Politiker Alexander Brockmeier, durchsucht das Internet algorithmisch nach Beleidigungen und erstattet automatisiert Anzeigen. Die Agentur erhält die Hälfte der zivilrechtlichen Ansprüche als Vergütung. Zu den Kunden gehörten unter anderem der damalige Wirtschaftsminister Robert Habeck (Grüne) sowie Bundeskanzler Friedrich Merz (CDU).


    Dass ausgerechnet Mitglieder einer liberalen Partei systematisch nach vermeintlichen Beleidigungen suchen, wirft wahrlich kein gutes Licht auf den Zustand des Liberalismus in Deutschland. Die zur Kontrolle der Mietpreisbremse von der Linkspartei geförderte App passt wenigstens zum Markenkern der Partei.


    Staatsanwaltschaft und Gerichte machen mit


    Nun kann man sich über die angeführten Maßnahmen zur Einschränkung des Diskurses aufregen. Man kann zu Recht die speziellen Paragraphen für Politiker kritisieren. Man durfte aber in Deutschland, einem Rechtsstaat, davon ausgehen, dass die Justiz diese Regelungen mit viel Augenmaß und vor allem konsistent anwendet. Hat doch das Bundesverfassungsgericht in seinem grundlegenden »Wunsiedel-Urteil« klargestellt: »Meinungsäußerungen genießen den Schutz des Grundrechts, ohne dass es darauf ankommt, ob die Äußerung begründet oder grundlos, emotional oder rational ist, als wertvoll oder wertlos, gefährlich oder harmlos eingeschätzt wird … Dementsprechend fällt selbst die Verbreitung nationalsozialistischen Gedankenguts als radikale Infragestellung der geltenden Ordnung nicht von vornherein aus dem Schutzbereich des Art. 5 Absatz 1 GG heraus«.


    Die Realität sieht jedoch gänzlich anders aus. Die Justiz spielt bei der Einschränkung der Meinungsfreiheit eine zen­trale, höchst problematische Rolle. Ein paar Beispiele:


    


    
      	Im November 2024 musste ein bayerischer Rentner eine Hausdurchsuchung über sich ergehen lassen, weil er ein Meme geteilt hatte, das den damaligen Wirtschaftsminister Robert Habeck (Grüne) als »Schwachkopf Professional« zeigte. Das Ermittlungsverfahren wurde später eingestellt.


      	Der Medienwissenschaftler Norbert Bolz musste im Oktober 2025 eine Hausdurchsuchung erdulden, nachdem er auf X ironisch einen Titel der taz kommentiert hatte. Die taz hatte getitelt: »AfD-Verbot und Höcke-­Petition: Deutschland erwacht«. Bolz reagierte mit dem Tweet: »Gute Übersetzung von ‚woke‘: Deutschland erwache!«. Die Berliner Staatsanwaltschaft wertete dies als Verwendung von Kennzeichen verfassungswidriger Organisationen und ordnete eine Hausdurchsuchung an. Die Polizisten gaben Bolz abschließend den »guten Rat«, in Zukunft vorsichtiger zu sein. Die taz selbst wunderte sich über das Vorgehen der Staatsanwaltschaft und fragte sich, warum diese nicht schon 1998 bei ihr geklingelt hatte, als die Zeitung selbst mit »Deutschland, erwache!« titelte.263


      	Die US-Fernsehsendung »60 Minutes« begleitete Anfang 2025 die deutsche Polizei bei einer frühmorgens durchgeführten Hausdurchsuchung wegen eines Online-»Verbrechens« (Meme oder »Hassrede«). Dem folgte ein Interview mit drei Staatsanwälten, die von der Wichtigkeit und Richtigkeit ihrer Arbeit überzeugt waren und lachten, als sie zugaben, dass die eigentliche Strafe die Konfiszierung des Handys sei. Ein Urteil sei nicht mehr nötig. Die internationale Aufmerksamkeit für deutsche Justizpraktiken ist nicht schmeichelhaft.264

    


    Wenn Titel im Spiegel oder der taz nicht verfolgt werden, die Tweets angesehener Bürger schon, liegt der Verdacht nahe, dass die Justiz mit unterschiedlichem Maß misst und dabei eine eindeutige Schlagseite hat. NZZ-Chefredakteur Eric Gujer bringt es in seinem Kommentar »Die Willkür ist am schlimmsten« auf den Punkt: »Höcke wird verurteilt, der Spiegel nicht, obwohl beide dieselben Worte verwendet haben. Bei Bolz kreuzt die Staatsmacht für eine Hausdurchsuchung auf, bei der taz nicht, obwohl beide »Deutschland erwache« geschrieben haben. Diese Unberechenbarkeit ist ein zentraler Grund, weshalb die Menschen vorsichtig geworden sind.«265


    Die Leipziger Strafrechtsprofessorin Elisa Hoven schrieb im Spiegel, »Hausdurchsuchungen und Strafbefehle wegen politischer Äußerungen erinnern gefährlich an Regime, von denen wir uns sonst überzeugt distanzieren.«266. Richterin Clivia von Dewitz stellt fest: »Hausdurchsuchungen zählen zu den gravierendsten Grundrechtseingriffen, die ein Staat vornehmen kann«. Steht die Polizei morgens um 6 Uhr vor der Tür und durchwühlt den persönlichen Privatbereich, hinterlässt das Spuren. Auch wenn solche Eingriffe später von Gerichten als rechtswidrig beurteilt werden, lassen sich die psychische Belastung, der Vertrauensverlust und die öffentlich erlebte Stigmatisierung nicht mehr rückgängig machen.«267


    Von Dewitz warnt eindringlich: »Wenn satirische oder überspitzte Meinungsäußerungen strafrechtlich verfolgt werden, droht eine schleichende Erosion der Meinungsfreiheit – nicht nur durch offene Zensur, sondern vor allem durch die Angst, ins Visier der Strafjustiz zu geraten«. Genau hierin liege die eigentliche Gefahr für den demokratischen Diskurs.


    Politisch-medial erzeugter Niedergang


    Angesichts dieser Entwicklung verwundert es nicht, dass eine Mehrheit der Deutschen den Eindruck hat, politische Ansichten nicht mehr ohne Zurückhaltung äußern zu können; nur noch eine Minderheit glaubt an uneingeschränkte Rede, 57 Prozent halten Vorsicht für geboten. Besonders ausgeprägt ist die Skepsis bei Anhängern der AfD (89 Prozent), während nur 15 Prozent der Anhänger der Grünen die Meinungsfreiheit eingeschränkt sehen.268 Letzteres dürfte daran liegen, dass die Grünen ja die Politik betrieben und begrüßen, die uns in die heutige Situation geführt hat.


    Es ist die Politik, die »uns ruiniert«, wie im Untertitel von »Das Märchen vom reichen Land« vermerkt. Ein großer Teil der Medien, vor allem die öffentlich-rechtlichen, begleiten den politisch eingeschlagenen Weg wohlwollend – was angesichts der politischen Präferenzen der meisten Journalisten nicht verwundern sollte, wie eine Studie der TU Dortmund zeigt269 – und beide, Politik und Medien, arbeiten subtil an der Einschränkung des Meinungsspektrums, was sie natürlich bestreiten.


    Kritik ist natürlich nicht »verboten«, sie wird aber erschwert. Zugleich werden Themen in den Medien groß diskutiert, die nichts mit der Wirtschaft zu tun haben, und wenn es um Wirtschaft geht, überwiegend mit Verteilungsfragen, weniger mit der Sanierungsnotwendigkeit. Bestimmte Aspekte, wie die gescheiterte Energiewende oder der fehlende wirtschaftliche Nutzen der Migration überwiegend gering qualifizierter Menschen, werden ausgeblendet oder als »rechts« geframt.


    Hier liegt der Unterschied zur Krise von 2003. Damals dominierte die Wirtschaftskrise die Medien, heute wird sie zwar nicht verschwiegen, aber gerne relativiert. Das macht den dringend erforderlichen Kurswechsel so schwer.


    Gerichte statt Parlament?


    Wir sehen, dass es nicht leicht ist, in Deutschland einen Kurswechsel zu bewirken. Die Art der Argumentation der Pro­bleme, die Arbeit mit verzerrten Fakten, die mediale Begleitung der Politik, vor allem mit Blick auf die Themen Klimaschutz, Energiewende, Migration und Sozialstaat macht es schwer, die Ursachen für den dramatischen Niedergang unserer Wirtschaft und damit unseres Wohlstands zu diskutieren. Dabei wäre, wir wissen es, Erkenntnis der erste Schritt zur Besserung.


    Nicht allen liegt an diesem Erkenntnisgewinn und einige befürchten nicht nur, dass der Erkenntnisgewinn kommt, sondern vor allem, dass dieser Erkenntnisgewinn zu einer konkret anderen Politik führt. Um das zu verhindern, setzt man zunehmend auf Gerichte. Ganz nach dem Motto: Gerichte sichern eine Politik, die unter Umständen im Bundestag keine Mehrheit mehr findet. Auch dies ein Satz, den ich mir noch vor wenigen Jahren nicht habe träumen lassen zu schreiben.


    Die Konsequenzen dieser Entwicklung sind weitreichend: Sie untergräbt nicht nur die Gewaltenteilung, sondern auch das Vertrauen der Bürger in die demokratischen Institutionen. Zur Verdeutlichung einige Beispiele.


    Das Klimaurteil


    Das Bundesverfassungsgericht hat mit seinem Beschluss vom 24. März 2021 zum Klimaschutz eine der weitreichendsten Entscheidungen der deutschen Rechtsgeschichte getroffen. Der Rechtswissenschaftler Sebastian Müller-Franken warnt in einem Gastbeitrag für DIE WELT eindringlich: Diese Entscheidung werde »als der für das Leben der Bürger weitreichendste einzustufen sein – jedenfalls sofern nicht rechtzeitig ein Ausstieg aus dem dort beschriebenen Szenario gefunden wird«.270


    Das Gericht habe das Staatsziel Umweltschutz in einer Weise inhaltlich aufgeladen, die alle bisherigen Vorstellungen überschreitet. Es verpflichtet den Staat nicht nur zum Schutz des Klimas, sondern auch zur Herstellung von Klimaneutralität – einem gesamtwirtschaftlichen Netto-Null-Ausstoß von Treibhausgasen. Die Karlsruher Richter befanden, dass die vom Klimaschutzgesetz bis 2030 zugelassene Emissionsmenge das auf Deutschland entfallende CO₂-Budget weitgehend aufbrauchen würde, sodass ab 2031 »immer drastischere Freiheitsbeschränkungen drohten und praktisch jegliche grundrechtliche Freiheit gefährdet sei«.


    Bedenkt man die bereits diskutierten Probleme mit dem deutschen Selbstverständnis als Klimaretter im Alleingang, bedeutet dieses Urteil nichts anderes als eine höchstrichterliche Verpflichtung zur Deindustrialisierung und eine faktische Degrowth-Politik, verglichen mit der die Thesen von Ulrike Herrmann noch harmlos sind. Es ist kaum denkbar, dass sich dafür eine Mehrheit in der Bevölkerung findet. Im Gegenteil dürfte die Zustimmung noch mehr sinken, je spürbarer die Folgen dieser Politik werden.


    


    Besonders problematisch ist, wie das Bundesverfassungsgericht überhaupt zu dem Urteil gekommen ist. Formal wurden mit den Berichten des Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC), Stellungnahmen des Sachverständigenrats für Umweltfragen (SRU) und Veröffentlichungen des Umweltbundesamtes (UBA) qualifizierte Quellen herangezogen. Professor Müller-Franken kritisiert diese Quellenauswahl jedoch scharf: Das UBA sei eine nachgeordnete Behörde im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, die den Weisungen des Ministers unterliegt. Der SRU werde vom zuständigen Umweltministerium besetzt. »Angesichts dessen erstaunt es, dass das Gericht in diesem Verfahren auf eine mündliche Verhandlung verzichtet und darin nicht Klimawissenschaftler verschiedener Institute zum Forschungsstand befragt hat«. Noch problematischer aus meiner Sicht ist das Fehlen von Ökonomen, die über die Folgen eines solchen Urteils aufgeklärt hätten.


    Stattdessen folgt das Gericht der umstrittenen Kipppunkte-Theorie von Forschern des Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung. Diese Theorie, die medial große Verbreitung findet, wird dabei vom IPCC, also dem obersten Wissenschaftsgremium, wenn es um das Thema »Klimawandel« geht, äußerst kritisch gesehen. Wörtlich wird dieser Theorie nur eine »mittlere oder geringe Sicherheit, also nur eine geringe Wahrscheinlichkeit« beigemessen. Sie bildet aber die Grundlage für das wohl einschneidendste Urteil des Verfassungsgerichts!


    Mit dem Ziel der Klimaneutralität hat das Gericht nach Ansicht von Müller-Franken der Norm einen anderen Inhalt gegeben und ist damit »als verfassungsändernder Gesetzgeber« tätig geworden. Das Gericht stellt das dem Grundgesetz zugrundeliegende rechtsstaatliche Verteilungsprinzip – wonach die Freiheit der Bürger prinzipiell unbegrenzt und der Staat prinzipiell begrenzt ist – auf den Kopf. Es spricht von »Großzügigkeiten des gegenwärtigen Klimaschutzrechts, CO₂-emittierende Verhaltensweisen der Bürger zuzulassen, anstelle sie nicht schon längst verboten zu haben«. Das Verhalten des Bürgers steht somit unter einem generellen CO₂-Zulassungsvorbehalt – eine Vorstellung, die dem Grundgesetz fremd ist, wie Müller-Franken ausführt.


    Die im Frühjahr 2025 erfolgte Verankerung der Klimaneutralität bis 2045 im Grundgesetz verschärft die Problematik zusätzlich. Der Staatsrechtler Christoph Degenhart fürchtet, dass die Erwähnung der Klimaneutralität im Grundgesetz dieser in Verbindung mit der bisherigen Rechtsprechung des Verfassungsgerichts den Status eines Staatsziels verleihe. Es sei »leider nicht auszuschließen, dass sie dabei der Klimaneutralität, weil diese jetzt im Grundgesetz verankert ist, ein höheres Gewicht einräumen als individuellen Freiheitsrechten«. Im Extremfall könnte dies bedeuten, dass Deutschland auf richterliches Geheiß hin auch dann an dem Ziel der Klimaneutralität bis 2045 festhalten muss, wenn es uns ruiniert. 271


    Bereits im Klimaurteil zeigte das Gericht wenig Vertrauen in demokratische Prozesse: Die vom Umweltschutzartikel angestrebte Bindung des politischen Prozesses drohe »verloren zu gehen, wenn über den materiellen Gehalt des Artikel 20a GG vollumfänglich in tendenziell kurzfristiger und an direkt artikulierbaren Interessen orientierten tagespolitischen Prozess entschieden würde«. Übersetzt heißt das: Die Demokratie ist nicht geeignet, das Richtige zu tun, also verbietet das Gericht der Politik solche Entscheidungen und schreibt das künftige Handeln quasi mit Verfassungsrang fest.


    Folgt man dieser Logik, muss man sich wundern, warum das Gericht nicht schon längst der Politik den Zugriff auf den Bundeshaushalt entrissen und die Politiker gezwungen hat, die Sozialversicherungssysteme demografiefest zu machen. Die demografische Entwicklung ist deutlich präziser vorherzusagen als das Klima und die Maßnahmen hätten im Unterschied zu den Klimaschutzmaßnahmen einen unmittelbaren und messbaren Effekt.


    Die Strafrechtsprofessorin Frauke Rostalski kritisiert die zunehmende Verlagerung von Klimaschutzentscheidungen auf Gerichte scharf. In ihrem Buch »Wer soll was tun?« argumentiert sie, dass es derzeit aus ethischer und rechtlicher Sicht keine individuelle Pflicht gebe, den privaten CO₂-Ausstoß zu reduzieren, solange keine wirksamen globalen Mechanismen existieren.272


    Rostalski wendet sich gegen die Vorstellung, Gerichte könnten »unpopuläre Maßnahmen« besser durchsetzen als Parlamente: »Der Staat darf Bürger nicht mit wirkungslosen Maßnahmen belasten. Nicht, wenn diese das globale Problem verschlimmern, statt lindern. Nicht, wenn sie die Gesellschaft spalten. Und nicht, wenn bessere Lösungen bekannt, aber ungenutzt sind«.


    Mir fielen da sofort die Atomkraftwerke ein, die wir abgeschaltet und gesprengt haben.


    Einstieg in die Transferunion


    Am 6. Dezember 2022 hat das Bundesverfassungsgericht den sogenannten Wiederaufbaufonds der EU (Next Generation EU – NGEU) durchgewunken, obwohl massive verfassungsrechtliche Bedenken bestanden. Fast 3000 Personen hatten dagegen geklagt. Das Urteil erging mit 6 zu 1 Stimmen; lediglich Richter Peter Müller votierte dagegen.273 In ihrer Urteilsbegründung betonen die Richter zwar: »Es dürfen keine dauerhaften Mechanismen begründet werden, die auf eine Haftungsübernahme für Willensentscheidungen anderer Staaten hinauslaufen.« Jede ausgabenwirksame, solidarische Hilfsmaßnahme des Bundes größeren Umfangs müsse vom Bundestag im Einzelnen bewilligt werden. Wenn man das liest, müsste man eigentlich davon ausgehen, dass das BVerfG den Wiederaufbaufonds für verfassungswidrig erklärt – vor allem angesichts des Gutachtens des Bundesrechnungshofs, der feststellte, dass Deutschland genau diesen parlamentarischen Einfluss nicht hat.


    Richter Peter Müller sieht in seinem bemerkenswerten Minderheitsvotum ganz klar den Einstieg in eine Schulden- und Transferunion: »Die Senatsmehrheit nimmt den Einstieg in eine dauerhafte und grundlegende Veränderung der Europäischen Finanzarchitektur ohne die erforderliche primärrechtliche Grundlage hin«. Müller unterstreicht, dass NGEU nicht ein wirkliches Kriseninstrument ist, sondern ganz andere Ziele – von Klimaschutz bis Digitalisierung – umfasst, die mit der Bewältigung der Folgen der Coronakrise »herzlich wenig zu tun haben«. Professor Clemens Fuest formulierte es in seiner Stellungnahme vor dem Gericht so: »Die Konnexität im engeren Sinne zwischen den ökonomischen Folgen der COVID-Pandemie und den Nettotransfers der EU-Staaten aus NGEU ist schwach ausgeprägt. Entsprechend kann man davon ausgehen, dass ein erheblicher Teil der Mittel schlicht als Transfer in die nationalen Haushalte anzusehen ist«. Müller warnt eindringlich: »Legt man die nunmehr gewählte Vorgehensweise der Senatsmehrheit zur Feststellung der Offensichtlichkeit eines Kompetenzverstoßes zugrunde, eröffnet sich ein nahezu unbegrenztes Feld institutioneller Krea­tivität zur Begründung von Kreditaufnahmemöglichkeiten der Europäischen Union.« Die Haushaltsstrukturen der EU verändern sich damit evident in Richtung einer Fiskal- und Transferunion.


    Professor Fuest stellte nüchtern fest: »Selbst, wenn es langfristig wünschenswert erscheint, einem Schuldenaufwuchs auf EU-Ebene entgegenzutreten, ist die Ankündigung, in der nächsten Krise nicht erneut Schulden aufzunehmen, nicht glaubwürdig«.


    Die Realität bestätigt diese Befürchtung: Führende EU-Politiker fordern bei jeder Gelegenheit gemeinsame Schulden. Und obwohl diesen jegliche Rechtsgrundlage fehlt, hat Bundeskanzler Merz genau diesem Instrument im Dezember 2025 erneut zugestimmt. Diesmal ging es um Milliarden für die Ukraine. In Paris, Rom und Madrid dürften die Champa­gnerkorken geknallt haben. Das Verfassungsgericht jedenfalls hat es versäumt, die deutschen Steuerzahler vor dem Einstieg in eine Transfer- und Schuldenunion zu schützen.


    Existenzminimum und Sozialhilfe


    Das Bundesverfassungsgericht hat aus Artikel 1 Absatz 1 GG in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip des Artikel 20 Absatz 1 GG das Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums abgeleitet. Dies ist grundsätzlich richtig und wichtig. Problematisch wird es jedoch, wenn das Gericht zunehmend in die Bemessung konkreter Leistungen eingreift und dem Gesetzgeber enge Vorgaben macht.


    Am 19. Juli 2024 musste sich das Bundesverfassungsgericht mit der Frage befassen, ob die für Empfänger von Grundsicherungsleistungen ausgezahlten Einmalleistungen zum Ausgleich pandemiebedingter Mehraufwendungen den verfassungsrechtlichen Anforderungen genügen. Das Gericht betonte, der Gesetzgeber habe »die Höhe der pandemiebedingten existenznotwendigen Aufwendungen hilfebedürftiger Menschen nicht folgerichtig in einem transparenten und sachgerechten Verfahren realitätsgerecht ermittelt«.


    Während die verfassungsgerichtliche Kontrolle hier legitim ist, zeigt sich die problematische Tendenz: Immer mehr Detailfragen der Sozialgesetzgebung werden vor Gerichte getragen, was den Gestaltungsspielraum des demokratisch legitimierten Gesetzgebers einengt.


    Beamtenbesoldung


    Gehälter sollten in Verhandlungen zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmern festgelegt werden. Doch das ist im öffentlichen Dienst nur Theorie.


    So urteilte das Bundesverfassungsgericht Ende 2025, dass Beamte in vielen Fällen zu wenig verdienen. So müssen Be­amte mindestens 80 Prozent des Medianeinkommens verdienen, die bisherige Regelung, wonach die Vergütung mindestens 15 Prozent über dem Bürgergeld liegen muss, wäre nicht »amtsgerecht«.


    Die Folge: eine völlig marktfremde Entlohnung. Beamte, die einfache Tätigkeiten wie Gerichtsboten und Hausmeister ausüben, müssen folglich mindestens rund 2200 Euro verdienen, mehr als beispielsweise Tischler in der Privatwirtschaft.274


    Die jährlichen Kosten des Beschlusses gehen in die Milliarden. Und die Frage bleibt: Hätten die Richter nicht im Zuge eines solchen Beschlusses eine Begrenzung der Verbeamtung anmahnen und das Urteil nur auf Beamte eines bestimmten Qualifikationsniveaus beschränken müssen?


    Kein Weg zurück?


    Gerichtskritik ist problematisch, und zweifellos wird dieses Kapitel Kritik hervorrufen. Allerdings ist es mindestens genauso problematisch, wenn die Gerichte einen Weg vorgeben, für den eigentlich die Bürger mit ihren Wahlentscheidungen verantwortlich sind. Wollen wir, dass Deutschland in eine unbegrenzte Schulden- und Transferunion eintritt? Das sollte offen debattiert und zur Abstimmung gestellt werden und nicht allein der Bundesregierung und dem Bundestag überlassen bleiben, der implizit etwas so Grundlegendes entscheidet.


    Was ist die richtige Höhe an Sozialleistungen und wie kann man Missbrauch sanktionieren? Wer, wenn nicht diejenigen, die das bezahlen, sollten darüber entscheiden?


    Und mit Blick auf den Klimaschutz: Wenn die Welt keine Anstrengungen unternimmt, kann das Gericht dann die Deutschen zu etwas zwingen, was sinnlos und selbstzerstörerisch ist?


    Realitätsleugnung


    Wir haben gesehen, es ist kein Zufall, dass sich Deutschland in einer so bedenklichen wirtschaftlichen Lage befindet. Wir haben zum einen zu lange »Das Märchen vom reichen Land« für wahr gehalten und zugleich den Politikern geglaubt, sie würden mit unserem Wohlstand vernünftig umgehen, und vor allem haben wir zu lange angenommen, sie würden die Grundlagen für künftigen Wohlstand erhalten.


    Es hat nur deshalb so lange so gut bzw. schlecht funktioniert, weil die gesamtgesellschaftlichen Rahmenbedingungen es ermöglicht haben. Wir haben uns fast zwei Jahrzehnte lang mit allen möglichen Themen beschäftigt, nur nicht mit den Fundamenten unseres Wohlstands. Wir haben geglaubt, wir könnten im Alleingang das Weltklima retten und gleichzeitig den Armen der Welt helfen, indem wir sie bei uns aufnehmen. Wir waren davon überzeugt, ein Vorbild in der Welt zu sein, und haben gedacht, wenn wir Gutes tun, dann wäre das Ergebnis auch gut.


    Immer öfter wollten wir dabei die Realitäten nicht wahrhaben oder aber haben uns die Realitäten so verbiegen lassen, dass sie zur gewünschten Politik passen.


    Die Medien haben deshalb eine enorme Mitschuld an der Entwicklung. Was für die Klimaberichterstattung gilt, gilt genauso für das Thema Migration oder für die Energiepolitik. Allen deutlich in eine andere Richtung zeigenden Fakten zum Trotz wurde und wird an der Darstellung festgehalten, die zu wirtschaftlichem Niedergang und gesellschaftlicher Spaltung führt.


    Und sobald die Darstellung Risse bekommt, wird mehr Energie darauf verwendet, die Hinterfragung zu diskreditieren, als mit echter Aufklärung den (wirtschafts-)politischen Kurswechsel zu begleiten.


    Doch ohne einen solchen Kurswechsel im öffentlichen Diskurs, weg von der Realitätsleugnung zur Anerkennung der (traurigen) Fakten, wird uns der Kurswechsel nicht gelingen.

  


  
    5. WIR MÜSSEN JETZT HANDELN!


    Die Realitätsverweigerung in weiten Teilen von Politik, Medien und Gesellschaft ist beeindruckend. Doch die harte Realität des wirtschaftlichen Absturzes lässt sich immer weniger leugnen und kleinreden.


    Deutschland hat die guten Jahre nicht genutzt – weder für notwendige Vorsorge, noch für erforderliche Investitionen. Stattdessen wurden diese guten Jahre für die Verfolgung politischer Illusionsprojekte, zur Bedienung von Klientelinteressen und zur Verschleierung der wachsenden strukturellen Probleme verschwendet. Das rächt sich nun.


    Das Märchen ist zu Ende erzählt


    Wir sehen es tagtäglich klarer: »Das Märchen vom reichen Land« wird bitter enden.


    Der Wendepunkt war rückblickend genau zu dem Zeitpunkt, als das Buch im Herbst 2018 erschienen ist. Der Unterschied zwischen damals und heute könnte kaum drastischer sein. Alle Faktoren, die den Boom der 2010er-Jahre ermöglichten, haben sich ins Gegenteil verkehrt. Was sich damals po­sitiv entwickelte, wirkt heute negativ. Was Deutschland un­ter­stützte, belastet es heute.


    Die einzige Konstante bleibt die Politik, die fortfährt, uns zu ruinieren.


    Verteidigung: Aufrüstung statt 
Friedensdividende


    Mit dem Ende des Kalten Krieges sanken weltweit die Ausgaben für Verteidigung. Die Staaten freuten sich über die »Friedensdividende« und nutzten sie überwiegend zur Ausweitung des Wohlfahrtsstaates. Während die Ausgaben für Verteidigung bis 2015 gegenüber 1990 um 25 Prozent sanken, verdoppelten sich die Ausgaben für Soziales in den Europäischen NATO-Staaten. Damit wuchs der Sozialstaat deutlich schneller als die Wirtschaftsleistung.275


    In Deutschland fiel die »Friedensdividende« besonders groß aus: Zwischen 1990 und 2023 verfügte die deutsche Regierung über ein um mehr als 20 Milliarden Euro höheres jährliches Budget für andere Ausgaben. Wie gut stünde es doch um die Infrastruktur, wenn diese Mittel dorthin geflossen wären. Doch das war nicht der Fall. An der Infrastruktur wurde, auch das ist bekannt, zusätzlich gespart. Der Anteil der Investitionen am Bundeshaushalt sank von 15,4 Prozent 1992 auf 8,6 Prozent im Jahr 2011 und stieg seither wieder an, auf 12,2 Prozent im Jahr 2024.


    All dies diente dazu, den Sozialstaat weiter auszubauen: Die Sozialausgaben des Bundes sind seit 1992 von 4,4 Prozent des Bruttoinlandsprodukts auf 5,2 Prozent gestiegen. Standen soziale Leistungen 1992 noch für 35 Prozent des Haushalts, sind es heute 48 Prozent. Pro Einwohner stiegen die Ausgaben inflationsbereinigt um 82 Prozent.276


    Doch zurück zur Bundeswehr. Nicht nur dass die Ausgaben für Verteidigung gekürzt wurden, es wurde vor allem bei den Investitionen in neue Ausrüstung gespart. Hätte Deutschland in den drei Jahrzehnten seit Ende des kalten Krieges die NATO-Vorgabe eingehalten, nach der mindestens 20 Prozent der angestrebten zwei Prozent Verteidigungsausgaben relativ zum BIP in Ausrüstung fließen müssen, hätten wir in heutigen Preisen mehr als 230 Milliarden Euro zusätzlich in militärische Ausrüstung investiert.277 Kein Wunder, dass der Nachholbedarf gigantisch ist.


    2022 markierte die Zeitenwende. Mit dem russischen Überfall auf die Ukraine wurde endgültig klar, dass man Verteidigungsfähigkeit herstellen musste. Das Sondervermögen von 100 Milliarden Euro war angesichts der Investitionslücke nur ein Tropfen auf den heißen Stein. Deutschland muss nun jährlich 30 bis 40 Milliarden Euro mehr für Verteidigung ausgeben als in den 2010er-Jahren. Um sich um die eigentlich notwendige Rückführung des Sozialstaats zu drücken, hat die Politik sich im Frühjahr 2025 ein unbegrenztes »Sondervermögen«, also Verschuldungspotenzial, genehmigt. Doch das kauft nur Zeit, denn schon bald werden die Zinsen den Haushalt deutlich belasten.


    Das Geld, das der Staat nun wieder für eine seiner wesentlichen Kernaufgaben aufwendet, wird an anderer Stelle fehlen.


    Lohnstückkosten als Standortnachteil


    Die schmerzhaften Arbeitsmarktreformen der Agenda 2010 unter Bundeskanzler Gerhard Schröder hatten Deutschland bis Mitte der 2000er-Jahre seine Wettbewerbsfähigkeit zurückgegeben. Die Lohnstückkosten – das Verhältnis von Arbeitskosten zur Produktivität – sanken bis 2007 deutlich.278 Die Lohnmoderation der 2000er-Jahre und die Reformen zeigten Wirkung. Deutschland, der »kranke Mann Europas«, war wieder genesen.


    Danach begannen die Löhne in Deutschland schneller zu steigen als die Produktivität, dennoch waren die deutschen Lohnstückkosten noch 2014 im internationalen Vergleich relativ günstig. Dies machte die deutsche Wirtschaft entsprechend wettbewerbsfähig.


    Aber in den Jahren 2024/2025 hat sich das Bild dramatisch gedreht. Die Lohnstückkosten in der Industrie sind seit Anfang 2020 um mehr als 24 Prozent gestiegen – infolge starker Lohnerhöhungen bei gleichzeitig ausbleibenden Produktivitätszuwächsen.


    Deutschland liegt bei den Lohnstückkosten im Vergleich von 27 führenden Industriestaaten auf dem viertschlechtesten Platz, 22 Prozent über dem Durchschnitt. Im Vergleich zu den direkten Wettbewerbern USA und Japan liegt Deutschland 24 bzw. 32 Prozent zurück. 279


    Zwar ist die Produktivität in Deutschland weiterhin hoch – Deutschland rangiert im internationalen Vergleich auf Platz sieben. Doch die Lohnkosten sind so stark gestiegen, dass sie die Produktivitätsvorteile mehr als aufzehren. Der Wettbewerbsvorsprung ist aufgebraucht. Deutschland hat sich von einem kostengünstigen zu einem der teuersten Produktionsstandorte entwickelt.


    Kein Wunder, dass die deutsche Wirtschaft seit Jahren nicht mehr von der Weltkonjunktur profitiert und konstant Marktanteile verliert.


    Von billigem Atomstrom zur Energiekrise


    In den 2010er-Jahren waren die Strompreise in Deutschland noch verkraftbar. Die Mehrzahl der Kernkraftwerke war noch am Netz und lieferte zuverlässig grundlastfähigen, CO2-armen und preisstabilen Strom. Die Energiewende führte zwar bereits zu steigenden Kosten – vor allem für die Subvention der Erneuerbaren Energien –, aber der Einsatz von billigem russischen Pipelinegas hielt den Anstieg der Preise in Grenzen, während gasbetriebene Kraftwerke einen zunehmenden Teil der Stromerzeugung übernahmen. Im Jahr 2020 machte Erdgas 26 Prozent des deutschen Primärenergiebedarfs aus, knapp 90 Prozent davon wurden importiert – hauptsächlich aus Russland.


    Die Kombination aus langfristigen Lieferverträgen für russisches Erdgas und laufenden Kernkraftwerken hielt die Gas- und Strompreise in Deutschland über Jahre deutlich niedriger, als es ohne diese Quellen der Fall gewesen wäre.


    Trotzdem begannen die Preise bereits damals zu steigen. Zahlte ein durchschnittlicher Haushalt im Jahr 2000 noch 13,94 Cent pro kWh, stiegen die Kosten bis 2018 auf 29,47 Cent. Der Industriestrompreis stieg im selben Zeitraum von 6,05 Cent auf 17,09 Cent280. Rückblickend muss man feststellen, dass es nur den anderen positiven Umfeldfaktoren zu verdanken ist, dass die deutsche Wirtschaft nicht bereits in diesem Zeitraum eingebrochen ist. Dann kam 2018 und die Deindustrialisierung begann.


    


    Im Februar 2022 überfiel Russland die Ukraine. Im Sommer 2022 stellte Russland die Gaslieferungen an Deutschland über die Nord-Stream-Pipeline gänzlich ein. Deutschland und die EU beschlossen als Teil der Sanktionen den Stopp von Gasimporten aus Russland. Deutschland musste schlagartig seine gesamte Gasversorgung neu organisieren – durch teureres Flüssiggas (LNG) aus anderen Regionen. Parallel dazu schaltete Deutschland im April 2023 seine letzten Kernkraftwerke ab – trotz der Energiekrise. Diese Entscheidung verschärfte die Abhängigkeit von Gas und Erneuerbaren Energien, die die Grundlast nicht decken können.


    Die wenig überraschende Folge war, dass die Strompreise weiter anstiegen: für Haushalte in der Spitze auf 47 Cent kWh (2023) und Unternehmen auf 43,3 Cent kWh (2022), Ende 2025 lagen sie noch bei 39,6 Cent bzw. 17,8 Cent pro kWh.281 Obwohl damit die Strompreise für die Industrie wieder auf dem Vorkriegsniveau lagen, heißt das nicht, dass die Energiekosten keinen Wettbewerbsnachteil darstellen. Sie waren nämlich bereits 2018 zu hoch.


    Im November 2025 war der Kostennachteil deutscher Unternehmen erheblich. So zahlten hiesige Unternehmen für Strom 14 Cent/kWh, während in Frankreich, den USA und China nur 8 Cent/kWh zu zahlen waren. Ähnlich beim Gas. Hier zahlen deutsche Unternehmen rund 6 ct/kWh, während in den USA und Kanada die industriellen Gaspreise bei nur 1 bis 2 ct/kWh und in China bei rund 5 ct/kWh liegen. Damit zahlen deutsche Unternehmen das 3- bis 6-Fache der industriellen Gaspreise in den USA und Kanada.282


    Entgegen der oftmals aufgestellten Behauptung, »Putin sei schuld«, muss man nüchtern anerkennen, dass wir uns selbst in eine Energiekostenfalle manövriert haben, aus der es so schnell keinen Ausweg gibt. 


    


    Vom Geschenk der Niedrigzinsen 
zur Normalisierung


    Nach der Finanzkrise 2008 und der Eurokrise ab 2010 senkte die EZB ihre Leitzinsen auf historische Tiefstände. EZB-Präsident Mario Draghi rettete den Euro 2012 mit seinem legendären Versprechen »Whatever it takes« – und kaufte massiv Staatsanleihen auf. Die Zinsen für deutsche Bundesanleihen sanken auf null oder sogar in den negativen Bereich.


    Für den deutschen Staat war das ein Geschenk historischen Ausmaßes. Die Zinsausgaben des Bundes fielen von über 60 Milliarden Euro (2005) auf unter 20 Milliarden Euro (2019) – eine Ersparnis von über 40 Milliarden Euro. Diese 40 Milliarden Euro wurden von der Politik als Erfolg der »schwarzen Null« verkauft, waren aber in Wahrheit ein Geschenk der EZB. Da zugleich die Steuer- und Abgabenlast anstieg, nahm der Staat den Bürgern zudem noch mehr ab. All dies floss in den weiteren Ausbau des Sozialstaates.


    Aber auch für Unternehmen und Immobilienkäufer waren die 2010er-Jahre paradiesisch: Kredite gab es fast umsonst. Die Finanzierungskosten sanken gegen null und befeuerten Bautätigkeit und Immobilienpreise.


    Ab 2022 änderte sich die Lage dramatisch. Die EZB musste auf die steigende Inflation reagieren und erhöhte die Leit­zinsen schrittweise. Der Einlagenzinssatz stieg von null auf zeitweise vier Prozent. Die Zinsen für Bundesanleihen kletterten ebenfalls – auf Niveaus, die seit über einem Jahrzehnt nicht mehr gesehen wurden. Dies auch, weil das einstmals sparsame Land beschloss, mit hoher Geschwindigkeit zu den anderen bereits hoch verschuldeten Ländern im Euroraum aufzuschließen.


    Für den Bundeshaushalt bedeutet das: Die Zinsausgaben steigen wieder. Statt unter 20 Milliarden Euro jährlich müssen nun wieder 30 bis 40 Milliarden Euro für Zinsen eingeplant werden. Das Geschenk der Niedrigzinsen ist vorbei.


    Für Unternehmen und Immobilienkäufer bedeutet es: Kredite sind wieder teuer. Die Finanzierungskosten für Investitionen sind um ein Vielfaches gestiegen. Immobilienpreise sind gesunken, weil weniger Käufer sich die Finanzierung nicht mehr leisten können.


    Die Normalisierung der Zinspolitik nimmt Deutschland einen der wichtigsten Faktoren, die den Boom der 2010er-Jahre ermöglicht haben.


    Euro: nur Zeit gekauft


    Die Eurokrise führte zu einer dramatischen Abwertung der Europäischen Gemeinschaftswährung. Von 1,50 bis 1,60 Dollar pro Euro (2007/2008) fiel der Kurs auf teilweise unter 1,05 Dollar. Gegenüber dem Schweizer Franken verlor der Euro von 1,60 Franken (2007) auf 0,91 Franken (2026) – ein Verlust von 43 Prozent.


    Der Economist bezifferte die Unterbewertung des Euro zeitweise auf rund 19 Prozent. Das war ein gewaltiger Wettbewerbsvorteil für hiesige Exporteure. Deutsche Produkte wurden auf Weltmärkten automatisch billiger, ohne dass deutsche Unternehmen irgendetwas ändern mussten.


    Die Abwertung kompensierte die hohen Energiekosten und den Verlust an Wettbewerbsfähigkeit bei den Arbeitskosten und war ein wesentlicher Treiber für Exportüberschüsse in Rekordhöhe. Deutschland wurde Exportweltmeister – nicht, weil es innovativer geworden wäre, sondern weil die Währung schwach war. Ein Titel übrigens, der, wie bereits 2018 erläutert, nicht unbedingt positiv zu sehen ist, weil spiegelbildlich zu den Überschüssen im Handel auch deutsche Ersparnisse ins Ausland flossen, wo sie nicht gut angelegt wurden. In den kommenden Jahren werden wir schmerzvoll erleben, dass es keine gute Idee ist, in einer überschuldeten Welt der Gläubiger zu sein.


    Die Abwertungsphase des Euro ist nun vorbei. Der Euro hat sich gegenüber dem Dollar wieder stabilisiert – er schwankt zwischen 1,05 und 1,20 Dollar. Eine weitere Abwertung, die deutsche Exporte beflügeln würde, ist nicht in Sicht und der abwertungsbedingte Wettbewerbsvorteil wurde mittlerweile durch den Anstieg der Lohnstückkosten und Energiepreise aufgebraucht. Hinzu kommt, dass die Euro-Rettungspolitik, wie befürchtet, nur Zeit gekauft hat, während die strukturellen Probleme der Eurozone weiterhin ungelöst sind. Die Staatsschulden in Südeuropa verharren auf hohem Niveau, Frankreich wird erwartungsgemäß immer mehr zum deutlich sichtbaren Schuldenproblem der EU, während die Wettbewerbsunterschiede zwischen Nord und Süd sich verfestigt haben. Der Euroraum hinkt beim Wirtschaftswachstum zu den anderen Weltwirtschaftszentren seit Jahren hinterher.


    Wir müssen deshalb davon ausgehen, dass die Kosten für den Erhalt der Eurozone zu einer zunehmenden Last für Deutschland werden – entweder offen über Transfers oder verdeckt über die Monetarisierung der Schulden durch die EZB und entsprechende Inflation –, während wir nicht darauf setzen können, dass eine erneute Abschwächung des Euro die Exporte beflügelt. Letzteres ist in einer deglobalisierten Welt mit Handelskonflikten nicht mehr so einfach umsetzbar, ohne auf massiven Widerstand unter anderem der USA zu treffen, die selbst an einer Schwächung der eigenen Währung interessiert sind. Statt des Rückenwindes einer schwachen Währung droht nun der Gegenwind eines immer schwächeren US-Dollar, in dem nach wie vor ein Großteil des Welthandels abgewickelt wird.


    Globalisierung: von offenen Märkten 
zur Blockbildung


    Die 2000er- und 2010er-Jahre waren geprägt von fortschreitender Globalisierung. Mit Chinas WTO-Beitritt 2001 öffnete sich eine Wirtschaft mit mehr als einer Milliarde Menschen für den Welthandel. Märkte wurden liberalisiert, Handelsbarrieren abgebaut, Lieferketten global optimiert. Vor allem Industriegüter waren weltweit gefragt.


    Deutschland als Exportnation mit starker Position im Bereich Maschinen- und Anlagenbau profitierte von dieser Entwicklung überproportional. Die Außenhandelsquote – die Summe von Exporten und Importen relativ zum BIP – stieg von 59,7 Prozent (2009) auf 71,1 Prozent (2018) und weiter bis auf 90 Prozent im Jahr 2023.283 Die Kehrseite des Erfolges: Deutschland wurde vom Welthandel immer abhängiger.


    Seit etwa 2018/2019, spätestens aber seit dem ­russischen Überfall auf die Ukraine 2022, ist die Globalisierung in den Rückwärtsgang geschaltet. Statt offener Märkte herrscht zu­neh­mend Blockbildung: USA gegen China, Westen gegen Russland, eine neue multipolare Weltordnung zeichnet sich ab.


    Der Protektionismus nimmt zu. Die USA unter Präsident Donald Trump führten Zölle ein, China antwortete mit eigenen Handelsbeschränkungen. Die BRICSplus-Staaten (Brasilien, Russland, Indien, China, Südafrika plus neue Mitglieder) arbeiten an einer eigenen Wirtschaftsordnung jenseits des Westens. Deutschland ist als exportabhängige Nation von dieser Entwicklung besonders betroffen. Die offenen Märkte, die unseren Erfolg ermöglicht haben, schließen sich wieder.


    China: Vom Kunden zum Konkurrenten


    In den 2010er-Jahren entwickelte sich China zum wichtigsten Handelspartner Deutschlands. 2019 wurden Waren im Wert von 205,7 Milliarden Euro zwischen beiden Ländern gehandelt. Deutschland exportierte Maschinen, Autos, Chemieanlagen nach China, welches sich in enormer Geschwindigkeit entwickelte.


    China war in dieser Phase noch Importeur von Technologie. Es brauchte deutsche Ingenieurkompetenz, deutsche Produktionsanlagen, deutsche Autos für seine wachsende Mittelschicht. Deutschland belieferte China mit genau dem, was China nicht selbst herstellen konnte.


    Die Gewinne der hiesigen Unternehmen in China waren enorm. Volkswagen, BMW, Mercedes, BASF, Siemens – sie alle machten einen erheblichen Teil ihres Umsatzes und Gewinns in China. China war der Hoffnungsmarkt schlechthin.


    Heute sieht das ganz anders aus. Mit der Strategie »Made in China 2025« hat China systematisch daraufhin gearbeitet, in genau jenen Industrien aufzuholen, in denen Deutschland stark war. Dabei setzt es auf die gleichen Erfolgsfaktoren wie Deutschland im 19. Jahrhundert: billige Energie, sehr gute Bildung, harte Arbeit und einen effizienten Staat. Damit soll nicht behauptet werden, dass in China alles zum Besten steht. Die Kommunistische Partei unterdrückt die Meinungsfreiheit und missachtet die Menschenrechte. Die demografische Entwicklung ist in den nächsten Jahrzehnten noch dramatischer als bei uns – eine Folge der Ein-Kind-Politik – und es gibt Probleme mit Verschuldung und einer geplatzten Blase am Immobilienmarkt.


    Bei der Energieversorgung ist das Land pragmatisch. Es setzt auf jede Form der Stromerzeugung: Kohle-, Wasser- und Kernkraft wie auch Wind und Solar. Dabei nutzt China auch die Möglichkeit, neue Industriezweige zu entwickeln. Bei der Produktion von Photovoltaikmodulen ist China mit einem Weltmarktanteil von über 80 Prozent Weltmarktführer, bei der Windenergie setzt das Land mit Kostenvorteilen von bis zu 40 Prozent zum Siegeszug an und auch beim Thema Kernenergie wird durch Standardisierung ein deutlicher Kostenvorteil erzielt. So liegen die Erzeugungskosten aus Kernenergie bei weniger als einem Viertel jener Anlagen, die zuletzt im Westen errichtet wurden. Auch hier ist das Ziel, einen weiteren wichtigen Exportmarkt zu erschließen. Der Industriestrompreis liegt bei etwa 8 Cent/kWh, verglichen mit 20 Cent/kWh in Deutschland (2023) – ein Kostenvorteil um den Faktor zwei bis drei, vergleichbar mit Deutschlands Kohlevorteil im 19. Jahrhundert.


    Das hat konkrete Folgen: Allein aufgrund der ­massiven Aus­weitung der Energieerzeugung, meinen Analysten von Gold­man Sachs, dürfte China das Rennen um Künstliche Intelligenz am Ende gewinnen.284


    Auch bei der Bildung folgt China dem deutschen Vorbild von vor über 100 Jahren: Allein 2022 wurden neun Millionen Ingenieure (Europa: 500 000, USA: 197 000) und 3,7 Millionen Informatiker (Europa: 300 000, USA: 120 000) ausgebildet.285 Bei KI und Data Science sieht es nicht anders aus: Rund 50 Prozent der KI-Forscher haben chinesische Wurzeln.286


    China ist in vielen Bereichen nicht mehr nur billiger, sondern technologisch ebenbürtig oder sogar überlegen. Das hat zwei Konsequenzen: Der Absatz deutscher Unternehmen in China geht deutlich zurück, was vor allem die hiesigen Automobilhersteller hart getroffen hat. Viel schlimmer wiegt, dass die chinesische Politik den Aufbau erheblicher Überkapazitäten fördert, die dazu führen, dass China immer aggressiver in die Welt exportiert und dort und sogar auch in der EU die deutschen Anbieter massiv unter Druck setzt.287 Manchmal sogar gefördert von unserer Politik, denkt man beispielsweise an die Bezuschussung des Kaufs von Elektroautos, die im Januar 2026 beschlossen wurde.


    Der größte Kunde ist zum größten Konkurrenten geworden. Der »China-Schock 2.0« trifft uns mit voller Wucht.


    Von humanitärer Aufgabe zum 
ökonomischen Problem


    Mitte der 2010er-Jahre öffnete Deutschland seine Grenzen für Millionen Flüchtlinge und Migranten. Bundeskanzlerin Angela Merkel verkündete 2015: »Wir schaffen das«. Deutschland sah Migration in der Flüchtlingskrise primär als humanitäre Aufgabe und erhoffte sich gleichzeitig ökonomischen Nutzen durch zusätzliche Arbeitskräfte.


    Die Arbeitsmarktlage war gut, die Wirtschaft boomte. Es schien, als könne Deutschland die Integration stemmen und gleichzeitig vom Zuzug profitieren.


    Die Realität ist ernüchternd. Trotz unstrittiger Integrationserfolge in Einzelfällen ist ein großer Teil der Zugewanderten auf Jahre hinaus, wenn nicht lebenslang, auf Sozialleistungen angewiesen. Das Bildungssystem hat es nicht geschafft, die Kinder der Zuwanderer ausreichend zu fördern, die Wohnungsnot hat sich verschärft.


    Vieles spricht dafür, dass die Aufnahmekapazität der Gesellschaft erschöpft ist. Schulen, Kitas, Wohnungsmarkt – überall herrscht Überlastung. Die humanitäre Großherzigkeit der 2010er-Jahre stößt an finanzielle und soziale Grenzen.


    Infrastruktur: von Weltniveau 
zum Sanierungsfall


    Zwischen 2000 und 2020 hat Deutschland seine öffentliche Infrastruktur systematisch aufgezehrt. Im EU-Durchschnitt investierten die Staaten seit 2000 jährlich rund 3,7 Prozent des BIP in Straßen, Schulen und andere öffentliche Infrastruktur, Deutschland dagegen nur 2,1 Prozent – also mehr als 1,5 Prozentpunkte des BIP weniger pro Jahr. Kein anderes EU-Land investierte in dieser Zeit so wenig in seine öffentliche Infrastruktur.


    Auch die Privatwirtschaft investierte weniger im Land, was angesichts von Abgabenbelastung, demografischen Aussichten und schlechterer öffentlicher Infrastruktur nicht überraschen kann.


    Das bedeutet nichts anderes als einen erheblichen Investitionsbedarf. Studien beziffern den zusätzlichen staatlichen Investitionsbedarf bis etwa 2030 auf 45 Mrd. Euro pro Jahr, nur um den Rückstand aufzuholen. Allein in den Kommunen beträgt der Investitionsrückstand aktuell 186 Mrd. Euro, mehr als die Hälfte davon bei Schulen (55 Mrd. Euro) und Straßen (48 Mrd. Euro).288 Der Deutsche Städte- und Gemeindebund bringt es auf den Punkt: »Seit dem Jahr 2002 leben wir von der Substanz. […] Seit mittlerweile fast einem Vierteljahrhundert sind die Nettoanlageinvestitionen der Kommunen negativ«.289 Umso schlimmer, dass einige Kommunen in diesem Umfeld teure Projekte zur Erreichung einer »Klimaneutralität« priorisiert haben.


    Und nochmal: Es lag nicht an der Schuldenbremse. Zum einen erfolgte der Einbruch bei den Investitionen bereits vor der Einführung der Schuldenbremse und die Investitionen sind nach der Einführung sogar leicht gestiegen. Zum anderen hat es dem Staat keineswegs an Geld gemangelt.


    


    Sprudelnde Einnahmen – explodierende Ausgaben


    Die guten Jahre bescherten dem deutschen Staat Rekordeinnahmen. Nicht nur die Wirtschaft brummte, sondern auch die Steuer- und Abgabenlast stieg von 38,4 Prozent (2010) auf 41,4 Prozent des BIP (2019) – die Bürger zahlten nicht nur absolut, sondern auch relativ mehr an den Staat.


    Zugleich sank die Arbeitslosigkeit (weniger Sozialausgaben) und die Zinsen fielen dank der Euro-Rettungspolitik der EZB. Der Bund erzielte erstmals seit 1969 einen ausgeglichenen Haushalt – die berühmte »schwarze Null«.


    Ein Blick auf die Jahre von 2009 bis 2018 zeigt:


    
      	Die Gesamtausgaben des Bundes stiegen in den zehn Jahren um 280 Milliarden Euro, was letztlich die Mehreinnahmen widerspiegelt.


      	Die Zinsausgaben des Bundes sanken um 136 Milliarden Euro.


      	Die Aufwendungen für den Arbeitsmarkt sanken ­kumuliert um 46 Milliarden.


      	In Summe hatten die Politiker also eine »Verteilungsmasse« von rund 460 Milliarden Euro (!!!) in diesen zehn Jahren.

    


    Statt diese Mittel für Investitionen in die Zukunft zu verwenden, wurde das Geld so verteilt:


    


    
      	Immerhin rund 100 Milliarden wurden zusätzlich an die Rentenkasse überwiesen.


      	Weitere rund 100 Milliarden Euro gingen als Zuschüsse an die gesetzliche Krankenversicherung, vor allem um sogenannte »versicherungsfremde« Leistungen zu finanzieren.


      	Gestiegene Leistungen für Familien mit kumuliert rund 15 Milliarden Euro fallen da kaum noch ins Gewicht.


      	Den größten Zuwachs weisen mit über 117 Milliarden die »restlichen Ausgaben« auf. Dahinter verstecken sich Zuweisungen und Zuschüsse an Sondervermögen, die zum Beispiel künftige Ausgaben in Bereichen des Klimaschutzes, der Kinderbetreuung und der Integration von Migranten decken sollen. Allein 2017 wurden für die »Aufnahme und Integration von Asylsuchenden und Flüchtlingen einschließlich der Fluchtursachenbekämpfung« 20,8 Milliarden Euro ausgegeben.


      	Die verbleibenden Mehrausgaben im Zeitraum seit 2008 entfallen auf Investitionen (50 Milliarden), Personal (26 Milliarden), den Europäischen Rettungsfonds ESM (22 Milliarden) und neue Ausrüstung für die Bundeswehr (4 Milliarden).

    


    Die finanziellen Spielräume nutzte die Politik für den Ausbau des Sozialstaats. Investiert wurde nicht. Heute sind die finanziellen Spielräume verschwunden.


    Deutschland hat die guten Jahre nicht genutzt. Die Rechnung kommt jetzt:


    Schuldenmilliarden auf 
die Probleme


    Statt auf Reformen setzt die Politik auf Schulden. Der erste Akt dieser Strategie spielte sich unmittelbar nach der Bundestagswahl 2025 ab: Die Schaffung von »Sondervermögen« für Infra­struktur und Bundeswehr wurde als Investitions­offensive verkauft. Doch die Mittel wurden bereits im Moment ihrer Schaffung zweckentfremdet. Allein dadurch, dass alles über einem Prozent des BIP für Verteidigung nun auf Kredit läuft, wurden im normalen Haushalt Mittel in Höhe von über zwanzig Milliarden Euro frei, weil der Bund zuvor bereits 1,5 Prozent vom BIP für Verteidigung aus dem Haushalt finanziert hat. Die Schulden dienen also dazu, Löcher im laufenden Haushalt zu stopfen.


    Verschleiern statt reformieren


    Die Zweckentfremdung setzt sich bei der Umsetzung fort. Studien des ifo Instituts und anderer Forschungseinrichtungen zeigen, dass rund 50 Prozent der Mittel, die offiziell als Investitionen deklariert werden, tatsächlich in staatlichen Konsum fließen. Bei den Geldern, die an die Länder weitergereicht werden, dürfte der Anteil der Investitionen noch geringer sein, man denke an die Milliarden, die das Land Berlin für das Pflanzen von Bäumen verwenden will. Was als Zukunftsinvestition angepriesen wird, erweist sich als Subventions- und Konsumprogramm.290


    Der Sachverständigenrat der Bundesregierung warnt denn auch, dass durch die konsumtive statt investive Verwendung der Mittel der Wachstumseffekt deutlich geringer ausfallen und damit die Schulden relativ zum BIP deutlich mehr steigen werden.291


    Trotz dieser Veruntreuung der für Investitionen gedachten Schulden-Billion tun sich weitere Löcher im Haushalt auf. So rechnet das Bundesfinanzministerium im Herbst 2025 mit einer Finanzierungslücke von 172 Milliarden Euro bis 2029. Die jährlichen Defizite steigen kontinuierlich: von 34 Milliarden Euro im Jahr 2027 über 63 Milliarden in 2028 bis hin zu 74 Milliarden Euro im Jahr 2029. Der Bundesrechnungshof warnt drastisch: »Wer plant, im Jahr 2026 fast jeden dritten Euro auf Pump zu finanzieren, ist von einer soliden Finanzwirtschaft weit entfernt«.292


    Die Bundesbank prognostiziert, dass spätestens 2030 der gesamte Haushalt für drei Posten gebunden sein wird: Soziales, Verteidigung und Zinsen. Der Thinktank »Dezernat Zukunft« kalkuliert, dass der diskretionäre, also nach Ermessen frei entscheidbare fiskalische Spielraum der Bundesregierung bis 2029 auf nur noch fünf Prozent schrumpfen könnte. Im Jahr 2035 könnte er null betragen – ein demokratiegefährdender Zustand, in dem Wahlen »fiskalisch und politisch bedeutungslos« würden.293


    Was ist die Antwort der Politik? Reformen? Nein, die Suche nach mehr Geld läuft auf vollen Touren.


    Schuldenbremse: aufweichen 
statt modernisieren


    Deshalb soll nun die Schuldenbremse »reformiert« werden. Eine Kommission wurde eingesetzt – natürlich, doch bei den politischen Mehrheitsverhältnissen dürfte es eher darum gehen, die Bremse völlig aufzuweichen oder ganz abzuschaffen. Die Arithmetik ist klar: Jede grundlegende Reform der Schuldenbremse, die eine Zweidrittelmehrheit erfordert, braucht die Zustimmung der Linkspartei, da man die Zustimmung der AfD nicht möchte (und wohl auch nicht bekäme). Die Zustimmung werden die anderen Parteien nicht umsonst bekommen. Vielmehr dürften Reformen und Kürzungen im Sozialbereich ausgeschlossen werden, was bedeutet, dass immer mehr Schulden aufgenommen werden, um die weiter wachsenden Löcher zu stopfen.


    Die Entwicklung unterstreicht, wie wertvoll die Schuldenbremse war. Denn entgegen der Behauptung der Kritiker war die Schuldenbremse kein Investitionshemmnis. Sie war ein Konsumhemmnis. Die Politik schwamm über mehr als zehn Jahre im Geld und hat sich dafür entschieden, zu konsumieren statt zu investieren. Und sie setzt diese Vorgehensweise fort.


    


    Deutschland könnte bis zum Ende der Legislaturperiode einen Schuldenstand von 80 Prozent des BIP erreichen – ein Anstieg um knapp 20 Prozentpunkte. Statt die eigentlichen Probleme anzugehen, wirtschaftet die Politik weiter auf Pump.


    Und nicht nur das. Viele Akteure scheinen ernsthaft zu glauben, dass sie mit ihren Ausgaben auf Pump wirkliches Wirtschaftswachstum schaffen. In Wahrheit liegen die Prognosen für das Wachstum unterhalb der Veränderungsrate der Verschuldung. Das Wachstum wird also sehr teuer erkauft und sich als Strohfeuer erweisen.


    EU-Schulden: teurer Umweg


    Die EU darf sich laut den derzeitigen Verträgen eigentlich nicht verschulden. Der sogenannte »Wiederaufbaufonds« Next Generation EU hat bereits gegen diese Regel verstoßen. Schon im Dezember 2025 kam es zur Wiederholung mit dem gemeinsamen Kredit zugunsten der Ukraine.


    Obwohl aus diesen Krediten erhebliche Lasten für den deutschen Steuerzahler erwachsen, werden EU-Schulden nicht von der Schuldenbremse erfasst.294 Künftige Zins- und Tilgungslasten werden den Haushalt natürlich belasten, zum Zeitpunkt der Kreditaufnahme greift die Schuldenbremse jedoch nicht.


    Damit ist die Verlockung für die deutsche Politik groß, dem Drängen nach mehr Schulden auf EU-Ebene nachzugeben, um so auch die zunehmenden eigenen Finanzprobleme zu »lösen«. Dies ist aus mehreren Gründen problematisch.


    Es führt zu einer Vermögensverschiebung von Deutschland in die anderen Länder, da wir per Definition immer weniger Mittel von der EU bekommen als die Tilgungs- und Verzinsungsverpflichtung, die wir übernehmen. Das ist ungerecht, weil, wie mehrfach dargelegt, die Franzosen, Italiener und Spanier pro Kopf mehr Vermögen als die Deutschen haben.295


    Dennoch ist die Gefahr real, dass mehr EU-Schulden als Umweg aus den Haushaltsnöten genutzt werden.


    Verlust der Ankerfunktion und 
strukturelle Inflation


    Mit dieser Politik verliert Deutschland perspektivisch seinen Status als solider Schuldner und damit auch seine Rolle als Anker des Euro. Frankreich zeigt bereits »Elemente eines Schwellenlandes«, wie die NZZ konstatierte. Anleger verlangen von großen französischen Konzernen niedrigere Risikoaufschläge als vom französischen Staat selbst. Deutschland bewegt sich auf diesem fatalen französischen Weg.296


    Wenn Deutschland als letzter Stabilitätsanker der Eurozone wegbricht, wird die EZB immer mehr dazu gezwungen werden, die Staaten direkt zu finanzieren. Das führt strukturell zu Inflation – und zu noch mehr Umverteilung aus Deutschland in die anderen Länder. Denn die Bürger der anderen Länder besitzen viel mehr Immobilien und Aktien, die vor Inflation schützen, während die Deutschen überwiegend auf Sparbücher und Lebensversicherungen setzen.


    Die Inflation wirkt dann als versteckte Steuer, die vor allem deutsche Sparer treffen wird.


    Der Teufelskreis: Weniger Wachstum, 
mehr Probleme


    Die Verschuldung wird also weiter steigen, offiziell und inoffiziell. Die Politik wird jeden Hebel nutzen, um die Probleme zu verschleiern. Neben den Schulden werden natürlich auch die Steuern und Abgaben weiter steigen. Denn nur darum geht es in der ganzen »Ungerechtigkeitsdiskussion«: Wer soll die weiter wachsenden Lasten des Staates tragen?


    Vermögenssteuern, höhere Erbschaftssteuern, höhere Spitzensteuersätze, Erfassung anderer Einkommensarten für die Sozialversicherung, höhere Mehrwertsteuer, Abschaffung der Abgeltungssteuer, höhere Besteuerung von Immobilien inklusive Wegfalls der Steuerfreiheit nach einem Verkauf nach zehn Jahren: Die Wunschliste der Steuererhöhungspolitiker ist lang. Meist sind es auch die, die mehr Schulden befürworten, denn ihnen ist klar, dass der durch die Zinslasten immer weiter eingeschränkte Verteilungsspielraum Steuererhöhungen »alternativlos« macht.


    Die Folge dieser Politik: noch weniger Wachstum und noch geringere Steuereinnahmen, was wiederum zu noch größeren Haushaltsproblemen führt. Der Staatskonsum wächst immer weiter – nachdem er bereits seit 2015 um 25 Prozent zugelegt hat – und die privaten Investitionen gehen weiter zurück. Dabei liegen sie schon rund 15 Prozentpunkte unter dem Stand von 2018.297 Die Abwärtsspirale dreht sich immer schneller.


    Fazit: Der sicherste Weg in den Ruin


    Das ist der schlechteste denkbare Weg und der sicherste, um den Ruin zu vollenden. Statt grundlegender Reformen setzt die Politik auf Schulden, um Probleme zu verschleiern. Statt die Ausgabenstruktur zu verändern, werden die fiskalischen Regeln aufgeweicht. Statt sich der Realität zu stellen, flüchtet man in immer neue Sondervermögen und EU-Schulden.


    Genau deshalb müssen wir davon ausgehen, dass dieser Weg von der Politik beschritten wird. Der Widerstand gegen Reformen ist zu groß, die Versuchung der schuldenfinanzierten Problemverschleppung zu verlockend, und die Hoffnung, dass »irgendwie schon alles gutgehen wird«, zu tief verwurzelt.


    


    Doch das wird es nicht.


    Warum handelt die Politik nicht?


    Der Absturz, 2018 bereits sichtbar, ist heute Allgemeingut. Man könnte also meinen, die Politik handelt. Doch weit gefehlt. Die Politik verweigert sich der Erkenntnis. Arbeits- und Sozialministerin Bärbel Bas brachte diese Realitätsverweigerung auf den Punkt, als sie die Feststellung, der Sozialstaat sei zu groß geworden, als »Bullshit« bezeichnete.


    Warum tut sich die Politik mit 
Reformen so schwer?


    Diese Haltung ist symptomatisch für eine politische Klasse, die lieber an Illusionen festhält, als sich der Wirklichkeit zu stellen. Doch warum tut sich die Politik mit Reformen so schwer?


    Es sind schlicht zu viele Baustellen


    Energie, Klima, Migration, Bürokratie, Sozialstaat, Steuer- und Abgabensystem, Bildungswesen, Infrastruktur, Verteidigungsfähigkeit … Die Liste der Problembereiche ist lang. Die Politik müsste an allen Hebeln gleichzeitig drehen, und dies zudem deutlich radikaler als bei den Reformen der Agenda 2010. Man kann angesichts dieser Herausforderung Verständnis dafür haben, dass Politiker davor zurückschrecken, zu handeln. Natürlich müssten sie es dennoch tun.


    Wer die Krise zu verantworten hat, kann sie nicht lösen


    Die Parteien, die aktuell die Regierung führen oder wesentliche Teile der Politikgestaltung beeinflussen – Union, SPD und Grüne – sind verantwortlich für die meisten Probleme, die gelöst werden müssten.


    


    Die Energiewende in ihrer heutigen extremen Form ist ein Projekt der Grünen und der SPD. Die Migrations- und Flüchtlingspolitik seit 2015 wurde federführend von Union und SPD betrieben und von den Grünen unterstützt. Die Rentenpolitik mit Grundrente und Rente mit 63 geht auf das Betreiben der SPD zurück, der CSU verdanken wir die Mütterrente. Die planwirtschaftliche Regulierung von Energieeffizienz, Gebäuden und Mobilität basiert auf grüner Ideologie, die aber weit über die Partei Die Grünen hinausgeht. Die Weigerung, Kernkraft rational in die Energiediskussion einzubeziehen, ist das Erbe der Grünen aus den 1980er-Jahren.


    Die Parteien tun sich schwer damit einzuräumen, dass sie in den letzten 20 Jahren vieles falsch gemacht haben und wir jetzt das Gegenteil tun müssen. Stattdessen wird der Reformbedarf geleugnet oder kleingeredet: »wir passen an«, »neue Herausforderungen erfordern neue Antworten«, »das ist eine notwendige Korrektur, kein Kurswechsel.« Oder aber, man versucht, den eingeschlagenen Weg »noch konsequenter« (was nichts anderes bedeutet als mit noch mehr Subventionen und Regulierungen) fortzusetzen.


    Dabei ist ein echter Kurswechsel, eine grundlegende Neuausrichtung, eine Anerkennung, dass bisherige Prioritäten falsch waren, erforderlich.


    Die Politiker glauben ihre eigenen Märchen 


    Politiker haben über Jahre bestimmte Narrative entwickelt und kommuniziert. Sie haben sich damit ein »Image« geschaffen. Sie haben damit ihre Partei positioniert. Diese Narrative infrage zu stellen, fühlt sich schon allein psychologisch unmöglich an.


    Ein grüner Politiker, der sich 30 Jahre gegen Kernkraft engagiert hat, kann nicht plötzlich sagen, »Wir brauchen Kern­kraft.« Das ist nicht nur politisch unmöglich, es ist psychologisch unmöglich. Es würde bedeuten, die eigene Identität infrage zu stellen. Stattdessen wird die Energiewende als alternativlos rationalisiert.


    Politiker investieren emotionales und intellektuelles Kapital in bestimmte Positionen. Je länger sie diese vertreten, desto unmöglicher wird es, sie infrage zu stellen.


    Die Krise ist weniger sichtbar


    Ein entscheidender Grund, warum die Politik nicht handelt, liegt darin, dass der Niedergang Deutschlands vielen Bürgern nicht bewusst ist. Anders als in früheren Krisen mit klaren Indikatoren wie hohen Arbeitslosenquoten findet der heutige Verfall weniger Aufmerksamkeit. Die Arbeitslosigkeit bleibt niedrig, weil die Mitarbeiter in Rente gehen. Der Sozialstaat funktioniert noch. Der Verfall der Infrastruktur stört, aber man gewöhnt sich daran.


    Es gibt keine Demonstrationen, man nimmt die Entwicklung einfach hin. Daraus erwächst kein Druck auf die Politik, zu handeln.


    Die Medien verzerren die Problemwahrnehmung


    Ein weiteres Hindernis liegt in der Rolle der Medien. Dies ist ein sensibles Thema, weil es den Anschein erwecken kann, es gehe um »die Medien« als monolithischen Block. Das ist nicht gemeint. Aber es gibt systematische Verzerrungen. Viele große deutsche Medien (öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten, führende Zeitungen) teilen zwar nicht alle, aber viele der grundlegenden Überzeugungen der etablierten Parteien.


    Das führt zu systematischen Verzerrungen:


    


    
      	Energiewende: Kritik wird oft als »gegen den Klimaschutz« positioniert. Die dramatischen Fälle von Betriebsschließungen oder Standortverlagerungen wegen Energiekosten werden weniger prominent als Positiv-Geschichten zur Windkraft-Expansion berichtet.


      	Migrations-Narrative: Positive Integrationsgeschichten werden stärker hervorgehoben als die Zahlen über Arbeitslosen- oder Schulabbrecherquoten von Migranten. Forderungen nach strengerer Migration werden oft als »rechts« oder »intolerant« dargestellt, nicht als alternative Politikposition.

    


    Dies wird nicht unbedingt bewusst gemacht. Es ist nicht so, dass Redakteure in Berlin zusammensitzen und beschließen, nur positive Geschichten zur Energiewende zu bringen. Aber es existiert ein unterbewusster Bias, in dem bestimmte Positionen als legitim gelten und andere nicht. Zudem muss man davon ausgehen, dass bei vielen Journalisten, wie bei der breiten Gesellschaft, das Interesse und Verständnis für wirtschaftliche Zusammenhänge nicht groß ausgeprägt ist.


    Die Medien problematisieren die Wirtschaftslage weniger als vor 20 Jahren.


    Die Fragmentierung der Macht


    Ein weiteres Hindernis liegt in der fragmentierten Parteienlandschaft. Deutschland hatte in der Bonner und auch frühen Berliner Republik klar definierte politische Blöcke: CDU/CSU auf der einen Seite, SPD auf der anderen, FDP und Grüne als kleinere Faktoren.


    Heute ist die Landschaft zersplitterter. Regierungen sind meist lagerübergreifend. In der Theorie müsste das die Reformen erleichtern, weil sowohl links (Umverteilung, Stärkung des Sozialstaats) wie rechts (Deregulierung, Steuersenkungen, Leistungsorientierung) Kompromisse eingehen könnten. In der Praxis ist das anders, weil die Parteien bei jeder Reform befürchten, ihre Kernwähler gegen sich aufzubringen.


    Reformen wirken zu spät


    Reformen haben Reformkosten (unmittelbar, sichtbar, schmerz­haft) und Reformgewinne (zeitverzögert, diffus, am Ende größer, aber unsichtbar). So sind die Arbeitsmarktreformen von Schröders Agenda 2010 unpopulär. Die Menschen sahen die Leistungskürzungen (unmittelbar) und nicht die längerfristige Wirkung auf die Beschäftigung (zeitverzögert 5 bis 10 Jahre). Merkel konnte später die Früchte von Schröders unpopulärem Handeln ernten.


    Dies erzeugt perverse Anreize. Ein Kanzler oder Minister, der radikale Reformen durchsetzt, macht sich unbeliebt, während der Nachfolger profitiert. Ein rationaler Politiker in einem Wahlsystem mit 4-Jahres-Zyklen wird daher eher auf Nicht-Reform wetten.


    Reformen treffen alle


    Die Reformen, die erforderlich sind, werden jeden Bürger des Landes treffen. Jeder wird Leistungskürzungen und höhere Lasten zu verkraften haben. Der Kreis der Betroffenen geht weit über den der Agenda 2010 hinaus. In der Theorie läge hier die Chance für konsequente politische Führung. Diese ist jedoch nicht in Sicht.


    Die demografische Falle


    Der Anteil der Menschen über 65 ist in zwei Dekaden von etwa 16 Prozent auf über 22 Prozent gestiegen. Das erzeugt ein demografisches Spannungsproblem für Reformen. Ältere Menschen haben weniger direkten Nutzen von Reformen, die auf langfristige Wohlstandssteigerung abzielen. Ein 70-Jähriger profitiert wenig davon, dass die Schulen besser werden. Er zahlt aber unmittelbar die Kosten.


    Die meisten Politiker haben keine Karriere-Anreize, um gegen Rentner zu argumentieren. Rentner sind zuverlässige Wähler. Das ist kein Argument gegen Reformen. Es ist ein Argument dafür, zu verstehen, warum sie politisch so schwer sind.


    Reformen sind schwieriger als vor 20 Jahren


    Reformen sind heute schwieriger als vor 20 Jahren. Der globale Wettbewerb hat sich – vor allem, aber nicht nur durch China – deutlich intensiviert. Wir müssen nicht nur unsere Fehler der letzten zwei Jahrzehnte korrigieren, sondern zugleich darüber hinaus den Verlust an Wettbewerbsfähigkeit durch den Fortschritt der anderen kompensieren. Damit müssen die Reformen über das von Politik und Gesellschaft erwartete Niveau hinausgehen.


    Durchbrechen wir den Teufelskreis


    Deutschland ist aktuell im Limbo zwischen Nicht-Akut-Genug und Schon-Zu-Spät. Das ist der schlechteste aller möglichen Punkte: zu spät, um große proaktive Reformen zu machen, zu früh, um akute Krisenmaßnahmen durchzusetzen.


    Was wir brauchen, ist eine positive Erzählung, die aufzeigt, dass wir alle von einem Reformprogramm profitieren. Es geht nicht darum, dass Politiker zugeben, 20 Jahre alles falsch gemacht zu haben. Es geht darum, ein neues Narrativ zu etablieren, das die Realität beschreibt und eine Hoffnung auf Besserung bietet.


    Ein mögliches neues Narrativ könnte lauten: »Deutschland steht vor neuen globalen Herausforderungen. China ist Konkurrenz geworden, Energie ist knapp, die Bevölkerung wird älter. Die Strategien der letzten 20 Jahre waren für die damalige Welt richtig, funktionieren aber nicht mehr. Deshalb brauchen wir einen Neustart. Nicht um ›alte Fehler‹ zu korrigieren, sondern um auf die neuen Realitäten zu reagieren. Das hat Deutschland schon mehr als einmal geschafft – nach 1945 und nach der Wiedervereinigung. Und wir können es wieder schaffen. Aber nur, wenn wir jetzt handeln.«


    Aufbruch 2030: Die ­Zukunftsagenda 
für Deutschland


    2021 erschien mein Buch Ein Traum von einem Land – Deutschland 2040. Darin habe ich ein ausführliches Reformprogramm für Deutschland vorgelegt. Fünf Jahre später bleibt die nüchterne Feststellung, dass das Programm noch dringender geworden ist. Wir haben uns weiter in die falsche Richtung bewegt.


    Die Antwort kann nur lauten: Wir müssen schneller und radikaler handeln, wenn wir den Absturz noch verhindern wollen. Dabei geht es um die Wiederherstellung der Wettbewerbsfähigkeit, die Steigerung des Wachstumspotenzials und die gerechte Verteilung der Lasten innerhalb der Gesellschaft.


    Die Säulen von Aufbruch 2030


    Statt an dieser Stelle in Art einer Checkliste eine sehr lange Aufzählung von Einzelmaßnahmen aufzuschreiben, die nicht nur unvollständig, sondern auch langweilig und angesichts des bisher Gesagten repetitiv und banal wäre, beschränken wir uns auf die entscheidenden Grundgedanken von Aufbruch 2030. Zunächst die Feststellung, dass der Aufbruch 2030 auf mehreren Säulen basiert.


    


    Säule 1: Aufklärung


    Grundvoraussetzung, um überhaupt zu einem Sanierungsprogramm für Deutschland zu kommen, ist die Überwindung der Transparenzkrise. Wir haben an verschiedenen Stellen gesehen, dass es an der nötigen Transparenz über den Zustand des Landes mangelt, sei es in der Selbstdarstellung des Staates oder sei es in der medialen und politischen Reflektion. Ohne diese Transparenz wird es aber unmöglich sein, Einsicht und Bereitschaft zur Veränderung zu schaffen.


    Wir brauchen:


    1. Bilanz des Staates: Umstellung auf kaufmännische Doppik (also Bilanzierung wie auch bei Unternehmen üblich). Das bedeutet: Alle Pensionsverpflichtungen, alle impliziten Schulden aus Sozialversprechen werden sichtbar gemacht, ebenso der Wert des öffentlichen Vermögens. Im ersten Bericht dürfte das Eigenkapital negativ sein. Schockierend? Ja. Nötig? Absolut. Denn ohne diese Transparenz können Bürger nicht verstehen, warum Reformen notwendig sind.


    2. Unabhängige Kommission zur Energiewende: Die Bilanz zeigt, dass wir Milliarden für die Energiewende ausgegeben haben und energieabhängiger als je zuvor sind. Das ist nicht einfach ein Fehler – es zeigt Ideologie statt Systemdenken. Die Kommission muss prüfen, was ein »optimales Energiesystem« ist – nicht ein »maximal Erneuerbares«. Das heißt: Kernkraft evaluieren. Fracking evaluieren. Gas evaluieren. Dies mündet in einem Vorschlag für einen Neustart in der Energiepolitik.


    


    3. Nationale Debatte über Wohlstand: Ein »Nationaler Wohlstands-Dialog« mit Bürgern, Experten, Unternehmern. Nicht zur Beruhigung, sondern zur ehrlichen Analyse: Was müssen WIR tun – nicht der Staat, sondern jede Bürgerin und jeder Bürger? Im Fokus dabei: die Schaffung und Sicherung von Wohlstand, nicht die Umverteilung. Die Antworten sind unbequem: mehr arbeiten (längere Wochen, längere Berufsleben), später in Rente, weniger vom Staat erwarten (weil er weniger zahlen kann) und mehr Eigenverantwortung für Altersvorsorge und Vermögensbildung.


    Transparenz schafft erst Vertrauen, dann Bereitschaft. Erst wenn Menschen verstehen, dass das System Ponzi-artig zusammenbricht – nicht »irgendwann«, sondern spätestens 2035 – werden sie radikal genug denken. Solange sie glauben, wir haben Zeit und Geld, blockieren sie Reformen.


    Säule 2: Motivation und Anreize


    Die naheliegende Reaktion der Bürger mit Blick auf Reformen ist die Angst vor einem Verlust an Besitzständen, gepaart mit der verständlichen Frage, weshalb man etwaige Verluste in Kauf nehmen soll, vor allem dann, wenn man bereits in Rente ist oder aber in wenigen Jahren den Ruhestand erreicht. Mit Verboten und Vorgaben zu reagieren ist der falsche Weg. Stattdessen sollten wir Anreize auf eine Art setzen, dass die richtige Entscheidung auch die beste Entscheidung für den Einzelnen ist. Beispiele für solche Anreize:


    1. Steuerreform nach Kirchhof-Modell 


    Statt des kryptischen deutschen Steuersystems mit 300­ Ausnahmen, Sonderabzügen und Splittingregelungen:


    


    
      	Einheitlicher Steuersatz: 25 Prozent (auf alle Ein­kommen: Arbeit, Kapital, Mieten, alles gleich)


      	Hoher Grundfreibetrag: 20٠00 Euro (inflations­indexiert)


      	Abschaffung fast aller Ausnahmen (kein Dienstwagen-Steuervorteil mehr, keine Riester-Rente-Steuerdeals, keine doppelte Haushaltsführung)


      	Familiensplitting statt Ehegattensplitting: Jedes Kind erhöht den Grundfreibetrag der Eltern

    


    Ein einfaches, gerechtes Steuermodell mit mehr Anreizen zur Teilnahme am Erwerbsleben. Das adressiert sowohl die geringe Jahres- als auch die Lebensarbeitszeit.


    2. Negative Einkommenssteuer


    Der Sozialstaat wird radikal vereinfacht. Statt Hunderter verschiedener Leistungen:


    
      	Eine Leistung: Grundsicherung (über negative ­Einkommenssteuer)


      	Regel: Der Bürger behält mindestens 50 Prozent von ­jedem verdienten Euro

    


    Das Ergebnis: Wer arbeitet, wird belohnt. Wer nicht ­arbeitet, erhält eine Grundsicherung – aber keinen »Vollkasko-Sozial­staat«. Das erreichen wir nicht, indem wir – wie derzeit geplant – den vorhandenen Sozialstaat umbauen. Das geht nur mit einem kompletten Neustart und Systemwechsel zu einem Stichtag.


    3. Begrenzung Sozialstaat


    Die Abgabenquote wird auf 40 Prozent gedeckelt. Das ist unerlässlich, um Arbeitsanreize zu erhalten sowie die Lohnkosten in Deutschland wettbewerbsfähig zu halten und erhöht in Kombination mit der Steuerreform die Attraktivität für qualifizierte Zuwanderer aus aller Welt.


    4. Rentensystem reformieren


    Das heutige Rentensystem ist nicht gerecht und setzt die falschen Anreize:


    


    
      	Die Rente mit 63 ist großzügig. Stimmt. Aber gegenüber wem? Nur gegenüber jenen, die lange in Vollzeitarbeit waren. Sie gehört abgeschafft.


      	Renteneintrittsalter unabhängig von Lebenserwartung: 1960 lag die Lebenserwartung bei 70, Renteneintritt 65 = fünf Jahre Rente. 2025 liegt sie bei 82, Renteneintritt immer noch 65 = 17 Jahre Rente. Das ist eine Umverteilung von Jung zu Alt. Das Rentensystem an die Lebenserwartung zu koppeln ist keine soziale Kälte, sondern gerecht.


      	Kapitaldeckung als weitere Rentensäule einführen.


      	Staatsfonds für alle: 25000 Euro pro Bürger unter 65 in ein diversifiziertes globales Portfolio zur Alterssicherung. Das schafft tatsächliche Vermögensbildung und schützt vor Vermögensverlusten. Das ist echter Wohlstand für alle. Ein Mechaniker von 25 Jahren hat mit 65 eine halbe Million in seinem Portfolio – ohne je ein Stockbroker zu sein. Das ändert Mentalität und Armutsfestigkeit.

    


    5. Qualifizierte Zuwanderung statt Sozialzuwanderung


    Auch hier geht es darum, Motivation und Anreize umzukehren:


    
      	Asylverfahren in sicheren Drittländern (nicht in Deutschland): Spracherwerb, Berufsausbildung, Rechtskunde – dort, nicht hier.


      	Fachkräfte willkommen (Punktesystem): Qualifikation, Deutschkenntnisse, Jobangebot → Schnelle Arbeitserlaubnis


      	Sozialzuwanderung stoppen: fünf Jahre Wartezeit bis zum Anspruch auf Grundsicherung (EU-weit koordiniert)

    


    Kanada bekommt hochqualifizierte Zuwanderer, die einzahlen. Deutschland bekommt Zuwanderer, die Sozialausgaben verursachen. Das ist keine Rassismus-Frage, sondern eine Arithmetik-Frage. Mit der Anreiz-Reform kommen qualifizierte Zuwanderer wieder nach Deutschland. Weil es hier Arbeitsplätze gibt, Steuern, die niedrig sind und der Sozialstaat nicht überfordert wird.


    Die Wirkung von Anreizen im positiven wie im negativen Sinne wird von der Politik regelmäßig unterschätzt. Menschen sind rational. Sie reagieren auf Anreize und Motivation. Die Botschaft ist einfach: Es lohnt sich, zu arbeiten. Es lohnt sich, zu gründen. Es lohnt sich auszubilden.


    Säule 3: Befreiung


    Gebt uns die Chance zurück! Gebt uns das Risiko zurück! Das mag man unseren Politikern entgegenschreien. Aber genau darum muss es gehen. Der Staat, angetrieben von einer immer regelwütigeren Politik, hat sich in den letzten 20 Jahren immer tiefer und detaillierter in Wirtschaft und Gesellschaft eingemischt. Mit jeder Krise (Finanzkrise, Coronakrise, Energiekrise) wird der Staat größer, detaillierter, regelungswütiger.


    Das ist Bevormundung. Und es funktioniert nicht. Es führt stattdessen zu Ausweichreaktionen: Unternehmen investieren woanders. Menschen bauen keine Häuser. Vermieter verkaufen. Der Staat erreicht seine Ziele nicht – aber zerstört Märkte. Die Lösung: Befreiung statt Bevormundung.


    1. Bürokratieabbau: Regulierungsmoratorium für zwei Jahre, »One-in-three-out«-Regel: für ein neues Gesetz müssen drei alte weg, automatische Genehmigungen nach sechs Monaten, wenn keine behördliche Entscheidung erfolgt.


    


    2. Gesetzstreichung: Bekanntlich dauert es lange, Gesetze zu verabschieden. Gesetze streichen sollte dagegen leicht sein. Deutschland hat etwa 15 000 Seiten Bundesgesetze (Stand 2023). Im Jahr 2005 waren es 10000 Seiten. Das ist eine 50-Prozent-Inflation der Regelungen in 18 Jahren. Vorgabe an alle Ministerien, den Umfang der Gesetze auf den Stand von 2005 zu kürzen. Ein Großteil der Regelungen der letzten Jahrzehnte sind überflüssig bzw. übermäßig einschränkend. Das spart Mitarbeiter beim Staat und in der Wirtschaft!


    3. Rückbau des Staates: Analog zur Umkehrung der Gesetzesflut wird der öffentliche Sektor auf einen Schrumpfkurs gesetzt. In der ersten Stufe muss es darum gehen, den Personalaufbau der letzten Jahre zu korrigieren, im zweiten um ein Programm zur überproportionalen Schrumpfung im Vergleich zur Erwerbsbevölkerung. Dieser Druck des Personalmangels dürfte Prozesse zur Rücknahme des Staates und zur Digitalisierung befeuern. Die ­Fachkräfte stehen dann der Privatwirtschaft zur Verfügung, was die gesamtwirtschaftliche Produktivität fördert.


    Zugegeben, es ist den Deutschen schwer zu vermitteln, dass weniger Staat die Lösung ist. Doch spätestens nach dem Kassensturz sollte die Einsicht wachsen.


    Vor allem, wenn man erkennt, dass ein Staat, der sich auf seine Kernaufgaben konzentriert, dabei viel bessere Ergebnisse erbringt.


    Säule 4: Sanierung


    Mit mehr Anreizen und weniger Staat lösen wir vieles, aber nicht alles. Einige Bereiche müssen wir grundlegend sanieren. Das gilt für:


    


    1. Gesundheitssystem: Wir kommen nicht umhin, das Gesundheitswesen grundlegend zu entschlacken. Die Ansatzpunkte sind bekannt: Hausarztprinzip, Krankenhäuser konsolidieren, digitale Patientenakte richtig nutzen, Generika und Preisverhandlungen, Prävention statt Reparatur.


    2. Pflegeversicherung: Rückführung auf das Niveau vor der letzten großen Reform. Fokus auf Risikoversicherung.


    3. Bildungssystem: Es ist keine Frage von Geld, wie wir gesehen haben. Das Bildungssystem steht vor einer grundle­genden Sanierungsaufgabe: höhere Standards, niedrigere Abiturquote, dafür intensiver Unterricht in Kernfächern (Deutsch, Englisch, Mathematik); MINT-Offensive: Verdreifachung MINT-Absolventen bis 2030; Aufwertung der Berufsausbildung: Meister = Master (gleiches Ansehen). Duale Ausbildung stärken, Schulabbrecherquote halbieren: nicht durch Senkung des Leistungsniveaus, sondern durch frühe Intervention (Kindergarten) und klare Anforderungen.


    4. Integration: Ein Sofortprogramm zur sprachlichen Integration, verbunden mit starken Sanktionen und Anreizen.


    Wir haben gesehen, dass die Sanierungsnotwendigkeit in Deutschland weit über die hier genannten Beispiele hinausgeht. Es sind die Maßnahmen, die am dringendsten angegangen werden müssen. Diese Reformen sind möglich, ohne dass Bürger etwas verlieren. Bessere Schulen? Alle wollen das. Bessere Krankenhäuser? Alle wollen das. Günstigere Energie? Alle wollen das. Die Widerstände kommen von Interessengruppen, nicht von der Breite der Bürger. Das muss bei der Umsetzung verdeutlicht werden.


    


    Säule 5: Investition


    Ein moderner Kapitalstock ist die Voraussetzung für Wachstum und Wohlstand. Während die Säulen 1 bis 4 genug Motivation und Anreize schaffen, wieder im Land zu investieren, brauchen wir ein Programm staatlicher Investitionen:


    1. Infrastruktur-Blitzprogramm: Verpflichtung zu einem nach­haltig höheren Investitionsniveau, um einen entsprechenden Kapazitätsaufbau in der Privatwirtschaft abzusichern. Keine Mittelveruntreuung mehr wie derzeit.


    2. Verteidigungsbereitschaft herstellen: Bundeswehr finanziell, personell, aber vor allem kompetenzmäßig auf den nächsten Konflikt vorbereiten. Rüstung als Technologietreiber begreifen und nutzen.


    Spielraum für diese Investitionen gibt es genug, nachdem der Staat sich auf seine Kernaufgaben fokussiert und im Zuge dessen auch sämtliche Subventionen abbaut.


    Wie die Säulen sich verstärken


    Diese fünf Säulen sind nicht unabhängig. Sie verstärken sich gegenseitig:


    Aufklärung (Kassensturz)


    ↓


    Erzeugt Einsicht in Notwendigkeit für Reformen


    ↓


    Anreize + Befreiung


    ↓


    Mehr Menschen arbeiten, Unternehmen investieren, ­
Produktivität wächst


    ↓


    Staat hat mehr Einnahmen (obwohl Steuersätze sinken)


    ↓


    Geld für Sanierung und Investition


    ↓


    Bessere Infrastruktur, bessere Systeme


    ↓


    Weitere Produktivitätssteigerung


    


    ↓


    Das Land wird »reich« – nicht durch Umverteilung, 
sondern durch Wachstum


    Das ist keine »neoliberale« Vision. Das ist, was erfolgreiche Volkswirtschaften machen:


    
      	Transparenz für die Bürger: Wir sprechen Klartext über Probleme.


      	Anreize statt Bevormundung: arbeitet mehr, gründet, investiert.


      	Effizienter Staat: Klein, aber kompetent.


      	Sanierte Systeme: Gesundheit, Bildung, Energie funktionieren.


      	Breite Vermögensbildung: Normalverdiener haben echte Sicherheit.

    


    Staatsreform


    Nicht zu vergessen ist die dringende Notwendigkeit, unseren Staat zukunftsfähig zu machen. Zeitlich sind die Staatsreformen anzugehen, nachdem die fünf Säulen umgesetzt wurden. Denn man kann den Staat nicht umbauen, während man ihn funktionsfähig für das Reformprogramm braucht.


    Die Themen liegen auf der Hand:


    1. Föderalismusreform: Saubere Arbeitsteilung zwischen Bund, Ländern und Kommunen mit dazu passender finanzieller Ausstattung, landesweit einheitliche Mindeststandards (auf möglichst hohem Niveau) für die Schulen und Abschaffung kleinerer Bundesländer. Synchronisierung von Wahlperioden, Verlängerung auf fünf Jahre.


    


    2. Bundestag (und Landtage) verkleinern: Weniger Abgeordnete bedeutet weniger Blockade, schnellere Entscheidungen und geringere Kosten. ­Jeder Bürger darf maximal drei Legislaturperioden Mandatsträger oder Mitglied einer Regierung sein.


    3. Rechnungshof-Befugnis erweitern: Es sollte eine verpflichtende Nutzenanalyse von ­Gesetzen geben: Stehen die Kosten in Relation zum ­Ertrag, sind die Ziele sinnvoll?


    4. Schuldenbremse verstärken: Höhere offizielle Verschuldung (für Investitionen) nur, wenn versteckte Schulden reduziert werden. Formel: für alle 10 Prozentpunkte relativ zum BIP ­offizielle Schulden ein Abbau der versteckten Schulden (die ja nach der Bilanzierung nicht mehr verdeckt, ­sondern transparent sind) um 30 Prozentpunkte.


    Deutschland in der EU


    Die EU verstößt immer mehr gegen das Subsidiaritätsprinzip, setzt die falschen Prioritäten und ist ursächlich für eine überbordende Bürokratie. All dies führt zu einem immer größeren wirtschaftlichen Rückstand. Hier sollte Deutschland aus einer neu gewonnenen Stärke heraus die Rolle eines konstruktiven Reformmotors übernehmen. Ansatzpunkte gibt es genug:


    1. EU als Allianz der Nationalstaaten: Die Einflusstiefe der EU muss reduziert werden, Fokus auf die Wirtschaft, Vollendung Binnenmarkt.


    2. Kleiner, aber effizienter: Keine weitere Budgetausweitung, sondern Refokussierung der Mittel auf Förderung von Innovation und Wachstum.


    


    3. EU-Bürokratie abbauen: Lieferkettengesetz, DSGVO, EU-Taxonomie abschaffen, den Binnenmarkt endlich vollenden als Kernaufgabe vor allen anderen.


    4. Einmaliger Altschuldenfonds: Als konstruktive Lösung des Schuldenproblems einiger Staaten kategorischer Ausschluss einer Schulden- und Transferunion.


    Die ersten 100 Tage – 
Sofortmaßnahmen


    Diese Reformen brauchen realistisch bis 2030. Aber klare Signale sofort sind notwendig. Hier die Maßnahmen der ersten hundert Tage:


    1. Stopp der Kernkraftwerkabrisse: Die noch betriebsbereiten Atomkraftwerke nicht abreißen, sondern wieder in Betrieb nehmen. Alte Standorte mit Small Modular ­Reactors neu evaluieren. Das eindeutige Signal: Wir denken ab sofort rational, nicht ideologisch. Die beste Energie ist günstig und sicher. Damit bekommt die Industrie die realistische Aussicht auf günstigere Strompreise. Dann kann man auch zeitweise subventionieren.


    2. Abschaffung der »Rente mit 63«: Renteneintritt ab sofort wieder mit 67 Jahren (mit Kopplung an Lebenserwartung). Das klare Signal: Wir achten auf Generationengerechtigkeit und verlangen von jedem einen Beitrag.


    3. Ankündigung Kirchhof-Steuerreform: Umsetzung zum nächsten Jahr. Das sofortige Signal für alle Unternehmen und Bürger: Es lohnt sich zu arbeiten.


    4. Gesetzmoratorium und One-in-three-out-Regel: Keine neuen Bundesgesetze für zwei Jahre. Für jedes neue Gesetz müssen drei alte weg. Das gibt Planungssicherheit.


    


    5. Subventionsstopp ankündigen: Keine neuen Subventionen, bestehende Subventionen werden bis 2027 abgebaut. Macht deutlich, dass der Staat spart und sich zurückzieht.


    6. Klimaziel-Reform ankündigen: Deutschlands Ziel der Klimaneutralität 2045 wird reformiert. Statt eines Absolutziels wird ein Relativziel, abhängig von den USA, China und Indien, eingeführt. Das zollt der Erkenntnis Tribut, dass Deutschland nicht allein die Welt retten kann.


    Warum das politisch möglich ist


    Der Einwand lautet, dass das politisch nicht durchsetzbar sei. Ich denke, der Schlüssel liegt darin, alle Teile der Bevölkerung zu belasten, aber auch zu entlasten. Für die Jüngeren eröffnet sich die Chance, in einem Land aufzuwachsen, in dem es wieder vorwärts geht und in dem sie die Chance haben, aus eigener Kraft zu Wohlstand zu kommen. Für die Älteren eröffnet es einen Weg, einen eigenen Beitrag zur Sanierung zu leisten. Für alle gibt es einen effizienteren und effektiveren Staat.


    Was fehlt, ist die politische Führung, die den Mut aufbringt, das zu tun, von dem alle wissen, dass es kommen muss. Bei einer Forsa-Umfrage im Herbst 2025 gaben 82 Prozent der Befragten an, es seien »grundlegende Reformen« nötig. Nur ein Prozent (!) sah Deutschland »alles in allem gut für die Zukunft gerüstet« und weitere 17 Prozent hofften, es sei mit »kleineren Veränderungen« getan.298


    Müßig, darauf hinzuweisen, dass die Maßnahmen, die in der Umfrage als Lösungen abgefragt wurden, allesamt auf die Umverteilung statt auf die Schaffung von Wohlstand setzten. Genau deshalb beginnt das hier vorgestellte Programm auch mit Aufklärung.


    Warum es Grund zur Hoffnung gibt


    »Wie die Politik uns ruiniert«, haben wir gesehen. Wir haben auch gesehen, dass es möglich ist, den Kurs der deutschen Politik zu korrigieren, in Richtung Wohlstand und Zukunft. Wir müssen es nur tun.


    Die gute Nachricht ist: Deutschland hat noch viele Stärken, auf denen wir aufsetzen können. Einige dieser Stärken will ich nach den überwiegend unerfreulichen Themen dieses Buches zum Abschluss aber unbedingt in Erinnerung rufen.


    Die stillen Stars der deutschen Wirtschaft


    Die wohl größte Stärke der deutschen Wirtschaft sind die sogenannten Hidden Champions – mittelständische Weltmarktführer, die in ihren Nischen global dominieren. Von weltweit etwa 4000 Hidden Champions stammen rund 1600 aus Deutschland299. Damit ist fast jeder zweite unbekannte Weltmarktführer in der Bundesrepublik beheimatet.


    In Deutschland kommen auf eine Million Einwohner circa 20 Hidden Champions – deutlich mehr als in allen anderen Ländern der Welt. In Japan sind es nur etwa 1,7 und in den USA oder Italien sogar nur 1,2 Hidden Champions pro Million Einwohner 300. Diese außergewöhnliche Dichte erklärt einen wesentlichen Teil der deutschen Exportstärke.


    Im Durchschnitt setzen die deutschen Hidden Champions 467 Millionen Euro um und beschäftigen 2252 Mitarbeiter. Die Gesamtbeschäftigung liegt bei etwa 3,5 Millionen Menschen – vergleichbar mit der Beschäftigung aller DAX-Unternehmen zusammen (ca. 4 Millionen).301 Rund 25 Prozent der deutschen Exporte stammen von Hidden Champions.302


    Der durchschnittliche Marktanteil der Hidden Champions liegt bei 40 Prozent. Sie zeichnen sich durch außergewöhnliche Innovationskraft aus: Pro 1000 Mitarbeiter haben Hidden Champions 31 Patente, während die entsprechende Zahl für Großunternehmen bei nur sechs liegt.303 Der Erfolg liegt an der langfristigen Orientierung der oft seit Generationen von Familien geführten Unternehmen. Ohnehin ist der Mittelstand ein Rückgrat der deutschen Wirtschaft. Der deutsche Mittelstand generiert einen Gesamtumsatz von über zwei Billionen Euro jährlich. Damit entfällt rund ein Drittel des Umsatzes aller Unternehmen in Deutschland auf mittelständische Unternehmen. Um diese Stärke beneiden uns viele andere Länder.


    Deutschland gründet wieder


    Deutschland erlebt einen beeindruckenden Gründungsboom. Im Jahr 2025 entstanden 3568 neue Start-ups – ein Anstieg um 29 Prozent gegenüber 2024. Diese Entwicklung übertrifft sogar das bisherige Rekordjahr 2021 und zeigt: Trotz wirtschaftlicher Unsicherheit wagen Unternehmerinnen und Unternehmer den Schritt in die Selbstständigkeit. Besonders erfreulich ist dabei der deutlich steigende Anteil an technologisch anspruchsvollen Gründungen aus dem Umfeld von technischen Universitäten. Anders als bei der letzten Gründungswelle, wo mit Lieferdiensten und dem Versandhandel Zalando vor allem an Konsumenten ausgerichtete Gründungen den Schwerpunkt bildeten, nutzen wir nun die traditionellen technologischen Stärken der deutschen Wirtschaft und Wissenschaft. Unterstützt von der zuvor diskutierten Notwendigkeit, auch militärische Innovationen zu fördern, gibt es hier die realistische Chance, ganze Industrien neu aufzubauen – beispielsweise in der Luft- und Raumfahrt. Sie könnten die Grundlage für weitere Jahrzehnte von Wohlstand legen.


    


    Gelingen der Politik die richtigen Weichenstellungen vor allem mit Blick auf Finanzierung – etwa durch die Mobilisierung von mehr privatem Kapital für Start-ups – und den Kündigungsschutz – Stichwort: Kosten des Scheiterns –, dürfte das der Gründerszene einen weiteren Schub verleihen. Ebenso wichtig ist, dass der Staat mehr als Käufer auch bei Start-ups in Erscheinung tritt, nicht nur, aber sicherlich vor allem im Verteidigungsbereich.


    München hat sich als besonders starker Gründungsstandort etabliert und liegt bei der Pro-Kopf-Gründungsrate deutlich vor Berlin. Das ist kein Zufall, sondern Ergebnis eines vorbildlichen (und glücklicherweise nicht mehr einmaligen) privaten Engagements.


    Europas führendes Gründungszentrum


    UnternehmerTUM, das 2002 von der Unternehmerin Susanne Klatten initiierte Zentrum für Innovation und Gründung an der Technischen Universität München, wurde von der Financial Times erneut als bestes Gründungszentrum Europas ausgezeichnet.304 Die Zeitung hebt besonders das starke Netzwerk hervor, zu dem mehr als 500 Familienunternehmen und Konzerne, Investoren, internationale Forschungseinrichtungen sowie Politik und Verwaltung gehören.


    Das Ökosystem rund um die TUM bringt jährlich mehr als 100 wachstumsstarke Tech-Start-ups hervor, darunter über 70 Ausgründungen aus der TUM selbst. Start-ups, die von TUM und UnternehmerTUM gefördert wurden, warben 2024 mehr als zwei Milliarden Euro privates Wagniskapital ein.305 Für Prof. Helmut Schönenberger, den Gründer und CEO der UnternehmerTUM, steht außer Zweifel, dass Deutschland das Potenzial hat, deutlich mehr aus seiner Innovationskraft zu machen und dass die Erfahrung aus München wiederholbar ist. Und genau das wird jetzt probiert. Viele weitere Universitätsorte wie Aachen, Potzdam, Heidelberg und Darmstadt versuchen, den Erfolg aus München zu reproduzieren.


    Erfolgreiche Förderung von Sprunginnovationen


    Und sogar der Staat beweist, dass er eine gute Rolle spielen kann: Die 2019 gegründete Bundesagentur für Sprunginnovationen (SPRIND) entwickelt sich zu einem zentralen Motor für bahnbrechende Innovationen. Die erste umfassende Evaluation von August 2023 bis Dezember 2024 durch das Fraunhofer ISI und Technopolis Deutschland kommt zu einem eindeutigen Ergebnis: »Die SPRIND ist ein Erfolgsprojekt«.306


    Die Zahlen belegen die wachsende Bedeutung der Agentur: Im Jahr 2024 standen SPRIND rund 229 Millionen Euro zur Verfügung – ein erheblicher Anstieg gegenüber 171,1 Millionen Euro im Jahr 2023. Davon flossen etwa 137 Millionen Euro in Gründungen und 79 Millionen Euro in Forschungsvorhaben.307


    Damit gehört SPRIND zu den größten Deep-Tech-Finanzierern Europas. Das bedeutet, dass der Fokus auf Innovationen liegt, die einen längeren Realisierungshorizont haben und deshalb nur schwer mit privatem Kapital realisiert werden können. Man denke beispielsweise an die Fusionsforschung. Unstrittig wäre die Erzeugung von Energie mit Fusionsreaktoren nicht nur ein Segen für die Menschheit, sondern auch eine Wohlstandsmaschine für die Nation, die den Durchbruch schafft. Trotz aller Fortschritte dürfte die Realisierung Jahrzehnte dauern. Deshalb ist es so wichtig, dass SPRIND zurzeit zwei Start-ups in diesem Bereich unterstützt.308


    


    Das 1000-Köpfe-Plus-Programm


    Als Reaktion auf zunehmende Einschränkungen der Wissenschaftsfreiheit in anderen Ländern – insbesondere in den USA unter der Trump-Regierung – hat die Bundesregierung das 1000-Köpfe-Plus-Programm (englisch: Global Minds Initiative Germany) ins Leben gerufen. Das Programm startete im Juli 2025 und soll internationalen Spitzenforschern einen »sicheren Hafen der Wissenschaftsfreiheit« und attraktive Karriereperspektiven in Deutschland bieten. Seit dem Start wurden 166 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus 25 Ländern für das Programm ausgewählt. Für 2025 stehen 27 Millionen Euro bereit, für 2026 bis 2029 sind weitere 375 Millionen Euro geplant – insgesamt soll das Programm mit 600 Millionen Euro ausgestattet werden.


    Im Vergleich mit anderen Europäischen Ländern war Deutschland bisher dennoch nicht so erfolgreich im Anlocken von Wissenschaftlern aus dem Ausland. Neben der Sprachbarriere lag das an der übermäßigen Bürokratie und komplizierten Visa- und Berufungsverfahren.309 Aber dies sind Dinge, die sich ändern lassen. Es ist auf jeden Fall ein gutes Zeichen, dass die Politik diese Chance zumindest erkannt hat und versucht, sie zu nutzen.


    Deutschland als Sehnsuchtsort


    Und auch grundsätzlich sollten wir uns freuen, in Deutschland zu leben. Denn trotz aller Kritik bietet Deutschland sehr gute Lebensbedingungen und stabile demokratische Strukturen.


    Im internationalen Vergleich schneiden deutsche Städte bei der Lebensqualität bemerkenswert gut ab. Eine Auswertung dreier führender Studien (Global Liveability Index der Economist Intelligence Unit, Mercer Quality of Living Ranking, Numbeo Quality of Life Index) zeigt: Sechs deutsche Metropolen schaffen es unter die Top 25 der lebenswertesten Städte weltweit. Im OECD Better Life Index 2024, der die Lebensqualität in 38 OECD-Staaten anhand von elf Kategorien bewertet, erreicht Deutschland Rang 13 von 38 Staaten mit besonders hohen Werten bei Arbeit (8,9 von 10 Punkten), Sicherheit (8,3 Punkte) und Lebenszufriedenheit (8,1 Punkte).310


    Kein Wunder, dass Deutschland für viele Menschen in anderen Ländern ein Sehnsuchtsort ist.


    Deshalb!


    Deutschland ist ein schönes und starkes Land. Die Kombination aus hoher Lebensqualität und stabiler Demokratie macht viele negative Faktoren wett und Deutschland zu einem attraktiven Standort – nicht nur für Unternehmen, sondern auch für hochqualifizierte Fachkräfte und Spitzenforscher. Während andere Industriestaaten mit politischer Instabilität, sozialen Spannungen oder Einschränkungen der Freiheitsrechte zu kämpfen haben, bietet Deutschland Verlässlichkeit.


    Das sind echte Werte, die wir uns angesichts der enormen Sanierungsaufgabe, vor der wir stehen, bewusst machen müssen, wenn wir daran zweifeln sollten, ob sich dieser Kraftakt lohnt. Er lohnt sich!

  


  
    SCHLUSSWORT: 
VOM MÄRCHEN ZUM ALBTRAUM


    Im Schlusswort des »Märchens vom reichen Land« schrieb ich 2018:


    »Es droht erhebliches Ungemach, sobald wir aus dieser Illusion erwachen. Denn dann ist das Tor weit auf, für andere Verführer, egal ob von links oder von rechts, die nicht zögern werden, die Wut auf die etablierten Parteien und ihre Repräsentanten für die eigenen Zwecke zu nutzen. Die Gefahr ist groß, dass diese neuen Politiker dann Maßnahmen ergreifen, die den Wohlstand im Land noch weiter zerstören, als es die bisherige Politik getan hat. Den etablierten Parteien, allen voran der CDU und der SPD, die uns so schlecht regiert haben, könnte dasselbe Schicksal drohen wie ihren Schwesterparteien in Italien und Frankreich. Der Absturz in die völlige Bedeutungslosigkeit. Und das angesichts ihrer Regierungsbilanz zu Recht. Das Problem ist nur, dass dieser Absturz erst dann erfolgen wird, wenn die Illusion geplatzt ist. Dann ist der Schaden aber bereits entstanden, und es dürfte zu spät sein, um ihn noch zu begrenzen.«


    In genau dieser Phase befinden wir uns heute. Immer deutlicher wird, dass das Märchen ausgeträumt ist. Die etablierten Parteien haben ihre Glaubwürdigkeit verspielt. Die politischen Ränder sind stark wie nie. Deutschland drohen bei den nächsten Wahlen französische Verhältnisse – hoch verschuldet, reformunfähig, gefangen zwischen linken und rechten Blockierern. Dem Absturz der etablierten Parteien droht der Absturz Deutschlands zu folgen.


    Noch ist es nicht zu spät.


    Dieses Buch zeigt, was passieren wird, wenn wir nichts tun. Es hat aber auch gezeigt, was getan werden muss – und dass es machbar ist. Jede Maßnahme des Aufbruch 2030 wurde anderswo erfolgreich umgesetzt. Schweden hat Aktienrenten. Dänemark hat digitale Verwaltung. Singapur hat PISA-Spitzennoten. Die Schweiz hat günstige Energie und optimale Rahmenbedingungen.


    Deutschland kann sich erneuern. Nach der Einigung folgte der Aufstieg ab 1871. Nach 1945 folgte das Wirtschaftswunder. Jedes Mal war es eine bewusste Entscheidung – kollektive Anstrengung, Disziplin, die Bereitschaft, kurzzeitig Einschränkungen hinzunehmen, um langfristig wieder zu wachsen.


    Wir können das wieder. Aber nicht, wenn wir warten, dass »die Politik« es richtet. Politik sind wir. Wir sind die Wähler, die Unternehmer, die Arbeitnehmer, die Eltern. Die Verantwortung liegt nicht »da oben«. Sie liegt bei uns.


    Deshalb: Nutzen wir den Aufbruch 2030 als Kompass. Fragen Sie Ihre Abgeordneten konkret, wie sie Reformen umsetzen wollen. Lassen Sie sich nicht mit Sprechblasen abspeisen. Fordern Sie Taten. Sprechen Sie mit Ihrem Arbeitgeber über Produktivität und Innovation. Ermutigen Sie Ihre Kinder, MINT zu studieren oder Handwerker zu werden. Bauen Sie Vermögen auf. Nehmen Sie Verantwortung ernst.


    Lesen Sie dieses Buch nicht als Aufforderung zur Resignation. Lesen Sie es als Aufruf zum Handeln. Jetzt! Nicht morgen. Jetzt.


    2018 schrieb ich: »Noch können wir umsteuern und handeln. Viel Zeit bleibt allerdings nicht mehr.« 2026 sage ich: Die Zeit läuft ab. Aber es ist noch nicht vorbei.


    Wir haben noch ein schmales Zeitfenster, bevor die Demografie, die Verschuldung, die Deindustrialisierung, der Bildungsverfall und der Investitionsrückstand uns endgültig überwältigen. Bevor der Absturz vollends Realität ist. Bevor aus dem Märchen unwiderruflich ein Albtraum wird.


    Die Frage ist nicht: Können wir es schaffen? Die Frage ist: Wollen wir es schaffen? Haben wir den Willen?


    Deutschland steht nicht vor einem wirtschaftlichen Pro­blem. Es steht vor einer gesamtgesellschaftlichen Herausforderung. Ich glaube, wir sind noch stark genug, um diese Transformation zu gestalten.


    Kämpfen wir dafür!
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Wolfgang Herles zieht eine »Schadensbilanz« der Berliner Republik. Der Wohlstand der Deutschen schmilzt schneller als das Eis der Arktis. Ein Nebel aus Inkompetenz, Selbstüberschätzung, Wirklichkeitsverweigerung, bürokratischer Selbstknebelung und ideologischer Verblendung liegt über dem Land. Wer sollte ihn vertreiben, wenn nicht die Deutschen selbst! Messerscharf analysiert Herles das Versagen der politischen Klasse, spießt Moralismus, Konformismus und Staatsgläubigkeit auf und fordert tiefgreifende Reformen und mehr direkte Demokratie. Eine provokante Streitschrift für die Revitalisierung der deutschen Demokratie und die Entfesselung der bürgerlichen Mitte, denn "ohne anarchische Lust kann es nicht besser werden" (Wolfgang Herles).
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Julia Ruhs war stets überzeugt, ganz normale Meinungen zu vertreten – bis sie Journalistin wurde. Sie sprach sich als Volontärin in der ARD gegen das Gendern aus und warnte später in einem Kommentar der »Tagesthemen« vor illegaler Einwanderung. Sie sprach sachlich und mit Bedacht Themen an, die viele Menschen im Lande bewegen. Aber plötzlich war sie eine Exotin im Metier. Die Reaktion war ein linker »Shitstorm«, leider Normalität heutzutage. Die Politikjournalistin Julia Ruhs ist Reporterin beim Bayerischen Rundfunk sowie Kolumnistin für Focus Online. Dieses Buch ist ihr Plädoyer für eine offene Debattenkultur, in der auch kritische und unbequeme Meinungen Gehör finden müssen. Sie hinterfragt, gerade als Journalistin, den herrschenden Zeitgeist, der offenbar nur eine Richtung zuzulassen scheint. Und sie verdeutlicht, warum manche Meinungen laut und andere leise sind, warum Konservative im Journalismus Mangelware sind, weshalb sich Journalisten für besonders mutig halten, um trotzdem lieber mit dem Strom zu schwimmen. Und sie dokumentiert, wie ein Berufsstand, der Neutralität predigt, immer stärker polarisiert
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Wir haben ein Problem: Obwohl die Steuereinnahmen allein 2024 über eine Billion Euro betragen, reicht das Geld vorne und hinten nicht. Es drohen wahlweise Steuererhöhungen oder neue Schulden. Dabei versenkt der Staat Milliarden in einer verfehlten Migrationspolitik, einer absurd anmutenden Entwicklungshilfe und leitet Unsummen in ein engmaschiges Netz linker Lobbygruppen. Diese NGOs sind der zentrale Antreiber einer ideologisch geprägten Ausgabenpolitik. Zahlreiche Vereine, Stiftungen und Organisationen haben unter dem Deckmantel der "Zivilgesellschaft" in den vergangenen Jahren massiv an Einfluss auf die Regierungsarbeit gewonnen. Björn Harms bringt Licht ins Dunkel: Welche Ministerien sind besonders verschwendungssüchtig? Wie entstand und funktioniert die Kreislaufwirtschaft zwischen "Zivilgesellschaft", Politik und Medien? Und welche zwielichtigen Vereine erhalten Millionen an Steuermitteln über Bundesprogramme wie "Demokratie leben!"?
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"Deutschland schafft sich ab" löste 2010 bei seinem Erscheinen eine heftige gesellschaftspolitische Debatte aus. Es gab Versuche, den Inhalt zu skandalisieren, den Autor moralisch in die Ecke zu stellen und die inhaltlichen Argumente, die das Buch tragen, lächerlich zu machen. Von den Vorschlägen zur Abhilfe, die er in dem Buch machte, hat die deutsche Politik wenig bis gar nichts umgesetzt. Der Originaltext von 2010 wird noch in Jahrzehnten zeigen, was man hätte erkennen können, wenn man gewollt hätte, und was man hätte ändern können, wenn man die Ehrlichkeit und die Kraft dazu gefunden hätte. Er bleibt deshalb unverändert. Bei der jetzt vorgelegten Neuausgabe sind Thilo Sarrazins Kommentierungen und Ergänzungen in den ursprünglichen Originaltext eingebettet. So kann der Leser jeweils erkennen, wo es neue für die Analyse relevante Fakten gibt, bzw. wo sich Sarrazins Einschätzungen geändert haben. In der Summe wird so der Inhalt des Buches noch viel explosiver, als er es 2010 war.
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Die Tagesschau ist die wichtigste Nachrichtenmarke des Landes. Millionen Menschen informieren sich täglich bei ihr. Doch immer mehr Zuschauer beklagen eine einseitige Berichterstattung: Über die Flüchtlingskrise, die Coronazeit, den Klimawandel oder die Kriege in Gaza und der Ukraine. Alexander Teske hat sechs Jahre bei der Tagesschau die Themen der Sendungen geplant. In seinem Blick hinter die Kulissen zeigt er wie Karrieristen, Machtkämpfe und politische Überzeugungen die Sendung prägen. Teske hinterfragt die Nähe zur Politik, die Rolle der Experten und den Umgang mit der AfD. Er zeigt, womit die Tagesschau in den sozialen Medien erfolgreich ist, warum dem Sport, Unwettern und den Royals der rote Teppich ausgerollt wird und immer öfter Kurzatmigkeit zu Fehlern führt.

Titel jetzt kaufen und lesen (Werbung)



OEBPS/Text/toc.xhtml

  
    Inhalt



    
      		VORWORT: DEUTSCHLAND IM SINKFLUG



      		1. DAS MÄRCHEN IST ZU ENDE 

      
        		2018



        		2026



        		Schlimmer als befürchtet


      





      		2. WOHLSTAND IST KEIN ZUFALL 

      
        		Das Segelschiff ist marode



        		Die Grundlagen unseres Wohlstandes



        		Die Demografie bremst



        		Die Produktivität enttäuscht



        		Energie ist Wohlstand



        		Bildung: Deutschlands wichtigste ­Ressource in der Krise



        		Innovation als Motor



        		Warum die KI-Revolution unsere ­Probleme nicht lösen wird



        		Die Krise des Standorts Deutschland


      





      		3. DIE VERTEILUNG DES WOHLSTANDS 

      
        		Der Umverteilungsstaat



        		Gefangen in Komplexität



        		Das kranke Gesundheitssystem 



        		Der Staat kann es nicht besser



        		Bürokratie erdrückt



        		Die Last der Migration



        		Ideologie statt Physik



        		Nur der Staat wächst noch



        		Die Mitschuld der EU



        		Scheckbuch auf Reisen



        		Das Land verfällt – Preis des ­politischen ­Versagens


      





      		4. REALITÄTSLEUGNUNG 

      
        		Alles Absicht?



        		Klimarettung im Alleingang



        		Die Wirtschaft war immer mit dabei



        		Alternative Fakten 



        		Deutschland ist kein ungerechtes Land



        		Versprechen ohne Fundament



        		Kein normaler Strukturwandel



        		Rüstung statt Auto?



        		Kritik verbieten?



        		Gerichte statt Parlament?



        		Realitätsleugnung


      





      		5. WIR MÜSSEN JETZT HANDELN! 

      
        		Das Märchen ist zu Ende erzählt 



        		Schuldenmilliarden auf die Probleme



        		Warum handelt die Politik nicht?



        		Aufbruch 2030: Die ­Zukunftsagenda für Deutschland



        		Warum es Grund zur Hoffnung gibt


      





      		SCHLUSSWORT: VOM MÄRCHEN ZUM ALBTRAUM



      		Der Autor



      		Impressum



      		ANMERKUNGEN


    


  

  
    Seitenliste



    
      		1



      		3



      		4



      		5



      		7



      		8



      		9



      		10



      		11



      		12



      		13



      		14



      		15



      		16



      		17



      		18



      		19



      		20



      		21



      		22



      		23



      		24



      		25



      		26



      		27



      		28



      		29



      		30



      		31



      		32



      		33



      		34



      		35



      		36



      		37



      		38



      		39



      		40



      		41



      		42



      		43



      		44



      		45



      		46



      		47



      		48



      		49



      		50



      		51



      		52



      		53



      		54



      		55



      		56



      		57



      		58



      		59



      		60



      		61



      		62



      		63



      		64



      		65



      		66



      		67



      		68



      		69



      		70



      		71



      		72



      		73



      		74



      		75



      		76



      		77



      		78



      		79



      		80



      		81



      		82



      		83



      		84



      		85



      		86



      		87



      		88



      		89



      		90



      		91



      		92



      		93



      		94



      		95



      		96



      		97



      		98



      		99



      		100



      		101



      		102



      		103



      		104



      		105



      		106



      		107



      		108



      		109



      		110



      		111



      		112



      		113



      		114



      		115



      		116



      		117



      		118



      		119



      		120



      		121



      		122



      		123



      		124



      		125



      		126



      		127



      		128



      		129



      		130



      		131



      		132



      		133



      		134



      		135



      		136



      		137



      		138



      		139



      		140



      		141



      		142



      		143



      		144



      		145



      		146



      		147



      		148



      		149



      		150



      		151



      		152



      		153



      		154



      		155



      		156



      		157



      		158



      		159



      		160



      		161



      		162



      		163



      		164



      		165



      		166



      		167



      		168



      		169



      		170



      		171



      		172



      		173



      		174



      		175



      		176



      		177



      		178



      		179



      		180



      		181



      		182



      		183



      		184



      		185



      		186



      		187



      		188



      		189



      		190



      		191



      		192



      		193



      		194



      		195



      		196



      		197



      		198



      		199



      		200



      		201



      		202



      		203



      		204



      		205



      		206



      		207



      		208



      		209



      		210



      		211



      		212



      		213



      		214



      		215



      		216



      		217



      		218



      		219



      		220



      		221



      		222



      		223



      		224



      		225



      		226



      		227



      		228



      		229



      		230



      		231



      		232



      		233



      		234



      		235



      		236



      		237



      		238



      		239



      		240



      		241



      		242



      		243



      		244



      		245



      		246



      		247



      		248



      		249



      		250



      		251



      		252



      		253



      		254



      		255



      		256



      		257



      		258



      		259



      		260



      		261



      		262



      		263



      		264



      		265



      		266



      		267



      		268



      		269



      		270



      		271



      		273



      		274



      		275



      		276



      		277



      		278



      		280



      		282



      		283



      		284



      		285



      		286



      		287



      		272



      		279



      		281


    


  

  
    Navigationspunkte



    
      		Cover


    


  


OEBPS/BookwireInBookPromotion/9783784484761.jpg
MEHR
ANARCHIE,
DIE

HERR-
SCHAFTEN!

MV





OEBPS/BookwireInBookPromotion/9783784485270.jpg
A =
m“ \‘
-griine

macht

Die Spaltung
Iseres Landes






OEBPS/BookwireInBookPromotion/9783784485164.jpg
ALEXANDER TESKE

\
N ;
\‘\ A N\“\\\‘ i

inside

Zwischen Nachrichten
und Meinungsmache

MV





OEBPS/Images/9783784485454._HT.png
DANIEL
STELTER

ABS TURL

SO RETTEN WIR
DEUTSCHLAND






OEBPS/BookwireInBookPromotion/9783784485102.jpg
THILO
SARRAZIN
DEUTSCH-
LAND

SCHAFFT
SICH AB

DIE BILANZ

NACH 15 JAHREN
MV





OEBPS/BookwireInBookPromotion/9783784485188.jpg
BJORN HARMS

Der ﬂm

NGO-

Komplex

Wie die Politik
unser Stevergeld verprasst

MV





OEBPS/Images/9783784485454_fuer_epub.jpg
DANIEL
STELTER

SO RETTEN WIR
DEUTSCHLAND





